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Einblick. 


Das  Problem  der  Schulverfassung  ist  so  alt  wie  die 
Schule  selbst.  Es  besteht  in  der  Frage:  Wem  gehört  die  Schule? 
Zur  Beantwortung  dieser  grundlegenden  Frage  müssen  wir  histo- 
risch verfahren. 

Die  Geschichte  der  Volksschule  ist  die  Geschichte 
ihrer  Verfassung.  In  den  Theorien  der  großen  Pädagogen 
finden  wir  mehr  oder  minder  begründete  Darlegungen  ihrer 
Schulverfassung.  Sie  sind  oft  nur  andeutungsweise  vorhanden. 
Darin  beruht  die  Schwierigkeit,  eine  Geschichte  der  Volks- 
schulverfassung zu  schreiben.  Bislang  fehlt  sie  vollständig.  Um 
ihrer  grundsätzlichen  Bedeutung  willen  soll  sie  hier  versucht 
werden.  Berücksichtigung  des  geschichtlich  Gewordenen  tut  in 
unserer  Zeit  der  Revolutionierung  auf  allen  Lebens-  und  Kultur- 
gebieten mehr  denn  je  not,  um  nicht  dem  tosenden  Wirbelsturm 
eines  geschichtslosen  schulpolitischen  Radikalismus  zu  verfallen. 

Mit  dem  Einblick  in  die  Lebensarbeit  der  großen 
Volksschultheoretiker  und  -praktiker,  die  an  ihrem  Teile 
das  Wesen  oder  Sehnen  der  kulturgeschichtlichen  Entwicklung 
ihrer  Zeit  verdeutlicht,  läßt  sich  natürlicherweise  das  Verständnis 
für  die  Schulgesetzgebung  unseres  preußischen  Staates 
bis  auf  unsere  Tage  gewinnen.  Verfassungsentwürfe  und  Schul- 
gesetze sind  als  Niederschlag  der  pädagogischen  Zeitströmung  zu 
betrachten. 

Eine  geschichtlich  objektive  Darstellung  unter  Herausarbei- 
tung der  für  die  Schulverfassung  bedeutsamen  Grundgedanken 
muß  zu  Höhenlagen  in  der  Entwicklung  und  Ausgestaltung 
unserer  Theorie  hinanführen.  Inwiefern  Friedrich  Wilhelm 
Dörpfelds  Schul  Verfassung  uns  den  Höhepunkt  in  der 
Darstellung  und  praktischen  Verwendbarkeit  unserer  Volksschul- 

Schmidt,  Dörpfelds  Schulverfassung.  1 
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ver  assungstheorie  bedeutet,  wird  im  zweiten  Teile  der  Arbeit 
wissenschaftlich  dargestellt  und  kritisch  begründet.  Hier  soll 
zugleich  erstmalig  versucht  werden,  Dörpfeld  und  seine  Schul- 
ver  assung  nach  ihrer  Entstehung  und  Auswirkung  in  die  Ge- 
sch  chte  der  Schulgesctzgebung  einzuordnen. 

Beim  gewaltmäßigen  Abschluß  des  letzten  großen  politi> 
schm  und  kulturgeschichtlichen  Abschnittes  in  der  Entwicklung 
unseres  Volkstums  versuchen  wir  auf  dem  Gebiet  der  Schul- 
ver  assung  von  unserem  gewonnenen  S>tandpunkte  aus  einen 
Überblick  zu  bekommen,  nachdem  auf  wiederum  vorzugsweise 
historischem  Wege  Ziistimmendes  und  Gegensätzliches 
zu  Dörpfelds  Schul  Verfassung  in  Theorie  und  Praxis 
bis  zur  Revolution  zusammengetragen  und  kritisch  gewürdigt 

wu  'de. 

Im  anschließenden  vierten  Teile  soll  der  Versuch  einer 
zeitgemäßen  Anwendung  der  Dörpfeldschen  Verfassung 
au  die  schulpolitisch  außerordentlich  bewegte  Gegen- 
wart systematisch  unternommen  werden  Dieser  Teil  ist  vom 
rein  wissenschaftlichen  wie  schulpraktischen  Standpunkte  aus  als 
der  wichtigste  meiner  Arbeit  zu  betrachten.  Auf  dem  Boden 
gegenwärtiger  Schwierigkeiten  und  Notstände  in  der  Schul- 
vertassung  unseres  Landes  im  einzelnen  wie  im  allgemeinen  mag 
sicli  die  hochaufragende  Bedeutung  von  Dörpfelds 
Sc  lul Verfassung  für  die  Umgestaltung  des  Schulwesens 
in  Gegenwart  und  Zukunft  um  so  klarer  abheben  und  über- 
zeigend erfaßt  werden.  Es  soll  die  Darlegung  unternommen 
we'den,  inwieweit  Dörpfelds  Schulverfassung  in  ihrer 
praktischen  Verwendbarkett  als  Grundlage  eines  langersehn- 
ter Landesschulgesetzes  in  Betracht  kommen  kann. 
Dieses  Kapitel  wendet  sich  vorzugsweise  an  alle  diejenigen,  die 
von  Amts-  und  Berufswegen  als  Volkserzieher,  Volksbeauftragte 
und  Schulgesetzgeber  bei  der  bedeutungsvollen  Umgestaltung 
um  eres  Volksschulwesens  beratend  und  bestimmend  mitwirkeri. 

Der  letzte,  allgemeine  Teil  5 soll  aus  Vergangenheit 
un(l  Gegenwart  erprobte,  historisch  wie  systematisch  gefundene 
W<  ge  zu  neuem  Aufstieg  in  der  Volkserziehung  unseres 
so  überaus  schwer  geprüften  Vaterlandes  aufzeigen. 

Damit  schließt  sich  der  Kreis  unserer  Untersuchungen,  um 
noch  einen  Ausblick  auf  eine  hoffentlich  gesegnete  Entwick- 
lur  g auf  dem  Gebiete  unserer  Volksbildung  und  Volkswohlfahrt 

zu  eröffnen. 
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Erstes  Kapitel. 


Geschichte  der  Volksschulverfassung 
in  Preußen  bis  auf  Friedrich  Wilhelm  Dörpfeld. 

Das  ist  die  große  Aufgabe  und  der  schöne 
Zweck  des  preußischen  Staates,  einen  Organis- 
mus darzustellen,  worin  jeder  kleine  Staatsteil, 
als  Provinz,  als  Kommune,  sein  Leben  und  seine 
Regsamkeit  für  sich -haben,  der  eigentümlichen  Ent- 
wicklung seiner  Kräfte  sich  freuen  und  ihres  Genusses 
froh  werden  kann;  aber  das  alles  gediegen  zu  einem 
großen  Körper  zusammengewachsen  ist,  und  nur 
um  so  freudiger  sich  an  ihn  anschließt,  je  tiefer  er  fühlt, 
wie  innig  sein  besonderes  Bestehen  durch  das  Bestehen 
mit  dem  Ganzen  bedingt  ist.  . . . 

Daß  es  sehr  wohl  möglich  sei,  die  allgemeinen  Prin- 
zipien der  Schulgesetzgebung  bestimmt  und  vollständig, 
und  so  zu  fassen,  daß  sie  das  Gemeinschaftliche 
enthalten  und  das  Besondere  seine  leitende  Regel 
darin  finde,  davon  hat  meine  Amtsführung  in  der 
obersten  Unterrichtsbehörde  des  preußischen  Staates, 
während  welcher  dieser  Gedanke  und  seine  Ausführung 
mein  Lieblingsgegenstand  war,  und  ich  alles,  was  Ge- 
schäftserfahrung und  Nachdenken  mich  lehrte,  darauf  be- 
zog, mich  genugsam  überzeugt. 

Staats  ratWilhelmSüvern  im  Promemoria,  »eine 
zu  entwerfende  allgemeine  Schulordnung  und  darauf  zu 
gründende  Provinzialschulordnungen  betreffend«,  vom 
8.  August  1817. 

Die  Geschichte  der  Volksschule  ist  die  Geschichte  ihrer  Ver- 
fassung. Sie  gliedert  sich  in  drei  große  Abschnitte:  1.  Das 
Zeitalter  ihrer  Gründung,  in  dem  die  Schule  ein  Anhang  der 
Kirche  ist,  bis  um  die  Mitte  des  17.  Jahrhunderts.  2.  Das  Zeit- 
alter der  Übernahme  des  Schulregimcnts  unter  die  Aufgaben  des 
Staates.  Die  allgemeine  Schulpflicht  wird  allmählich  durchgeführt 
bis  um  1800.  3.  Das  Zeitalter  des  Ausbaues  der  Volksschule  zu 
einer  Volksbildungsanstalt  im  19.  Jahrhundert. 
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In  jedem  dieser  Abschnitte  steht  das  Landesschulwesen  in 
innigster  Beziehung  zum  gesamten  wirtschaftlichen  und  geistigen 
Lei  en  des  Volkes.  Die  soziale  Ordnung  hat  ihr  Abbild  in  der 
Sei  ulorganisation  des  Zeitalters.  Wechselnde  Rildungsideale 
spit  geln  sich  im  Schulwesen  wieder.  Im  Erziehungswesen  selbst 
ble  ben  gleichwohl  gewisse  sich  gleichbleibende  Grundzüge  durch 
die  Jahrhunderte  gewahrt.  Diese  sind  scharf  herauszustellen. 

Das  Eindringen  in  die  Vergangenheit  gibt  uns  wertvolle 
Wi  ike  für  die  Beurteilung  von  Gegenwart  und  Zukunft.  Hier 
sind  vor  allem  Übergangszeiten  mit  ihren  tiefgreifenden  Lebens- 
unc  Bildungsfragen  außerordentlich  lehrreich. 

Die  heidnische  Zeit  kannte  keine  Schule,  keine  plan- 
mäßige Unterweisung.  Die  Hauserziehung  bestand  in  der  Hin- 
auf ührung  der  Jugend  in  die  Gemeinschaft  und  den  Stand  der 
Erv^achsenen.  Das  geschah  durch  Übung  und  Nachahmung.^) 

Von  tiefgreifender  und  nachhaltiger  Wirkung  auf  das  ge- 
san  te  Volksleben  erwies  sich  das  Christentum.  Es  weckte 
die  schlummernden  Kräfte  auf,  regte  sie  an,  nährte  und  förderte 
sie  zu  immer  höherer  Entfaltung.  Dabei  knüpfte  die  Kirche  mit 
der  Sittenlehre  der  Evangelien  an  den  sittlichen  Zustand  der 
gernanischen  Stämme  an.  So  bildete  sich  zwischen  Volkstum 
unc  Christentum  eine  innige  Seelengemeinschaft.  Im  Christen- 
tuni  finden  wir  den  Wert  der  einzelnen  Menschenseele  ganz 
ancers  betont  als  im  abgeschlossenen  jüdischen  Gesetzestum 
od(  r auch  im  schöngeistigen  Griechentum.  Die  Demokratisierung 
der  Bildung,  die  das  Christentum  verbreitet,  vollzieht  sich  in  einer 
Tiefe  des  inneren  Lebens,  von  der  die  antike  Welt  keine  Ahnung 
haten  konnte. 

Im  Mittelalter  gab  es  für  Adel  und  Bauernstand  nur 
ein  j häusliche  Erziehung.  Schule  hielt  und  genoß  nur  der 
gei  itliche  Stand.  Er  betrachtete  sich  als  den  alleinigen  Schul- 
herm.  So  blieb  es  bis  tief  ins  12.  Jahrhundert  hinein.  Die  Ge- 
sellschaft war  gespalten  in  Kirche  und  Laienschaft.  Die  kirch- 
lichen Bildungsanstalten  waren  zugleich  Erziehungsschulen. 
Vei  möge  ihres  Zusammenhangs  mit  der  Kirche  trugen  sie  den 
Chirakter  öffentlicher,  von  einem  geschlossenen  Stande  geleiteter 
An  italten. 

Unter  den  Einflüssen  des  internationalen  Rittertums  und  der 
Kreuzzüge  trat  Deutschland  allmählich  in  den  Welthandel  ein. 


Tacitus,  Germania,  cap.  24:  Nudi  invenes,  quibus  id  ludicrum 
est  inter  gladios  se  atque  infestas  frameas  saltu  iaciunt  exercitatio 
artem  paravit,  ars  decorem. 
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Mit  dem  wirtschaftlichen  Aufschwung  ging  ein  Aufblühen  der 
Städte  Hand  in  Hand.  Die  Geldwirtschaft  verdrängte  die  Natural- 
wirtschaft. Freies  Handwerk  und  tätiger  Handel  wurden  aus- 
geübt durch  einen  neuen  Stand:  Das  Bürgertum.  Dieses  nahm 
in  den  Städten  langsam  die  Selbstverwaltung  in  die  Hand.  Eine 
verwickelte  städtische  Verwaltung  erforderte  neben  praktischer 
Ausbildung  tüchtige  geistige  Schulung.  So  entstanden  Stadt- 
schulen. Sie  waren  weltliche  Anstalten,  die  anstatt  unter  der 
Aufsicht  der  Kirche  dem  Rat  der  Stadt  unterstellt  waren.  Dieser 
richtete  seine  Schule  ein,  stellte  den  Schulmeister  an  und  sorgte 
für  die  Ausbildung  seiner  Bürgerkinder.  Oft  blieben  die  Stadt- 
schulen in  enger  Verbindung  mit  der  Kirche. 

Neben  diesen  Lateinschulen  kamen  nach  und  nach  Deutsche- 
oder Schreibschulen  auf.  Es  waren  Privatschulen,  die  dem 
Bildungsbedürfnis  weiter  Schichten  entgegenkommen  sollten. 
Außer  Lesen  und  Rechnen  lehrten  sie  den  schriftlichen  Gebrauch 
der  Muttersprache.  In  diesen  Schulen  erkennen  wir  die  leisen 
Anfänge  einer  nationalen  Volksschule  für  den  Bürgerstand.  Von 
einer  allgemeinen  Volksschule,  die  auch  für  den  Bauernstand 
Geltung  hatte,  kann  noch  keine  Rede  sein.  Herrschende  geistige 
Macht  ist  immer  noch  die  Kirche.  Das  Unterrichtswesen  trägt 
ihren  einheitlichen  Stempel. 

Was  dem  Humanismus  mit  bezug  auf  die  Volksbildung  ver- 
sagt blieb,  das  gelang  dem  kerndeutschen  Volks-  und  Glaubensmann 
Martin  Luther.  »Im  Geist  und  Gewissen«,  sagt  er,  »sind  wir 
die  allerfreiesten  von  aller  Knechtschaft.  Da  glauben  wir  niemand, 
da  vertrauen  wir  niemand,  da  fürchten  wir  niemand,  ohne  allein 
Christum.«  Das  ist  das  Zeugnis  von  der  inneren  Freiheit  des 
Christenmenschen.  Freiheit  setzt  Bildung  voraus.  Luther  gehört 
zu  den  Starkmütigen,  aus  deren  Glauben  die  Tat  fließt,  fließen 
muß.  Mit  genialem  Tiefblick  erkannte  er  bald  die  Bedeutung 
der  Umgestaltung  des  Unterrichtswesens  für  sein  Werk  der  sitt- 
lich-religiösen Volkserneuerung.  1530  gab  er  seinen  »Sermon« 
heraus,  »daß  man  Kinder  zur  Schule  halten  sollte«.  Hier  liegt 
der  Ausgangpunkt  der  allgemeinen  Schulpflicht.  Luther 
verlangt  Schulen  für  alle  Volksstände.  Von  größter  Be- 
deutung für  die  Verfassung  des  gesamten  Bildungswesens  wird 
Luthers  Grundsatz:  »Erhaltung  und  Ordnung  des  Schulwesens 
ist  Pflicht  und  Recht  der  weltlichen  Obrigkeit.«  Damit  tritt  jener 

Zu  Paulsen,  Geschichte  des  gelehrten  Unterrichts,  S.  323:  »Im 
Mittelalter  scheint  von  Schulaufsicht  überhaupt  keine  Rede  zu  sein«, 
vgl.  die  von  Paulsen  nachträglich  gewürdigten  Untersuchungen  von 
Kahl,  Zur  Geschichte  der  Schulaufsicht.  Leipzig,  1913. 
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gewaltige  Umschwung  in  die  Erscheinung:  Die  Schule  ist  kein 
ecclesiasticum-  mehr,  sondern  ein  politicum,  eine  An- 
gelegenheit der  Stadt,  des  Staates. 

Luthers  Zeit  war  längst  noch  nicht  reif  für  sein  Ideal. 
Late  nschulen  wie  deutsche  Schreibschuleii  standen  in  engster 
Vert  indung  mit  der  Kirche  überwiegend  unter  städtischem  Patronat. 
Die  hinzutretenden  Staats-,  Fürsten-  oder  Landesschulen 
bedeuten  einen  wichtigen  Schritt  auf  dem  Wege  vom  mittelalter- 
lichen Staat  zum  modernen  Kulturstaat:  Oie  Erhaltung  der 
gelehrten  Studien  wird  eine  unmittelbare  Angelegen- 
heit des  Staates.  Die  evangelische  Lateinschule  wird 
die  Einheitsschule  aller  höheren  Stände.  Auch  in  der  Volks- 
schu  e tritt  die  starke  Überlegenheit  des  protestantischen  Deutsch- 
land hervor. 

Der  30jährige  Krieg  brachte  das  nationale  Leben  zeit- 
weise zum  Stillstand.  Aber  er  vernichtete  nicht  die  zähe  Lebens- 
kraft des  deutschen  Volkes.  Man  muß  die  unsäglichen  Ver- 
wüs:ungen  kennen,  um  sagen  zu  dürfen,  daß  ein  Volk,  das  so 
Sch>/eres  überstanden,  nicht  so  leicht  zu  vernichten  und  auszu- 
tilgei  ist. 

Mitten  in  den  Kriegsgreueln  erstand  dem  Volke  ein  Prophet, 
ein  Künder  besserer  Zeiten:  Arnos  Comenius.  Wie  die  große 
Kirc  lenreformation  Luthers  aus  der  Not  des  Gewissens  hervor- 
gegaigen  ist,  so  bricht  die  Erneuerung  des  Erziehungswesens 
bei  Comenius  gleicherweise  aus  den  Tiefen  des  Gemütes  hervor, 
aus  heißer,  kummervoller  Liebe  für  das  hirtenlos  umherirrende 
Voll:.  Hinzu  tritt  der  Schmerz  um  das  zertretene  Vaterland,  der 
spät  er  in  ähnlicher  Weltlage  Pestalozzi  und  Fichte  zu  Vor- 
kämDfern  der  Volkserziehung  weihte.  So  wird  er,  der  von  Haus 
aus  Theologe  war,  zum  idealen  Volkserzielier  und  Sozialpolitiker, 
der  in  unablässigem  Bemühen  seinem  Volke  das  Bild  einer 
Schulorganisation  entwirft,  die  dieser  Zeit  um  Jahrhunderte  vor- 
auseilt. 2) 


Luther:  Löbliche  Schulen  sind  die  Brunnen  alles  sittlichen 
Wesens  im  menschlichen  Leben.  Einen  fleißigen  und  frommen  Schul- 
meister, der  treulich  Kinder  zeucht  und  lehrt,  kann  man  nimmer  genug 
lohren  und  mit  keinem  Golde  bezahlen.  O,  er  hat  ein  köstlich  Amt 
und  Werk,  und  ist  das  edelste  Kleinod  der  Kirche,  ja,  er  erhält  die 
Ki  r :he. 

Didactica  magna,  cap.  27—31.  Bereits  in  der  »Regenten-Amts- 
- lehrj«  von  Comenius’  Vorläufer  Ratke  (f  1635)  geht  die  Förderung  der 
Stastsschule  und  der  allgemeinen  Schulpflicht  Hand  in  Hand.  Abdruck 
bei  Kahl,  Oesch,  der  Schulaufsicht. 
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Nach  Heubaumi)  bildet  das  17.  Jahrhundert  den 
Ausgangspunkt  für  das  Bestreben  nach  Verstaatlich ung 
und  Verweltlichung  der  Schule.  Bestiminte  der  Realismus 
den  Begriff  der  Volksschule,  so  der  Pietismus  die  Schul- 
aufgaben nach  der  religiösen  Seite  hin.  Ein  bemerkenswerter 
Fortschritt  im  Schulwesen  vollzieht  sich  im  Herzogtum  Gotha. 
Hier  wird  Ernst  der  Fromme  der  Begründer  einer  vvirkhchen 
Volksschule.  Sein  Schulmethodus  von  1642,  von  Andreas 
Reyher  verfaßt,  nimmt  einen  hervorragenden  Platz  in  der  Ent- 
wicklung unseres  Bildungswesens  ein.  2) 

Langsam  tritt  ein  fremdländisches  Element  in  die 

deutsche  Staatskunst  und  die  heimische  Kultur  ein  ^ 

einflussung  erfolgt  von  Westen  her.  Vermittler  wird  das  deutsche 

Fürstentum.  Neben  die  ständische  und  / 

stellt  sich  eine  streng  monarchische  und  schafft  damit  die  Grund- 
lage zur  neuen  Staatseinheit  nach  dem  Muster  Ludwigs,  des  roi 
soleil  de  la  Grande  Nation  Frankreich.  In  Preußen  vollzieht 
sich  die  tiefgreifende  Umgestaltung  des  gesamten  Lebens  unter 
Friedrich  dem  Großen,  dem  aufgeklärten  Despoten.  Die 
neue  Auffassung  erkennt  im  Fürstentum  nicht  sowohl  einen  In- 
begriff von  Rechten  als  vielmehr  von  Pflichten.  Der  König  ist 
der  erste  Diener  des  Staates.  Neben  ihm  steht  ein  ausgezeichnetes 
Beamtentum.  Trotz  geringer  Hilfsmittel  wird  Großes  geschaffen. 
Es  entsteht  ein  wohlhabender  Mittelstand.  Die  Befreiung  des 
Bauernstandes  beginnt.  Des  Volkes  Erziehung  zur  Arbeit  gelingt 
Die  Einzelstaaten  gestalten  ihre  Verwaltung  völlig  neu  durch  d 
Vereinigung  straffer  Staatseinheit  mit  bürgerlicher  Selbstverwaltung 

und  einer  wirksamen  Volksvertretung.  ^ t i ^ i 

Als  summus  episcopus  übernimmt  der  Landesherr 

letzt  auch  die  Fürsorge  für  das  gesamte  Bildungswesen. 

Die  weltlichen  Bildungsbestrebungen  innerhalb 
o-renzen  sich  mehr  und  mehr  zu  einem  eigenen  Arbeitsgebiet  ab. 
zuerst  lösen  sich  die  Universitäten  von  der  Kirche,  dann  folgen 
höhere  und  mittlere  Schulen,  und  schließlich  lockert  sich  selbst 
die  Verbindung  zwischen  Kirche  und  Volksschule.  So  der  ge- 

schicmhche  h?  August  Hermann  Francke  tief- 

gehende Anregungen.  Friedrich  Wilhelm  1.  von  Preußen, 

sÄrer  Ät  wie  Knaben  und  Mägd|^rm 

Werden  k"td  sdlen..  S.  Vormbaum,  Evgl.  Schulordnungen  des 
n Jahrh.,  II.,  S.  295-345. 
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der  den  Hallenser  Theologen  und  Schulmann  sehr  schätzte 
richtete  sich  bei  seiner  unermüdlichen  Tätigkeit  für  geistige  und 
^tthohe  Hebung  seines  Landes  nach  dem  Beispiel  von  Halle 
Dunh  eine  Verordnung  vom  Jahre  1717  führte  Preußens 
»größter  innerer  König«  die  allgemeine  Schulpflicht  ein. 
Damit  beginnt  machtvoll  der  Prozeß  der  Verweltlichung  und 
Vers  aatlichimg  der  Schule.  Er  schreitet  freilich  erst  im  Beginn 
des  19.  Jahrhunderts  zur  tatsächlichen  Durchführung  einer  um- 
fasse iden  staatlichen  Schulaufsicht  fort.  Bleibt  auch"*  der  alther- 
gebn.chte  kirchliche  Charakter  der  Schule  bis  ins  18.  Jahrhundert 
mellt  oder  weniger  gewahrt,  so  wird  jetzt  mehr  und  mehr  mit 
der  Landeskirche  auch  die  Schule  der  weltlichen  Obrigkeit  unter- 
stellt. Aus  der  zweigliedrigen  Reihe  des  Mittelalters:  Kirche  — 
Schue  wird  eine  dreigliedrige:  Staat  — Kirche  — Schule.  Die 
Bestrebungen  der  Aufklärungszeit  gehen  dahin,  die  Schule 
aus  (inem  Kircheninstitnt  in  eine  Staatsanstalt  umzuwandeln.  In 
diese'  Zeit  des  absoluten  Despotismus  erscheinen  die  ersten  be- 
deutingsvollen  Maßnahmen  preußischer  Schulgesetzgebung.  Sind 
in  den  beiden  voraufgegangenen  Jahrhunderten  die  schulgesetz- 
licheii' Bestimmungen  noch  bloße  Teile  der  Kirchenordnungen, 
so  seizt  im  18.  Jahrhundert  die  gesetzgebende  Arbeit  des  Staates 
in  Fo  m selbständiger  Erlasse  ein.  Wir  wiesen  bereits  nach,  daß 

preußischer  Schulgesetzgebung  mit  Friedrich 
Wilh(  Im  I.  zunächst  durch  den  Pietismus  bestimmt  war.  Mit 
ihm  geht  das  Schwergewicht  schulgesetzgeberischer  Tätigkeit  des 
Staates  auf  das  niedere  Schulwesen  über.  Damit  »dominiert 
die  Staatsraison  auf  allen  Gebieten«.^)  Dieser  schul- 
gesct2  liehe  Wendepunkt  mag  mit  der  Entwicklung  des  preußischen 
Staate;:  Militärpolitik  - Wirtschaftspolitik  — Volksbildungs- 
politil  auf  das  engste  Zusammenhängen. 

i.war  kommt  es  noch  zu  keiner  einheitlichen  Regelung  des 
Bilduiigswesens.  Eine  geschlossene  Verwaltung  des  Schulwesens 
fehlt.  Die  Schulgesetzgebung  ist  nach  Bekenntnissen  gespalten. 
Daß  iber  die  Staatsidee  siegreich  durchdriiigt,  zeigt  das  All- 
gememe  Landrecht  von  1794,  das  dem  gesamten  Schulwesen 
eme  ' jesetzesgrundlage  zu  geben  versucht,  auf  die  dann  die 
spätere  Schulgesetzgebung  fast  stets  zurückgegriffen  hat.  2) 


A ^ Behördenorganisation  und  allgemeine  Staatsverwal- 

tung. Acta  Borussica  VI,  1.  S.  6. 

Allgemeines  Landrecht  für  die  Preußischen  Staaten.  Neuauf- 
1832.  2.  Teil,  2.  Band.  In  Betracht  kommt  Titel  12, 

§§  1— >3. 


\ Durch  das  grundlegende  Edikt  vom  28.  September  1717^) 

wird  der  Schulzwang  als  staatliches  Prinzip  in  Preußen  öffentlich 
V ausgesprochen.  Wir  heben  das  als  bedeutsames  Moment  in 

i unserer  geschichtlichen  Darlegung  hervor,  daß  es  der  Staat  ist, 

\ der  den  Schulzwang  einführt.  Er  bekundet  damit  energisch  sein 

( staatliches  Interesse  an  der  Volksbildung,  wenn  auch  die  Kirche 

in  ihren  Konfessionen  die  Schule  noch  lange  als  ihre  »Institution« 
ansehen  kann.  Tatsächlich  konnte  die  gesetzgeberische  Tat 
freilich  erst  nach  Verlauf  eines  ganzen  Jahrhunderts  im  vollen 
Umfange  verwirklicht  werden.  Starrsinn  der  Eltern,  Widerstände 
grundherrlicher  »Privilegien«,  besonders  der  Patronatsrechte,  Er- 
mangelung einer  straffer  zentralisierten  Verwaltungsorganisation 
lassen  in  den  damaligen  Schulgesetzgebungsmaßnahmen  mehr 
I »legislative  Postulate«  als  wirklich  befolgte  Erlasse  erkennen.  2) 
Gleichwohl  kommen  mit  dem  Beginn  der  Verallgemeinerung 
der  Volksbildung  im  18.  Jahrhundert  bessere  Zeiten.  Bewundernd 
stehen  wir  vor  dem  großartigen  Schulgründungswerk 
Friedrich  Wilhelms  I.  Seine  Regulativprinzipien  vom 
Jahre  1736  sind  grundlegend  für  die  preußische  Schul- 
verfassung. Für  die  Regelung  der  Schulunterhaltung  in 
Preußen  bilden  sie  das  Grundgesetz.  Jeder  Versuch  von  Süvern 
an,  die  Schulunterhaltungspflicht  zu  regeln,  geht  auf  sie  zurück. 
Überhaupt  ist  das  Verständnis  späterer  Schulgeschichte  ohne 
Kenntnis  der  Principia  regulati  va  unseres  Erachtens  unmöglich. 
Sie  stehen  anerkennenswerter  Weise  nicht  bloß  auf  dem  Papier, 
wenn  auch  ihr  Geltungsbereich  auf  die  Königlichen  Domänen 
Ostpreußens  beschränkt  ist.  Kirchen  und  Schulen  bilden  hier 
einen  Teil  der  Gutsverwaltung.  Welche  Leistung  des  König- 
lichen Gutsherrn  und  welch  ein  hervorragendes  Beispiel  und 
hohes  Vorbild!  Bis  1743  sind  allein  in  Ostpreußen  etwa  400 
alte  Kirchschulen  eingerichtet  und  an  1200  Dorfschulen  neu  ge- 
gründet. 100  000  Kinder,  bisher  ohne  allen  Unterricht  der  Ver- 
wilderung preisgegeben,  lernen  jetzt  die  notdürftigsten  Anfangs- 
gründe der  christlichen  Religion  und  des  allgemeinen  Wissens. 
Nirgends  ist  damals  für  die  geistige  Bildung  der  niedrigsten 


0 von  Rönne,  Das  Unterrichtswesen  des  preußischen  Staates. 
Bd.  1,  S.  60.  Über  seine  Entstehung  s.  Heubaum,  Geschichte  des  deut- 
schen Bildungswesens,  S.  146  u.  367. 

2)  Der  »Vater  der  preußischen  Volksschule«  nahm  sich  auch  in 
eingehender  Weise  des  Privatschulwesens  an. 

2)  Abdruck  der  »Grundsätze  zur  Regelung  (der  Schulgründungen)« 
bei  Schorn-Ewerding,  S.  133. 
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Bevö  kerungsklassen  so  erfolgreich  geschafft  worden  wie  in 
Preullen. 

Hlier  hatte  Francke-),  der  Preußens  König  an  organisatorischer 
Kraft  kaum  nachstand,  für  seine  Gedanken  christlicher  Unter- 
weist ng  fruchtbaren  Boden  gefunden. 

Jnter  demselben  Einfluß  des  Pietismus  steht  noch  die 
Schl  Igesetzgebung  Friedrichs  des  (jroßen,  wenngleich 
sich  kr  Rationalismus  schon  ankündigt.  Joh.  Julius  Flecker 
hat  noch  in  Halle  Franckes  letzte  Vorlesung  gehört.  Auf  Grund 
des  Vlindenschen  Reglements  von  1754  verfaßt  er  das 
Gem:ral-Landschulreglement  vom  12.  August  1763®), 
das  ;ils  Erlaß  »fast  noch  in  des  Königs  Feldlager  vollzogen 
wurdü«  (Süvern).  Hatten  die  Regulativprinzipien  sich  mehr  mit 
Schul  unterhaltungsfragen  befaßt,  so  richtete  das  Landschulregle- 
ment sein  Augenmerk  auf  die  inneren  Angelegenheiten  der 
Schule.  Freilich  bestand  die  Wirkung  des  Reglements  größten- 
teils mf  dem  Papier  aus  Mangel  an  geeigneten  Lehrkräften.  Der 
Versi  ch  des  Staates,  den  niederen  Schulen  der  gesamten  Monarchie 
eine  einheitliche,  gesetzliche  Grundlage,  besonders  in  der  inneren 
Verwaltung  zu  geben,  ist  dennoch  bedeutsam.  Hier  richtet  der 
Staat  zum  ersten  Male  seinen  Blick  über  die  örtlichen  und  provin- 
zielle 1 Verschiedenheiten  hinaus  aufs  Ganze.  Die  absolute  Herr- 
schaf der  Staatsidee  gibt  auch  dem  Schulwesen  ihr  Gepräge. 
Zwingt  sie  doch  selbst  den  Großen  König  in  ihren  Dienst.  Die 
»Instruktion  für  die  Inspektoren  von  1764«,  nach  der  den 
Gern  finden  einzuschärfen  war,  daß  ihre  Kinder  während  der 
Schu  jahre  mehr  dem  Staate  als  ihnen  zugehörten,  erinnert  an 
Spartas  Staatssozialismus,  der  in  Fichtes  Plan  wie  auch  in  dem 
Sozialismus  unserer  Tage  wieder  auflebt. 

Dreißig  jahre  sollten  noch  vergehen,  ehe  der  Satz  des 
gruni liegenden  Schulrechts;  »Schulen  sind  Veranstaltungen 
des  Staates«  im  Allgemeinen  Landrecht  (II.  Teil,  Titel  12,  § 1) 
Aufnahme  fand.  So  stellt  das  Jahr  17Q4  theoretisch  ge- 
nommen einen  Höhepunkt  der  Bewegung  zur  Vkr- 
staatlichung  des  Schulwesens  dar.  Christian  Wolffs 
philosophisch  - systematische  Darstellung  des  Staatserziehungs- 
gedaiikens  trug  wesentlich  zu  dieser  Entwicklung  bei.  Wirklich- 
keit wurde  das  landrechtliche  Schulgesetz  erst  im  Beginn  des 

Vgl.  dazu  des  t sparsamen«  Königs  Stiftung  von  50000  Talern 
im  rrons  pietatis. 

■)  Vgl.  Franckes  Schulordnung  1697,  erweitert  1702,  Schorn-Ewer- 
ding, S.  122. 

®)  Nach  dem  Originaldruck  bei  Schorn-Ewerding,  S.  138. 
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folgenden  19.  Jahrhunderts,  als  Wilhelm  von  Humboldt^) 
jene  große  Schulreform  einführte,  auf  die  wir  näher  einzugehen 
haben  wegen  ihrer  außerordentlichen  Bedeutung  für  die  Folge- 
zeit des  Ausbaues  wie  für  die  neuen  Bestrebungen  der  Gegen- 
wart. 

Lorenz  von  Stein 2)  erkennt  die  Bedeutung  des  All- 
gemeinen Landrechts  nicht  darin,  ein  einheitliches  Recht  zu 
schaffen.  Er  ist  der  Ansicht,  daß  der  preußische  Staat  hier  zum 
ersten  Male  das  Gesamtbildungswesen  unmittelbar  in  die  all- 
gemeine Gesetzgebung  aufnimmt  und  es  zu  einem  selbständigen 
Teil  derselben  macht.  Wir  möchten  in  ihm  den  Keimpunkt 
einer  gesetzlichen  Entwicklung  sehen,  die  auf  ein  allgemeines 
Landesschulgesetz  hinzielt. 

1787  gründete  der  Justizminister  K.  A.  von  Zedlitz  als 
Chef  des  Lutherischen  Geistlichen  Departements  das  O ber- 
sch u 1 ko  1 legi  um®).  Er  war  ein  Mann  der  Aufklärung,  der  von 
den  Ideen  der  Philanthropen  stark  beeinflußt  war.  In  ihm  fand 
der  Gedanke  der  Verstaatlichung  des  Bildungswesens  einen  her- 
vorragenden Träger.  Durch  Begründung  seines  Fachkollegiums 
als  Schulverwaltungsmittelpunkt  bezweckte  er  die  Durchsetzung 
der  Staatsidee  gegenüber  den  Ansprüchen  der  Kirche  und  der 
Lokalgewalten  auf  dem  Schulgebiete.  Straffe  Zentralisierung  der 
Verwaltungsbehörden  gab  dem  Staatswillen  energischen  Aus- 
druck. Zugleich  sehen  wir  darin  wohl  nicht  mit  Unrecht  die 
Absicht,  das  Schulwesen  als  besonderes  Gebiet  der  Verwaltung 
von  den  kirchlichen  Angelegenheiten  zu  trennen.  Wir  wiesen 
nach,  wie  beides  bisher  in  der  geschichtlichen  Entwicklung  als 
notwendig  zusammengehörig  angesehen  wurde. 

Zedlitz’  liberale  Schulpolitik  wurde  unterbrochen  durch  eine 
rückläufige  Bewegung  unter  Wöllner  (1788 — 98).  Sie  findet 
dann  aber  ihren  Fortgang  unter  dem  geistesverwandten  Minister 
von  Massow  (bis  1807).  Er  versucht  als  Erster  die 
Schaffung  eines  allgemeinen  Schulgesetzes.  Das  ge- 
samte Bildungswesen  von  -der  Landschule  bis  zur  Hochschule 
sollte  darin  umfaßt  werden.  Damit  dürfte  der  Nachweis  erbracht 
sein,  daß  nicht  erst  der  Zusammenbruch  des  preußischen  Staates 
bei  Jena  zum  Entwurf  eines  allgemeinen  Schulgesetzes  führte, 

0 Über  die  staatsmännische  Tätigkeit  dieses  ersten  und  einzigen 
»Ministers  für  Volksaufklärung«  siehe  weiter  unten. 

*)  L.  V.  Stein,  Handbuch  der  Verwaltungslehre.  Innere  Verwal- 
tung 2.  Teil,  3. 

®)  Eine  gute  Darstellung  desselben  gibt  Kahl,  Schulaufsicht, 
S.  115  ff. 
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sonchrn  daß  die  Idee  desselben  in  der  stetigen  Fortführung  der 
schul  gesetzlichen  Bewegung  in  Preußen  iag.  Es  genügt  an 

diese' Stelle,  auf  die  Ähnlichkeit  von  damals  und  heute  in  dieser 
Beziehung  hinzuweisen. 

Die  Napoleonischen  Stürme  fegten  Massows  Reform- 
werk hinweg.  Zugleich  bahnten  sie  der  preußischen  Schulgesetz- 
gebu  lg  einen  neuen,  auf  die  Zukunft  deutenden  Weg.  Damit 
kommen  wir  zur  dritten,  der  klassischen  Periode  preußischer 
Schu  gesetzgebung.  Sie  steht  im  Zeichen  des  Individualismus. 

Der  absolute  Despotismus  hatte  die  Volksbildung  als  ein 
Gebet  der  Staatsraison  erkennt.  Nach  innen  war  der  absolute 
Staat  ein  Erziehungsstaat  gewesen.  Was  morsch  und  in  seinen 
Formen  erstarrt  war,  brach  auf  den  Höhen  des  Landgrafenberges 
bei  _ena  zusammen.  Neue  literarische  Strömungen  und  die 
folge: ireichen  Ereignisse  der  französischen  Revolution  führten  in 
der  Staatsauffassung  einen  völligen  Umschwung  herbei.  Die 
freie  Ei nzel Persönlichkeit  beginnt,  die  Bevormundungs- 
tendeiz  des  sogenannten  Polizeistaates  rücksichtslos  zu  bekämpfen. 
Man  müpft  wieder  an  die  Auffassung  des  Staates  als  Rechts^ 
Institut  zum  Schutze  der  Bürger  gegen  innere  und  äußere 
Feinde  an,  wie  sie  bis  zum  30jährigen  Kriege  geltend  war. 
Öffentliche  Wohlfahrtspflege  wird  wieder  mehr  als  Aufgabe  ge- 
nösse ischaftlicher  Verbände  kirchlicher  und  weltlicher  Art  an- 
gesehen. in  Humboldts  Schrift  von.  1792:  »Über  die 

Grer  zen  der  Wirksamkeit  des  Staates*  läßt  sich  unschwer 
der  Einfluß  von  Kants  Postulat  der  sittlichen  Autonomie^)  nach- 
weise  1 , nach  dem  der  Mensch  alle  inneren  Kulturgüter  frei 
aus  sich  selbst,  ohne  Mitwirkung  des  Staates  erzeugen  muß. 
Aus  der  Freiheit  der  Individuen,  nicht  Staatssubjekte,  ersteht  die 
freie  Tätigkeit  der  Nation.  Sie  ist  als  Arbeit  freier  Verbände 
nebe  i der  des  Staates  zu  denken.  Nicht  der  Staat,  sondern 
freie  l>fationalverbände  haben  sich  der  Erziehung  anzunehmen. 

Die  Staatsverdrossenheit  des  letzten  Jahrzehnts  vom  auf- 
geklär  .en  Jahrhundert  am  straff  zentralisierten  Beamtenstaat  Preußen 
schwi  idet,  sobald  an  die  Stelle  des  Friederizianischen  Ständestaates 
der  Nationalstaat  tritt.  Jetzt  vollzieht  sich  die  Bildung  des 
Volke;  im  modernen  Sinne.  Das  nationale  Bewußtsein  entfaltet 
sich.  Es  vergeht  das  einseitige  Verhältnis  von  Herrscher  und 
Untertan.  Die  »herrschend-dienende  Teilnahme  der  Nation  am 
Staate  beginnt.  So  entsteht  ein  Staatsbürgertum  mit  neuen 
RechU  n und  Pflichten.  Durch  Entfaltung  der  im  Volke  ruhen- 


' Kritik  der  praktischen  Vernunh,  1788. 


— la- 
den, noch  unentwickelten  Kräfte  wird  der  Wiederaufbau  von 
innen  heraus  versucht.  Pestalozzis  Geist  wird  wirksam. i) 
An  die  Stelle  der  Bürgerbildung  mit  ihrer  »Tauglichkeit  für 
Staatszwecke«  tritt  allgemeine  Menschenbildung.  Sie  wird  ent- 
sprechend dem  nationalstaatlichen  Gedanken  mit  Nationalbildung 
gleichgestellt.  In  dem  Sinne  schreibt  Süvern  im  Promemoria, 
daß  der  preußische  Staat  auf  die  lebendigen  Kräfte  der  Menschen- 
natur gegründet  sei.  Freie  Entfaltung  aller  Kräfte  durch  Selbst- 
tätigkeit soll  die  Nation  aus  dem  früheren  Zustande  völliger 
Teilnahmlosigkeit  herausreißen  und  zur  Mitarbeit  am  Staatswesen 
gewöhnen.  Alle  geistige  Bildung  beruht  auf  innerlichem  Schaffen. 
Im  Tat  Charakter  der  Bildung  liegt  die  Verknüpfung  Pestalozzi- 
scher Erziehungswissenschaft  und  Fichte  scher  Philosophie.  Als 
Träger  dieser  neuen  pädagogischen  Ideen  in  der  Kraft  des  deut- 
schen Idealismus  sind  Wilhelm  von  Humboldt^),  Schleier- 
macher^),  Nicolovius,  Süvern  an  der  Arbeit.  Letzten  Endes 
ist  es  die  Gedankenwelt  Kants,  Goethes  und  Schillers,  aus 
der  das  große  Süvernsche  Schulgesetzwerk  zu  erfassen  ist. 

So  beginnt  mit  der  von  Fichte  geforderten  gänzlichen  Ver- 
änderung des  bisherigen  Erziehungswesens  im  engen  Zusammen- 
hang mit  den  Stein-Hardenbergschen  Reformen  ein 
gedankenreicher  Zeitabschnitt  auch  für  die  preußische  Schul- 
verfassung. Er  ist  die  Grundlage  unseres  Unterrichtswesens  bis 
zum  Ende  des  19.  Jahrhunderts  gewesen.  Als  erste  Maßnahme 
der  Verwaltungsreform  Steins  ist  hier  die  Auflösung  der 
»ewigen«  Verbindung  der  geistlichen  und  Unter- 
richtsangelegenheiten vom  Justizministerium 
zu  nennen.  Die  »Kultus-  und  Schulverwaltung«  wird  als 
»Sektion  des  Kultus  und  öffentlichen  Unter- 
richts« in  das  neu  gegründete  Ministerium  des  Innern  verlegt. 
In  der  Einrichtung  einer  Zentralbehörde  für  das  gesamte  Schul- 
wesen mit  untergeordneten  Provinzial-  und  Lokalbehörden  ver- 

9 Siehe  meinen  »Briefwechsel  (Pestalozzi-Nicolovius)  vor  lOOJahren«, 
im  Evgl.  Schulblatt  1910,  Heft  9. 

D Vgl.  dazu  die  beste  neueste  Pestalozzi-Biographie  von  A.  Heu- 
baum. „ 

®)  Uber  Schellings  Einfluß  auf  Humboldt  vgl.  O.  Braun,  Schel- 
lings  Ideen  zur  Kulturpädagogik,  S.  210. 

*)  Schleiermachers  Pädagogik  als  »Erziehungslehre«,  herausgegeben 
von  C.  Platz  1849,  aus  dem  pädagogischen  Nachlaß.  Über  den  Ein- 
fluß der  größeren  Lebensgemeinschaften  vgl.  noch  Schorn-Ewerding, 
S.  316  und  Dörpfeld,  Freie  Schulgemeinde,  Anhang,  S.  275:  Über  den 
Beruf  des  Staates  zur  Erziehung  (Auszug). 

Vgl.  Ziegler,  S.  278  ff. 
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bli  ib  glücklicherweise  der  entgegengesietzten  Bewegung  auf 
Di’zentralisation  genügend  Raum  gewahrt.  Der  ungeheuere, 
längst  nicht  ausgewürdigte  Fortschritt  des  Schulwesens  lag  in 
de]  grundsätzlichen  Anerkennung  der  Selbstverwaltung.  Auf 
den  untersten  Stufen  fand  diese  ihren  Ausdruck  sowohl  in  den 
18)8  ins  Leben  gerufenen  städtischen  Sch  uldeputationen^) 
als  auch  in  den  1812  verfügten  Schulvorständen  auf 
dem  Lande.-) 

Das  Großartige  an  Humboldts  erstem  Mitarbeiter  auf  dem 
Ge  biete  des  Schulwesens,  dem  Staatsrat  Süvern,  war  dies, 
dali  er  bei  allem  Scharfblick  für  das  Wohl  des  Ganzen  doch 
genug  Sorgfalt  auf  die  Ausbildung  und  segensreiche  Auswirkung 
die  ?er  Selbstverwaltungskörperschaften  verwandte.  Bei  den  gesetz- 
geberischen Arbeiten  für  die  Volksschulverfassung  stand  ihm  der 
geistesverwandte  selbständige  Pestalozzianer  Ludwig  Natorp^) 
zui  Seite.  Er  war  ein  hervorragender  Organisator,  wie  aus  seinem 
1812  der  Sektion  überreichten  »Grundriß  zur  Organi- 
sation der  Elementarschulen«  mühelos  zu  ersehen  ist. 
Dieser  Grundriß  diente  Süvern  zum  Entwurf  der  » Besonderen 
Instruktion  über  dieEinrichtuiigderallgemeinen 
Elementarschulen«  von  1813,  die  mit  der  »Haupt- 
instruktion«  über  das  höhere  Schulwesen  zur 
»Ciesamtinstruktion  über  die  Verfassung  der 
Schulen«  im  selben  Jahre  fertig  wurde. 

Diese  Instruktion  ist  für  unsere  nach  meiner  Auffassung 
nie ht  lückenlose  Kenntnis  der  Vorarbeiten  des  Süvernschen 
Schulgesetzentwurfes  von  1819  eine  der  wesentlichsten 
in  bezug  auf  Verfassung  der  Schulen  hinsichtlich  der  Einrichtung, 
Unterhaltung,  Lehrerbildung,  Aufsicht  usw.  »Dem  Staate  fehlt 
ein  i durch  ein  zusammenhängendes,  deutliches,  alle  wesentlichen 
Teile  begreifendes  Gesetz  begründete  Schu Verfassung  noch 
gär  zlich.  Was  wir  davon  haben,  besteht  in  Bruchstücken.« 
18  4 skizziert  er  die  Hauptbestandteile  des  künftigen  Gesetzes. 
De:;  begeisterten,  tatenfrohen  Staatsrates  X^orschlag,  unverzüglich 
zun  Entwürfe  eines  Staatsschulgesetzes  zu  schreiten,  blieb  zu 
seinem  Leidwesen  3 Jahre  lang  unbeachtet.  August  1817  schreibt 
Süvern  dann  sein  Promemoria,  «eine  zu  entwerfende  all- 


Vgl.  dazu  noch  »Instruktion  für  die  Schuldeputationen  1811« 
bei  Brauchitsch,  S.  230. 

*)  von  Bremen,  VI  Die  Schulgemeinde  § 11. 

Vgl.  Rein,  Pädagogik  in  systematischer  Darstellung  II,  S.  107. 
G.  Thiele,  Süverns  Unterrichtsgesetzentwurf  vom  Jahre  1819. 

S.  i 0. 
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gemeine  Schulordnung  und  darauf  zu  gründende  Provinzial- 
schulordnungen betreffend«.  Juni  1819  schließt  die  eingesetzte 
Kommission  den  »Entwurf  eines  allgemeinen  Gesetzes  über  die 
Verfassung  des  Schulwesens  im  preußischen  Staate«  ab. 

Dieses  hervorragende  Werk  Süverns  läßt  unzweideutig  die 
Absicht  erkennen,  die  Schule  zu  einer  volkstümlichen  Angelegen- 
heit zu  machen.  Das  Schulwesen  soll  »ein  wesent- 
licher Gegenstand  allgemeiner  Fürsorge«,  »ein 
integrierendes  Glied  des  ganzen  Staatsorgan  is- 
mus«  werden.  Bedingung  für  die  Möglichkeit  eines 
Schulgesetzes  war  ihm  eine  Fassung  der  allgemeinen  Grundsätze 
derart,  daß  »das  Gemeinschaftliche  darin  enthalten  und  das  Be- 
sondere seine  leitende  Regel  darin  finde«.  Süvern  verlangt  ein- 
fache Grundsätze,  weil  das  Wesen  jeder  Schulverfassungsreform 
letztlich  in  der  Vereinfachung  beruhe.  Im  gerechtenlnter- 
essenausgleich  zwischen  Einzelwesen  und  Ge- 
samtheit muß  die  Auswirkung  jeder  gesunden  Schulverfassung 
liegen.  Rücksichtnahme  auf  das  eigentümliche  Leben  der  einzelnen 
Gebiete  darf  das  umschließende  Band  des  Ganzen  nicht  gewaltsam 
sprengen,  i)  Süverns  System  des  Bildungswesens  ist  ein  organisches. 
Fichte-  Schellingscher  Einfluß  im  Zeitalter  der 
Romantik  und  Spekulation,  wo  man  das  Ganze  des  Wissens 
noch  in  organischem  Zusammenhang  aufzufassen  bemüht  ist,  ist 
hier  unverkennbar. 

Der  Einheitsschulgedanke  des  Süvernschen  Ent- 
wurfes geht  uns  hier  nicht  weiter  an.  Nur  soviel  sei  gesagt: 
Bleibt  auch  die  Konfessionsschule  die  Normalschule,  so  ist  die 
Errichtung  von  Simultanschulen  nicht  ausgeschlossen.  Damit 
knüpft  Süvern  an  die  über  den  Konfessionen  stehende  allgemeine 
Staatsschule  des  Landrechts  von  1794  an,  im  Gegensatz  zu 
Massows  Schule  mit  konfessionslosem  Unterricht.  In  der  aus- 
drücklichen Betonung  der  Möglichkeit  einer  Simultanschule  er- 
kenne ich  den  Einfluß  des  Nassauischen  Schuledikts  von  1817, 
in  dem  die  Simultanschule  erstmalig  gesetzliche  Anerkennung 
findet.  ‘^) 

Aus  Süverns  Werk  spricht  echter  gesetzgeberischer,  wahrhaft 
philosophischer  Geist,  gepaart  mit  praktischer  Erfahrung.  Freilich 

9 Selbst  Harnisch  scheint  nach  seinem  Vorschlag  eines  Volks- 
schulgesetzes auf  Grund  des  katholischen  Reglements  von  1801  Süverns 
Schulgesetz  nicht  genau  gekannt  zu  haben.  Vgl.  Jetziger  Stand- 
punkt 1844,  S.  55.  Noch  weniger  Dörpfeld,  der  auch  nur  allgemeine 
kurze  Bemerkungen  macht.  Vgl.  Kap.  III— VI. 

9 von  Bremen,  S.  145  ff. 
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w£ren  seiner  Gesetzgebung  Grenzen  gezogen.  Es  bestätigte  sich 
Süverns  Wort,  daß  es  »in  der  Schulgesetzgebung 
atf  die  Einsicht  und  den  guten  Willen  aller^  die 
dsran  arbeiten  und  teil  haben,  bei  weitem  am 
meisten  an  kommt,  wo  in  anderen  Zweigen  der  Staats- 
ve:  waltung  vielleicht  schon  Gesetze  und  Befehle  von  oben  her 
an  sich  ausreichen«. 

Unter  veränderten  politischen  Verhältnissen  verschwand 
Sü/erns  Schulgesetzentwurf  1826  in  der  Versenkung,  indem  er 
»zu  den  Akten  geschrieben«  wurde.  So  endete  das  großangelegte, 
viel  verheißende  Werk,  das  so  kraftvoll  begann,  recht  tragisch. 
Es  mußte  für  das  ganze  Jahrhundert  bei  Wilhelm  Süverns 
Sclimerzensruf  verbleiben:  »Lauter  Fragmente!  Kein 

Ganzes!« 

Aber  die  große  Idee  der  großen  Zeit  ging  mit  Süverns 
Le  Denswerk  nicht  unter.  In  der  Verfassungs  urkunde  des 
preußischen  Staates  vom  31.  Januar  1850  wurde  sie 
no:h  einmal  stark  betont. 

Das  Schulgesetz  allein  vermag  das  große  Werk  der  Volks- 
er2iehung  nicht  zu  vollenden.  Hinzu  kommen  muß  die  freie 
Ta  der  Persönlichkeit.  Geist  der  Schulgesetzgebung  ist 
eirerseits  Bestimmtheit,  anderseits  Duldung.  Beides  hat  den 
mjncherlei  nachfolgenden  Entwürfen  des  öfteren  gefehlt.  Sie 
en  wickeln  sich  vielmehr  stets  stärker  zu  Kampfobjekten  der 
politischen  Parteien.  Für  sie  ist  das  Schulwesen  eine  Staats- 
an  Gelegenheit  allerwichtigster  Art.  Indem  sie  hier  die  Beweiskraft 
ihrer  Weltanschauung  messen,  entsteht  ein  Kampf  vornehmlich 
de’  konservativen  und  liberalen  Überzeugung.  Er  geht  durch 
das  ganze  Jahrhundert  hindurch.  Der  Streit  wird  mehr  unter 
Sc  ilagwörtern  durchgefochten,  als  der  gesunden  Schulentwicklung 
he  Isam  ist.  Er  dreht  sich  stets  um  die  alte  Frage:  Wem 
soll  die  Schule  gehören? 

Ging  aus  den  eingeholten  Gutachten  zum  Süvern- 
schen  Entwurf  hervor,  daß  zwischen  Staatsregierung  und 
Ki  che  kaum  eine  Einigung  zu  erzielen  sei,  so  machte  man  sich 
in  den  nächsten  Jahrzehnten  daran,  nur  noch  Einzelgebiete  des 
Vf lksschulwesens  gesetzlich  zu  regeln.  Die  Kabinettsordre 
vcn  1 825  führte  den  Schulzwang  für  den  Umfang  der  ganzen 

Zum  Text  und  seiner  Entstehungsgeschichte  vgl.  Anschütz,  Ver- 
fassungsurkunde, 1.  Bd.,  S.  364—496.  Artikel  20—26.  Art.  26:  »Ein 
be  ionderes  Gesetz  regelt  das  ganze  Unterrichtswesen«.  Vgl.  auch  von 
Renne,  Bd.  1,  S.  233. 
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Monarchie  ein.  Weitere  provinzielle  Ordnungen^)  be- 
trafen hauptsächlich  die  Verteilung  der  Schullasten  zwischen 
Staat  und  Gemeinde,  wobei  die  Schulsozietät  (Eltern- 
genossenschaft) kurzerhand  durch  die  bürger- 
liche Gemeinde  (Kommune)  abgelöst  wurde.  Freilich 
stellte  Artikel  26  der  Verfassung  ein  allgemeines  Schul- 
gesetz in  Aussicht,  gab  auch  in  Artikel  20 — 25  dazu  die  Richt- 
linien; ließ  es  aber  nach  Artikel  112  bis  zum  Erlaß  dieses 
Gesetzes  bei  den  bisherigen  Bestimmungen.  Aus  der  mit  Natur- 
notwendigkeit immer  größer  werdenden  Unsicherheit  auf  dem 
Gebiete  des  Schulrechts  bei  der  Überfülle  von  gänzlich  ver- 
schiedenen, zum  Teil  gar  sich  widersprechenden  einzelbehörd- 
lichen Gesetzen,  und  Verordnungen  erwuchs  stets  von  neuem 
die  Sehnsucht  nach  dem  versprochenen  allgemeinen  Schulgesetz. 
Von  jedem  folgenden  Ministerium  erhoffte  man  die  endliche 
Erfüllung  des  Wunsches.  Noch  1850  ließ  das  Ministerium 
von  Ladenberg  ein  allgemeines  Gesetz  ausarbeiten.  Es  blieb 
mit  dem  Ausscheiden  des  Ministers  Entwurf  und  wanderte  zu 
den  Akten.  Nicht  glücklicher  war  das  Schicksal  der  von  den 
Ministern  von  Bethmann-Hollweg(1861),  von  Mühler 
(1869  und  1871)  ausgearbeiteten  Schulgesetzentwürfe.  Die 
schweren,  stets  schärfere  Formen  und  weiteren  Urnfang  an- 
nehmenden parlamentarischen  und  schulpolitischen  Kämpfe  um 
die  gleich  unglücklichen  Volksschulgesetzentwürfe  vonGoßler 
(1890)  und  von  Zedlitz  (1891/92)'^)  sind  bekannt.^)  Kein 
Wunder,  wenn  sich  die  Überzeugung  immermehr  Bahn  brach, 
daß  eine  einheitliche  gesetzliche  Regelung  des  Volksschulwesens 
bei  der  Verschiedenartigkeit  der  konfessionellen,  politischen  und 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  Preußens  kaum  möglich  sein  werde. 

So  zeigt  uns  die  Geschichte  der  Schulgesetzgebung  trotz 
mancher  erfreulicher  Ansätze  in  ihrer  schließlichen,  vom  ver- 
fassungsrechtlichen Standpunkte  aus  allerdings  außerordentlich 
bedenklichen  Notgesetzgebung  ein  wenig  kraftvolles  und 
glückhaftes  Gepräge  unseres  Schulwesens. 

Den  tieferen  Ursachen  dieses  steten  Mißlingens 
nachzugehen,  um  auf  dem  Gebiete  der  engeren  schulgesetz- 
geberischen Verwaltungsarbeit  womöglich  unbekannt  gebliebene 
allgemeine  Richtlinien  von  einem  über  dem  Widerstreit  der 


9 Abgedruckt  in  von  Bremen.  Vgl.  dazu  die  Grunersche  Schul- 
ordnung für  das  Großherzogtum  Berg  (Kap.  111). 

^)  Vgl.  Dörpfeld,  Fundamentstück,  Anhangzu  I.:  Schulgeschichte. 
Peters,  Schulrecht,  S.  5,6. 

Schmidt,  Dörpfelds  Schulverfassung. 
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Paiisiungen  liegenden  Standpunkte  aus  zu  gewinnen  und  zur 
Beantwortung  der  anfangs  gestellten  Frage  zu  gelangen,  soll  die 
Aufgabe  des  II.  Kapitels  unserer  Untersuchungen  sein. 


Zweites  Kapitel. 

Ziisammenfassendes  Ergebnis  und  kritische 

Beurteilung. 

Vater  sinn  ist  die  Quelle  alles  Volkssegens. 

Pestalozzi  in  der  Abendstunde 
eines  Ein  Siedlers. 

Fassen  wir  zusammen,  was  sich  bei  unserem  Gang 
dur;h  die  Geschichte  des  Bildungswesens  in  den  durchschrittenen 

Zei  läufen  ergibt: 

Die  ersten  Schuleinrichtungen  gehen  auf  die  Kirche  des 
Mit  eialters  zurück.  Sie  stiftete  und  unterhielt  Schulen  zunächst 
nur  für  ihre  kirchlichen  Zwecke.  Im  späteren  Mittelalter  gehen 
die  Städte  dazu  über,  eigene  Schulen  zu  unterhalten.  Langsam 
kommen  auch  auf  dem  Lande  Familiengenossenschaften  dazu, 
für  die  Unterweisung  ihrer  Kinder  durch  Errichtung  und  Unter- 
hall ung  von  Schulen  und  durch  Anstellung  ihrer  »Schulmeister« 
Sorge  zu  tragen.  Unter  dem  Einfluß  vaterländisch  gesinnter 
Erzieher  gehen  dann  — in  den  Uranfängen  bereits  im  Zeitalter 
der  deutschen  Kirchenreformation  — Reich  und  Einzelstaaten 
dar  m,  auf  staats-  und  schulpolitische  Anregungen  hin  das  Bildungs- 
und Schulwesen  von  sich  aus  zu  fördern.  Man  erkennt  mehr 
un( l mehr  die  hervorragende  Bedeutung  der  Schule, 
nii:ht  zuletzt  der  Volksschule,  als  eines  - wert- 
vollen politischen  Instruments.  Preußens  Könige 
verstehen  so  die  Wichtigkeit  der  Volksschulbildung.  Auch  das 
ärmste  Bauernkind  ist  ein  ungleich  nützlicheres  Glied  der  mensch- 
liclen  Gesellschaft;  seine  Arbeitsleistung  zum  Staatswohl  und 
gemeinen  Nutzen  ist  um  so  wertvoller,  je  weniger  es  im  Zustande 
gänzlicher  Unwissenheit  verbleibt.  Der  fortschreitende  Umfang 
dei  Staatsverwaltung  stellt  immer  höhere  Anforderungen  an  die 
Mi  arbeit  weiter  Volkskreise.  Das  Heerwesen  setzt  ein  nicht  un- 
belrächtliches  Maß  von  allgemeiner  Schulung  voraus.  So  schreitet 
mi  der  Entwicklung  des  Staates  die  seiner  Schule  gleicherweise  fort. 
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Infolge  erhöhten  Machteinflusses  des  Staatswesens  tritt  auch 
die  Kirche  als  Stütze  des  Thrones  mehr  und  mehr  in  seinen 
Dienst.  Als  summus  episcopus  seiner  Kirche  tritt  der  evangelische 
Landesherr  in  Preußen  auch  in  ihre  Rechte  an  der  Schule  ein. 
Diese  ist  als  »Tochter«  der  »Mutter  Kirche«  gedacht.  Kräftiger 
beansprucht  der  Staat  seine  Rechte  als  S c h u 1 h e r r , als  er  bald 
daran  geht,  selbst  Schulen  zu  gründen.  Die  Entwicklung 
geht  langsam  und  ungleichmäßig.  Der  Staat  kann  die  Kirche 
nicht  gänzlich  von  ihrem  althergebrachten  Einfluß  auf  die  Schule 
abdrängen,  schon  nicht  aus  rein  äußeren  schultechnischen  Gründen 
der  Aufsicht.  Auch  der  bürgerlichen  Gemeinde  in  Stadt  und 
Land  muß  ein  Teil  der  Mitverwaltung  zum  mindesten  in  äußeren 
Schulangelegenheiten  gewahrt  bleiben.  Nach  der  Seite  der  Schul- 
unterhaltung überläßt  der  Staat  sie  ihr  gern  bis  in  die  neueste 
Zeit.  Es  liegt  in  der  sich  stark  herausbildenden  »Omnipotenz« 
des  Staates,  daß  die  von  Natur  am  meisten  und  nächsten 
Beteiligten,  die  Eltern,  von  der  Mitbestimmung  über  die  Schul- 
bildung ihrer  Kinder  ausgeschlossen  werden.  Das  geschieht 
einmal  im  18.  Jahrhundert  in  der  absoluten  Monarchie  Friedrichs 
des  Großen,  wo  der  Staat  den  als  notwendig  erkannten  Schul- 
zwang gegen  alle  W^iderstände  von  seiten  der  Familien  und 
geistlichen  wie  weltlichen  Standesherren  durchführen  muß.  Zum 
andern  zeigt  die  Zeit  nach  den  Befreiungskriegen  in  dieser  Hin- 
sicht ein"  ebenfalls  wenig  erfreuliches  Bild. 

Um  den  in  Kapitel  I betonten  kulturgeschichtlichen  und 
literarischen  Zusammenhang  auch  hier  noch  einmal  an  einem 
Schulbeispiel  aufzuzeigen , greifen  wir  auf  die  in  einem 
besonderen  Verhältnis  zum  innerpolitischen  Werdegang  Preußens 
im  19.  Jahrhundert  stehende  Rechtsphilosophie  Hegels 
zurück,  ln  seiner  Auffassung  über  Staat  und  Familie  geht  Hegel 
über  Fichtes  doktrinäre  Auffassung  hinaus,  der  sich  über  Familien- 
und  Staatserziehung  wie  folgt  äußert:  »Es  besteht  von  Natur 
keine  Zwangspflicht  und  kein  Recht  der  Eltern  auf  Erziehung. 
Der  Staat  aber  hat  ein  Interesse  daran,  daß  die  Kinder  erzogen 
werden,  legt  deshalb  den  Eltern  die  Zwangspflicht  dazu  auf. 
Wie  der  Staat  Militärzwang  ausübt,  kann  er  auch  den  Erziehungs- 
zwang einführen.«!)  Nach  Hegel  ist  »der  Staat  gegen  die  Sphären 
der  Familie  und  der  bürgerlichen  Gesellschaft  eine  äußerliche 
Notwendigkeit  und  ihre  höhere  Macht,  deren  Natur  ihre  Gesetze 
sowie  ihre  Interessen  untergeordnet  und  davon  abhängig  sind«.  2) 

Klassiker  der  Pädagogik,  Bd.  XII,  S.  5L55.  _ . 

2)  Siehe  Hegel,  Philosophie  des  Rechts,  3.  Teil,  3.  Abschnitt. 
A.  Inneres  Staatsrecht,  § 261,  und  1.  Abschnitt:  Die  Familie,  173  ff. 
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So  bestimmt  der  Staat  in  der  Folge  von  sich  aus,  wie  weit 
die  Pflichten,  vor  allem  aber  die  begrenzten  Rechte  der  andern 
an  (.er  Schule  beteiligten  sozialen  Lebenskreise:  Kirche,  Gemeinde, 
Fan  ilie  reichen  sollen.  ’ 

Mit  allem  Nachdruck  muß  aber  hervorgehoben  werden, 
daß  eine  einseitig  bürokratische,  bloß  zentralisierte  Machtpolitik 
des  Staates  auf  dem  Schulgebiete  keineswegs  im  Sinne  des  Geistes 
der  Reformation  und  des  preußischen  Schulreformwerkes  vor 
100  Jahren  liegt.  Zum  Wesen  der  Reformation  gehört  An- 
erkeanung  der  Gewissensfreiheit  der  Einzelpersönlichkeit.  Sie 
rnuf  auch  im  vollendetsten  Staatsorganismus  bei  aller  Durch- 
führ jng  politischer  und  schulpolitischer  Vereinheitlichung  ge- 
wahrt bleiben. 

Hier  erhebt  sich  wiederum  das  eingangs  gekennzeichnete 
Grundproblem  unserer  Untersuchung:  Wie  ist  die 
Schill  Verfassung  zu  gestalten,  damit  alle  Beteiligten:  Familie, 
Gemeinde,  Kirche  und  Staat  zu  ihrem  Rechte  kommen? 

Die  Geschichte  der  Schul  Verfassung  hat  gezeigt,  daß  bis 
ins  19.  Jahrhundert  hinein  eine  wirkliche  Schulgesetzgebung 
kaum  vorhanden  war.  Jedenfalls  ist  ein  allgemeines  Schulgesetz 
nicht  zustande  gekommen.  Trotz  aller  Anerkennung  hervor- 
rage ider  Leistungen  auf  Einzelgebieten  hat  sich  die  Schaffung 
eine;  tatsächlichen  Schulrechts  nicht  ermöglichen  lassen.  Zwar 
wirc  von  Jahrzehnt  zu  Jahrzehnt  ein  Landesschulgesetz  in  Aus- 
sicht gestellt.  Allein  schon  um  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts 
wan  ielt  man  auf  dem  Gebiete  der  Schulgesetzgebung  »in  einem 
Irrgarten  abgelebter  Institutionen,  deren  Fortexistenz 
der  l^orrn  nach  behauptet  wird,  obgleich  sie  zu  allen  tatsächlichen 
Verhältnissen  des  Lebens  im  unversöhnlichen  Gegensatz  des 
Totei  zum  Lebendigen  stehen,  ln  diesem  Durcheinander  wimmelt 
es  von  Ministerialreskripten  und  Verwaltungsverfügungen , die 
sich  mannigfach  durchkreuzen  und  widersprechen.  Oft  sind  sie 
von  zweifelhafter  Rechtsmäßigkeit,  manchmal  von  zweifelloser 
RecHswidrigkeit«.  1)  Gleichwohl  bescheidet  man  sich  damit,  den 
»durchlöcherten  Rechtsboden«,  wie  Freiherr  von  Vincke  sagt, 

durci  ein  in  der  Verwaltungspraxis  entwickeltes  Gewohnheits- 
recht zu  stopfen. 

Wie  aber,  so  fragen  wir,  will  man  zu  einer  alle  beteiligten 
Lebetiskreise  befriedigenden  Schulverfassung  gelangen,  wenn  jene 
ungesunden,  Ungerechtigkeit  und  damit  Unzufriedenheit  stiftenden 

')  Vgl.  Preiiß,  Das  Recht  der  städt.  Schulverwaltung,  X.:  Schul- 
aufsuht  und  Kommunalaufsicht,  S.  90  ff. 
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Verhältnisse  bloßer  Machtpolitik  auf  dem  Schulgebiete  bestehen 
bleiben? 

Wo  zeigt  sich  da  ein  rettender  Ausweg? 

Er  hat  sich  uns  bereits  aufgetan.  Wir  sahen  bei  der  Er- 
örterung der  Reformarbeit  Süverns,  daß  er  seine  Schulverfassung 
nicht  auf  die  toten  Kräfte  der  Natur,  sondern  auf  die  lebendigen, 
unendlicher  Entwicklung  und  Erhöhung  fähigen  der  Merischenwelt 
gründen  wollte.  An  die  Stelle  veralteter  Bestimmungen  sollte  eine 
großzügige,  freiheitliche  Verfassung  treten,  die  sowohl  für  das  öffent- 
liche wie  für  das  mit  gleicher  Sorgfalt  zu  behandelnde  Privatschul- 
wesen gesunde,  gerechte  und  freiheitliche  Grundsätze  aufstellte. 

Wir  haben  im  I.  Kapitel  die  allgemeinen  Grundsätze  dar- 
gelegt. Hier  fassen  wir  die  praktischen  Folgerungen  nach 
dem  Wortlaut  des  Süvernschen  Schulgesetzentwurfes,  soweit  sie 
für  uns  in  Betracht  kommen,  zusammen:^) 

§ 84.  Die  Oberleitung  des  Erziehungs-  und  Unterrichts- 
wesens gebührt  dem  Staate. 

§ 85.  Für  die  Schulaufsicht  soll  sich  die  Einsicht  der 
Sachkundigen  mit  der  Fürsorge  derer,  welche  seine  Unter- 
haltungskosten mittragen,  zu  gemeinschaftlichem  Wirken  für  sein 
Bestes  vereinigen.  Die  alte  und  wohltätige  Verbindung  von 
Schule  und  Kirche  soll  erhalten  bleiben. 

§ 86.  Jede  Elementarschule  auf  dem  Lande  soll  ihren 
Schulvorstand  haben.  Zu  diesem  gehören  außer  Schulpatron, 
Geistlichen  und  Gemeindevorsteher  auch  Hausväter  nach  der 
Stärke  des  Schulvereins,  ln  Schul  vereinen  gemischter  Kon- 
fessionen tritt  Verhältniswahl  ein.  Die  Hausväter  werden  von 
der  Schulgemeinde  gewählt.  Sie  werden  durch  die  Kreis- 
schulbehörde den  Provinzialbehörden  zur  Bestätigung  vor- 
geschlagen. Wiederwahl  nach  Ablauf  von  4 Jahren  ist  gestattet. 
Alles,  was  zur  inneren  Ordnung  der  Schule  gehört,  sowie  die 
Aufsicht  über  die  Lehrer  und  deren  Anleitung  soll  das  eigent- 
liche Geschäft  der  (geistlichen)  Schulvorsteher  sein.  An  der  Ver- 
waltung und  Aufsicht  über  das  Äußere  nimmt  der  Schul- 
vorstand teil.  Die  Schulvorstände  sind  die  nächsten  Mittels- 
behörden für  alles,  was  in  betreff  der  Schulen  an  obere  Be- 
hörden gelangen  soll  und  von  diesen  erlassen  wird.  Ihr  Haupt- 
bestreben muß  sein,  die  Schulen  in  allen  Teilen  nach  den  Vor- 
schriften der  Schulverfassung  so  einzurichten  und  zu  erhalten, 
daß  sie  ihrem  Zwecke  möglichst  entsprechen  können,  was  daran 
hindert,  zu  entfernen,  zu  dem  Ende  auch  die  Lehrer  zu  beraten, 


Sperrdruck  ist  von  mir  veranlaßt  nach  dem  Text  bei  Thiele. 
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anzjleiten  und  zu  unterstützen;  die  Schulen  mit  den  Einwohnern 
der  Bezirke  und  den  Mitgliedern  der  Vereine  zu  befreunden, 
derm  Teilnahme  an  ihnen  und  ihrem  Wirken  zu  beleben,  Miß- 
verhältnisse aller  Art  auszugleichen  und  dem  Aufwachsen  der 
Jugend  in  Roheit  und  Unwissenheit  entgegen  zu  arbeiten.  Die 
Schulvorstände  versehen  alle  ihnen  nach  diesem  allgemeinen  Ge- 
setze und  den  Provinzialschulordnungen  obliegenden  Geschäfte. 
Zusammenkunft  des  Schulvorstandes  findet  alle  Vierteljahre  statt. 
Außerdem,  so  oft  es  zu  Beratungen  nötig  ist.  Hinzuziehung  des 
Lehrers  zwecks  Anhörung  seiner  Meinung  in  Schulangelegen- 
heiien  ist  geboten.  Nähere  Anweisungen  erfolgen  durch  die 
landschaftlich  bestimmten  besonderen  Provinzialschulord - 
nu  igen.  Ganzen  Landgemeinden  und  den  kleineren  christ- 
lic  len  Sekten  soll  gestattet  sein,  die  Vorstände  ihrer  Gemeinde- 
sch  ilen  nach  ihren  Verfassungen  selbst  anzuordnen  und  einzu- 
ricl  ten. 

§ 87.  Eine  ähnlich  gebildete  Einrichtung  soll  auch  für 
das  städtische  Schulwesen  stattfinden. 

Größere  Städte  müssen  in  Schulbezirke  eingeteilt  werden, 
derm  jeder  seinen  Bezirks-Schulvorstand  hat.  Den 
Mittelpunkt  für  die  Aufsicht  über  das  gesamte  Schulwesen  jeder 
grö  ßeren  Stadt  bilden  die  S c h u 1 k o m m i s s i o n e n.  Bestätigung 
aller  Orts-,  Bezirksschulvorstände  und  der  Schulkommissionen  er- 
folg durch  Vorgesetzte  Provinzialschulbehörden.  Diese  sind 
verpflichtet,  dahin  zu  sehen,  daß  nur  rechtschaffene,  verständige, 
für  die  gute  Sache  erwärmte  und  bei  ihren  Mitbürgern  geachtete 
Mä  mer  aufgenommen  werden.  Nach  Ablauf  von  6 Jahren  ist 
Wi  iderwahl  zulässig. 

§ 88.  Kreisschulaufseher  der  evangelischen  Schulen 
sind  insgemein  die  Superintendenten.  Außer  den  erforderlichen 
geistlichen  Eigenschaften  müssen  sie  Kenntnis  des  Schulwesens 
bes  tzen  und  sich  gern  mit  ihm  beschäftigen  und  zur  Aufsicht 
ges:hickt  sein.  ^). 

Auch  andere  Geistliche  und  Nichtgeistliche 
können  zu  Kreisschulaufsehern  ernannt  werden. 
Wc  das  geschieht,  müssen  aber  nur  Männer  gewählt  werden, 
die  durch  ihre  ausgezeichnete  pädagogische  Einsicht  und  Tätig- 
keil und  durch  die  Würde  ihres  Charakters  und  Benehmens  in 
allgemeiner  Achtung  stehen.  Indem  Wir  aber  den  Anteil  des 

')  Im  Gegensatz  zur  jüngsten  Vergangenheit  waren  in  damaliger 
Zei;  die  angehenden  Geistlichen  stets  Jahre  hindurch  als  Lehrer  (Haus- 
ieh: er)  tätig. 


V f . 
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geistlichen  Standes  an  der  Aufsicht  der  Schulen 
durch  den  Inhalt  der  §§  86,  87  und  88  neu  bestimmen,  ver- 
ordnen Wir  zugleich,  daß,  um  denselben  mit  Einsicht  wahr- 
zunehmen und  dadurch  seine  Würde  gegen  den  Schullehrer  be- 
haupten zu  können,  jeder  Geistliche,  evangelischer  sowohl  wie 
katholischer  Konfession,  das  Volksschulwesen  theoretisch  und 
praktisch  kennen  lernen,  dazu  die  Studien  auf  den  Universitäten 
und  katholisch-theologischen  Fakultäten  sowie  der  Schullehrer- 
seminarien  benutzen  und  während  seines  Kandidatenstandes,  wo 
nicht  selbst  in  öffentlichen  Schulen  unterrichtet,  doch  wenigstens 
sich  mit  ihrer  Einrichtung  und  ihrem  ganzen  Leben  anschau- 
lich bekannt  machen  muß.  Bei  Prüfungen  für  Erlangung  eines 
Pfarr-  und  Predigtamts  soll  auf  die  Bekanntschaft  mit  dem  Er- 
ziehungs-,  Unterrichts-  und  Schulwesen  vorzüglich  Rücksicht  ge- 
nommen werden.  Auch  hegen  wir  zur  religiösen  Gesinnung 
und  Bildung  sämtlicher  Geistlichen  das  begründete  Vertrauen, 
daß  sie  die  ihnen  übertragene,  zur  Erhaltung  des  Bandes  zwischen 
Kirche  und  Schule  heilsame  Mitaufsicht  über  die  unteren 
Schulen  mit  Würde,  aber  auch  mit  Kraft  und  Liebe  verwalten, 
den  achtungswürdigen  Stand  der  Lehrer  in  seinen  Mitgliedern 
ehren,  sein  Ansehen  in  der  Gemeinde  aufrecht  erhalten  und  sich 
allezeit  mit  Nachdruck  und  treuer  Sorgfalt  seiner  annehmen 
werden. 

Der  zweite  Teil  handelt  in  weiteren  20  Paragraphen 
eingehend  und  mit  großer  Sachkenntnis  von  den  Privatschulen. 

Hier  spricht  in  der  Tat  der  herrliche  Geist  sozialer  Liebe 
zu  uns.  Welch  ein  Fortschritt  gegenüber  den  vorherigen  Schul- 
ordnungen !^)  In  großzügiger  Weise  wird  das  Ganze  des 
nationalen  Bildungswesens  erfaßt.  So  können  nur  Männer 
wirken,  die  »die  äußere  Schale  durchbrochen  und  in  den  Geist 
und  innersten  Kern  wahrer  Menschenbildung  eingedrungen  sind, 
die  sich  erwärmt  haben  und  entzündet  sind  an  dem  heiligen 
Feuer,  das  in  dem  Busen  glüht  des  Mannes  der  Kraft  und  der 
Liebe,  dessen  erreichtes  Werk  noch  immer  unter  dem  geblieben 
ist,  was  er  ursprünglich  wollte«.^) 


0 Vgl.  dazu  die  Instruktion  für  die  Konsistorien  vom  23.  Oktober 
1817  in  Angelegenheiten  des  öffentlichen  Unterrichts,  abgedruckt  bei 
Brauchitsch,  Anhang  S.  506.  Aus  Harnischs  Schriften:  Deutsche  Volks- 
schulen 1812  und  jetziger  Standpunkt  1844. 

*)  Harnisch,  Der  jetzige  Standpunkt,  S.  26:  Der  Lebenshauch  der 
Behörden  wehte  wie  der  Geist  Gottes  über  dem  Volk. 

Süvern  in  der  »Instruktion  für  die  preußischen  Eleven  an 
Pestalozzi«,  siehe  Evgl.  Schulblatt  1910,  Heft  9,  S.  378. 
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Hier  tritt  zum  ersten  Male  die  Schulgemeinde 
all.  Grundlage  für  die  organische  Selbstgestaltung  des 
sozialen  Bildungswesens  auf.  Preußens  »Erziehungsschule«  soll 
in  bezug  auf  geistige  Entwicklung  und  Auswirkung  der  Er- 
ziel lungsarbeit  aus  dem  bisherigen  Zustand  der  nur  hierarchischen 
unc  bürokratischen  Obrigkeitsverw  altung  in  den  der 
soz  alen  Selbstverwaltung  der  Volksgemeinschaft,  der  Familien- 
und  Schulgenossenschaft  hinübergeleitet  werden.  Die  Pflichten 
und  Rechte  der  am  Schulwesen  zunächst  Beteiligten,  der  Er- 
ziehungsberechtigten werden  ins  rechte  Licht  gerückt. 
In  § 21  heißt  es:  Die  allgemeine  Schule  als  Nationalanstalt  muß 
auch  eine  möglichst  große  Öffentlichkeit  haben.  Jede  Schule 
muß  daher  dem,  der  sie  kennen  lernen  will,  Gelegenheit  dazu 
bieen.  § 19.  Die  Eltern  und  häuslichen  Vorgesetzten  sind 
berechtigt,  von  der  Schule,  welcher  sie  ihre  Kinder  und  Pfleglinge 
anvertrauen,  Auskunft  zu  verlangen,  wie  das  Erziehungsgeschäft 
an  dieser  wahrgenommen  wird  und  welchen  Fortgang  es  hat. 
(Schulprüfungen,  Schulberichte,  Elternbesprechungen.)  § 6.  Der 
Kcnfessionsunterschied  begründet  die  wesentlichste 
innere  Verschiedenheit  der  Schulen.  Diese  richtet  sich 
nach  der  Lehre  und  dem  Geiste  der  Kirche,  der 
die  Schulgenossenschaft  angehört.  Die  Schule 
kann  auch  Kinder  anderer  christlichen  Kon- 
fessionen aufnehmen,  als  von  welcher  sie  selbst 
is  . Beeinträchtigung  dieser  Kinder  wegen  ihrer  Konfession 
miß  durch  den  Geist  der  Schule  und  durch  die  Aufseher  und 
Lelirer  derselben  ebenso  sorgfältig  verhütet,  als  Anstoß  und 
Ärgernis  beim  Unterricht  nicht  nur  in  der  Religion,  sondern 
au(^h  in  allen  anderen  Fächern  vermieden  werden.  Keine  Schule 
da  f zur  Hinüberziehung  der  Kinder  in  eine  andere  Konfession 
gei nißbraucht  werden.  Deswegen  dürfen  Kinder  von 
anderer  Religion  oder  Konfession  auch  nicht  zur 
Teilnahme  an  dem  Religionsunterricht  und  den 
religiösen  Erbauungen  der  Schule  wider  ihrer 
Eltern  und  häuslichen  Vorgesetzten  oder  wider 
ihren  eigenen  Willen  angehalten  werden...« 

Mit  größtem  Bedauern  stellen  wir  fest,  daß  es  leider  nicht 
ge  ungen  ist,  die  Gesamtnation  damals  zu  einer  nach  dem  Grund- 
satz der  Selbstverw'altung  organisierten  Erziehungsgemeinschaft 
zu  iammenzufassen.  Nicht  Weiterentwicklung,  sondern  eine  Rück- 
wirtsbewegung setzte  langsam,  aber  sicher  ein.  Der  Niedergang 
de>  Geistes  auf  politischem  Gebiete  machte  sich  auch  auf  dem 
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Schulgebiete  bald  bemerkbar.  Das  war  der  Moderantismus,  wie 
Pestalozzi  ihn  nannte. 

Aber  der  Geist  der  großen  Zeit  lebte  weiter.  Zu  der  Quelle 
der  Liebe,  aus  der  Süvern.und  seine  Gesinnungsgenossen  herz- 
liches Erbarmen  und  edle  Tatkraft  geschöpft  hatten,  kehrten  fort 
und  fort  Männer,  von  gleicher  Sehnsucht  pestalozzischen  Geistes 
erfüllt  und  getrieben,  »die  Quellen  des  Elends  zu  stopfen«,  in 
das  sie  gleich  jenem  großen  Schweizer  ihr  V^olk  um  sich  her 
versunken  sahen.  Mit  der  Sendung  des  Schulgesetzentwurfs  zur 
Begutachtung  an  die  Provinzialbehörden  mußte  der  Geist  des- 
selben auch  bei  diesen  lebendig  werden.  In  der  von  Süvern  ver- 
faßten Begleitschrift  zu  fünf  Exemplaren  des  Entwurfs  an  den 
Oberpräsidenten,  den  Grafen  Solms-Laubach  in  Köln,  vom 
Jahre  1819  heißt  es:  Es  soll  in  den  zu  bildenden  Kommissionen 

geprüft  werden,  »inwiefern  dieser  Entwurf  im  Lande 
Cleve-Berg  überhaupt  ausführbar  ist  und  was 
vielleicht  aus  diesem  Gesichtspunkte  betrachtet, 
in  ihm  abzuändern  oder  ihm  noch  zuzusetzen 
sein  möchte,  falls  dieses  nichtsobisinsEinzelne 
gehend  ist,  daß  es  der  auf  Grund  des  allgemeinen 
Gesetzes  zu  entwerfenden  Provinzial-Schul- 
ordnung  Vorbehalten  bleiben  kann  oder  in  dem 
Entwürfe  selbst  schon  letzterem  zugewiesen  ist«. 

Dementsprechend  hatte  die  Kommission  eine  Schulordnung 
für  den  westlichen  Teil  der  Monarchie  auszuarbeiten. 
Berufen  konnte  sich  die  Arbeitsgemeinschaft,  zu  der  auch  »außer- 
halb des  Konsistoriums  und  der  Aufsichtsbehörden  stehende  Männer, 
denen  ein  reifes  und 'unbefangenes  Urteil  in  dieser  Angelegenheit 
zuzutrauen  wäre«,  hinzugenommen  werden  sollten,  auf  die  ganz 
m Süverns  Geist  wirkende  Schulverfassung  vom  15.  Juli 
1814,  die  der  preußische  General  - Gouverneur  Justus  Grüner 
nach  der  Befreiung  der  Rheinlande  vom  Joche  Napoleonischer 
Fremdherrschaft  für  das  Herzogtum  Berg  erließ.  Sie  geht  zurück 
auf  die  Bergische  Schulordnung  des  Prinzen  Alexander 
zu  Solms-Lich  vom  6.  Mai  1814.  Diese  fußt  ihrerseits 
auf  den  älteren  bergischen  Schulordnungen,  die  hin- 
sichtlich des  freiheitlichen  Geistes,  der  durchgeführten  Selbst- 
verwaltung durch  die  Erziehungsberechtigten  in  der  freien 
bergischen  Schulgemeinde,  mit  dem  jüngeren  preußischen 
Schulgesetzentwurf  der  freien  Pestalozzischen  Schule  im  alt- 
preußischen Osten  der  Monarchie  gut  zusammenstimmten.  Auf 

Original  im  Kultusministerium  U.  III.  D.  Generalia. 
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diese  heimatlichen  bergischen  Schulordnungen  geht  die  Schul- 
verf  issungstheorie  des  tüchtigen,  leider  in  früher  Manneskraft  ge- 
stor Denen  bergischen  Schulmannes  Dr.  Mager  aus  der  noch 
vonnärzlichen  Zeit.  Sein  Erbe  tritt  sein  bergischer  Landsmann 
Friedrich  Wilhelm  Dörpfeld  an.  Wie  dieser  hervorragende 
Schalpraktiker  auf  dem  geschichtlich  angedeuteten  Wege  und  ge- 
gebmenfalls  noch  auf  anderen  Entwicklungsbahnen  das  von  Mager 
>ncch  nicht  völlig  gelöste  Problem«  löst  und  zu  seiner  Schul- 
veriassung  gelangt,  soll  im  III.  Kapitel  näher  darzulegen  versucht 
werden.^) 


Drittes  Kapitel. 

Gijwinnung  einer  zeitgemäßen  Schulverfassung 
durch  Friedrich  Wilhelm  Dörpfeld. 

Ich  habe  in  Herbarts  Schule  gelernt,  daß  bei  der  Dar- 
bietung von  etwas  Neuem,  von  Reformgedanken,  die  Ge- 
setze der  Apperzeption  sorgfältig  beachtet  werden  müssen. 
Zu  den  Bedingungen  einer  richtigen  Apperzeption  gehört 
bekanntlich  mancherlei,  so  namentlich  dies,  daß  zwischen 
den  älteren  Gedanken  und  den  neuen  eine  Brücke  ge- 
schlagen werde,  — ohne  Bild  geredet,  — daß  man  in 
dem  älteren  Gedankenkreise  zuerst  die  dem  neuen  ver- 
wandten Vorstellungen  wachrufe,  damit  die  neuen  von 
vornherein  einen  freundlichen  Empfang  finden. 

Dörpfeld  im  »Didaktischen  Materialismus«. 

(Ges.  Sehr.  II,  2,  S.  157) 

Die  im  vorigen  Kapitel  versuchte  kritische  Beurteilung  der 
Entwicklung  der  Volksschule  und  ihrer  Verfassungsgeschichte 
dürfte  überzeugend  dargetan  haben,  mit  welchem  Rechte  wir  das 
Zeitalter  des  sozialen  Staatsneubaues  vor  100  Jahren  als  Höhen- 
lag; und  Süverns  Schulgesetzentwurf  als  einen  Höhepunkt  darin 
bezeichnen.  Hier  ist  der  Grundsatz  der  Selbstverwaltung  im 

^ ) Vgl.  Dörpfeld,  Fundarnentstück,  Teil  I;  Heimatliche  Sehni- 
ges zhichte  und  Anhang  dazu,  S.  63.  — Es  ist  mir  eine  außerordentliche 
Freude  und  innere  Genugtuung  gewesen  für  meine  langjährigen  und 
z.  1 . mühevollen  Forschungen,  den  meines  VC'^issens  hier  zum  ersten 
Msle  festgestellten  und  dargelegten  Zusammenhang  der  Dörp- 
feldschen  Schulv erf assu ng  mit  dem  Süvernschen  Sehni- 
ge »etzentwurf  aufgefunden  zu  haben  Aus  wissenschaftlichen 
Gründen  konnte  deshalb  auch  nicht  auf  eine  eingehendere  Erörterung 
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Steirischen  Sinne  auf  das  Glücklichste  auf  dem  Schulgebiet  zur 
Anwendung  gekommen.  Es  wird  Wert  gelegt  auf  Ol*' 

ganisation  von  unten  herauf,  die  sich  gründet  au  le 
lebendigen,  unendlicher  Entwicklung  fähigen  Kräfte  des  freien, 
selbsttätigen,  sich  mit  verantwortlich  wissenden,  schaffensfreudigen 

Volkstums.  _ . 

In  einer  Zusammenstellung  der  wichtigsten  Bestimmungen 

des  Gesetzentwurfs  versuchten  wir  einen  Eindruck  vom  Gesamt- 
werke und  seinem  Geiste  *zu  geben.  Zuletzt  fanden  wird  den 
Weg,  auf  dem  dieser  Entwurf  in  das  Gebiet  der  geistesverwandten 
Schulordnungen  am  Niederrhein  gelangte.  Daß  die  Beschäftigung 
mit  den  hochbedeutsamen  Fragen  der  Schulverfassung  einen  ge- 
borenen Schulmann  wie  Dörpfeld  auf  den  Gang  der  geschic  t- 
lichen  Entwicklung  des  Schulwesens  seiner  Heimat  achten  heb, 
liegt  auf  der  Hand.  Bevor  wir  näher  untersuchen,  inwieweit  er 
auf  diesem  Wege  zu  seiner  Schulverfassungstheorie  gelangen 
konnte,  wollen  wir  den  H a u p t m o m e n t e n seiiier 
eio-enen  Entwicklung  nachgehen,  um  das  au^zufinden, 
was  für  unsere  Aufgabe  in  seiner L e b ensführung 

und  Berufsbildung  von  Bedeutung  ist. 

Verlockend  ist  mir  seit  meiner  Beschäftigung  mit  der  freien, 
preußisch-pestalozzischen  Schule  stets  der  Gedanke  gewesen,  den 
möglichen  Einwirkungen  des  geistesverwandten  F.  W.  Harnisch 
auf  Dörpfeld  nachzugehen.  Ein  solcher  Einfluß  läßt  sich  durch 
Dörpfelds  Lehrer,  den  Mörser  Seminardirektor  Franz  Ludwig 
Zahn  (t  1890)  tatsächlich  nachweisen.  1840  trat  Dörpfeld  in 
die  von  Zahn  gegründete  private  Präparandenanstalt  in  Fild  bei 
Mörs  und  1842  als  18  jähriger  in  das  damals  einzige  evangelische 
Volksschullehrerseminar  am  Niederrhein  ein.^)  Vorher  war  er 

der  Schulgesetzgebung  Preußens  auf  dem  Gebiete  der  Volksschul- 
verfassung verzichtet  werden.  , , u i 

Inwiefern  Süverns  Entwurf  eines  allgemeinen  Landesschul- 
eesetzes  und  die  von  Grüner  ungefähr  zur  gleichen  Zeit  gesetzlich 

festeelegte,  besondere  Bergische  Schulordnung  als  aus  einem 
Geiste  geboren  und  in  den  Grundbestimmunpn  überraschend  weit 
zusammengehend  bereits  seit  langem  segensreich  für  die  Entwicklung 
unseres  Volks-  und  jugenderziehungswesens  hatten  werden  können, 
wird' in  den  folgenden  Kapiteln  noch  oftmals  in  die  Augen  springen. 

T Der  spätere  Hofprediger  D.  Emil  Frommei,  der  während  seiner 
Barmer  Amtstätigkeit  an  der  Wupperfelder  Kirche  Sehe  an  Seite  mit 
ihm  wohnte,  urteilt  über  ihn:  »Der  Dörpfeld  ist  ein  König  unter  den 

Schulmeistern^.  ..  ■ 

1820  von  der  preußischen  Regierung  gegründet.  Der  erste 
Direktor  war  Diesterweg  (1820-32).  Er  war  durch  den  Elberfelder 
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Sciulgehilfe  (Monitor)  beim  vielseitig  begabten,  tüchtigen  Lehrer 
Rehs  in  Burg  an  der  Wupper  gewesen.  Dieser  war  ein  Schüler 
voi  Zahns  Vorgänger  in  Mörs:  Dr.  A.  Diesterweg.  Er  führte 
de  1 jungen  Dörpfeld  in  Diesterwegs  Gedanken  ein,  nahm  ihn 
au  :h  wohl  mit  nach  Remscheid  zu  den  von  Daniel  Schürmann 
beieits  1794  begründeten  Lehrerkonferenzen.  In  Erinnerung 
daian  sagt  Dörpfeld:  »Bei  mir  erwachte  das  Interesse  für  Schul- 
vei fassungsfragen  schon  recht  früh.«  Zeitlebens  sah  er  es  als 
größte  Wohltat  seiner  Berufsausbildung  an,  daß  er  ein  Schüler 
sei  les  Direktors  Zahn  sein  durfte. 

Zahn  war  seinerseits  in  jungen  Jahren  — er  hatte  ur- 
spiünglich  Jura  studiert,  war  dann  aber  »aus  inneren  Gründen« 
zui  Theologie  übergegangen  — durch  den  preußischen  Minister 
vo  1 Beckedorf,  einen  Mann,  der  sein  Amt  als  Dienst  an  der 
Sc  lule  im  Geiste  Nicolovius’  und  Süverns  führte,  für  den  Schul- 
dienst gewonnen. Von  1825  — 27  war  er  Lehrer  am  Seminar 
zu  Weißenfels,  dessen  Direktor  Friedrich  Wilhelm  Harnisch  war. 
Hi  IV  empfing  er  Anregungen  zur  Auffassung  des  Schulamtes  im 
Geiste  Pestalozzis.  Im  »Lehrerspiegel«,  den  er  Harnisch  1837 
zu  dessen  25  jährigem  Jubiläum  im  Seminardienst  widmet, spricht 
er  von  der  Volksschule  als  Pflanzschule  der  Gemeinde,  in  der 
dei  Schullehrer  die  Stelle  der  Eltern  vertritt,  und  wo  er  die  Vor- 
züge, die  die  häusliche  Erziehung  vor  der  öffentlichen  hat,  be- 
achten und  nachahmen  soll.  Seine  Auffassung  über  Erziehungs- 
pfl  cht  und  Erziehungsrecht  der  Eltern  ist  die  von  Harnisch.^) 
Auch  Zahns  Stellung  der  Schule  zu  den  drei  »Müttern«,  d.  h. 
Gründern  der  Schule  (Haus,  Kirche,  bürgerliche  Gemeinde) 
finien  wir  im  wesentlichen  bei  Harnisch.*)  Nur  ist  letzterer  in 

Sclulpfleger  Wilberg  (Schüler  Rochows)  als  Teilnehmer  an  dessen 
Schulunterhaltungsstunden  in  der  lutherischen  Thomasschule  zu  Elber- 
fek  für  das  Volksschulwesen  gewonnen  worden.  Das  erste  rheinische 
Pri  /atseminar  unter  Inspektor  Ehrlich  kam  von  Wesel  nach  Soest  in 
der  Mark. 

T Vgl.  Horn,  Ges.  Sehr,  von  F.  L.  Zahn,  S.  14.  Ferner  Zahns 
Schulchronik  1845,  S.  390.  Zahn  gab  außer  der  Schulchronik  (die  erste 
nie  lerrheinische  Schulzeitschrift  sind  Diesterwegs  Rheinische  Blätter) 
noch  eine  Familienzeitung  (Dorfchronik)  heraus.  Er  begründete  ferner 
die  Rheinische  Schulbuchhandlung  zu  Mörs. 

9 S.  Horn,  S.  483  ff. 

®)  In  der  Erstlingsschrift  von  Harnisch,  »Deutsche  Volksschulen 
mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  Pestalozzischen  Grundsätze  1812«, 
hei 3t  es  noch:  Die  Erziehung  hat  3 Ziele;  Haus,  Staat,  Menschheit. 
Sta.t  Menschheit  setzt  H.  im  »Handbuch  für  das  deutsche  Volksschul- 
we>en«  1820fi:  Kirche. 

*)  Harnisch:  Die  Schule  hat  drei  Grundlebenskreise:  Haus,  Staat, 
Kir:he. 
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seiner  Auffassung  als  »Kirchenmann«  noch  weit  enger,  so, 
wo  er  von  dem  rechten  Verhältnis  der  Schule  zu  den  drei 
»Mächten«  spricht,  daß  die  Schule  allen  dreien  »dienende  Magd« 
bleiben  muß  und  nie  selbständig  werden  kann.  Im  § 41  des 
»Handbuchs«  geht  Harnisch  auf  die  Stellung  der  Schule  zur 
Kirche  ein  und  verlangt  vom  geistlichen  Schulaufseher  tüchtige 
Kenntnis  und  Liebe  zum  Volksschulwesen.*)  In  § 42  heißt  es: 
Die  einzelne  Volksschule  ist  Sache  der  Gemeinde.  Sie  übt  die 
Aufsicht  über  die  Schule  durch  den  Schulvorstand.  Er  muß  so 
eingerichtet  sein,  daß  alle  Schulzwecke  vertreten  sind,  also  Haus- 
väter, Lehrer,  Geistliche,  Vertreter  der  bürgerlichen  Gemeinde. 
S 43  Die  Schule  hat  in  inniger  Verbindung  mit  den  Eltern  der 
Kinder  zu  stehen.  Als  beste  Mittel  dazu  gibt  er  die  bei  Zahn 
und  Dörpfeld  wiederkehrenden  an: 

1.  Strenge  Gerechtigkeit,  verbunden  mit  Liebe  von  seiten 

des  Lehrers.  ^ . w/  ui 

2 Das  Bemühen  des  Schulvorstandes,  vielseitig  das  Wohl 

und  Wehe  der  Schule  mit  dem  der  Eltern  zu  verbinden. 

3.  Bekanntmachungen  der  Schule,  jährliche  Berichte. 

4.  Öffentliche  Schulprüfungen. 

5.  Offene  mündliche  Mitteilungen  der  Eltern  an  die  Lehrer 

und  der  Lehrer  an  die  Eltern. 

6. '  Wachsamkeit  des  Schulvorstandes  über  die  Rechte  des 

Lehrers  wie  die  der  Kinder.  (Sittenaufsicht.) 

§ 44.  Tüchtige  Volksschullehrer  sind  lebendige  Volks- 
kleinodien. 2)  , . -X  j ... 

Der  Staat  als  höchste  Behörde  hat  es  me  mit  der  so- 
genannten Korporalik  oder  mit  dem  »kleinen  Dienst«  des  Schul- 
wesens zu  tun.  Allgemeine  Grundstriche  müssen  von  oben  ge- 
zeichnet werden.  Ohne  sie  bleibt  das  Schulwesen  eines  Landes 
in  einem  gewissen  Wirrwarr  und  in  steter  Unordnung.  Alle 
Schulordnungen,  die  ein  Buch  Papier  einnehmen,  hemmen  rnehr 
als  sie  fördern.  Es  ist  zu  hoffen,  daß  allmahhch  vom  Ministerium 
herab  bis  zu  den  Schulgemeinden  und  -Vorständen  Männer  leiten 


n »Ganz  falsch  ist  die  Meinung,  als  sei  die  Schule  schon  dadur^^^^ 
mit  der  Kirche  verbunden,  daß  der  Geistliche  die  Schulaufsicht  aus- 
übe «Vgl.  dazu  Harnischs  spätere  Stellung  im  ^Jetz'gen  Standpunkt«. 
Und  Zahns  Denkschrift  über  Emanzipation  der  Schule,  Horn,  S.  54  ff. 

*)  Ihrer  Heranbildung  hat  Harnisch  sein  Leben  geweiht.  Seine 
Vorschläge  zur  Reform  der  Lehrerbildung  in  den  »Deutschen  Volks- 
seSn  1812«  veranlaßten  die  Staatsregierung  (Nicolovius-Suvern).  ihn 
zur  Betätigung  auf  diesem  Gebiet  heranzuziehen. 
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unc.  ordnen,  die  sich  mit  dem  Volksschulwesen 
wirklich  beschäftigt  haben. 

Wie  bestimmt  und  vollständig  Zahn  in  Harnischs 
Bahnen  geht,  zeigt  u.  a.  seine  Denkschrift  an  den  Minister 
Eicihorn  über  die  Leitung  des  Volksschulwesens,  von  der  sein 
Schüler  Dörpfeld  bei  Gelegenheit  der  50  jährigen  Jubelfeier  Zahns 
in  Mors  sagte;  »Ihr  Aufsatz,  worin  Sie  Lage  und  Anliegen  der 
Vo  ksschule  hinsichtlich  der  Schulverfassung  zur  Sprache  brachten, 
ist  mit  seinen  Besserungsvorschlägen  bis  heute  nur  Weissagung 
geblieben.  Es  war  aber  das  erste  Beispiel  in  der  deutschen 
Schul-  und  Kirchengeschichte,  wo  berechtigte  Ansprüche  des 
Volksschullehrerstandes  von  einem  Theologen  und  Schulmanne 
auf  positiv-kirchlichem  Standpunkte  vertreten  wurden.«  2) 

Freilich  mußten  Zahn  sowohl  wie  Dörpfeld  bei  ihrer  Arbeit 
für  die  Gewinnung  einer  gesunden  Schu Verfassung  den  Schul- 
her'en  Staat  und  Kirche  manches  sagen,  was  nicht  jedermann 
gerne  hörte.  Was  Wunder,  wenn  sie  von  letzteren  als  Stören- 
friede, ja  bedenkliche  Gegner  betrachtet  und  dementsprechend 
beh  andelt  wurden.  Zahns  Denkschrift  (wieder  abgedruckt  bei 
Dö  pfeld,  Freie  Schulgemeinde)  tut  das  auf  beredte  Weise  kund. 

Damit  haben  wir  die  Linie  der  inneren  Entwick- 
lung Dörpfeld  — Zahn  — Harnisch  für  unsere  Zwecke  I 
gezeichnet.  Harnisch  gehörte  aber  als  Pestalozzianer  zu  den 
Freunden  Süverns,  dessen  Wort  an  ihn  vor  Süverns  Tod  aus 
»S(  hmerz  über  die  Hemmung  seiner  Wirksamkeit  und  das 
Sei  eitern  seiner  Lebensaufgabe«  Dörpfeld  wie  folgt  wiedergibt:  i 

»E'i  wird  hier  im  Ministerio  nicht  eher  anders,  es  kann  aus  dem  i: 

garzen  Volksschulwesen  nichts  werden,  wenn,  wie  ich  schon  oft 
gesigt.  Sie  [Harnisch]  nicht  herkommen  und  es  nach  Er- 
fahrungen bearbeiten.«^) 

Dörpfeld  erzählt,  wie  Frau  Direktor  Zahn  ihn  in  seinem 
Wesen  erkannt  habe  als  Geistesverwandten  Pestalozzis.  Sie 
bra;hte  ihm  einst  von  der  Reise  in  ihre  schweizerische  Heimat 
ein  m Stein  von  Pestalozzis  Grab  mit,  über  dem  sich  ein  grober 
Feldstein  erhebt.  Dabei  sagte  sie  zu  ihm:  »Sie  sind  auch  solch 


0 Abgedruckt  bei  Horn,  S.  51.  Vgl.  dazu  des  Provinzialschulrats 
Lar  dfermanns  (Dörpfelds  Freundes)  Gutachten,  Freie  Schulgemeinde, 
S.  :;92. 

Zahn  schied  schon  1857  (vgl.  Harnischs  Leben)  in  voller  Frische 
au«  dem  stets  freudig  gepflegten  Amt.  Er  paßte  nicht  mehr  in  eine 
Zeit,  die  nur  noch  »Normallehrer«  und  »Normalmenschen«  bilden 
wo  Ite.  Horn,  S.  24. 

®)  Freie  Schulgemeinde,  S.  289. 
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ein  rauher  Stein.  Sehen  Sie  zu,  daß  Sie  sich  nicht  nach  moderner 
Art  schleifen  lassen.  Sie  müssen  ihre  Ecken  und  Kanten  be- 
halten.« — Sie  spürte  an  ihm  Pestalozzisches  Herzblut,  i)  ^ 

Zeigten  uns  die  bisherigen  Ausführungen  die  Über- 
einstimmung Dörpfelds  mit  den  Anschauungen  seiner  Lehrer 
Zahn  und  Harnisch,  so  wollen  wir  nunmehr  die  Grund- 
gedanken der  Dörpfeldschen  Schulverfassung 
bei  seinem  bergischen  Landsmann  Karl  Mager, 
f 1858,  nachzuweisen  suchen. 

Dörpfelds  Tochter  Anna  Carnap  sagt  in  der  nach  Form 
und  Inhalt  gleich  köstlichen  Lebensbeschreibung  ihres  Vaters  2); 
»Vor  allem  waren  es  die  Schriften  seines  Landsmannes  Dr.  Mager, 
die  auf  sein  ganzes  Leben  und  Denken  einen  entscheidenden 
Einfluß  ausübten.«  Trotz  der  großen  Verschiedenheit,  besonders 
in  den  religiösen  Anschauungen,  lebte  in  beiden  Männern  ein 
gutes  Teil  von  der  Eigenart  ihres  bergischen  Volksstammes,  ln 
diesem  Gemeinsamen  mag  wohl  ein  Grund  der  Anziehungskraft 
gelegen  haben,  die  den  Schüler  zu  dem  Meister  hinzog,  den  er 
doch  nur  einmal  in  dessen  Geburtsort  Gräfrath  bei  Solingen 
gesehen  hatte.  Beide  sind  echt  bergische  Lehrergestalten  von 
hohem  sittlichem  Ernst  und  starker  innerer  Freiheit,  ln  seinen 
Schulverfassungsschriften  beiuft  sich  Dörpfeld  dankbar  auf  die 
bedeutungsvolle  Vorarbeit  Magers,=^)  der  zum  ersten  Male  in  streng 
wissenschaftlicher  Form  und  in  freiheitlichem  Sinn  die  Schul- 
verfassungsfrage in  einer  Reihe  von  Abhandlungen  seiner  Zeit- 
schrift, der  »Pädagogischen  Revue«  von  1840/48  behandelt  hat. 
Er  löste  zwar  ihr  Problem  nicht  vollständig,  da  er  »noch  am 
Suchen  war«  und  schon  in  seinem  40.  Jahre  die  Feder  aus  der 
Hand  legen  mußte.  Aber  seine  Leistungen  genügten  vollständig, 
um  das  pädagogische  Denken  aus  dem  Banne  der  hergebrachten 
politischen  und  theologisch-kirchlichen  Irrtümer  zu  befreien. 

Dörpfeld  bekennt  selbst,  daß  er  durch  Magers  Pädagogische 
Revue  und  andere  Schriften  seines  Landsmannes,  der  früher  ein 

T Über  Dörpfelds  Liebe  zum  »Naturwüchsigen«  in  Pestalozzis 
Wesen,  zu  dem  er  sich  innerlich  mächtig  hingezogen  fühlte,  vgl. 

^ *)  fI^'w.  Dörpfeld,  Aus  seinem  Leben  und  Wirken.  2.  Aufl.,  1903, 

S.  65.  Vgl.  Fundamentstück,  S.  63.  , * u 

3)  So  im  Vorwort  zur  »Freien  Schulgemeinde«.  Im  Anhang 
(S  298)  teilt  er  die  wesentlichsten  Gedanken  Magers  aus  dessen  »Bruch- 
stücken einer  deutschen  Scholastik«  in  der  Päd.  Revue  1848,  Bd.  19, 
mit  ln  der  Dörpfeld  - Bücherei  sind  außer  der  Zeitschrift  nur  noch 
wenige  Magersche  Schriften.  Nach  A.  Carnap,  S.  434,  hat  Dorpfeld 

sie  sämtlich  besessen. 

l 

I 
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entszhiedener  Hegelianer  gewesen  war,  auf  Herbart  hingewiesen 
wurde.  Anna  Carnap  sagt  S.  339 ff.:  Was  ihn  zu  Herbart  hin- 
zog war  die  wissenschaftlich-spekulative  Art,  mit  der  hier  zum 
erstm  Male  die  Erziehungswissenschaft  behandelt  wurde.  Ge- 
nau so  verfuhr  Mager.  Versuchen  wir  in  Kürze  eine  Dar- 
stellung von  Magers  Schulverfassungstheorie: 
In  seiner  Scholastik  weist  Mager  nach,  daß  zwar  das  frühere 
Kir(  henschulwesen  mehr  und  mehr  ein  reines  Staatsschulwesen 
geworden  ist,  daß  aber  der  Staat  als  solcher  gar  nicht  dazu  ver- 
anlagt ist,  als  Schulherr  aufzutreten.  Päd.  Revue  XV,  S.  17  sagt 
er:  Für’s  erste  habe  ich  über  den  Gegenstand  mehr  Tatsachen 
gesammelt,  untersucht  und  verglichen,  als  einer  von  denen 
(me  nes  Wissens)  in  Händen  gehabt  hat,  die  das  Schulwesen  als 
Staatssache  oder  als  Kirchensache  oder  als  Sache  der  Orts- 
gen einden  oder  gar  bloßer  Assoziationen  ansehen.  Für’s  zweite 
hab2  ich  denjenigen  dieser  Tatsachen,  die  sich  als  normale  Vor- 
gänge darstellten  und  somit  als  Erkenntnisprinzipien  benutzt 
werden  konnten,  nicht  die  erste  beste  Hypothese  untergelegt  und 
die'e  alsdann  zum  Realprinzip  gemacht,  sondern  ich  habe  mit 
Geduld  und  Genauigkeit  in  kombinatorischer  Weise  alle  erdenk- 
bar :n  Hypothesen  versucht,  und  erst  in  derjenigen  (die  nun  auf- 
hör e,  für  mich  eine  bloße  Hypothese  zu  sein)  das  Realprinzip 
gesihen,  aus  welcher  allein  und  vollständig  alle  Tatsachen  sich 
als  Folgen  ergaben.«  Rücksichtslos  deckt  Mager  die  schlimmen 
Folgen  der  omnipotenten  Staatsgewalt  auf  dem  Schulgebiete  auf. 
Da?  Ergebnis  seiner  Kritik  ist  folgendes:  Die  Sorge  für 
Griindung  und  Unterhaltung  der  öffentliclien  Schulen  darf  nicht 
der  Kirchen  überlassen  sein.  Wollen  einzelne  Kirchengemeinden 
oder  Vereine  oder  Vereinigungen  solcher  Gemeinden,  oder 
wo  len  Bischöfe  und  sogar  Jesuiten  Schulen  gründen,  so  muß 
ihnm  das  freilich  unverwehrt  bleiben.  Das  öffentliche 
Schulwesen  aber  muß  Landes  sch  ulwesen  sein. 
Die  Sorge  für  Gründung,  Unterhaltung  und  Regierung  des 
Lar  desschulwesens  darf  aber  auch  nicht  der  Staatsregierung  allein 
üb(  rlassen  sein.  Das  Landesschulwesen  sei  kein 


Über  Herbarts  Stellung  zur  Schulverfassung^vgl.  S.  276  ini  Ari- 
harg  zur  Schulgemeinde:  Aus  Herbarts  Schrift  »Über  das  Verhältnis 
der  Schule  zum  Leben«,  1816.  Über  Magers  Leben  ygl.  Langbein 
(N(  chfolger  M.s  in  der  Herausgabe  der  Päd.  Rev.),  Päd.  Rev.  1858, 
49.  Bd.  Ferner  Bliedner  in  Reins  Enzyklopädie,  Bd.  V.  Außerdem  die 
Eirleitung  zu  M.s  berühmter  Schrift:  Die  deutsche  Bürgerschule, 

- Stuttgart  1840.  Neu  herausgegeben  von  Eberhardt  (Hermann  Beyer 
& söhne  [Beyer  & Mann)  in  Langensalza).  1888. 
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Staatssch  ul  wesen.  1)  Es  muß  auch  Staatsschulen  geben  in 
Kasernen,  Gefängnissen,  Militärwaisenhäusern  und  ähnlichen  An- 
stalten. Auch  wird  der  Staat  Spezialschulen  unterhalten  müssen, 
für  deren  Unterhaltung  die  bürgerlichen  Gemeinden  nichts  tun 
wollen,  und  welche  er  doch  braucht.  Und  so  gut  Privat-  und 
Kirchenschulen  neben  den  öffentlichen  Schulen  gute  P‘^”ste 
leisten  können,  so  gut  können  erziehende  Staatsschulen  ebenfalls 
wirken.  Das  Regiment  über  die  öffentl  ichen  Schulen 
darf  nicht  von  den  Lokalgemeinden,  nicht  ein- 
mal von  den  Kreisgemeinden,  sondern  es  muß 
von  den  Provinzialgemeinden  geübt  werden.  Weil 
der  Staat  ausschließlich  auf  Macht  beruht,  so  liegt  in  der  An- 
wendung des  staatlichen  Machtprinzips  ein  Widerspruch.  Zu- 
erst si  nd  Schulen  für  sich  selbst  und  ihre  Zwecke, 
die  sittliche  und  geistige  Bildung  derjenigen,  die  nach 
lahren  Familienhäupter,  Gemeinde-  und  Staatsbürger  und  Mit- 
glieder irgend  einer  Kirche  sind.  Hier  sind  zwei  Fälle  zu  unter- 
scheiden: l.  Ist  der  Staat  Absolutie  oder  Beamtenstaat,  so  miß- 
braucht er  die  Schule  zu  dem,  was  der  Fürst  oder  das  Beamten- 
tum Staatszweck  nennt,  er  faconniert  und  schreibt  vor  nach  den 
eben  herrschenden  politischen  oder  religiösen  oder  philosophischen 
Ansichten.  2.  Ist  der  Staat  Republik  oder  konstitutionelle 
Monarchie  mit  Majoritätsregierung,  so  wird  die  Sache  nkht 
besser,  indem  nun  die  jedesmal  herrschende  Partei  die  Schule 
mißbraucht  zu  ihren  Parteizwecken  und  sie  möglichst  noch  arger 
demoralisiert,  als  es  der  Absolutismus  tut.  Die  Schulen  werden 
in  beiden  Fällen  um  allen  sittlichen  Einfluß  gebracht  und  sind 
in  der  Regel  sogar  als  bloße  Unterrichtsanstalten  schlecht.  Wie 
anders  wo  die  bürgerlichen  Gesellschaften  die  Schulen  haben. 
Für  sie  ist  das  Schulwesen  eine  Hauptsache.  Sie  wenden  ihm 
von  äußeren  Mitteln  zu,  was  sie  nur  können,  jeder  Vater  gibt 
seinem  Kinde  lieber  einen  rechtschaffenen  und  tüchtigen  Lehrer, 
der  politisch  zur  Gegenpartei  gehört  als  einen  schlecht  quali- 
fizierten Parteigenossen.  Die  Lehrer  endlich  sind  in  einer  ruhigen 
und  gesicherten  Lage  und  fast  gewiß,  nach  ihren  pädagogischen 
Leistungen  gewürdigt  zu  werden.  Aus  ökonomischen 
Gründen  sollen  aber  nicht  die  Lokalgemeinden 
Schulherren  sein,  sondern  dieselben  sollen  den 
wesentlichsten  Teil  an  die  P r o v i n z i a l s c h u 1 - 

q über  die  Geringschätzung  der  ethischen  Seite  des  Staates  bei 
Ma^er  und  Dörpfeld  vgl.  Dr.  Hollenbergs,  des  SUtdienfreundes  Dorp- 
ields,  »Notizen  zur  Biographie  Dörpfelds«  m der  32.  Einladungsschrift 
des  Vereins  für  Herbartische  Pädagogik,  S.  76 1. 

Schmidt,  Dörpfe’.ds  Schulverfassung.  ^ 
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getieinden  abtreten.  Die  Natur  des  Schuldienstes,  die 
Bed  ngungen , unter  denen  allein  der  erziehende  Unterricht 
fren  der  Kinder  gedeiht,  geben  aber  noch  stärkere  Gründe  gegen 
ein  Lokalschulgemeindewesen  an  die  Hand.  Ein  weiterer  Nach- 
teil liegt  darin,  daß  das  Schulwesen  eines  Landes  atomisiert  ist, 
wo  2S  Sache  der  Lokalschulgemeinde  ist. 

Wie  ganz  anders  ist  ein  besseres,  rationelles  Beförderungs- 
und Gehaltsverbesserungssystem  zu  denken,  wo  eine  Provinz  die 
scholastische  Einheit  bildet.  Ist  das  öffentliche  Schulwesen  einer 
Proxinz  ein  Ganzes,  dessen  Verwaltung  der  Provinzialschul- 
gem  u’nde  zusteht,  so  ist  das  Interesse  der  Freiheit  wie  des  Schul- 
wesens gewahrt:  Die  Provinz  wird  in  ihrem  großen  Landes- 
schu  rate  eine  Vertretung  der  Schulgenossenschaften  (Schulsynode), 
im  ^^erwaltungsrate  der  Provinz  einen  Direktor  des  Landesschul- 
wesens mit  seinen  Räten,  und  diese  werden  in  einer  hinreichenden 
Anzi.hl  von  Schulinspektoren  die  nötigen  Agenten  haben,  i) 

Dörpfeld  sagt  dazu:  Man  muß  bedauern,  daß  Mager  sein 
letztes  Wort  nicht  positiv  über  das  Schulregiment  gesagt  hat. 

Sein  Suchen  nach  der  wahren  Schulgemeinde  hatte  ihn  zu  der 
rieht  gen  Einsicht  geführt,  daß  erst  eine  freie  Kirche  und  eine 
freie  bürgerliche  Genossenschaft  vorhanden  sein  muß,  bevor  das 
Schulwesen  seinen  rechten  Platz  finden  kann.  Er  kam  vor- 
wiegend vom  politischen  Standpunkte  aus  auf  seine  Unter- 
such jngen  über  die  Theorie  der  Schulverfassung.  Dadurch 
blieben  die  Familie  und  die  Kirche  etwas  im  Hintergründe 
stehen.  In  Hinsicht  darauf  jedoch,  daß  der  Riese  Staat  das 
Schulregiment  in  den  Händen  hat  und  die  sämtlichen  politischen 
Parteien  darin  einig  sind,  dies  sei  ein  normaler  Zustand,  muß 
man  sich  darüber  freuen,  daß  Mager  gerade  an  die  schwerste 
Arbe  t geführt  worden  ist,  an  die  Aufgabe,  zu  erweisen,  daß  die  * 
rechten  Hände  für  das  Schulregiment  erst  noch  gesucht  werden  j 

müssen.  Hätte  er  auf  die  Grundzüge  seiner  heimatlichen  j 

(bergischen)  Schulverfassung  sich  besonnen  und  von  , 
vorn  lerein  das  Familienprinzip  mit  in  Rechnung  ge-  ‘ 
nominen,  so  würde  er  sich  nicht  bei  dem  Gedanken  beruhigt 
habei,  daß  die  b ü r g e r 1 i c h e Genossenschaft  die  rechte  Schul- 
mutt r sei.  Nach  Mager  soll  der  Religionsunterricht  ein  kon- 


Nach  der  Päd.  Revue,  Jahrg.  1841:  »Einige  Gedanken  über  das 
Elementar-  und  Volksschulwesen«  verlangt  er  für  die  technisch-admini- 
strati  le  Beaufsichtigung  des  Volksschulwesens  persönlich  wirkende 
Inspektoren,  zu  denen  die  Volksschullehrer  selbst  etwa  20®/«  ^u  liefern 
hätte  i. 
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fessioneller,  kein  sogenannter  allgemeiner  sein,^)  wie  ihn  leere 
und  dabei  konfuse  Köpfe  neuerlich  anpreisen  und  fordern; 
sondern  ein  durch  und  durch  besonderer,  nämlich  ein  bekenntnis- 
mäßiger. Auf  diesem  Standpunkte  hätte  Mager  nach  unserer 
Auffassung  sich  bald  dahin  geführt  sehen  müssen,  seinen  Begriff 
der  Schulgemeinde  nochmals  einer  Analyse  zu  unterwerfen,  um 
eben  die  Schulgenossenschaft  zu  finden,  in  der  ein  derartiger, 
»durch  und  durch  besonderer«  Religionsunterricht  nicht  bloß 

möglich,  sondern  auch  garantiert  ist.^) 

Wir  glauben  damit  die  wesentlichsten  Gesichtspunkte  für 
eine  Beurteilung  des  geschichtlichen  und  tatsäch- 
lichen Zusammenhangs  derDörpfeldschen  Schul- 
verfassung mit  Magers  Vorarbeiten  in  seinen  bruch- 
stückartigen Abhandlungen  geboten  zu  haben.  Die  große  An- 
schaulichkeit, die  Klarheit  und  Faßlichkeit  der  Darstellung,  ferner 
die  scharfsinnige  und  durchsichtige  Gliederung  des  Stoffes, 
immer  anregend  und  belebt,  oft  in  den  polemischen  Teilen  hoch- 
dramatisch, die  Gewandtheit  im  Gebrauch  sinnverwandter  Wort- 
reihen, die  Bilderreden,  3)  die  humorvolle,  schlagfertige  Art,  die 
in  trefflichen  Zitaten  sich  kenntlich  machende  außerordentliche 
Belesenheit,  der  fast  prickelnde  Reiz  der  persönlichen  Schreib- 
weise, lang  ausholend,  doch  nie  ermüdend  wirkend:  das  alles 
sind  Vorzüge  Magers,  die  auch  Dörpfeld  in  hervorragendem 
Maße  eigen  sind.  Beide  schreiben  stets  nur  aus  innerem  Drange. 
Sie  sind  überzeugt  und  überzeugen  von  der  Wichtigkeit  und 
Bedeutung  ihrer  Sache.  Auf  weitere  Vergleichungen  als  Menschen 
und  Landsleute  wie  als  Schulpraktiker  können  wir  hier  nicht 

eingehen.^) 

Dörpfeld  bedauert,  daß  sein  »Lehrer  und  Meister«  Dr.  Mager 

Mager  war  von  Haus  aus  katholisch. 

2)  Vgl.  Freie  Schulgemeinde,  S.  300  ff.  ^ o i tx 

Vgl.  dazu  Vogelsang,  Bilderreden  in  Dörpfelds  Schriften. 

Heft  154  der  Trüperschen  Beiträge.  u-  u. 

In  eine  Darstellung  der  heimatlichen  Schulgeschichte  dieser 

Zeit  gehört  unbedingt  noch  das  Leben  und  Wirken  eines  dritten  Ge- 
sinnungsgenossen: Friedrich  Albert  Lange,  der  Sohn  des  Zahn  be- 
freundeten Mitarbeiters  an  der  Schulchronik,  Prof.  Johann  Peter  Lange, 
t 1884  zu  Bonn.  F.  A.  Lange,  geb.  1828  zu  Wald  bei  Solingen, 
Privatdozent  in  Bonn,  Oberlehrer  in  Duisburg,  Prof,  in  Zürich,  t 1872 
als  Prof,  in  Marburg,  schrieb  u.  a.  die  bekannte  »Geschichte  des 
Materialismus«  und  pädagogische  Werke.  Sein  bewegtes  Leben  gleicht 
dem  Magers,  besonders  nach  der  innerlichen  Seite.  In  der  Duisburger 
Zeit  plante  er  im  Anschluß  an  Dörpfeld  ein  Werk  über  Schulverfassung. 
Sein  Briefwechsel  mit  Dörpfeld  ist  abgedruckt  in  Trüpers  Sozialer  Er- 
ziehung, S.  250  ff. 
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nicht  zur  tieferen  Erkenntnis  einer  freien  Schulyerfassung  und 
ihn r Wesenseigentümlichkeit  in  die  heimatliche  Schul- 
ge  jchichte  schaut.  Um  so  gewissenhafter,  können  wir  sagen, 
hat  Dörpfeld  selbst  das  getan.  Ein  Blick  in  seine  Bücherei  be- 
lehrt uns,  ein  wie  eifrig  mitforschendes  Glied  des  Bergischen 
Ge:  chichtsvereins  er  war.  Kein  Wunder,  daß  er  so  nach  seiner 
bei  ebten  genetischen  Methode  manchen  wertvollen  praktischen 
Bei  rag  zur  Geschichte  seiner  auf  heimatlichem  Boden  gewachsenen 
Set  ulverfassung  geben  konnte.  Die  ausführlichste  Darstellung 
aus  seiner  Feder  haben  wir  im  1.  Kapitel  seines  »Fundament- 
stücks einer  gerechten,  gesunden,  freien  und  friedlichen  Schul- 
ver  'assung«,  wo  er  Wesen  und  Bedeutung  der  »Schulgemeinde- 
Institution«  für  die  gesamte  Schulverwaltung  vom  Standpunkte 
der  heimatlichen  Schulgemeinde  aus  beleuchtet. 

Dörpfeld  weist  aus  der  Entwicklungsgeschichte  des  Schul- 
wesens nach,  wie  in  seiner  bergischen  Heimat  am  Niederrhein 
neben  Kirchen-  und  städtischen  (Kommunal-)  Schulen  auch  Kirchen- 
gei tieindeschulen  infolge  der  von  der  Reformation  bewirkten 
Mi  ndigkeit  der  Familien  und  des  geweckten  Bildungsbedürfnisses 
entstanden.  In  den  abgelegenen  Außenbezirken  der  Gemeinden 
griindeten  die  gesinnungs-  und  glaubenseinigen  Familien  Schul- 
gemeindeschulen als  vierte  Art  von  Schulen.  Wir 
seien  darin  die  höchste  Art  der  Entwicklung.  Sie  hat  nämlich 
ZU  ’ Voraussetzung:  1.  Die  größte  Selbständigkeit,  2.  das  höchste 
Sc  lulbildungsinteresse,  3.  das  Bewußtsein  der  Mündigkeit,  d.  i. 
de’  Elternpflichten  und  Elternrechte  hinsichtlich  der  Erziehung 
ihrer  Kinder,  4.  das  Geschick  selbsttätiger  Verwaltung  und  5.  eine 
nicht  mehr  leibeigene  oder  hörige,  sondern  persönlich  und  wirt- 
schaftlich freie  Volksgenossenschaft.  Nur  wo  diese  5.  Voraus- 
setzung gegeben  ist  (Niederrhein,  Frieslind  usw.)  können  freie 
Sc  lulgemeinden  bestehen.  In  Altpreußen  und  anderen  Gegenden 
nicht,  denn  hier  bestand  bis  zu  Anfang  des  Jahrhundert  das 
Hnrigkeitsverhältnis.  Beim  Mangel  freier  Kirchengemeinden  war 
ke  n Verwaltungsgeschick  erworben  worden,  die  Familien  waren 
vie  lmehr  in  der  Bevormundung  von  Kirche  und  Staat  geblieben. 
Aus  allen  diesen  Gründen  konnte  keine  lebendige  Teilnahtne  am 
Schulwesen  entstehen.  So  stellt  die  Schulgemeind e- 

schulenachDörpfelddiehöhereFormderSchul- 

eiitwicklung  dar,  zu  der  es  dereinst  überall 
kommen  muß. 

b Vgl.  u.  a.  Fundamentstück,  S.  8.  . , , , • 

Es  lassen  sich  aus  Dörpfelds  Bücherei,  die  er  in  hochherziger 
V eise  der  gesinnungsverwandten  Lehrerschaft  seiner  Heimat  vermachte, 
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In  der  gekennzeichneten  Form  rettete  sich  die  Schulgemeinde 
durch  die  Stürme  der  Jahrhunderte.  Die  heimatliche  Schule  war 
gleicherweise  wie  unsere  heimatliche  evangelische  Kirche  eine 
Schule  »unter  dem  Kreuz«  bis  in  die  Zeit  der  französischen 
Herrschaft  vor  100  Jahren.  Durch  »Dekret«  der  französischen 
Regierung  im  Großherzogtum  Berg  trat  in  der  bisherigen  Unter- 
haltung durch  die  Schulgemeinde  eine  Änderung  ein,  indem  von 
nun  an  die  Kommune  einen  Teil  der  Schulunterhaltungskosten 
(für  Gebäude,  Lehrmittel  usw.)  aufbringen  und  zur  Ergänzung 
des  Schulgeldes  jedem  Lehrer  ein  Normalgehalt  von  250  Frk. 
Zahlen  mußte.  Dabei  blieben  die  Rechte  der  Schulgemeinde 
unangetastet.  Es  sollte  eine  freiwillige  Vereinbarung  stattfinden. 
Ein  Eingriff  in  Gewissensangelegenheiten  lag  nicht  vor.  Die 
Schule  sollte  wie  bisher  der  Familie  gehören.  Lediglich  die 
Sorge  für  bessere  Volksbildung  sprach  daraus.  Man  griff  auf 
das  französische  Muster  der  Kommune  zurück.  Statt  dessen 
hätte  man  auch  durch  Zusammenschluß  mehrerer  Schulgemeinden 
zu  einer  gemeinsamen  Kantons-  oder  Bezirksschulkasse  gelangen 
können.  Denn  die  Gelder  kamen  nach  wie  vor  aus  denselben 
Taschen,  eben  der  Hausväter.  Der  »nominelle  Träger  der  Schul- 
lasten« wurde  hier  keineswegs  auch  der  »Inhaber  aller  Schul- 
rechte « . 

Nach  der  Befreiung  der  Lande  am  Rhein  erhielt  der  russische 
Staatsrat  Justus  Grüner  die  Verwaltung  des  Landes.^)  Die  Wirk- 
samkeit dieses  Mannes  war  für  das  bergische  Land  von  großem 
Segen.  Auch  er  erkannte  die  niederrheinische  Schulgemeinde- 
einrichtung als  etwas  Heilsames  und  überaus  Wertvolles  an. 
Sein  Streben  war  darauf  gerichtet,  die  Schulgemeinde  auszubauen 

sehr  lehrreiche  Schlüsse  auf  seine  Arbeitsgebiete  ziehen.  Die  ältere 
einschlägige  Heimatliteratur  besitzt  er  vollständig,  u.  a.  Montanus,  Kapp, 
Borheck,  Crecelius,  Möser.  Ferner  aus  der  heimatlichen  Kirchen- 
geschichte: von  Oven,  Göbel,  Demmer;  dazu  die  Jahrgänge  der  »Zeit- 
schrift des  Bergischen  Geschichtsvereins«  vom  5.  Bande  (1868)  an. 
Sie  sagen  dem  Kenner  genug.  Ebenso  wertvoll  ist  ein  Blick  in  seine 
übrigen  Wissenschaftsgebiete.  (Vgl.  Katalog  der  Dörpfeld-Bücherei  im 
Lit. -Verzeichnis.) 

^)  Vgl.  Kap.  I u.  II.  — Uber  die  verschiedenen  Rechtsgebiete 
(Landrecht  — Bergisches  Recht  — Französisches  Recht)  im  Reg.-Bez. 
Düsseldorf,  vgl.  Quehl,  Verordnungen,  S.  21. 

2)  Geb.  1777  zu  Osnabrück,  Jurist,  seit  1802  in  preußischen 
Diensten.  1809  Polizeipräsident  von  Berlin.  1812  auf  Napoleons  Be- 
treiben vom  Staatsdienste  »suspendiert«,  wurde  aus  der  Nähe  Steins 
in  Prag  von  Österreich  auf  die  Festung  Peterwardein  in  Sicherheit  ge- 
bracht. 1813  traf  er  Mitte  November  mit  dem  russisch  - preußischen 
Heere  in  Düsseldorf  ein. 
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un  i auf  gesetzlichem  Wege  in  eine  organische  Verbindung  mit  Kirche 
uni  bürgerlicher  Gemeinde  zu  bringen.  Die  Oberaufsicht 
de  - Schule  sollte  dem  Staate  verbleiben.  Der  bisherige  Schul- 
vorstand samt  den  neuen  Mitgliedern,  dem  Pfarrer  als  Ver- 
tre;er  der  Kirche  und  dem  Bürgermeister  als  Vertreter  der  bürger- 
lichen Gemeinde  mit  den  Hausvätern  mußte  auf  Vorschlag  des 
Krnsschul  pf  1 egers  durch  die  Behörde  bestätigt  werden.  Bei 
dei  Lehrerwahl  wurde  bestimmt,  daß  dieselbe  statt  wie  bisher 
vo  1 sämtlichen  Familienvätern  in  Zukunft  durch  ein  »repräsen- 
tatives Wahlkollegium«  aus  den  einsichtigsten  und  zu- 
vei  lässigsten  Schulgemeindegliedern  getätigt  werden  sollte.  Auch 
hierin  war  also  wieder  eine  natürliche,  lebendige  Verbindung 
zw  sehen  Kirchen-,  Bürger-  und  Schulgemeinde  gewahrt.  Be- 
züglich der  technischen  Schulaufsicht  im  Kanton  (Kreis) 
wurde  festgesetzt,  daß  in  jedem  Bezirke  je  ein  evangelischer  und 
ein  katholischer  Schulpfleger  tätig  sein  sollte. i)  In  der 
»Instruktion  für  den  Schulpfleger«  heißt  es,  er  solle 
»dem  Lehrer  ein  Freund  sein  und  ihm  jederzeit  in  der  rechten 
W(ise  zu  Hilfe  kommen.  Nicht  sowohl  darauf  kommt 
es  an,  seinen  Fehlern  nachzuspüren,  als  viel- 
mehr, da  er  doch  der  unmittelbare  geistige 
Lebensspender  der  Jugend  ist,  ihm  durch  alle 
Mittel  Mut,  Lust  und  Liebe,  Freudigkeitinseinem 
Tun  zu  erhalten,  denn  nicht  aus  der  Furcht,  sondern  aus 
eigmem  Antriebe  wird  das  Beste  geboren.«“)  In  der  besonderen 
»I  istruktion  für  die  Schulvorstände«  sagt  Grüner : 
»D^r  Schulvorstand  muß  eine  Stütze  des  Lehrers  sein,  ihn  gegen 
ungerechte  Anfälle  in  Schutz  nehmen,  ihn  aufrichten,  wenn  er 
sielt  verkannt,  wenn  er  seine  guten  Absichten  und  Anstrengungen 
ver ;itelt  sieht;  durch  seine  Gegenwart  gebe  er  den  Handlungen 
des  Lehrers  Feierlichkeit,  vorzüglich  dadurch,  daß  er  selbst  ihm 
Achtung  erweiset.« 

Grüner  bewies,  wie  Dörpfeld  schreibt,®)  mit  seiner  Schul- 
refc  rm  soviel  Einsicht  in  die  Natur  des  Schulwesens,  soviel 
Acl  tung  vor  dem  Schulamte,  Teilnahme  für  die  Lehrer,  Ver- 

^)  Damit  sollte  zum  Ausdruck  gebracht  werden,  daß  es  sich  bei 
diesern  Amte  um  etwas  viel  Wichtigeres  als  Aufsicht,  nämlich  um 
positive  Pflege  der  Schule  handelte.  E!s  ist  der  Geist  Süverns, 
der  daraus  spricht,  daß  ein  Schulpfleger  nicht  ohne  weiteres  der 
Supsrintendent,  sondern  vor  allem  »ein  im  Schuldienst  erprobter,  takt- 
voll jr  Schulmann^«  sein  müsse. 

‘)  Vgl.  die  Übereinstimmung  mit  Süverns  Schulgesetzentwurf, 

Kai.  II. 

Fundamentstück,  S.  15. 
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ständnis  für  rechte  Schulpfiege,  daß  seine  »Instruktionen«  noch 
heute  als  Muster  für  die  Behandlung  des  Schulwesens  gelten 
können.  Er  hat,  wie  Schulrat  Altgelt  bemerkt,  »eine  Arbeit 
hinterlassen,  die  im  Gebiete  der  Schulgesetzgebung  ihresgleichen 
sucht«.  (Altgelt,  Sammlung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  und 
Vorschriften  für  das  Elementar-Schulwesen  im  Bezirk  Düsseldorf. 
2.  Aufl.,  S.  9.) 

Wir  haben  im  Kapitel  II  bereits  den  Zusammenhang 
der  Grunerschen  Verordnungen  mit  dem  Schulgesetzentwurf 
Süverns  dargelegt.  Auch  der  Geist  Gruners  war  dem  Süverns 
verwandt.  Auch  sein  Leben  war  von  den  großen  Ideen  der 
Zeit  befruchtet  worden.  Nicht  zum  mindesten  auf  dem  Gebiete 
der  Erziehung.  Volksgesundung  durch  Erziehung!  Dies  Wort 
Steins  galt  auch  für  ihn.  ^)  Daher  seine  väterliche  Sorge  für  Auf- 
besserung des  Schulwesens.  Es  ist  erstaunlich,  wieviel  Grüner 
in  der  nicht  einmal  zweijährigen  Zeit  seiner  Wirksamkeit  am 
Rhein  auf  diesem  Gebiete  allein  geleistet  hat.  Der  Grundsatz 
der  Selbstverwaltung,  den  er  aus  Steins  Verwaltungsordnungen 
(Städte-,  Landgemeindeordnung)  in  seine  neue  »Verwaltungs- 
ordnung für  das  Herzogtum  Berg«  übernahm,  war  in  der  Bergi- 
schen  Schulordnung  von  1814  schon  in  die  Tat  umgesetzt, 
Darin  liegt  die  hervorragende  Bedeutung  unserer  heimatlichen 
Schulverfassung  begründet.  Dadurch  behält  sie  Geltungsbereich 
und  -recht  für  die  Schulgesetzgebung  aller  Länder  und  Zeiten. 
Darin  zeigt  sich  ihre  edle  Herkunft,  daß  sie  die  Selbstbetätigung 
und  in  ihrem  Gefolge  Schaffensfreude  zur  Voraussetzung  hat. 
In  ihr  ist  der  Individualismus  mit  dem  wahren  Sozialismus  zu 
einträchtigem  Zusammenwirken  verbunden.  So  bedeutet  diese 
Schulordnung  in  ihren  Grundsätzen  das  höchste.  In  ihr  sehen 
wir  ewig  gültige  Ideen  Gestalt  gewinnen.  Darum  kann  sie  wohl 
mißachtet  werden,  aber  niemals  gänzlich  untergehen.  Sie  atmet 
den  Geist  der  Freiheit,  wie  ihn  Notzeiten  gebären.  Die  Voraus- 
setzung ihrer  Auswirkung  aber  ist  die  freie  Schulgemeinde  als 
Fundamentstück  einer  gerechten,  gesunden,  freien  und  friedlichen 
Schulverfassung. 

Aber  noch  auf  einem  anderen,  vierten  Wege  gewann 
Dörpfeld  wertvolle  Winke  und  Vorschläge  für  seine  Theorie  der 
Schulverfassung.  Es  war  auf  dem  Gebiete  seiner  hei- 
matlichen Kirche.  Nicht  mit  Unrecht  ist  die  nieder- 


Vgl.  Stein,  Politisches  Testament. 

‘9  Vollständig  abgedruckt  bei  Scotti,  Sammlung  der  Gesetze  und 
Verordnungen;  in  Auszügen  bei  Schönneshöfer,  S.  447  u.  450  51. 
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rhe  nische  Kirche  »die  Kirche  unter  dem  Kreuz«  genannt  worden. 
Ihn;  Reformation  hatte  sich  nicht  wie  anderwärts  auf  Befehl  des 
Lar  desherrn  vollzogen  nach  dem  kurzen  und  bündigen  Spruch : 
cuiiis  regio,  eius  religio;  sondern  sie  brach  sich  von  unten  auf 
Bai  n,  mitten  aus  dem  Volke  heraus.  Da  sie  unter  der  Herr- 
schift des  »alten«  Glaubens  weder  Schutz  noch  Unterstützung 
geroß,  so  war  sie  gänzlich  auf  sich  gestellt,  in  unsicheren  Zeiten 
]eg  icher  Unbill  preisgegeben.  Aber  ihre  Trübsal,  ihr  »Beharren 
untsr  dem  Kreuz«  stärkte  in  ungeahnter  Vt^eise  ihr  inneres  Leben. 
Ihr  kraftvoller,  lebendiger  Glaube,  ihre  Opferwilligkeit  und  große 
Hii  gebung,  ihre  Treue  in  den  kleinsten  Dingen,  ihre  Ordnung 
unc  Zucht  erinnern  an  die  Zeiten  der  apostolischen  Gemeinden. 

Diese  Kirche  gab  sich  eine  durch  und  durch  freie  Ordnung. 
Sie  war  nach  dem  Grundsatz  der  Selbstverwaltung  entworfen. 
Jed^m  Einzelglied  waren  besondere  kirchliche  Rechte  und  Pflichten 
zu^  ewiesen.  Daraus  ist  der  stark  genossenschaftliche  Geist  unserer 
hei  natlichen  Kirche  zu  erklären,  auf  den  sich  wiederum  die 
Kir:he  stützt.  Die  Einzelgemeinden  eines  Gebietes  schlossen  sich 
zusammen  und  gestalteten  ihre  Verfassung  nach  dem  Muster  der 
cah'inistischen  Presbyterialverfassung  zu  einer  großzügigen  Kirchen- 
ver  assung  mit  Kreis-  nnd  Provinzialsynoden.  Als  letzter  Schluß- 
stei  1 wurde  bereits  1609  die  Generalsynode  in  diesen  Verfassungs- 
bau eingesetzt.  Kirchenvorstand  war  also  das  Presbyterium,  oder 
wie  es  ehedem  hieß:  Das  Konsistorium. 2)  Außer  der  Eigenwahl 
des  Presbyteriums  besaß  jede  Gemeinde  das  Recht  der  Pfarrer- 
wal il  und  der  Sittenaufsicht  (Kirchenzucht)  Die  Zusammenfassung 
der  Gemeinden  zu  »Classen«  mit  ihren  »Classicalconventen«  voll- 
zog sich  schon  früh.  Nach  dem  Grundsatz  der  Selbstverwaltung 
werden  aus  den  »Classen«  die  Mitglieder  der  Provinzialsynoden 
unc  aus  den  Provinzialsynoden  Prediger  und  Ältesten  für  die 
Geiieralsynode  genommen.  Aus  dieser  Kirchenverfassung  spricht 
ein  antihierarchischer,  demokratischer  Geist.  In  der  Freiheit  des 
Einzelnen  und  in  dem  brüderlichen  Geiste  der  Gemeindeglieder 
liegt  die  Freiheit  und  die  Selbständigkeit  der  Kirche. 

Diese  bewährte  Kirchenordnung  hat  segensreich  durch  die 
Jahi  hunderte  bestanden.  Unter  preußischer  Herrschaft  wurde  im 
Jahie  1815  die  Synodalverfassung  aufgehoben  und  durch  eine 
Köi  igliche  Konsistorialverfassung  ersetzt.  Auf  dem  rechten 

Vgl.  dazu  Göbel , Geschichte  des  christlichen  Lebens  in  der 
rhei  lisch-westfälischen  Kirche  und  Demraer,  Geschichte  der  Reformation 
am  Niederrhein. 

-)  In  meiner  ref.  Heimatgemeinde  Cronenberg  im  Bergischen 
hab : ich  es  noch  vor  20  Jahren  von  älteren  Leuten  so  nennen  hören. 
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Rheinufer  ließ  man  klugerweise  die  kraftvollen  alten  Kirchen- 
ordnungen bestehen,  bis  1835  die  Rheinisch- Westfälische  Kirchen- 
ordnung mit  einer  Ergänzung  vom  Jahre  1851  unter  »recht- 
licher Bezeugung  der  reformatorischen  Grundlagen«  eingeführt 
wurde. 

Wie  ganz  anders  stellt  sich  die  heimatliche  Kirchenverfassung 
dar  als  in  den  östlichen  altpreußischen  Gebieten.  Hier  fehlt  das 
genossenschaftliche  Prinzip  vollständig.  Das  geistliche  Amt  übt 
die  ganze  Verwaltung  aus.  Die  Zentralisierung  des  Staates  spricht 
sich  in  der  kirchlichen  Regierungsgewalt  des  weltlichen  Landes- 
herrn als  summus  episcopus  aus. '^) 

Es  ist  klar,  daß  Dörpfeld  in  der  Verfassung  seiner  heimat- 
lichen Kirche  viele  ideale  Züge  einer  jeden  Verfassung  sieht.  Aber 
es  ist  ein  grundsätzlicher  Irrtum,  wenn  auf  der  Haar  daraus 
folgert,  daß  ein  durch  und  durch  selbständiger  Denker  wie 
Dörpfeld  »die  Form  der  Vorgefundenen  Kirchenverwaltung  auf 
die  Schule  und  ihre  Gebiete  überträgt,  für  den  Begriff  der 
Kirchengemeinde  den  der  Schulgemeinde  schafft«  usw.®)  Auf 
der  Haar  legt  nur  diesen  einen  Weg  durch  die  heimatliche 
Kirchengeschichte  zur  Begründung  der  Dörpfeld  sehen  Theorie 
dar.  Das  genügt  durchaus  nicht.  Vielmehr  muß  auch  hier  auf 
das  Entschiedenste  auf  die  heimatliche  S ch  u Igeschichte  und 
vor  allem  auf  Dörpfelds  inneren  Werdegang,  auf  Magers  Vor- 
arbeiten sowie  die  schulgesetzgeberische  Tätigkeit  zu  Beginn  des 
19.  Jahrhunderts  hingewiesen  werden.  Begriff  und  Name  Schul- 
gemeinde sowie  die  ganze  Schulgemeindeinstitution  stehen  schon 
bei  Süvern  in  den  Grundzügen  längst  fest.^) 

Aus  der  hier  versuchten  Darlegung  einer  Vorgeschichte  der 
Schulverfassung  Dörpfelds  ist  zu  ersehen,  auf  wie  verschiedenen 
Wegen  sich  die  Grundgedanken  zu  seinem  in  epischer  Breite 
ausgearbeiteten  System  gewinnen  lassen.  Die  Art  und  Weise, 
wie  er  zu  seiner  Schulverfassung  kommt,  zeigt  auf  das  deut- 
lichste, daß  diese  seine  Schulverfassung  ihm  durchaus  wesens- 
eigentümlich war. 

Sie  ist  ihm  wesenseigentümlich  als  Sohn  seiner 
bergischen  Heimat  mit  ihrem  freien,  selbstbewußten,  fleißigen 
und  geschickten,  bei  der  Selbstverwaltung  idealster  Lebensgüter 
in  Kirche,  Schule,  sozialer  Fürsorge^)  gleichbewährten  Volks- 


Krafft,  Rückblick,  S.  Uff.  ~ Vgl.  Kap.  I. 

Vgl.  auf  der  Haar,  S.  16.  — Siehe  Kap.  II. 

°)  Vorbildlich  ist  beispielsweise  das  »weltbekannte«  Elberfelder 
Armenwesen  seit  über  100  Jahren.  — Über  den  freiheitlich  gesinnten, 
ideal  gerichteten  und  selbständigen  bergischen  Lehrerstand  mit  seinen 
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stan  m.  Dörpfelds  Tochter  sagt  mit  Recht  von  ihm:  Unser 
VaRr  war  »ein  echtes  Kind  dieses  Stammes«,  geboren  und  auf- 
gewichsen  so  recht  im  Herzen  des  Landes,  wo  es  damals 
nocli  fast  unberührt  von  den  jetzigen  fremden,  gleichmachenden 
Einflüssen  war.  Auch  darin  war  er  ein  Landkind,  daß  seine 
beiderseitigen  Eltern  und  Voreltern  einfache  Landleute  waren.  ‘> 

Keir  Wunder,  daß  die  Liebe  zur  Heimat  ein  Teil  seines  Wesens  ?, 

war,  daß  ihm  Art  und  Charakter  seines  Landes  so  verständlich  i 

und  sympathisch  waren.  Das  Gelöbnis  des  Jünglings  in  den  5 

von  ihm  unterstrichenen  Schlußzeilen  seines  Lieblingsliedes  von 
dem  Cronenberger  Pfarrer  Wilhelm  Aschenberg: 

Land  der  Heimat,  Land  der  Berge 
Liebend  schlägt  mein  Herz  dir  zu! 

. . . »In  dir  will  ich  — für  dich  leben, 
rastlos  wirken,  rastlos  streben. 

Und  in  dir  sei  einst  mein  Grab!« 
hat  der  Mann  treulich  gehalten. 

Dörpfelds  Schulverfassung  ist  ihm  wesens- 
eigentümlich als  Mann  des  Volkes.  Die  Erziehungs- 
wissenschaft  ist  ihm  nicht  bloße  Schulpädagogik  oder  gar  Schul- 
didaktik, sondern  der  Inbegriff  aller  planmäßigen  Veranstaltungen 
zur  Hebung  der  Gesittung,  Bildung  und  Wohlfahrt  des  Volkes 
in  Haus,  Schule,  Kirche,  Staat  und  sozialem  Leben.  So  hat  auch 
sein';  Schulverfassung,  wie  wir  im  folgenden  Kapitel  sehen 
werden,  einen  hervorragend  sozialen  Zug.  Die  sittlichen  Ideale 
im  itaatsleben  verwirklichen  zu  helfen,  das  war  seine  Politik, 
die  allerdings  der  Partei-  und  Hetzpolitik  mit  dem  Streben  nach 
Mas  ;enherrschaft  ebenso  wie  der  bürokratischen  Kultivierung  des 
beschränkten  Untertanen  Verstandes  schnurstracks  zuwiderlief. 

Dör  )feld  entstammte  dem  werktätigen  Volke,  er  stand  als  Volks- 
schi: Hehrer,  der  zeitlebens  nicht  mehr  und  nicht  weniger  sein 
wollte  als  ein  Volksschullehrer,  ein  ch ri  stl  i eher  Lehrer  und 
ein  zufriedener  Lehrer, 3)  mitten  unter  seinem  Volke.  Gleich 
seinem  Meister  Pestalozzi  verstand  und  kannte  er  es  wie  wenige. 

Berufskonferenzen,  Zeitschriften  und' selbstverfaßten  Schullehrbüchern 
zu  e ner  Zeit,  da  fast  in  ganz  Deutschland  das  Schulwesen  noch  arg 
darn  ederlag,  vgl,  u.  a.  Fundamentstück,  I.  Teil. 

Friedrich  Wilhelm  Dörpfeld  wurde  1824  am  8.  März  zu  Sel- 
sche  d,  einem  »Hof«  in  der  Nähe  des  alten  bej gischen  Grafenschlosses 
Burg  a.  d.  Wupper  in  der  Gemeinde  Wermelskirchen  als  Sohn  eines 
Han  merschmiedes  mit  kleiner  Ackerwirtschaft  geboren. 

T Den  wertvollen  sozialpädagogischen  Gehalt  in  Dörpfelds 
Sehr  ften  hat  zuerst  und  umfassend  Joh.  Trüper  erkannt  und  in  sehr 
lesenswerten  Schriften  dargelegt.  (Vgl.  Literaturverzeichnis.) 

Anna  Carnap,  S.  67  u.  77  ff.  steht,  warum  er  es  bleiben  wollte. 
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Ihm  war  das  Volk  nicht  plebs,  nicht  Masse,  nicht  unorganisierte 
Herde.  Organisierung,  gesunde  Gliederung  des  Volkes  war  sein 

Bemühen.  , , 

ln  Pestalozzischer  Liebe  betrachtete  er  als  geborener 

Volkserzieher  die  Familie  als  Urorganismus  jedes  gesunden 
Volks-  und  Staatslebens.  Mit  ihrer  Gesundheit  steigt  und  fallt 
die  des  ganzen  Volkes  Jetzt  verstehen  wir  erst  recht,  warum 
das  Prinzip  der  Familienhaftigkeit  das  Grundprinzip  seiner  Schul- 
verfassungsfrage ist.  Als  das  Grundlegende  in  jeder  Erziehungs- 
gemeinschaft ist  sie  das  A und  O aller  seiner  Schulver  assungs- 
schriften  So  ist  eine  seiner  ersten  Abhandlungen  der  »Katechis- 
mus für  Väter  und  Mütter  oder:  Dr.  Luthers  Unterweisung  über 

der  Eltern  Würde,  Pflicht  und  Arbeit^.') 

Bei  aller  Anhänglichkeit  an  Heimat  und  größeres 
Vaterland  war  er  doch  ein  selbständig  denkender  und  alles 
politische  Werden  von  unten  auf  mit  glühendem  Herzen  und 
klarem,  nüchternem  Blicke  betrachtender  und  nach  Verwirklichung 
seiner  Ideale  eifrig  strebender  Mann.  Daß 

Christ  und  bei  allem  Freimut  und  aller  Geradheit  im  Urteil 
ein  treuer  Sohn  seiner  Kirchengemeinde  war  davon 
zeugt  sein  Leben  und  Sterben  sowie  sein  unvergängliches  Lebens- 
werk So  haben  wir  versucht,  der  Betrachtung  des  Schul- 
verfassungsaufbaues bei  Dörpfeld  auf  den  verschiedensten  Wegen 
systematisch  den  Boden  zu  bereiten.  Die  ausführliche  Darlegung 
seiner  Theorie  der  Schulverfassung  bringt  das  nächste  Kapitel.  -) 


1)  Siehe  Bd.  10  der  Ges.  Schriften.  • , ^ „ 

4 Wer  sich  einen  hohen  Genuß  und  herzerquickenden  Gewinn 
von  der  großen  Treue  seines  menschlichen,  christlichen  und  beruflichen 
Strebens^nd  Kämpfens  verschaffen  will,  der  sei..irnmer  wieder  auf 
Anna  Carnap-Dörpfelds  verständnisinnige,  gemutbildende  Lebens- 
beschreibung hingewiesen. 
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V 


Viertes  Kapitel. 

Darlegung  der  Dörpfeldschen  Schul- 
verfassungstheorie. 

Wenn  die  Wahrheit  und  die  Freiheit  beide  in  Gefahr 
sind,  so  muß  zuerst  die  Freiheit  gerettet  werden,  denn 
die  Wahrheit  wird  dann  für  sich  selbst  sorgen. 

Dörpfelds  Leitspruch  (aus  Menken,  Festrede  1817). 

Dörpfeld  hat  die  Theorie  seiner  Schulverfassung  in  folgen- 
den Schriften  dargelegt 

1.  Die  freie  Schulgemeinde  und  ihre  Anstalten  auf 
dem  Boden  der  freien  Kirche  im  freien  Staate.  Bei- 
träge zur  Theorie  des  Schulwesens.  1.  Aufl.  1863, 
Ges.  Sehr.,  Bd.  8. 

2.  Die  drei  Grundgebrechen  der  hergebrachten  Schul- 
verfassungen nebst  bestimmten  Vorschlägen  zu  ihrer  Re- 
form. 1869,  Bd.  8. 

3.  Das  Gutachten  betr.  Simultanschule  oder  Konfessions- 
schule — vergleichend  betrachtet  vom  rein  pädagogischen 
Standpunkt  aus.  1878,  Bd.  8. 

4.  Ein  Beitrag  zur  Leidensgeschichte  der  Volks- 
schule nebst  Vorschlägen  zur  Reform  der  Schul- 
verwaltung. 1881,  Bd.  9. 

5.  Das  Fundamentstück  einer  gerechten , gesunden, 
freien  und  friedlichen  Schulverfassung.  1892,  Bd.  7. 

Vorbemerkung:  Dörpfelds  Schriften  zur  Schulverfassung 
nehnen  den  Hauptteil  seiner  erziehungswissenschaftlichen  Lebens- 
und Berufsarbeit  ein.  Sie  sind  sein  bedeutsamstes,  in  der  Ge- 
schichte der  Schulverfassung  unvergängliches  Werk.  Dreißig 
Jahre  schriftstellerischer  Arbeit  hat  er  dieser,  seiner  Lebensaufgabe 
gewidmet.  Sie  bleiben  uns  ein  Zeugnis  seiner  hervorragenden 
Tätigkeit  auf  diesem  Gebiete  vom  beginnenden  Mannesalter  bis 
zu  seinem  Tode.  Dem  Fundamentstück  seiner  Schulverfassung, 

Die  gesammelten  Schriften  sind  herausgegeben  in  12  Bänden 
von  seinem  Schwiegersohn,  dem  jetzigen  Konsistorialrat  D.  Dr.  von 
Rohden  in  Verbindung  mit  mehreren  Freunden  Dörpfelds.  Vgl.  die 
Vor  eden  von  Rohdens  zu  den  obigen  in  zeitgeschichtlicher  Folge  an- 
gefihrten  Schriften.  Sie  sind  erschienen  im  Verlag  des  von  Dörpfeld 
beg  ündeten,  in  der  Kriegszeit  leider  eingegangenen  Evgl.  Schulblattes 
von  C.  Bertelsmann,  Gütersloh. 
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der  freien  Schulgemeinde,  ist  seine  erste  und  letzte  Schrift  ge- 
widmet. . C 

In  der  Erstlingsschrift  entwickelt  er  vom  Fa^ilien- 

prinzip  aus  als  dem  Kern  seiner  Schulgememdetheorie  Wesen 
und  Bedeutung  der  wahren  Schulgemeinde.  In  ursprüng- 
licher Lebendigkeit  und  jugendlicher  Frische  legt  er  seine  Schul- 
verfassung dar  und  beleuchtet  sie  in  immer  neuen  hrorterung 
vom  umfassenden  sozialpolitischen  Standpunktaus  Es  ist  dem 
Verfasser  nicht  eingefallen,  eine  allgemeine,  »allem 
machende«  Schulorganisation  für  die  sämtlichen  deutschen  Lande 
in  Vorschlag  zu  bringen.  Nach  seiner  Meinung  sind  pchon  die 
preußischen  Provinzen  in  ihren  historisch  gestalteten  kirchlichen, 
sozialen  usw.  Verhältnissen  zu  verschiedenartig,  als  daß  sie  eine 
und  dieselbe,  das  Einzelne  regelnde  Schulverfassung  ertragen 
könnten.')  Die  Schrift  zielt  einzig  dahin,  zur 

Erwägun<r  der  Schulorganisationsfrage  neuen  Anlaß  und  Stolt 
zu  bieten.  (In  dem  Sinne  wolle  man  auch  den  Zusatz  auf  dem 
Titel-  »Beiträge  zur  Theorie  des  Schulwesens«  verstehen.)  Daru 
müssen  die  au f g e st e 1 1 1 en  P r i n z i p i en  v o n de n bei- 
gegebenen Vorschlägen  zur  praktischen  Aus- 
führung wohl  unterschieden  werden.  Wer  indes 
die  Prinzipien  bestreiten  will,  dem  glauben  wir  hier  anpsichts 
der  deutlich  namhaft  gemachten  großen  Mängel  und  Gebrechen 
des  öffentlichen  Schul-  und  Erziehungswesens  5™  . 

und  mit  hellen  Gründen  zu  beweisen,  wie  eine  wirkliche 
liehe  Besserung  möglich  gemacht  werden  kann.«  (Dorpfeld 

VorwortOeine^  letzten  Werk,  dem  Fundamentstück 
das  der  »gebrechliche  Schulinvalide«  unter  Schmerzen  und  Leiden 
im  Angesichte  des  für  den  Abschluß  seiner  Lebensarbeit  fast 
noch  zu  rasch  herannahenden  Todes  »der  Volksschule  und  seiner 
engeren  Heimat  zuliebe«  mühsam  vollendet,  hat  er  ^Hen. 
das  Volk  und  seine  Schule  lieb  haben,  eines  -wahren  Schul- 
meisters Testament  hinterlassen.  *)  ln  abgeklärtester,  reifste 
und  beziehungsreichster  Darstellung  bietet  er  hier  zugleich  seine 
ganze  lange  Lebenserfahrung  als 

Zeit  und  ihren  schulpolitischen  Tageskampfen  Schritt  haltende 
Schulmann.  Konnte  Dörpfeld  für  die  erste  Schrift  die  besonders 

^Y^ehreren  Stellen  betitelt  er  darum : »Die  freie  Oandschaft- 

liehet  oder  auch  , provinzielle*  Schulgemeinde*.  Vgk 

Ul  f-f  lind  Brief  an  Prof.  Vogt  bei  Hindrichs,  F.  W.  Dorpfeld. 

^ 2)  ,p)en  Schul  Vorstehern  und  Schulfreunden  in  Berg,  Jülich,  Kleve 

und  Mark  gewidmet.« 
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auf  dem  Boden  der  kirchlichen  Schulpolitik  um  Ladenbergs  und 
Bet  imann-Hollwegs  Schulgesetzentwürfe  entbrannten  Kämpfe  be- 
rüc  (Sichtigen,  so  weist  sein  Fundamentstück  deutlich  auf  die  um 
vor  Goßler  (18Q0)  und  von  Zedlitz  (1891/92)  geführten  Schul- 
deb  itten  auf  dem  Gebiete  der  Staatsschulpolitik  hin.^)  »Zwischen 
diesen  beiden  Hauptschriften  stehen  die  Grund- 
ge  Drechen«  zu  v.  Mühlers  und  Falks  Schulpolitik.  Sie  sind 
als  Neubearbeitung  einzelner  Teile  der  »Freien  Schulgemeinde« 
anz  isehen  und  sollen  zur  Schulverfassung  gerade  das  dartun, 
was  abseits  vom  lauten  Parteistreit  in  der  Stille  von  einem 
engeren  Kreise  wissenschaftlich  gerichteter,  umsichtiger  Männer 
gep  legt  worden  ist.  (Dörpfeld  im  Vorwort.) 

Es  folgt  sodann  »das  zweite  der  pädagogischen  Gutachten 
zu  iinem  Reorganisationsplane  einer  heimatlichen  Schulgemeinde, 
die  konfessionelle  und  die  paritätische  Volks- 
scl  ule  betreffend«  aus  der  Zeit  des  Simultanschulkampfes 
aus  der  Falkschen  Schulära. 

Die  »Leidensgeschichte  der  Volksschule«  be- 
handelt im  Anschluß  an  die  »berüchtigte«  Aschermittwochsrede 
des  Ministers  von  Puttkamer  im  preußischen  Landtage  vom 
Jahie  1880  über  den  Volksschullehrerstand  nochmals  die  all- 
gen  einen  Grundsätze  einer  gesunden  Schulverfassung  vom  Stand- 
pur kte  der  Schulaufsicht  aus  und  gibt  praktische  Vorschläge  zur 
Umgestaltung  der  Schulaufsicht.  Nach  Dörpfelds  Wort  bildet 
sie  eine  notwendige  Ergänzung  der  Schulgemeindeschriften. 
»Fl ndamentstück«  und  »Leidensgeschichte«  gehören  zusammen. 
Tatsächlich  sind  beide  seine  bekanntesten  Sc  hui  Verfassungsschriften. 

Im  Briefe  Dörpfelds  an  Prof. Vogt  in  Wien^)  äußert  sich  der 
Ver  asser  über  seine  bis  Mitte  der  80  er  Jahre  erschienenen  drei 
Sch  iften  wie  folgt:  »Ihre  Dreizahl  ist  nicht  zufällig.  Die  schul- 
regi  nentlichen  Formen,  welche  ich  zur  SjDrache  bringen  wollte, 
sine;  dreifacher  Art.  Der  erste  Reformgedanke  (a)  liegt  auf 
staa  srechtlichem  Gebiete  (Korporationen  aller  S c h u 1 i n t e r- 
essenten,  naturgemäßes  Schulwesen).  Der  zweite  (b)  hat 
die  technisch-pädagogische  Seite  im  Auge.  Der  dritte  (c) 
ist  moralischer  Art  (Standesleiden  und  -wünsche).  Grundvoraus- 
setzung für  a ist  Anerkennung  des  Familien  rechts  (Schulgemeinde). 
Zurächst  mußte  der  staatsrechtliche  Gedarke  a zur  Sprache  ge- 
bracht werden;  sodann  gegenüber  kirchlichen-  und  Staatsparteien 


^)  Vgl.  Kap.  I,  Schluß  u.  Fundamentstück,  S.  52  u.  S.  55  Anhang: 
Der  neue  Schulgesetzentwurf. 

")  Evgl.  Schulblatt  1894,  S.  189. 
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b und  c.  Da  aber  auf  dem  Gebiet  der  Schulverfassung  bei  deii 
konservativen  Parteien  der  Kirchenmann  den  Schulmann  und  bei 
den  liberalen  Gruppen  der  Politiker  den  Pädagogen  überschreit 
(S.  194),  so  wird  klar,  warum  meine  Theorie  der  Schulverfassung, 
die  alle  Interessen  gleichmäßig  berücksichtigt,  bei  der  einen 
Parteirichtung  so  wenig  Gehör  finden  kann  wie  bei  der  andern, 
dieweil  die  streitenden  Parteien  sich  nur  um  ihre  alten  Streit- 
punkte kümmern.  Und  endlich  wird  klar,  wie  ob  dieses  Streites, 
der  angeblich  aus  lauter  Liebe  zur  Schule  geführt  wird,  die 
dringlichsten  Anliegen  der  Schule  und  des  Lehrerstandes  un- 
erledigt bleiben  müssen.  — Im  Anschluß  daran  wird  im  zweiten 
Teile  des  Nachworts  zum  »Fundamentstück«  die  neue  Auf-v 
gäbe  der  vierten  Arbeit  dargelegt.  Gegenüber  den  parteipolitisch 
eingestellten  Lehrern,  den  allen  derartigen  Organisationsvorschlägen 
(Selbstverwaltung)  abgeneigten  Bürokraten  und  bürokratisch 
Gesinnten,  der  Mehrzahl  der  geistlichen  Schulherren,  den  kultur- 
jesuitisch veranlagten  Simultanisten  *)  lehrte  das  Schicksal  der  drei 
vorigen  Schriften,  vom  rein  politischen  Standpunkte  abzusehen, 
um  über  den  Parteien  zu  stehen.  Es  mußten  Grundsätze 
ethischer  und  pädagogischer,  auch  dem  Laien 
verständlicher  Natur  namhaft  gemacht  werden,  die  über 
der  Sphäre  liegen,  wo  das  Gewitter  tobt;  Grundsätze,  durch 
welche  der  Parteibann  lahm  gelegt  werden  muß,  denn  dieser  ist 
nicht  zu  Hause  auf  dem  Boden,  wo  die  neutrale  Flagge  weht. 

Aus  diesen  zum  inneren  Verständnis  notwendigen  Vor- 
bemerkungen dürften  sich  für  uns  Anhaltspunkte  für  eine 
unumgänglich  notwendige  Auswahl  und  Anord- 
nung der  außeroidentlich  umfangreichen  Aus- 
führungen Dörpfelds  ergeben.  So  wertvoll  und  not- 
wendig eine  knappe,  übersichtliche  Darstellung  des  Aufbaues  der 
Dörpfeldschen  Schulverfassungstheorie  ist,  gerade  für  unsere 
gegenwärtige  Zeit,  so  schwierig  ist  diese  doch  in  Hinsicht  auf 
die  gewaltig  umfangreichen,  allseitig  begründenden,  immer 
wieder  von  neuen  Gesichtspunkten  aus  wiederholenden  und  er- 
härtenden Darlegungen  mit  ihren  zahlreichen  Anhängen  und  Nach- 
bemerkungen usw.  In  Dörpfelds  Schreibweise  lag  eben  ^ außer 
schulpsychologischem  Verständnis  seiner  Lehrer  viel  ^Vesenseigenart 
nach  der  Seite  des  Gemütes  hin.  Seine  Schriften  bleiben  darum 
noch  auf  lange  Zeiten  für  alle  ernsthaften  Volkswirte  und  Volks- 
erzieher schier  unerschöpfliche  Fundgruben  reichster  Art. 


1)  Schulblatt  1894,  S.  204  ff. 

2)  Vgl.  das  (2.)  päd.  Gutachten. 
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Aus  mancherlei  inneren  Gründen  lehnen  wir  uns  bei  unserer 
Darstellung  der  Dörpfeldschen  Schulverfassung  an  seine  erste, 
grundlegende  und  umfassende  Schrift  an  und  versuchen  einen 
Auf)au  nach  folgender  aus  dem  Gesamtinhalt  herausgearbeiteter 
Gli  ederung: 

1.  Die  freie  Schulgemeinde. 

I.  Einleitender  Teil:  Über  das  Familienprinzip  im 
allgemeinen. 

1.  Verwandtschaftsbeziehungen  zwischen  Schule 
und  Familie. 

2.  Tiefgreifende  und  umfassende  pädagogische  Be- 
deutung der  Familie  in  sozialpolitischer  Hinsicht. 

3.  Bedeutung  des  Familienprinzips  für  das  Schul- 
wesen. 

4.  Darstellung  des  Verhältnisses  der  Schule  zu 
den  übrigen  Pflegern  der  Kulturgüter: 
Bürgerliche  Gemeinde,  Kirche  und  Staat. 

II.  Hauptteil:  Anwendung  des  Familienprinzips  auf 
die  Schulverfassung. 

5.  Darstellung  des  Familienprinzips  in  der  wahren  Schul- 
gemeinde. 

6.  Organisation  der  vollständigen  freien  Schulgenossen- 
schaft. 

III.  Schlußteil:  Beleuchtung  der  bestehenden 
Schul  verfassung  vom  Standpunkte  der  freien  Schul- 
gemeinde : 

1.  Die  staatskirchliche  Hierarchie. 

2.  Die  bürgerliche  Bürokratie. 

3.  Die  staatliche  Bürokratie. 

I.  1.  Verwandtschaftsbeziehungen  zwischen 
Scäule  und  Familie. 

Nicht  zur  Kirche,  zum  Staate  und  zu  den  sozial-bürgerlichen 
Genossenschaften,  sondern  zur  Familie  steht  die  Schule  in 
der  nächsten  und  innigsten  Verwandtschaft.  Was  im  öffentlichen 
Feten  in  die  drei  Kreise:  Staat,  Kirche  und  soziales  Bürgertum 
siel  auseinanderlegt,  ist  in  der  Familie  zu  einem  einheitlichen 
Ganzen  verwachsen.  Die  besonderen  Teilinteressen  der  drei 
Kreise  an  der  Schule  und  ihren  Aufgaben  werden  zusammen- 
gefißt  in  dem  Vollinteresse  der  Familie  an  der  Schule.  An  der 
göt  liehen  Generalordnung  der  Familie  als  der  pädagogischen 
Untiftung  hat  jede  menschliche  Institution  — auch  die  Schule  — 
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ihr  Maß  zu  nehmen.  Die  Familie  ist  die  für  alle  Zeiten  und 
Kulturzustände  von  Gott  gegründete  und  nach  seiner  Weisheit 
eingerichtete  Normalerziehungsanstalt  für  die  Jugend. 
Alle  Anstalten  und  Schulen,  die  zur  allgemeinen  Bildung  und 
Erziehung  berufen  sind,  sollen  sich  nach  diesem  Muster 
richten,  denn: 

Erstlich  sind  in  der  Familie  Natürliches  und  Geistliches, 
irdischer  Boden  und  himmlische  Pflanzung,  zeitlicher  Beruf  und 
ewige  Bestimmung  verschlungen  und  verwachsen; 

Zweitens  wird  in  der  Familie  der  ganze  Zögling  in 

Pflege  und  Zucht  genommen; 

Drittens  vollzieht  sich  die  viel  versäumte  Gewöhnung 
in  der  Familie  mit  innerer  Notwendigkeit,  gleichsam  von  selbst; 

Viertens  ist  die  Einrichtung  der  Familien  als  eigen- 
tümliches Korrektiv  gegen  alle  Überschwänglichkeiten  in  der 
Erziehung  angebracht ; 

Fünftens  kommt  in  der  Familie  die  Persönlichkeit  des 

Erziehers  zu  ihrem  vollen  Recht. 

So  ist  Gottes  Ur-Erziehungsanstalt  für  die 
Jugend  eingerichtet. 

Ergebnis:  Die  Volksschule  als  Gehilfin  des  Hauses  in 
der  Jugendbildung  steht  in  nächster,  innigster,  stärkster  Ver- 
wandtschaft zur  Familie. 

I.  2.  Die  tiefgreifende  und  umfassende  päd- 
agogische Bedeutung  der  Familie  in  sozial- 
politischer Hinsicht. 

Die  Familie  ist  zu  einer  weit  umfassenderen  pädagogischen 
Wirksamkeit  als  nur  auf  die  Jugenderziehung  angelegt.  Sie  hat 
Ewigkeitsbedeutung  in  bezug  auf  ihre  Erziehung  zum  Himmel- 
reich. Alle,  die  einen  irdischen  Beruf  haben,  können  von  ihr 
lernen.  Das  Haus  ist  die  Stätte,  wo  der  Prediger  das  Predigen, 
der  Lehrer  das  Lehren,  der  Erzieher  das  Erziehen,  der  Regent 
das  Regieren,  der  Geschichtsschreiber  das  Erzählen  und  der 
Musiker  die  echte,  heilige  Musik  lernen,  d.  h.  immer  besser 
lernen  kann.  Die  Bedeutung  der  Familienzucht  ist  hinsichtlich 
der  Erziehung  in  den  Rettungshäusern  zu  erkennen. 

I.  3.  Die  Bedeutung  des  Familienprinzips 
für  das  Schulwesen. 

Der  Charakterzug  der  Familienhaftigkeit  muß  in  der  Ein- 
richtung und  im  Leben  der  Schule  deutlich  ausgeprägt  und 
durch  die  Verfassung  und  Leitung  des  gesamten  Schulwesens 
anerkannt  und  geschützt  werden. 

Schmidt,  Dörpfelds  Schulverfassung.  4 
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Beispiele  I 

1.  Die  Schule  gehört  wie  das  Kind  zunächst  den  Eltern. 

Daium  folgt  sie  auch  dem  Bekenntnis  der  Eltern. 

2.  Die  Familienhaftigkeit  der  Schule  stellt  an  Lehrer  und 

Aui  sicht  ein  hohes  Maß  von  Weisheit  und  innerer  Weihe. 

3.  Der  Grundsatz  der  Familienhaftigkeit  erfordert: 

a)  eine  Schulgemeinde,  die  den  Lehrer  durch  das 
Wahlkollegium  wählt,  ihn  durch  den  Schulvorstand 
beaufsichtigt,  zur  Unterhaltung  der  Schule  (mit  bürger- 
licher Gemeinde  und  Staat)  beiträgt; 

b)  die  Lehrer  bilden  eine  einheitliche  Lehrer-  und 
Ftausgenossenschaft  unter  einem  verantwortlichen  Leiter 
der  Anstalt; 

c)  was  Gott  in  der  Familie  zusammengefügt  hat,  wird 
auch  in  der  Schule  nicht  geschieden.  Die  Ge- 
schlechter sind  vereinigt; 

d)  das  Schulhaus  ist  so  eingerichtet,  daß  die  Schulsäle 
mehrklassiger  Schulen  in  einet  Reihe  zu  beiden  Seiten 
der  Klasse  des  Flauptlehrers  liegen.  Die  Morgen- 
usw.  Andachten  sind  gemeinsam; 

e)  zur  Unterhaltung  der  Schulen  tragen  die  Familien 
durch  Schulgeld  und  freiwillige  Gaben  bei. 

Bezüglich  des  Wahlrechts  (vgl.  a)  ist  zu  bemerken,  daß  die 
anilerwärts  vertretene  Ansicht,  der  Lehrer  gerate  duich  das  Wahl- 
recht in  eine  bedenkliche  Abhängigkeit  der  Schulgemeinden, 
Aberglaube  ist.  Die  aus  den  obigen  Fundamentstücken  der 
Fa  nilienhaftigkeit  zusammengesetzte  alte  bergische  Schulordnung 
ste  It  wie  keine  andere  den  Lehrer  frei  und  selbständig.  Sie 
gestattet  nicht  bloß  dem  Lehrer,  daß  er  einen  Kopf  habe, 
sie  fordert  vielmehr,  daß  er  einen  habe.  Flier  ist  mehr 
zu  besorgen,  daß  der  Lehrerstand  der  Schulverfassung  nicht  ge- 
wachsen als  daß  diese  für  ihn  zu  klein  sei.  Es  gilt  dasselbe 
vo  n Lehrer  im  freien  Schulwesen,  was  vom  Pfarrer  in  der  freien 

Ki  che  gilt.  . j c u i 

I.  4.  D a r s t e 1 1 u n g d e s Ve  r h ä 1 1 n i s s e s d e r Sch  ul  e 
Zf  den  übrigen  Pflegern  der  Kulturgüter:  Bürger- 
li:heGemeinde,KircheundStaat. 

1.  Im  bürgerlichen  Nährstande  zeigt  sic:h  ein 
stärkeres  Begehren  nach  Fachschulen.  Eine  Gefahr  für  die 
Vc'lksbildung  liegt  in  der  Betrachtung  der  Volksschule  als  bloßer 
Uaterrichtsanstaltmit  einseitigen  städtischen  Sondergelusten 
(F  ibrikbetrieb  in  Schulkasernen,  Geschlechtertrennung,  Fachunter- 

ric  ht). 
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2.  Die  Spaltungen  auf  kirchlichem  Gebiete  gehen 
zur  Zeit  tiefer  als  die  der  bürgerlichen  Parteien.  Auch  zwischen 
Kirche  und  Schule  besteht  vielfach  eine  große  Kluft.  Sie  hat 
nicht  in  der  Emanzipationslust  der  Lehrer,  sondern  häufig  in 
dem  beschränkten  Gesichtskreise  der  Kirchenmänner  ihren  Grund. 

3.  Den  größten  Einfluß  übt  zur  Zeit  der  Staat  auf  das 
Schulwesen  aus.  Die  Hauptzahler  für  die  Verbesserungen , die 
er  als  »Veranstalter«  (Allgem.  Landrecht  II,  Tit.  12,  § 1)  eingeführt 
hat,  sind  freilich  die  Gemeinden,  Familien  und  Kirchen  gewesen. 
Durch  die  Verflechtung  der  Pädagogik  mit  der  Politik  ist  das 
Schulwesen  in  das  Geschaukel  und  Gedränge  der  politischen 
Parteien  hineingeraten.  Die  Anstalten  zur  Bildung  der  Jugend 
können  aber  das  Klima  des  politischen  Wechselfiebers  nicht  er- 
tragen. Ein  anderer  Übelstand  liegt  in  dem  Zentralisationssystem 
in  Gesetzgebung  und  Verwaltung.  Die  Regulativevom  Oktober  1854 
haben  einen  mächtigen  Fortschritt  in  der  Zentralisation  der  preußi- 
schen Staatsschulverwaltung  gebracht.  Sie  haben  gleicherweise 
die  Uniformierung  angebahnt.  Die  Staatsregulative  sind  in  die 
groben  Hände  der  politischen  Parteien  geraten  und  auf  den  großen 
Markt  der  Zeitungen,  des  Abgeordneten-  und  Herrenhauses  gebracht 
worden,  wo  sich  erfahrungsgemäß  selten  jemand  mit  innerer 
Teilnahme  um  das  stille  Leben  der  gemeinen  Volks-Schule  zu 
kümmern  pflegt.  Die  vorstehende  Umschau  zeigt  auf  dem  Gebiet 
der  realen  gesellschaftlichen  Mächte  des  Staates,  der  Kirche  und 
des  volkswirtschaftlich-bürgerlichen  Lebens,  daß  es  nicht  ratsara 
ist,  die  Schule  der  unbeschränkten  direkten  Einwirkung  jener 
Gewalten  auszusetzen.  So  muß  eine  Schulverfassung  gesucht 
werden,  die  geeignet  ist,  jene  Gefahr  abzuwehren,  damit  die 
Schule  in  nächster  Nähe  des  Hauses  eine  Erziehungsanstalt  der 
Familie  und  in  ihrem  Geiste  und  Sinne  bleibt. 

Der  II.  (Haupt-)  Teil  zeigt  die  Anwendung  des 
Familie  nprinzips  auf  die  äußere  Schulver- 
fassung. 

Die  beiden  Angelpunkte  des  Schulorganis- 
mus liegen  in  den  Fragen: 

1.  Welches  ist  die  wahre  Schulgemeinde? 

2.  Wohin  ist  die  Spitze  des  Schulregiments  zu  legen,  daß 
sie  nicht  Organ  und  Zankapfel  der  politischen  Parteien 
werde,  oder:  wieweit  ist  die  Schulgemeinde  auszudehnen? 

II.  5.  Darstellung  des  Familienprinzips  in  der 
freien  Schulgemeinde. 

4* 
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Die  Frage:  Welches  ist  die  rechte  Schuld 

ge  nein  de?  ist  bisher  durchweg  so  gefaßt  worden:  Ist  der 

Sta:.t  bezw.  die  bürgerliche  Gemeinde  oder  die  Kirche  die  rechte 
Scb  ulgemeinde  und  Schulgenossenschaft?  Es  bestehen  drei  Auf- 
fass ungen:  a)  für  den  Staat;  b)  für  die  Kirche;  c)  für  ein  staat- 
lich-kirchliches Konkordat.  , p . , 

Die  staatlich-kirchliche  Konkordienformel  befriedigt  wenig. 
Es  herrscht  beständig  Meinungsverschiedenheit  zwischen  dem 
Stait  als  Schulherrn  und  der  Kirche  als  Mitregentin.  Die  bürger- 
licle  Gemeinde  fühlt  sich  in  allem  zurückgesetzt,  bevorzugt  nur 
in  Dezug  auf  das  Tragen  der  Schullasten. Das  halb  geistliche, 
halb  weltliche  Regiment  befriedigt  den  Lehrerstand  keineswegs. 
Er  ist  unzufrieden  darüber,  in  Fragen  der  Schulgesetzgebung 
überhaupt  nicht  zu  Worte  zu  kommen.  Von  der  Schulaufsicht 
ist  er  in  allen  Stellen  ausgeschlossen.  Das  ist  ein  ungluckhcher 
Zustand.  Schon  das  erste  halbhundertjährige  Bestehen  dieser 
he  'o-ebrachten  Schulverfassung  hat  manchem  Minister  und  Geheim- 
rat *den  Kopf  warm  gemacht.  Nach  alter  Erfahrung  ist  ein  Mann, 
de-  zwei  Frauen  im  Hause  hat,  ein  geplagter  Mann.  Der  Staat 
ha  deren  mehr  als  zwei  (Kirchen)  unter  seinem  Dache.  Das 
staatlich-kirchliche  Schulkonkordat  ist  also  unstreitig  nicht  der 
re(  hte  Boden  und  das  rechte  Klima  für  ein  ruhiges,  gedeihliches 
Sc  aulwesen.  Noch  unvollkommener  wäre  ein  von  allen  Be- 
zithungen  zur  Kirche  losgerissenes  Schulwesen  als  bloßes 
Saats  sch  ulwesen.  Will  der  moderne  Staat  ohne  Kirche 
Schule  halten,  so  traut  er  sich  mehr  zu  als  er  vermag.^)  Der 
Stiat  kann  der  Schule  viele  treffliche  Dienste  leisten;  aber  Vater- 
ur  d Mutterstelle  kann  er  nicht  bei  ihr  vertreten.  Wer  es  doch 

gl  lubt,  steckt  eben  in  einem  Aberglauben.  — 

Alle  diese  Regenten  haben  aber  auch  nur  ein  Teilinteresse 

ar  der  Schule.  Die  wahre  Schulgemeinde  muß  die 
gisamte  Schulaufgabe  umfassen.  Sie  bringt  die  Teilbestre- 
Lngen  von  Familie,  Schule,  Kirche  und  Staat  unter  dem  Ge- 
si  'htspunkt  einer  gemeinsamen  Aufgabe  zusammen  und  ver- 
bindet alle  Kräfte  zu  dieser  gemeinsamen  Auf- 

p*  ä b c 

Die  wirkliche  Schulgemeinde  ist  auf  die  einfachste  Weise 
d ;r  Welt  herzustellen,  indem  man  der  Schule  gibt,  was  ihr  gebührt, 
fir  jede  Schule  aus  den  beteiligten  Familien 

T Über  das  Recht  der  bürgerlichen  Gemeinde  an  der  Schul- 

v 'r'^^iJUygi.  Vhier^u  Porünweller,  Der  Schulkampf  in  Deutschland  und 
Holland  und  der  Weg  zu  einem  gerechten  Schulfrieden.  Berlin  lyiy- 
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eine  eigene  Genossenschaft  mit  bestimmten  Pflichten 
und  Rechten  Dieser  Verband  von  Familien  zur  gemeinsamen 
Besorgung  der  Bildung  ihrer  Kinder  steht  weder  auf  kudihche 

noch  auf  kommunalem,  sondern  au  eigenem  f 

kf  nach  dem  Bekenntnis  der  Eltern  ihre  Konfessionsscnuie. 

Verlangen  gesinnungseinige  Eltern  ausdrücklich  f 
eine  sfmulfanschule.  so  steht  ihrer  Ernch  ung  njehts  im  Weg  • 
Die  vollständig  eingerichtete  Lokalsctiui 
gemeinde  muß  dreierlei  Funktionen  ausuben  können , 

find  auch  drei  g i S" "A' schule; 
eins  zur  Leitung  und  Beaufsichtigung  der  ^enu 

Schulvorstand; 

eins  zur  Wahl  des  Lehrers,  rUp  r»rt<;srhul- 

eins  zur  Unterhaltung  der  Schule,  soweit  die  Ortsschul 

gemeinde  in  Betracht  kommt. 

A Der  Schulvorstand  (Verwaltungsausschuß  aus  Ver- 
tretern der  Familien,  der  Kirche  und  des  Schulamtes)  achtet  auf 

treue  und  pünktliche  Pflichterfüllung  und  dem 

wLel  der  Lehrer.  Zwei  seiner  Mitglieder,  »Scholarch.  und 

&hulältester  leiten  die  Regelung  der  dfs 

Leisschulinspektors).  Allgemeine  Sittenaufsicht 
liegen  aller  Mitglieder.  Pfarrer  und  Lehrer  sind  ^^n  Amts  g 
im  Schulvorstande.  Der  Schulälteste  wird  vom  Kollegium  (B), 
der  Scholarch  von  der  Repräsentation  (C)  gewählt. 

B Das  Wahlkollegium  setzt  sich  zusammen: 

a) '  aus  den  zeitigen  und  ehemaligen  Mitgliedern  des  Schu 

b)  "n  zUtigen  und  ehemaligen  Mitgliedern  des  Kirchen- 
törstendes  soweit  sie  zur  Schulgemeinde  fhoren 

c)  aus  dem  Gemeindevorsteher  (Bürgermeister)  der  burger 

liehen  Gemeinde.  , , u pvK  Rp 

C.  Die  Repräsentation  umfaßt: 

a)  sämtliche  Mitglieder  des  Wahlkollegiutns  , 

b)  die  Repräsentanten  der  Kirchengemeinde  (innerhalb  der 

c)  die^zur"^Schulgemeinde  gehörenden  bürgerlichen  Mit- 
glieder der  Gemeinde. 
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Die  Frage:  Welches  ist  die  rechte  Schul- 
gemeinde? ist  bisher  durchweg  so  gefaßt  worden:  Ist  der 

S aat  bezw.  die  bürgerliche  Gemeinde  oder  die  Kirche  die  rechte 
S :hulgemeinde  und  Schulgenossenschaft?  Es  bestehen  drei  Auf- 
fassungen: a)  für  den  Staat;  b)  für  die  Kirche;  c)  für  ein  staat- 
li  :h-kirchliches  Konkordat. 

Die  staatlich-kirchliche  Konkordienformel  befriedigt  wenig. 
Es  herrscht  beständig  Meinungsverschiedenheit  zwischen  dem 
S aat  als  Schulherrn  und  der  Kirche  als  Vlitregentin.  Die  bürger- 
li  :he  Gemeinde  fühlt  sich  in  allem  zurückgesetzt,  bevorzugt  nur 
ir  bezug  auf  das  Tragen  der  Schullasten. Das  halb  geistliche, 
h.ilb  weltliche  Regiment  befriedigt  den  Lehrerstand  keineswegs. 
Er  ist  unzufrieden  darüber,  in  Fragen  der  Schulgesetzgebung 
ü Derhaupt  nicht  zu  Worte  zu  kommen.  V'^on  der  Schulaufsicht 
ist  er  in  allen  Stellen  ausgeschlossen.  Das  ist  ein  unglücklicher 
Zustand.  Schon  das  erste  halbhundertjährige  Bestehen  dieser 
hergebrachten  Schulverfassung  hat  manchem  Minister  und  Geheim- 
nt  den  Kopf  warm  gemacht.  Nach  alter  Erfahrung  ist  ein  Mann, 
d er  zwei  Frauen  im  Flause  hat,  ein  geplagter  Mann.  Der  Staat 
hat  deren  mehr  als  zwei  (Kirchen)  unter  seinem  Dache.  Das 
stiatlich-kirchliche  Schulkonkordat  ist  also  unstreitig  nicht  der 
rechte  Boden  und  das  rechte  Klima  für  ein  ruhiges,  gedeihliches 
S rhulwesen.  Noch  unvollkommener  wäre  ein  von  allen  Be- 
ziehungen zur  Kirche  losgerissenes  Schulwesen  als  bloßes 
Staatsschulwesen.  Will  der  moderne  Staat  ohne  Kirche 
S:hule  halten,  so  traut  er  sich  mehr  zu  als  er  vermag.^)  Der 
Saat  kann  der  Schule  viele  treffliche  Dienste  leisten;  aber  Vater- 
U!id  Mutterstelle  kann  er  nicht  bei  ihr  vertreten.  Wer  es  doch 
glaubt,  steckt  eben  in  einem  Aberglauben.  — 

Alle  diese  Regenten  haben  aber  auch  nur  ein  Teilinteresse 
an  der  Schule.  Die  wahre  Schulgemeinde  muß  die 
gesamte  Schulaufgabe  umfassen.  Sie  bringt  die  Teilbestre- 
bungen  von  Familie,  Schule,  Kirche  und  Staat  unter  dem  Ge- 
si:htspunkt  einer  gemeinsamen  Aufgabe  zusammen  und  ver- 
bindet alle  Kräfte  zu  dieser  gemeinsamen  Auf- 
gabe. 

Die  wirkliche  Schulgemeinde  ist  auf  die  einfachste  Weise 
d :r  Welt  herzustellen,  indem  man  der  Schule  gibt,  was  ihr  gebührt, 
f ir  jede  Schule  aus  den  beteiligten  Familien 

T Uber  das  Recht  der  bürgerlichen  Gemeinde  an  der  Schul- 
verwaltung, vgl.  Kap.  IX. 

-)  Vgl.  hierzu  Grünweller,  Der  Schulkampf  in  Deutschland  und 
Fiolland  und  der  Weg  zu  einem  gerechten  Schulfrieden.  Berlin  1919. 
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eine  eigene  Genossenschaft  mit  bestimmten  Pflichten 
und  Rechten.  Dieser  Verband  von  Familien  zur  gerneinsamen 
Besorgung  der  Bildung  ihrer  Kinder  steht  weder  auf  kirchlichem 
noch  auf  kommunalem,  sondern  auf  eigenem  Boden.  Die  Schule 
ist  nach  dem  Bekenntnis  der  Eltern  ihre  Konfessionsschule. 
Verlangen  gesinnungseinige  Eltern  ausdrücklich  eine  andere,  etwa 
eine  Simultanschule,  so  steht  ihrer  Errichtung  nichts  im  Wege. 

Die  vollständig  eingerichtete  Lokalschul- 
gemeinde muß  dreierlei  Funktionen  ausüben  können;  dazu 
sind  auch  drei  geeignete  Organe  erforderlich. 

eins  zur  Leitung  und  Beaufsichtigung  der  Schule. 

Schulvorstand; 

eins  zur  WahldesLehrers; 

eins  zur  Unterhaltung  der  Schule,  soweit  die  Ortsschul- 
gemeinde in  Betracht  kommt. 

A.  Der  Schulvorstand  (Verwaltungsausschuß  aus  Ver- 
tretern der  Familien,  der  Kirche  und  des  Schulamtes)  achtet  auf 
treue  und  pünktliche  Pflichterfüllung  und  dem  Amte  geziemenden 
Wandel  der  Lehrer.  Zwei  seiner  Mitglieder,  »Scholarch«  und 
Schulältester  leiten  die  Regelung  der  äußeren  und  inneren  An- 
gelegenheiten (die  eigentliche  Unterrichtstechnik ^ ist  Sache  des 
Kreisschulinspektors).  Allgemeine  Sittenaufsicht  ist  ernstes  An- 
liegen aller  Mitglieder.  Pfarrer  und  Lehrer  sind  von  Amtswegen 
im  Schulvorstande.  Der  Schulälteste  wird  vom  Kollegium  (B), 
der  Scholarch  von  der  Repräsentation  (C)  gewählt. 

B.  Das  Wahlkollegium  setzt  sich  zusammen: 

a)  aus  den  zeitigen  und  ehemaligen  Mitgliedern  des  Schul- 
vorstandes, ^ U 

b)  aus  den  zeitigen  und  ehemaligen  Mitgliedern  des  Kirchen- 
vorstandes, soweit  sie  zur  Schulgemeinde  gehören, 

c)  aus  dem  Gemeindevorsteher  (Bürgermeister)  der  bürger- 
lichen Gemeinde. 

Dem  Wahlkollegium  liegt  die  Wahl  des  Lehrers  ob.  Be- 
stätic^ung  erfolgt  (auf  Vorschlag)  durch  die  Vorgesetzte  Schul- 
behörde. Die  Wahl  der  übrigen  Lehrer  (bei  rnehrklassigen  Schulen) 
bleibt  am  besten  dem  Schulvorstand  der  Einzelschule  überlassen. 

C.  Die  Repräsentation  umfaßt: 

a)  sämtliche  Mitglieder  des  Wahlkollegiums, 

b)  die  Repräsentanten  der  Kirchengemeinde  (innerhalb  der 

Schulgemeinde), 

c)  die  zur  Schulgemeinde  gehörenden  bürgerlichen  Mit- 
glieder der  Gemeinde. 


L 


— 54  — 

Dieses  Kollegium  besorgt  die  Unterhaltung  und  Pflege  der 
Schule. 

Auf  welchen  Grundsätzen  und  Erwägungen  be- 
ruht die  vorgeschlagene  Organisation  der  Lokalschulgemeinde? 

Erstlich:  Geschichtlich  Bewährtes  wird  festgehalten  und  fort- 
gebildet. 

Zweitens:  Schule  und  Kirche  bieiben  in  Hinsicht  auf  die 
gemeinsame  Jugenderziehung  in  angemessener  innerer 
Verbindung. 

Drittens:  Statt  Urwahlen  und  überhaupt  Vielwählerei  wählen 
nur  Vertrauensmänner,  die  sich  im  kirchlichen  und 
bürgerlichen  Leben  ausgezeichnet  und  auch  in  Schul- 
angelegenheiten das  Stimmrecht  erst  verdient  haben. 

Viertens:  Die  Würde  des  Dienstes  an  der  Schule  und  ihr 
stetiger  Entwicklungsgang  werden  gewahrt. 

II.  6.  Aufbau  der  vollständigen  freien  Schul- 
gemeinde bis  zur  Provinzialschulgemeinde. 

Der  weitere  Ausbau  der  Lokalschulgemeinde  zur  Gesamt- 
schulgemeinde und  weiter  zur  Kreis-  und  Provinzialschul- 
gerieinde  ist  in  der  Zusammensetzung  der  ersteren  gegeben. 

Die  Gesamtschulgemeinde. 

Die  Ortsschulgemeinden  einer  Bürgermeisterei  bezw.  eines 
Kcmmunalverbandes  bilden  eine  Gesamtschulgemeinde. 
Da  diese  möglicherweise  aus  Schulgemeinden  verschiedener  Kon- 
fessionen besteht,  trägt  sie  den  Charakter  eines  Hilfsvereins  zur 
Un  erhaltung  der  Schulen.  Schulgemeinde  und  bürgerliche  Ge- 
meinde fallen  auch  hier  durchaus  nicht  zusammen:  weder  in 
Hii  sicht  auf  den  Zweck,  noch  in  ihrer  Zusammensetzung. 

. Die  Organe  der  Gesamtschulgemeinde  sind: 

a)  Der  Erziehungsrat  (Erziehungsverein), 

b)  Die  Repräsentation  (Hilfsverein), 

c)  Der  Verwaltungsausschuß. 

c)  Der  Erziehungsrat  besteht  aus  Vertretern  aller 
Schulinteressenten  aus  den  verbundenen  Oltsschulgemeinden,  dem 
Büigermeister  oder  dessen  Vertreter,  einem  Mitglied  des  Richter- 
stai  des  (Polizeibehörde). 

Obliegenheiten:  Überwachung  des  Schulbesuchs,  öffentliche 
Sitt  maufsicht. 

Als  höchst  wichtiges  Institut  hat  ein  Schulschöffen-(jugend-) 
ger  cht  den  Schutz  des  Schuldienstes  wahrzunehmen. 
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b)  Die  Repräsentation  besteht  aus  Vertretern  der 
Ortsschulgemeinderepräsentation,  dem  Bürgermeister  als  Vor- 
sitzendem und  Gemeinderats-(Stadtrats-)mitgliedern.  Ihr  liegt  die 
Schulunterhaltung  ob. 

In  Städten  kann  zur  Vereinfachung  die  Zusammenfassung 

der  Kollegien  a)  und  b)  erfolgen. 

c)  DerVerwaltungsausschuß  besteht  aus  dem  Vor- 
sitzenden von  a)  und  b)  sowie  Mitglied  von  b).  Dieser  Aus- 
schuß vertritt  die  Oesamtschulgemeinde  in  allen  Rechtsangelegen- 
heiten. 

Die  Kreisschulgemeinde. 

ist  die  Gesamtheit  aller  Ortsschulgemeinden  eines  Kreises  des- 
selben Bekenntnisses.  Ihre  Organe  sind: 

a)  Der  Kreisschulrat  (Schulsynode). 

b)  Der  Kreisschulinspektor  (bezw.  Verwaltungsausschuß). 

c)  Die  Kreisrepräsentation. 

a)  Der  Kreisschulrat  besteht  aus  den  Abgeordneten 
des  Erziehungsrates,  dem  Kreisschulinspektor  (Vorsitz),  den  Ver- 
tretern der  kirchlichen  (Superintendent)  und  bürgerlichen  Inter- 
essenten (Landrat,  Oberbürgermeister),  ferner  dem  Seminardirektor 
des  Bezirks.  Zu  seinen  Geschäften  gehört  der  Verkehr  mit  der 
Behörde  (Bezirksregierung)  und  der  Kreisschulgemeinde.  Er- 
ledigung der  Geschäfte  in  Einzelausschüssen  (Kammern). 

b)  Der  Kr  e i ss c h u 1 i n s p ek to  r (S c h u 1 p f l e ge r). 
Seine  Wahl  erfolgt  durch  die  Schulgemeindevertretung,  Be- 
stätigung durch  die  Bezirksbehörde.  Obliegenheiten:  Ausführung 

Bestimmungen  von  der  Bezirksschulbehörde,  Vermittlung 
zwischen  oberer  Schulbehörde  und  Ortsschulgemeinden  in  allen 
inneren  und  äußeren  Schulangelegenheiten  (Lehrerwahlen,  Schul- 
unterricht, Lehrmittel,  Konferenzen  usw.). 

c)  Die  Repräsentation.  Zusammensetzung  und  Ob- 
liegenheiten entsprechend  der  Ortsschulgemeinde. 

Die  Provinzialschulgemeinde.  1) 

Solange  das  Volksschulwesen  in  den  Verwaltungsbereich  der 
Bezirksregierung  gehört,  ist  ein  Ausschuß  zur  Mitberatung  in 

Schulangelegenheiten  zu  bestellen. 

Der  Bezirksausschuß  besteht  aus  Vertretern  der 
Kirchengemeinschaften  und  bürgerlichen  Gemeinden.  Lehrern, 

^)  Bezw.  Bezirksschulgemeinde,  vgl.  Fiindamentstück. 
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Sc lulältesten , einem  Schulinspektor,  Seminardirektor,  Landrat; 
und  einem  Superintendenten.  Die  Mitglieder  werden  auf  Vor- 
sc  ilag  der  Kreisschulgemeinden  aus  ihren  Vertretungen  gewählt. 
Di  2 Superintenden  beruft  die  Provinzialschulbehörde  ein  durch 
di(  Provinzialsynode.  Alle  übrigen  werden  von  der  Bezirks- 
repjerung  einberufen.  Der  Bezirksausschuß  versammelt  sich  jähr- 
lici  unter  dem  Vorsitz  eines  Regierungsrates. 

III.  Schlußteil:  Beleuchtung  der  bestehenden 
S(hulverfassung  vom  Standpunkte  der  freien 
Sc  hulgerneinde. 

1.  Die  staatskirchliche  Scholarchie:  In  ihr  ist 
da;  Schulwesen  nicht  in  das  richtige,  gesunde  Verhältnis  zur 
Ki'che  gekommen.  Das  ist  zum  Schaden  für  beide  Teile.  Wir 
wi  nschen  innigere,  organische  Verbindung  mit  der  Kirche.  In 
de  geistlichen  Schulaufsicht  ist  diese  Verbindung  nicht  gewähr- 
leistet. Für  die  Schulleitung  und  Schulaufsicht  gilt  das  Wort 
(S.  208):  Man  muß  von  Jugend  an  darin  gelebt,  man  muß 
Liebe  dafür  gewonnen  haben,  wie  die  Wärterin  für  die  Kinder, 
die  sie  durch  Arbeit  und  Pflege  lieben  lernt,  um  mit  wirklicher 
Liebe  darin  tätig  zu  sein.  Die  möglichen  Verbindungsglieder 
zwischen  Kirche  und  Schulwesen  sind  in  der  freien  Schul- 


geilossenschaft:  1.  Die  Schulgemeinde  desselben  Bekenntnisses, 

2.  die  Vertretung  der  Kirchengemeinschaft  in  den  Körperschaften 
dei  Schulgemeinde,  3.  die  Vertretung  der  Schulgemeinschaft  und 
de:  Schulamtes  in  der  Kirchengemeinde. 


2.  Die  bürgerliche  Bürokratie:  Sie  läßt  in  ihrer 


bü  okratischen  Gesinnung  keine  Mit-  und  Selbstverwaltung  in 
Scliulangelegenheiten  zu. 


3.  Die  staatliche  Bürokratie:  Sie  dringt  mit  ihren 
politischen  Bildungszielen  auf  die  Schule  ein.  Sie  hat  dafür  ge- 
sor^,  daß  von  oben  her  regiert  wurde.  Infolgedessen  ist  die 
Jugenderziehung  bisher  nicht  zur  Volkssache  geworden.  Übel 
ein  gewirkt  hat  besonders  die  Vermengung  der  Pädagogik  mit  der 
Po  itik.  Jugenderziehung  ist  nicht  mehr  Gewissen s- 
sache.  Die  oberen  regierenden  Schulbeamten  sind  von  den 
unteren  dienenden  durch  eine  große  Kluft  getrennt.  Und  das 
nie  it  bloß  im  äußeren  Rang  und  Stand,  sondern  auch  innerlich 
trotz  der  Arbeit  an  derselben  großen  Aufgabe.  Daher  das  gegen- 
seitige Mißtrauen;  auch  das  der  Lehrer  gegenüber  den  Ratschlägen 
und  Maßnahmen  der  Vorgesetzten  Behörden.  Unumgäng- 
lich notwendig  ist,  daß  sich  wieder  eine  tiefere 
Auffassung  aller  Stände  in  bezug  auf  volks- 
er::ieherische  Kulturarbeit  bemächtige,  und  daß 
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die  von  Berufs  wegen  an  der  J u ge  n d er  z i e h u n g 
Beteiligten  sichaufs  neue  und  inniger  verbinden. 

2.  Die  drei  Grundgebrechen. 

In  den  drei  Grundgebrechen  der  hergebrachten  Schul- 
verfassungen führt  Dörpfeld  Einzelgedanken  der  Freien  Schul- 
gemeinde, besonders  zum  3.  Teil  derselben,  noch  näher  aus. 
Gleichzeitig  gibt  er  seine  bestimmten  Vorschläge  zur  Neu- 
gestaltung. Er  sucht  zu  beweisen,  daß  die  hergebrachten 
Schulverfassungen  im  Zeug  und  Schnitt  verfehlt  sind. 

I.  Das  erste  Gebrechen  besteht  in  der  büro- 
kratischen Form  des  Sch  ul  regimen  ts,  d.  h.  in  dem 
Mangel  einer  angemessenen  Vertretung  aller  Schulinteressenten 
neben  den  wichtigen  Organen  der  Verwaltung.  Dieses  Ge- 
brechen offenbart  sich  in  folgenden  Übelständen: 

a)  Das  bürokratische  Schulregiment  (sowohl  von  seiten  der 
Kirche  wie  des  Staates)  berücksichtigt  nicht  ge- 
bührend die  Natur  der  Schule  und  ihre  enge 
Beziehung  zur  Familie. 

b)  Seine  Unzweckmäßigkeit  besteht  darin,  daß  es  die  An- 
sprüche der  verschiedenen  Schulinteressenten  (Staat, 
Kirche,  bürgerliche  Gemeinde,  Familie)  nicht  aus- 
zugleichen versteht.  Dadurch  wird  das  Schul- 
gebiet zum  Kampfplatz  widerstrebender  Inter- 
essen. 

c)  Viele  durch  dringendstes  Bedürfnis  sowie  fortschreitende 
Entwicklung  geforderte  Aufgaben  (pädagogischer 
und  wirtschaftschaftlicher  Art)  bleiben  unerledigt. 

d)  Das  bürokratische  Schulregiment  hat  manche  Arbeit 
getan,  die  besser  unterblieben  wäre  und  begeht 
fortgesetzt  offenbare  Mißgriffe. 

e)  Die^  Bildungsangelegenheiten  sind  zu  sehr  an 
das  Geschick  des  Staates  gebunden  und  in  den 
Streit  der  politischen  Parteien  hineingezogen. 

Reform  Vorschlag:  Neben  den  wichtigsten  Verwaltungs- 
organen, z.  B.  Lokalschulvorstand  und  Bezirksregierung,  muß 
eine  Vertretung  der  beteiligten  Körperschaften  (Familie,  bürger- 
liche Gemeinde  usw.)  hergestellt  werden. 

II.  Das  zweite  Gebrechen  ist  in  dem  Mangel  an 
Einheitlichkeit  in  der  Schulverwaltung  zu  suchen. 

Es  tritt  hervor  an  folgenden  Hauptstellen: 

a)  Bei  den  meisten  mehrklassigen  Schulen  fehlt  ein  tech- 
nischer Leiter  (Hauptlehrer). 
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b)  Die  Schulverwaltung  ist  auf  den  unteren  Stufen  in  eine 
äußere  und  innere  gespalten  (üble  Folgen,  z.  B.  bei 
Schulbauten,  Besoldung). 

c)  Die  Beaufsichtigung  der  Schularbeit  ist  zu  vielköpfig. 

d)  Der  Mangel  an  Einheitlichkeit  offenbart  sich  besonders 
in  teils  untergeordnetem,  teils  verkehrt  geordnetem  Ver- 
hältnis der  Schule  zu  den  Lebensgemeinschaften. 

Reform  Vorschlag:  Die  Einheitlichkeit  des  Schulwesens 
w rd  hergestellt  und  gewahrt  durch  eine  einheitliche  Schul- 
g(  n ossen Schaft  (freie  Schulgemeinde).  Zum  rechten  Zeuge, 
d.  i.  der  rechten  Schulgenossenschaft,  kommt  der  rechte  Zu- 
schnitt, d.  i.  eine  Organisation  der  Schulgenossenschaft  nach 
den  Grundsätzen  der  Selbstverwaltung  und  der  Vertretung  der 
einzelnen  Belange. 

III.  Das  dritte  Gebrechen  liegt  im  Mangel 
einer  gebührenden  Mitwirkung  des  Lehrerstandes 
b;i  der  Schulverwaltung. 

Der  Lehrerstand  ist  ausgeschlossen  vom  örtlichen  Schul- 
vc  rstande  und  den  städtischen  Schulkommissionen  (Schul- 
de putationen). 

Reformvorschlag:  Der  Lehrerstand  muß  in  allen 

Körperschaften  angemessen  vertreten  sein. 

3.  Pädagogisches  Gutachten  betr.  Simultanschule 

oder  Konfessionsschule. 

Zur  ausführlichen  Begründung  von  Beispiel  1 in  der  Freien 
Schulgemeinde,  Abschnitt  III:  »Die  Schule  gehört  nach 
dem  Familienprinzip  wie  das  Kind  zunächst  den  Eltern, 
darum  folgt  sie  auch  dem  Bekenntnis  der  Eltern« 
— mag  das  Gutachten  über  Simultanschule  oder  Konfessions- 
schule  dienen. 

Wir  wollen  zur  Beantwortung  der  aufgeworfenen  Frage 
geangen:  Welcher  von  beiden  Schulen  ist  der  Vorzug  zu 
ge  Den? 

I.  Die  Erziehungswissenschaft  verlangt  E i n h e i 1 1 i c h keit 
in  allen  Beziehungen.  Eltern,  Lehrer,  Schüler  und  Vor- 
steher einer  Simultanschulgemeinde  sind  untereinander  nicht 
glaubens-  und  gewissenseinig. 

Die  Einheitlichkeit  wird  vermißt: 

A.  In  den  persönlichen  Beziehungen. 

Die  Simultanschule  macht  einen  Riß  1.  zwischen  Lehrer 
und  Schülern,  2.  zwischen  Lehrern  und  Eltern,  3.  zwischen 
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Lehrern  und  Lehrern,  4.  zwischen  den  Mitgliedern  des  Schul- 
vorstandes. 1) 

B.  Im  Unterricht. 

Die  Kinder  werden  im  Religionsunterricht  nach  Bekennt- 
nissen getrennt.  Damit  ist  die  Einheitlichkeit  des  Unterrichts 
aufgehoben.  Die  Pädagogik  fordert  aber,  daß  der  Lehrplan  der 
Schule  ein  einheitliches,  organisches  Ganze  sei. 

C.  Im  Schulleben. 

Schulandachten  mit  Gesang  und  Gebet  sind  schwer  aus- 
zuführen. Die  Anwendung  der  aus  dem  Religionsunterricht  ge- 
wonnenen religiös-sittlichen  Wahrheiten  auf  das  Schulleben  wird 
erschwert.  Der  Einfluß  der  Lehrerpersönlichkeit  kann  nicht  zur 
vollen  Geltung  kommen. 

II.  Durch  die  Simultanisierung  gehen  manche  wert- 
volle Lehrstoffe  in  der  vaterländischen  Geschichte,  im 
belletristischen  Lesebuche,  im  Gesangunterricht  und  in  der  Schul- 
andacht verloren.  Dadurch  werden  unterrichtliche 
und  erziehliche  Zwecke  stark  beeinträchtigt. 

III.  Die  Simultanisierung  hat  schlimme  Nachwirkungen  für 
das  Schulwesen  überhaupt.  Infolge  des  isolierten  Re- 
ligionsunterrichts kann  der  Lehrplan  kein  organisches  Ganzes 
mehr  sein.  Der  Verlust  der  zentralen  Stellung  des  Religions- 
unterrichts legt  seitens  der  Kirche  die  Gefahr  nahe,  daß  durch 
verstärktes  Dogmatisieren  ihrerseits  jede  so  nötige  päd- 
agogische Reform  des  Religionsunterrichts  aufgehalten 
wird.  Die  Berufsfreudigkeit  des  Lehrers  wird  in  ihrer  vollen 
Auswirkung  gehemmt. 

IV.  Die  Simultanschule  ist  vom  pädagogischen  Standpunkt 
aus  eine  unnormale  Schulform.  Ihre  Fürsprecher  erhoffen 
aber  gewisse  heilsame  kulturpolitische  Wirkungen  (Förderung  der 
Toleranz  usw.)  Auch  sollen  gegenüber  einem  dogmatisch  ver- 
hetzend wirkenden  konfessionellen  Religionsunterricht  wichtige 
erziehliche  Vorteile  herausspringen.  Demgegenüber  ist  zu  sagen, 
daß  gerade  ein  nach  gesunden  Forderungen  der  Pädagogik  ge- 
gebener Religionsunterricht  Ehrfurcht  und  Achtung  vor  der 
Herzensreligion  Andersgläubiger  weckt  und  pflegt.  Die  Simultan- 
schule ist  nicht  vorzugsweise  Pflanzstätte  der  Intelligenz,  der 
Toleranz  und  des  Patriotismus. 


1)  Eine  gespaltene  Glocke  gibt  keinen  Klang.  Dörpfeld. 
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Ergebnis:  Nicht  die  Simultanschule,  sondern  die 
konfessionelle,  d.  i.  die  einheitliche  Schule,  ist  die 
NormalschuleJ) 

4.  Die  Leidensgeschichte  der  Volksschule. 

ln  dieser  am  meisten  gelesenen  Schrift  Dörpfelds  (4.  Aufl. 
18^9)  werden  im  Ersten  Artikel  nochmals  die  bekannten 
Hauptgrundsätze  der  Schulverfassung  dargelegt. 

Die  Schule  ist  nach  wie  vor  Zankapfel  der 
pc  litischen  Parteien.  Jede  beabsichtigte  Schulreform  zeigt 
auis  deutlichste,  wie  der  Kampf  um  die  Macht  auf  dem  Schul- 
gel )iet  am  heftigsten  zum  Austrag  kommt.  Jede  dieser  politischen 
Pa  teien,  ob  von  rechts  oder  links,  möchte  die  Schule  beherrschen 
uni  sie  für  ihre  Zwecke  in  Dienst  nehmen.  So  sitzt  die  Schule 
zwischen  ihnen  eingeklemmt.  Sie  kann  weder  zur  Ruhe 
ncch  zu  ihrem  Rechte  kommen.  Dieser  unglück- 
selige Zustand  wird  solange  bleiben,  als  die 
Partei  Politik  das  Hauptwort  bei  der  Schul- 
verfassungsreform zu  sprechen  hat.  Dörpfeld  stellt 
die  Frage:  Gibt  es  keinen  ausgleichenden,  vermittelnden,  regu- 
liei enden  Faktor?  Und  er  gibt  die  Antwort:  Dieser  ist  gefunden 
in  der  Pädagogik.  Sie  allein  regelt  die  Schul- 
verfassung in  einer  für  alle  Teile  befriedigenden 
W eise.  Läßt  man  ihre  Forderungen  bestimmend  sein,  so  kommt 
da:.  Schulwesen  aus  dem  Parteizank  heraus  auf  einen  neutralen 
Beden. 

Der  Vertreter  der  Pädagogik  und  der  pädagogischen  Technik 
ist  der  Lehrerstand.  Er  muß  also  entgegen  der  hergebrachten 
Scliulverfassung  (die  der  Minister  von  Puttkammer  so  warm  ver- 
teidigt) auch  in  der  Schulverwaltung  gebührend  zu  Worte 
kommen.  Daraus  ergibt  sich  die  zweifache  Forderung: 

1.  Dem  Lehrerstand  ist  in  den  Schulverwaltungskörper- 
scliaften  Sitz  und  Stimme  zu  gewähren. 

2.  Die  Stellen  der  technischen  Schulaufsicht  sind  mit  Männern 
au:;  dem  praktischen  Schuldienste  zu  besetzen. 

Vom  Lehrerstande  muß  ein  ehrenhaftes  Standesbewußt- 
sein erwartet  werden.  Ohne  dieses  ist  die  vom  Minister  ver- 
largte  Standeszucht  undenkbar.  V'ie  ist  dieses  Standes- 
be'vußtsein  zu  erreichen? 


T Vgl.  aber  damit  auch  Dörpfelds  Standpunkt  im  Fundamentstück, 
Kap.  4.  Gewissensfreiheit,  S.  92 ff.  u.  S.  105  ff. 

Siehe  auch  Vorbemerkung. 
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Willst  du  einen  Stand,  so  gewähre  ihm  Luft,  in  der  er 
gedeihen  kann.  Gib  ihm  die  Mittel,  die  zu  seiner  Bildung  nötig 
sind.i)  Dazu  ist  eine  feste  Regelung  der  beruflichen 
Lehrerlaufbahn  erforderlich. Wir  wenden  die  2.  Forde- 
rung auf  die  Orts-  und  Kreisschulaufsicht  an.  Beide  Ämter 
wurden  bislang  größtenteils  von  Geistlichen  und  zwar  neben- 
amtlich ausgeübt.  Von  seiten  der  Lehrerschaft  ist  diese  überlebte, 
den  heutigen  Lehrerstand  kränkende  Verwaltungseinrichtung  mehr 
und  mehr  abgelehnt,  ja  heftig  bekämpft  worden.  Das  war  sehr 
zum  Unsegen  für  das  Verhältnis  zwischen  Kirche  und  Schule, 
zwischen  Harrer  und  Lehrer.  Dörpfeld  fragt:  Liegt  ein  Be- 
dürfnis für  eine  Schulaufsicht  an  Ort  und  Stelle  vor  mit  Bezug 
auf  die  Schularbeit,  die  Schulzucht  und  das  Wohlverhalten  des 
Lehrerkollegiums?  Er  bejaht  die  Frage.  Daraus  entsteht  die 
weitere  Frage : Welche  Aufgaben  sind  der  Ortsschul- 
aufsicht zuzuweisen?  Sie  liegen  in  der  technischen  Schul- 
aufsicht beschlossen.  Diese  umfaßt  die  Beurteilung  der  Schul- 
leistungen, der  Methoden,  des  Lehrgeschicks  und  der  Lehrmittel. 
Ihr  liegt  ob  neben  der  Beurteilung  auch  die  Belehrung  bezüglich 
der  äußeren  wie  der  inneren  Schuleinrichtung  nach  Kind  und 
Lehrer,  nach  Erziehung  und  Unterricht.  Warum  war  die  bisherige 
geistliche  Schulaufsicht  dazu  nicht  imstande? 

1.  Sie  besaß  nicht  die  nötige  Fühlung  mit  dem  Lehrerstande. 

2.  Die  Lehrer  waren  vielfach  der  Gefahr  einer  Abdrängung 
in  verkehrte  Lehrwege  und  einer  ungerechten  Beurteilung  ihrer 
Leistungen  ausgesetzt. 

3.  Schule  und  Lehrerstand  hatten  keine  Vertretung 
ihrer  Interessen  durch  Standesgenossen  (vgl.  Stand  der 
Offiziere,  Richter,  Lehrer  an  höheren  Schulen  usw.). 

4 Das  Schulamt  erlitt  eine  schwere  Erniedrigung.  Das 
beste  Kennzeichen  dafür  ist  die  Geringschätzung  der  Pädagogik. 
An  den  Universitäten  sind  wohl  Lehrstühle  für  Pflanzen-  und  Vieh- 
Zucht  aber  nicht  für  systematische  Erforschung  der  Methoden  usw. 
zur  Menschenbildung.  Diese  Geringschätzung  ist  nach  Dörpfeld 
an  allen  Stellen,  besonders  bei  der  preußischen  Unterrichts- 
verwaltung,  allgemein.  Die  Auffassung  wird  bestätigt  und  be- 
glaubigt dadurch,  daß  die  meisten  Universitätsgelehrten  und 
Schulbehörden  teils  ausdrücklich,  teils  tatsächlich  behaupten,  die 


2)  Abendroth,  Die  Lehrerlaufbahn.  D.  L.  Ztg.  1907,  Nr.  2,  gibt 
Vorschläge  im  Sinne  Dörpfelds. 
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Pädagogik  sei  keine  Wissenschaft. i)  Demgemäß  wird 
au:h  eine  pädagogisch -berufliche  Vorbildung  der  Lehrer  an 
höheren  Schulen  vielfach  nicht  für  nötig  gehalten.  Dementsprechend 
ist  auch  die  Auffassung  vom  Schulamt,  insbesondere  vom  Volks- 
scliulamte.  2)  Haben  die  technischen  (und  anderen)  Vorgesetzten 
de-  Lehrer  selber  in  der  Schularbeit  gestanden?  Nein.  Können 
sie  dann  rechte  Aufseher  und  was  mehr  bedeutet : Schulpfleger 
seil?  Nein. 

5.  Die  Lehrerlaufbahn  ist  eingeschränkt. 

6.  Außer  der  Berufsbildung  wird  auch  das  religiös- sittliche 
Leien  im  Lehrerstande  geschädigt. 

Zusammenfassung:  Die  bisherige  (Orts)schulaufsicht 
ist  nicht  nur  eine  unzweckmäßige  Einrichtung,  sondern 
wegen  der  zahlreichen  Rechtskränkungen  und  moralischen  Ver- 
suchungen (Los  von  der  Kirche,  Forderung  der  Simultanschule, 
Neigung  zum  schulpolitischen  Liberalismus  und  Radikalismus), 
welche  der  Lehrerstand  durch  sie  erleidet,  eine  geradezu 
ur  sittliche.  Die  Frage:  Durch  welche  Personen  soll  die 
Ortsschulaufsicht  ausgeübt  werden?,  wird  dahin  beantwortet:  Es 
mi  ß eine  Vertretung  der  örtlichen  Gemeinschaft  (Schul-,  Kirchen-, 
bü  gerliche  Gemeinde)  dargestellt  werden.  Diese  Vertretung  muß 
eile  kollegialisclie  Form  haben.  Der  Vorsitz  im  Schul- 
voi stand  gehört  dem  Schulleiter.^) 

Hinsichtlich  der  Kreisschulaufsicht  lautet  Dörpfelds 
Fn  ge : 

Soll  die  Kreisschulaufsicht  wie  bisher  und  — wie  der 
Mi  lister  es  will  — »nach  wie  vor«  ein  Privilegium  des 
geistlichen  Standes  bezw.  der  akademisch  ge- 
bildeten Lehrer  im  höheren  Lehramt  bleiben, 
oder  empfiehlt  sich,  die  Stelle  der  Kreisschul- 
aufsicht mitMännern  aus  d e m p r a k t i s c h e n Vo  1 ks- 
sciuldienste  zu  besetzen? 

Aus  den  bei  der  Ortsschulaufsicht  angeführten  Gründen, 
und  weil  der  Lehrerstand  jetzt  in  der  Lage  ist,  Leute  mit 
wissenschaftlicher  Ausrüstung  und  langjähriger 


^)  Vgl.  dazu  Dörpfelds  zahlreiche  Ausführungen  in  sämtlichen 
Schriften.  Die  Zillerschen  Thesen  über  das  päd.  Universitätsseminar 
in  Bd.  8,  S.  120.  Bei  Mager,  Päd.  Revue,  Bd.  XII.  Was  ist  Pädagogik? 
Bd  XIII.  Die  Fakultäten. 

*)  Der  Minister  sieht  in  der  Erziehungskunst  ein  Handwerk,  das 
»gerade  keine  eleusinischen  Geheimnissec  enthält,  wie  man  so  gerne 
glaiben  machen  will.  Vgl.  Ministerielle  Rede.  III.  Artikel. 

*)  Vgl.  Freie  Schulgemeinde:  A.  Schulvorstand. 
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praktischer  Bewährung  im  Vo  1 k s s c h u 1 d i e n s t e 
aus  seinen  eigenen  Reihen  dafür  zu  stellen,  sollen  diese  Standes- 
genossen in  die  Schulaufsicht  an  der  Volksschule  durchweg  be- 
rufen werden.  ^) 

5.  Das  Fundamentstück  der  Schulverfassung. 

Im  Fundamentstück  2)  liegt  uns  die  klare  und  überzeugend 
lebenswahre  Herausarbeitung  der  bereits  in  der  freien  Schul- 
gemeinde kennen  gelernten  sämtlichen  leitenden  Grundsätze  einer 
wahrhaft  freiheitlichen  und  vom  Standpunkte  der  Erziehungs- 
wissenschaft richtigen  Schulverfassung  vor.  Als  Denkschrift  zum 
von  Goßler  sehen  Schulgesetzentwurf »)  ist  sie  den  Schulvorstehern 
und  Schulfreunden  in  des  Verfassers  Heimat  gewidmet.  Von 
hoher  Warte  über  dem  Streit  der  Parteien  aus  legt  Dorpfeld  mit 
bewunderungswerter  Schärfe  und  Klarheit  nochmals  Wesen  und 
Bedeutung  der  freien  Schulgemeinde  dar.  Vom  Standpunkt  der 
heimatUchen  Sc  h u 1 g e s c h i c h t e , des  Familien- 
recht s , der  Z w e c k m ä ß i g k e i t , der  G e w i s s e n s fr  e i he  1 1 

des  Grundsatzes  der  Selbstverwaltu  ng  wird  im  Blick 
auf  die  unheilvollen,  endlosen  Schulstreitigkeiten  zwischen  Staat 
und  Kirche  vom  Standpunkte  der  Pädagogik  des 
Schulamtes  und  des  Lehrerstandes  und  schließlich 
in  Hinsicht  auf  die  Aufgabe  des  Schulregiments,  in  allen 
Volkskreisen  Interesse  an  Bildungsangelegen- 
heiten zu  wecken  und  zu  pflegen,  in  8 Kapiteln  be- 
wiesen, daß  die  freie  Schulgemeinde  mit  vollem 
Rechte  das  Fundamentstück  einer  gerechten, 

gesunden, freien  und  friedlichen  Schul  Verfassung 

ist  und  bleibt.^)  Zur  Vergleichung  mit  den  grundlegenden, 
allseitigen  Ausführungen  in  der  freien  Schulgemeinde  geben  wir 
hier  die  wichtigsten  Nachträge  in  Merksätzen  wieder:  ^ 

1.  Zu  Kap.  I über  die  freie  Schulgemeinde  in  der  heimat- 
lichen Schulgeschichte  vgl.  Kap.  III  und  V. 

2.  Die  zur  Wahrung  des  F a m i 1 i e n r e c h t s errichtete 
selbständige  Schulgemeinde  mit  engerem  Ausschuß  (Schulvorstand 


1)  Vgl.  Fundamentstück,  S.  238.  Die  Aufgaben  des  Kreisschul- 

inspektorates.  u i 

Vgl.  Vorbemerkung  des  Kapitels. 

n A^'h^ter  kann  es  unserer  Aufgabe  entsprechend  nicht  ^^f  das 
Zahlenmäßige  in  Dörpfelds  Körperschaften  ankommen.  Seme  Zahlen 
sind  vergän^glich.  Bleibend  aber  sind  seine  Grundgedanken.  Sie 
müssen  in  die  Schulverfassung  der  Gegenwart  hinein. 
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für  laufende  Geschäfte)  und  größerer  Vertretung  (Schulrepräsen- 
tation) aufheben  und  ihre  sämtlichen  Rechte  und  Obliegenheiten 
dei  Kommune  (bürgerlichen  Gemeinde)  übertragen,  würde  ein 
folgenschwerer  Rückschritt  sein,  weil 

a)  die  wertvolle  Mitarbeit  der  Schulgemeindeorgane  bei  der 
Schulpflege  verloren  geht; 

b)  die  kommunale  Schulverwaltung  mehr  Obliegenheiten 
übernimmt,  als  sie  besorgen  kann; 

c)  sie  nur  ein  einseitiges  (bürgerliches)  Interesse  an  der 
Schule  hat; 

d)  die  Lehrerwahl  für  einen  Schulverband  statt  für  eine 
bestimmte  Schule  die  Würde  eines  Vertrauensamtes 
verliert; 

e)  die  Schulen  der  Gefahr  ausgesetzt  sind,  ihren  religiös- 
einheitlichen Charakter  zu  verlieren. 

3.  Die  Zweckmäßigkeit  der  Eltern-Schul- 
g{  mein  de  gegenüber  der  kommunalen  Schulverwaltung  liegt 
in  der  sorgfältigen  Wahl  des  Lehrers  als  des  Mannes  ihres  Ver- 
trauens. Die  vormundschaftliche  Schulverwaltung  vom  Rathause 
aU)  kann  der  Aufsicht  und  Pflege  nicht  gerecht  werden,  i) 

4.  Die  Schulgemeinde  auf  dem  Boden  des  Familienrechts 
ve  wirklicht  die  erziehliche  Gewissensfreiheit,  ver- 
bi'rgt  sie  und  leistet  ihr  sichersten  Schutz.  Der  wirre  Streit  über 
Konfessiöns-  und  Simultanschule  und  religionslose  (weltliche) 
Schule 2)  läßt  sich  im  Sinne  der  Gewissensfreiheit  der  einigen 
Schulgemeinde  zum  befriedigenden  Austrag  für  alle  Beteiligten 
br  ngen.  Bei  der  unechten  Kommunalschulgemeinde 
geit  die  Gewissensfreiheit  verloren  infolge  des  sim.ultanen 
CI  arakters  der  Verwaltungskollegien.  Hier  kann  die  Konfessions- 
scliule  nicht  zu  ihrem  Rechte  kommen. 

5.  Das  Selbstverwaltungssystem  der  freien  Sehni- 
ge meinde  bedeutet  eine  heilsame  Dezentralisation  des  Schulwesens. 
D(  r Vollinteressent  am  Schulwesen  (die  Familie)  übernimmt  mit 
den  Teilinteressenten  (bürgerliche  Gemeinde,  Kirche,  Staat,  Schul-, 
anit)  die  Pflege  seiner  Schule.  In  jeder  Verwaltungsstelle  steht 
neaen  der  ausführenden  Körperschaft  ein  mitberatendes  Kollegium, 
also : 

neben  dem  Schulamt  ein  Schulgemeindevorstand; 

neben  der  Kreisschulbehörde  ein  Kreisschulausschuß; 

')  Vgl.  dazu  Preuß,  Das  Recht  der  städtischen  Schulverwaltung 
in  Kap.  IX. 

Vgl.  S.  92  ff.  im  Fundamentstück. 
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neben  der  Bezirks-  bezw.  Pfovinzialregierung  eine  Bezirks- 
bezw.  Provinzialschulsynode; 

neben  dem  Unterrichtsministerium  eine  Landesschulsynode. 
Die  Wahlen  für  die  höheren  Vertretungskollegien  erfolgen 
durch  die  der  nächst  unteren  Stellen.  Die  Oberaufsicht  über 

sämtliche  Schulen  führt  der  Staat.  o u i 

6.  Der  Konflikt,  der  sich  imStreit  derSchul- 

interessenten  bezüglich  ihrer  Interessenver- 
tretung (zwischen  Hierarchie,  Bürokratie  und  Scholarchie) 
ständig  offenbart,  wird  durch  das  Schulgemeinde- 
prinzip auf  das  glücklichste  gelöst.  Fs  wird  in  der 
Schulgemeinde,  die  allen  erziehungsberechtigten  Vertretern  der 
verschiedenen  Interessengemeinschaften  Sitz  und  Stimme  gew'ahrt, 
ein  neutraler  Boden  über  dem  Gezänke  der  politischen  Parteien 
gewonnen.  Darum  ist  diese  Schulverfassung  mit  Recht  als  eine 
Frieden  stiftende,  als  eine  friedliche  zu  bezeichnen. 

7.  Die  Frziehungswissenschaft  und  das  Schulamt,  bisher 
höchst  ungerechtfertigterweise  zurückgesetzt  und  vernachlässigt,^) 
erhalten  Verwaltungs-,  Amts-  und  Standesrechte 
in  ihren  Vertretern.  Die  Lehrerschaft  rückt  in  Scnul- 

leitung  und  Schulaufsicht  an  die  erste  Stelle. 

8.  Die  soziale,  weittragende  Bedeutung  der 
freien  Schulgemeinde  liegt  darin,  daß  in  ihrer  Schul- 
verfassung die  Frziehungssache  endlich  Volks- 
sache wird,  wie  das  im  preußischen  Staate  seit  100  Jahren 
vergeblich  erwartet  wurde.  ^)  So  erst  wird  dann  Preußens  all- 
gemeine Volksschule  die  nationale  Bildungsanstalt 

werden. 


Dörpfeld  hatte  von  dem  zukünftigen,  möglichen  Schulpfaffen- 
tum  zu  seiner  Zeit  noch  nichts  Nachteiliges  zu  erwarten  Daß  er  es 
aber  wie  das  von  Staat  und  Kirche  gleicherweise  verabscheute,  hat  er 

oft  o^en  ausges^^  _ p^ndamentstück, 

S.  228.  Das  Schulgemeindeprinzip  als  soziales  Samenkorn. 

Schmidt,  Dörpfelds  Schulverfassung. 
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Fünftes  Kapitel. 

Erprobung  der  Schulverfassung  Dörpfelds 
in  seiner  niederrheinischen  Heimat. 

Des  Lebens  Tiefen,  die  Weiten  der  Welt 
die  Heimat  in  sich  beschlossen  hält! 

Inschrift  am  Heimatkundlichen  Museum 
in  Dresden. 

Dörpfelds  Schulverfassung  hat  sich  in  wesentlichen  Stücken 
au:;  der  Schulverfassung  seiner  niederrheinischen  Heimat  ent- 
wi;kelt.  In  Einzelheiten  bezieht  sie  sich  ausdrücklich  auf  das 
hematliche  Schulwesen.  Nach  Dörpfelds  fester  Überzeugung 
läft  sich  seine  Theorie  in  der  Rheinprovinz,  namentlich  am 
Ni  jderrhein  und  wahrscheinlich  auch  in  Westfalen  und  Friesland 
ohne  weiteres  und  vollständig  verwirklichen. i)  Im  Fundament- 
stück gibt  er  im  I.  Kapitel  die  ausführliche  Darstellung  der  heimat- 
lic  len  Schulgeschichte. 

In  der  zerstreut  liegenden  Außengemeinde  ohne  Kirche 
schließen  sich  nachweislich  seit  dem  30  jährigen  Kriege  Familien- 
väier  zur  Errichtung  und  Unterhaltung  ihrer  Schule  zu  einer 
be  cenntnismäßig  einigen  und  freien  Hausvätergenossenschaft  zu- 
sammen. Ihrer  selbständigen  Schulgemeinde  geben  sie  einen  Schul- 
vcrstand,  durch  den  sie  die  Regelung  ihrer  Schulangelegenheiten 
gUicherweise  wie  durch  ihren  Kirchenvorstand  (Presbyterium)  die 
Angelegenheiten  der  Kirche  selber  leitend  in  die  Hand  nehmen. 

Ih  en  Lehrer  als  den  Mann  ihres  Vertrauens  wählt  die  ganze 
Gemeinde  auf  Vorschlag  des  Schulvorstandes,  der  es  sich  an- 
gelegen sein  läßt,  den  rechten  Mann  ausfindig  zu  machen.  . 
Prüfung  und  technische  Beaufsichtigung  ist 'in  damaliger  Zeit 
naiurgemäß  dem  Pfarrer  als  Vorsitzenden  des  Schulvorstandes 
übertragen,  ln  dieser  Schulgemeindeschule  erkennt  Dörp- 
feld  die  oberste  Stufe  der  Schulentwicklung.  Sie  steht  in  aller- 
näzhster,  vielseitigster  Berührung  und  Beziehung  zur  Schul- 
gemeinde. Hier  ist  das  persönliche  Bewußtsein  der  Erziehungs- 
berechtigten von  ihrer  Elternpflicht  und  ihrem  Elternrecht  ur- 
sp'ünglich  und  tatkräftig  lebendig  geworden. 

Bei  dem  für  jene  Gegend  bezeichnenden  Bildungsinteresse 
ur  d Selbstverwaltungsgeschick  des  seit  frühesten  Zeiten  persönlich 
utd  wirtschaftlich  freien  Volksstammes  ist  das  rasche  Aufblühen 

0 Freie  Schulgemeinde,  S.  144  145,  Anmerkung  3. 
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dieser  Schulgemeindeschulen  natürlich.  Dörpfelds  allseitige  Wür- 
digung dieser  Schulgemeinde  nach  der  volkswirtschaftlichen  nnd 
erziehungswissenschaftlichen  Seite  hin  fällt  um  so  schwerer  für 
den  inneren  Wert  dieser  Schulen  ins  Gewicht,  als  er  selbst 
sie  in  seinem  Berufsleben  genau  kennen  und  schätzen  gelernt 

hatte.  Tj  • A 

Seine  erste  Lehr  erste  Ile  in  der  bergischen  Heimat 

war  an  der  einklassigen  Landschule  auf  dem  Heydt 
bei  Ronsdorf.  Es  ist  das  eine  kleine,  vom  Verkehrswege 
abseits  gelegene  Ortschaft  in  den  lieblichen,  bewaldeten  Bergen 
des  bergischen  Landes.  Mit  einigen  umliegenden  Höfen  bildet 
sie  seit  Jahrhunderten  eine  abgegrenzte,  geschlossene  Schul- 
gemeinde mit  einer  einklassigen  Schule.  Eine  fleißige,  von  altersher 
ansässige  Bevölkerung  mit  durchweg  gediegener  Bildung  und 
wohlwollender,  mildtätiger  Gesinnung  lebte  dort  in  geordneten, 
gutbürgerlichen  Verhältnissen.  Die  der  Kirche  fern  wohnende 
Schulgemeinde  hatte  ein  um  so  wärmeres  Herz  für  ihre  Schule. 
Es  war  — wie  aus  Dörpfelds  Wahl  hervorgeht  — den  beteiligen 
Familien  ein  wichtiges  Anliegen,  einen  für  sie  passenden,  tüchtigen 
Lehrer  ihrer  Kinder  zu  haben.  Er  mußte  ein  rechtschaffener 
Mann  mit  weitem,  freiem  Blick  sein,  der  imstande  war,  ihre  An- 
schauungsweise uud  ihre  Bestrebungen  zu  verstehen.  Keine 
Kosten  und  Mühen  wurden  gescheut,  den  empfohlenen  Lehrer 
persönlich  kennen  zu  lernen.^)  Dem  Lehrer  ihres  Vertrauens 
stand  ihr  Herz  und  ihr  Geldbeutel  allezeit  hilfsbereit  offen.  Die 
Wahl  erfolgte  meist  einstimmig.  Das  Ergebnis  wurde  dem  Ge- 
wählten mitgeteilt.  So  kam  es,  daß  in  Dörpfelds  bergischer 
Heimat  tüchtige  Lehrer  sich  niemals  selber  um  eine  andere  Stelle 
bewarben.  Aber  nicht  nur  auf  dem  Lande,  sondern  auch  in  den 
Städten  war  es  so.  Dörpfelds  Tochter  berichtet  über  die  gewissen- 
haft getätigte  Wahl  ihres  Vaters  an  die  Wupperfelder  Schule 
in  Barmen.  Mit  welch  sinnvoller  Feierlichkeit  der  neue  Haupt- 
lehrer eingeholt  wurde,  wie  er  in  sein  Amt  eingeführt  wurde 
und  unter  welch  tätiger  Unterstützung  von  seiten  des  Schul- 

M Nach  Dörpfelds  Wahl  auf  dem  Heydt  hatte  ein  Schulvorsteher 
ieden  Abend  der  letzten  Woche  den  letzten  Postwagen  in  dem  eine 
halbe  Stunde  entfernten  Ronsdorf  abgewartet,  um  die  Nachncht  von 
der  Annahme  des  Gewählten  zuerst  zu  haben.  Nach  der  Beratung 
eines  würdigen  Empfangs  schrieb  man  auf  die  Türen  einiger  Wähler 
mit  Kreide:  Vivat  Dörpfeldl,  und  so  war  die  Freudenbotschaft  am 
andern  Morgen  auf  dem  Heydt  bekannt.  Carnap,  S.  75.^  Ein  anderer 
Schulvorsteher  kam  von  seiner  Geschäftsreise  aus  Paris  eigens  für 
einen  Tae  nach  Hause,  um  dem  Manne  seines  Vertrauens  seine 
Stimme  zu  geben.  Evgl.  Schulblatt  1910,  Heft  3,  S.  108. 

5*  _ 
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Vorstandes  er  es  führte.  Wie  sehr  Dörpfeld  am  Herzen  lag,  in 
seiner  amtlicher  Tätigkeit  das  Gefühl  der  Zusammengehörigkeit 
i-n  der  Schulgemeinde  zu  pflegen  und  zu  stärken,  zeigten  die 
Familienfestlichkeiten  im  Hause  Dörpfelds,  zu  denen  stets  die 
Schulvorsteher  mit  ihren  Frauen,  sowie  eine  Abordnung  der 
Schulkinder  geladen  war;  desgleichen  die  Schulprüfungen,  bei 
denen  es  nicht  darauf  ankam,  zu  zeigen,  wie  »für  die  Schau- 
fenster gearbeitet«  war.^) 

Ein  Einblick  in  das  Volksschulwesen  der 
Sladt  Barmen,  in  der  Dörpfeld  30  Jahre  langt  wirkte,  läßt 
bi  i in  die  jüngste  Gegenwart  des  Meisters  gesegnete, 
weitreichende  Wirksamkeit  und  die  bewußte  Ver- 
tiefung der  Vorzüge  des  heimatlichen  Schulwesens  durch  ihn 
er  cennen. 

Barmen  ist  bis  in  die  Neuzeit  von  Schul kasernen  mit 
fa  )rikmäßigem  Großbetrieb  verschont  geblieben.  24-  oder 
3f  klassige  Schulen  fehlen.  Auch  darin  zeigt  sich  bis  in  die 
leizten  Jahre  das  Gepräge  der  Familienhaftigkeit  in  den  Schulen 
Bcrmens  erhalten,  daß  wie  in  der  Familie,  so  auch  in  der 
Sc  hule  die  gemeinsame  Erziehung  der  Geschlechter 
ge vvährleistet  war.-)  Barmen  besitzt  noch  die  nach  dem  Grund- 
salz der  glaubens-  und  gewissenseinigen  Schulgemeinde  ein- 
ge 'ichteten  konfessionellen  Schulen.  Nirgendwo  ist  der 
Cliarakter  der  alten  bergischen  Schulgemeinde  so  treu  gewahrt 
geblieben  als  in  Barmen,  jede  Schule  hat  ihren  Schulvorstand, 
jeder  Volksschullehrer  Barmens  weiß  aus  eigener  Erfahrung,  mit 
welcher  Sorgfalt  und  wieviel  Verständnis  für  die  Bedeutung 
tüchtiger  Lehrer  diese  in  ihrem  vorherigen  Wirkungskreis  besucht 
und  kennen  gelernt  werden.  Der  Schulvorstand  bringt  den 
Lehrer  für  seine  Schule  bei  der  Schuldeputation  in  Vorschlag, 
dei  er  von  der  vorgeschriebenen  Dreizahl  durch  die  Schul- 
de putation  gewählt  und  von  der  Bezirksregierung 
bestätigt  zu  sehen  wünscht.  Seit  1378  ist  der  Schulleiter 
ständiges  Mitglied  des  Schulvorstandes.  Der  Wunsch, 
die  wohltätigen  Rechte  der  Schulvorsteher  als  Vertreter  der 
Sciulgemeinde  auch  unter  einer  zentralistisch  gesinnten  Schul- 


0 Anna  Carnap,  S.  90  ff.  Das  UrteiP  des  Provinzialschulrates  Dr. 
Laidfermann  über  Dörpfelds  Lehrtätigkeit,  S.  142.  Das  Schulgemeinde- 
fest  zu  Dörpfelds  25 jähriger  Lehrerjubelfeier,  S.  145. 

Aus  Gründen  äußerer  Organisation  mußte  vor  etlichen  Jahren 
inlolge  übermächtigen  Druckes  eines  bürokratischen,  für  unser  boden- 
ständiges Schulwesen  verständnislosen  höheren  Schulregiments  die  Ge- 
scl  ilechtertrennung  durchgeführt  werden. 
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Verwaltung  tunlichst  zu  wahren,  führte  1896  zur  Gründung  der 
»freien  Vereinigungevangelischer  Schulvorst  eh  er«. 
Seit  1 87  8 besteht  neben  den  Einzelschul  Vorständen  eine  städtische 
Schuldeputation  (anstelle  der  seit  1 827  tätigen  Schul- 
kommission). Kirchengemeinschaften  und  Schulamt  sind  gleicher- 
weise in  ihr  vertreten.  Die  seit  1908  an  die  Stelle  der  Schul- 
vorstände getretenen  Schulkommissionen  haben  im  wesentlichen 
die  Rechte  und  Pflichten  der  ersteren  behalten.  Das  gesamte 
Barmer  Volksschulwesen  hat  (seit  1879)  fachmännische  Schul- 
leitung und  Aufsicht.  Bisher  haben  sämtliche  Kreisschul- 
aufseher vor  ihrer  Berufung  nach  wissenschaftlichem  Hoch- 
schulstudium mehr  oder  weniger  lange  im  Volksschuldienste 
gestanden.  — Die  Stadt  Barmen  hat  ihre  Volksschule 
seit  jeher  als  einen  wichtigen  Faktor  zur  Hebung 
der  gemeinen  Wohlfahrt  angesehen.  Dankbar  er- 
kennt der  um  das  Barmer  Volksschulwesen  verdiente  Ober- 
bürgermeister, Geh.-Rat  Bredt  (1855—79),  gelegentlich  einer 
Wupperfelder  Schulfeier,  daß  Dörpfeld  ihm  bei  seiner  Tätigkeit 
auf  dem  Schulgebiete  durch  guten,  einsichtsvollen  Rat  wesent- 
liche Dienste  geleistet  habe.  In  seinem  Dankesschreiben  auf 
Dörpfelds  Lieferung  seines  Fundamentstücks  heißt  es:  ...  »Ich 
habe  so  manches  auf  dem  Gebiete  der  Volksschule  von  Ihnen 
gelernt,  so  manchen  tieferen  Einblick  in  das  Wesen  und  die 
gesunde,  freie  V-^erfassung  derselben  von  Ihnen  erhalten,  und 
habe  mit  Überzeugung  erfahren,  daß  die  Schulgemeinde 
mit  Fug  und  Recht  das  Fundamentstück  der  Schulverfassung  ge- 
nannt werden  darf,  daß  ich  mich  auf  das  Studium  der  Denk- 
schrift wahrhaft  freue.  Die  Arbeit  kommt  bei  den  jetzigen  ver- 
wirrten Parteiverhältnissen  zur  rechten  Zeit  und  wird  hoffentlich 
in  weiteren  Kreisen  dazu  beitragen , den  getrübten  Blick 
zu  klären  und  auf  die  wahren,  hochwichtigen 
Grundsätze  der  Schulreform  zurückzuführen. «^) 
Außerordentlich  wohltuend  berührt  in  dem  mit  wenigen 
Strichen  gezeichneten  Bild  der  Volksschulverfassung  in  Dörpfelds 
Stadt,  welche  Bedeutung  der  bisher  bewußt  geübten  Sitten- 
aufsicht für  Schule  und  Haus  und  im  gegenseitigen  Ein- 
vernehmen trotz  der  veränderten  Großstadtverhältnisse  noch  zu- 
erkannt wird.  Daß  dafür  gerade  in  unserer  Zeit  in  den  Schul- 


0 Vgl.  Vogelsang,  Aus  der  Geschichte  und  über  die  Vorzüge  des 
Barmer  Volksschulwesens.  — Über  die  erfolgreichen  Gesuche  der 
»freien  Vereinigung«  zur  Wahrung  der  alten  Schulvorsteherrechte  bei 
der  Lehrerwahl,  vgl.  Evgl.  Schulblatt  1897,  S.  226  u.  1900,  S.  350. 

2)  Anna  Carnap,  S.  141. 
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gemeinden  der  Stadt  überhaupt  noch  in  vielen  beteiligten  Kreisen 
des  Hauses,  der  Kirche,  der  Stadtgemeinde  Verständnis  besteht, 
bestätigt  dem  schärfer  blickenden  Kenner  die  überaus  segens- 
reiche Tätigkeit  des  hervorragenden  Schulmannes,  der  »sein  Volk 
lie3  hatte  und  ihm  die  Schule  erbaut  hat«.i) 


Sechstes  Kapitel. 

Zustimmendes  und  Gegensätzliches 

zu  Dörpfelds 

Schulverfassung  bis  zur  Revolution. 

Wenn  die  Wahrheit  deutlich  und  aus  lauterem  Sinn 
bezeugt  wird,  so  darf  man  ihr  immer  viel  Zutrauen. 

Dörpfeld,  Didaktischer  Materialismus. 

(Ges.  Sehr.  I5d.  II,  2,  S.  43.) 

Dörpfelds  Schulverfassungstheorie  hat  viel  Anerkennung  ge- 
fun  len.  Sie  ist  aber  auch  manchem  Mißverständnis  und  daraus 
her^orgehender  Ablehnung  begegnet.  Beides  sowohl  von  den 
Pädagogen  als  auch  von  seiten  der  Verwaltungsrechtslehrer  und 
Sch  ulgesetzgeber.  Dabei  ist  zu  beobachten,  daß  in  der  pädag- 
ogi  >chen  Wissenschaft  Dörpfelds  Grundgedanken  einer  Schule 
außerhalb  des  Streites  der  politischen  Parteien  auf  neutralem 
Boc  en  riach  dem  Grundsätze  des  Familienrechts,  getragen  von 
der  gewissenseinigen,  freien  Schulgemeinde  und  aufgebaut  nach 
den  Grundsatz  der  Selbstverwaltung  mit  natürlich  - gerechter 
Inte  essenabstufung,  weitgehende  Zustimmung  gefunden  haben. 
Vorab  in  der  Herbartischen  Schule,  zu  der  Dörpfeld  als  viel- 
seitig angeregter,  aber  durchaus  selbständig  denkender  Schul- 
praltiker  sich  gerne  rechnete.  2)  Als  hervorragende  Vertreter  der 
Erziehungswissenschaft  aus  diesem  Kreise  sind  die  Professoren 
Waitz,  Stoy,  Ziller  (Leipzig)  sowie  Rein  (Jena)  zu  nennen. 

Sie  alle  erkennen  die  tiefere  Erfassung  des  Problems  bei 
Dörafeld  an.  Natürlich  geht  eine  Persönlichkeit  von  der  Ur- 
sprünglichkeit und  bodenständigen  Frische  Dörpfelds  ihre  eigenen 
wohl  bedachten  Wege.  Daß  seine  Schulverfassungstheorie  sich 
nicht  in  ausgefahrenen  Geleisen  bewegt,  oder  etwa  bloß  neue 

0 Sockelinschrift  am  Dörpfeld-Denkmal  in  den  Barmer  Anlagen. 

) vgl.  A.  Carnap  und  Vorwort  zur  »Freien  Schulgemeinde«. 
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Einfälle  bedeutet,  ist  von  der  öffentlichen  Kritik  ausnahmslos 
anerkannt  worden.  Bei  größter  Wissenschaftlichkeit  in  der  Be- 
handlung des  von  allen  Seiten  beleuchteten  Problems  tragen 
seine  Ausführungen  ein  durchaus  verständliches,  volkstümliches 
Gewand.  Bei  unserem  knappen  Aufbau  in  Kap.  4 haben  ^ wir 
zur  Ermöglichung  einer  Nachprüfung  des  Gesagten  uns  absicht- 
lich nur  an  Dörpfelds  eigenen  Text  gehalten.  Um  Schul - 
gerechtigkeit  oder  irgendwelche  Parteigenehmheit  ist  es  dem 
Altmeister  nicht  zu  tun.  Er  steht  wie  sein  Schul- 
gemeindeprinzip über  den  Parteien.  Nicht  das 
Niederreißen  ist  ihm  die  Hauptsache,  sondern  positive  Förderung 
in  jedem  Betracht.  Dörpfeld  in  schulstrategischer  und  taktischer 
Hinsicht  als  Muster  genommen,  bedeutet  in  der  Tat  ein  Auf- 
hören unaufhörlicher  Parteifehden  auf  dem  Schulgebiete.  Dafür 
tritt  ein  Wettkampf  ein  in  der  Erarbeitung  und  Verbreitung 
wertvollerer  Güter. 

Dörpfelds  umfassende  Tätigkeit  für  die  Umgestaltung  der 
Schulverfassung  auf  dem  Boden  des  Familienrechts  als  des 
ersten,  unveräußerlichen  Rechtes  an  das  Kind  nach  dem  Grund- 
satz gerechter  Vertretung  der  Ansprüche  aller  Erziehungs- 
beteiligten bewegt  sich  ganz  im  Sinne  der  großen  Fürsprecher 
der  Familienerziehung  unter  den  Pädagogen:  Comenius  und 
Pestalozzi.  Wie  geistesverwandt  Dörpfeld  sich  ihnen  fühlt,  ist 
bereits  angedeutet  worden. 

Der  freie  Pestalozzianer  und  unvergeßliche  rheinische 
Pädagoge  Diesterweg^)  urteilt  über  die  »Freie  Schulgemeinde«, 
daß  hinfort  niemand  mehr  das  Recht  habe,  in  Schul- 
verfassungsfragen mitzusprechen,  der  nicht  zuvor 
dies  Buch  studiert  habe.  In  Diesterwegs  Rheinischen 
Blättern  1865,  Heft  2 heißt  es  in  den  »Anregungen  über  die 
freie  Schule  im  freien  Staate«:  Die  Schulgemeinde  ist  in  Unter- 
ordnung unter  dem  allgemeinen  Schulgesetz  die  eigentliche 
Schulherrin.  Die  autonome  Verwaltung  liegt  in  den  Händen 
selbständiger  Schulgemeinden.  In  einem  wohlgeordneten  Staate 
geht  die  Anregung  zur  Errichtung  und  Einrichtung  der  Schule 
von  den  Mitgliedern  der  Gemeinde  (der  Schulsozietät)  aus.  Sie 
stellt  die  betreffenden  Anträge.  Gleichviel  nun,  ob  die  Mittel  zur 
Erhaltung  der  Schule  direkt  von  der  Schulgemeinde  oder  in- 
direkt aus  der  allgemeinen  Kasse,  der  Staatskasse,  aufgebracht 


Als  Gymnasiallehrer  an  der  Lateinschule  zu  Elberfeld  (1818  20) 
durch  Schulpfleger  Wilberg  für  die  Volksschule  gewonnen.  1820—32 
Direktor  in  Mors  am  neugegründeten  rheinischen  Lehrerseminar. 
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werden;  das  entscheidet  nicht  über  das  Wesen  der  Schule.  Der 
Gegensatz  von  Kommunal-  und  Staatsschule  ist  auch  in  diesem 
Falle  ein  gemachter,  kein  in  dem  Wesen  der  Sache  begründeter.... 
Diu  natürlichste  Verbindung,  welche  die  Schule  eingehen  kann, 
ist  die  mit  den  Familien. 

Dörpfeld  meint:  Wenn  man  einem  Schulmeister  auch  nicht 
vie  Zutrauen  will,  so  könnte  man  mir  als  einem  guten  Deutschen 
douh  den  Verstand  Zutrauen,  zu  wissen,  daß  im  lieben  Deutsch- 
land ein  von  einem  Schulmeister  erdachter  Schulorganisations- 
plai  praktisch  nicht  mehr  gilt,  als  ein  Schlag  ins  Wasser  oder 
ein  Organisationsversuch  der  Wolken  zum  Besten  der  Landwirt- 
sch  aft.  1) 

Prof.  Holtzmann,  Straßburg,  hält  die  »Durchführung 
ein^r  Schulreform  nach  den  Grundsätzen  der  Selbstverwaltung 
und  der  Interessenvertretung  für  eine  Frage  der  Zeit.  Es  ist  dies 
der  einzige  Weg,  auf  welchem  man  sich  in  Preußen  aus 
den  vitiösen  Zirkel,  worin  man  sich  seit  50  Jahren  nahezu  er- 
getnislos  bewegt  hat,  wird  retten  können«. 

Konsistorialrat  Buchrucker,  München,  der  von  Prof, 
voi  Hofmann  in  Erlangen  auf  die  »allgemeines  Aufsehen 
erregende«  Schrift  »Die  drei  Grundgebrechen«  aufmerksam  ge- 
macht wurde,  »wittert  Morgenluft«  in  der  Schul- 

veifassungsfrage,  deren  Grundprinzipien  für  den,  der  sie 
bcr  üts  erfaßt  hat,  äußerst  plan  und  einfach  sind,  wie  überhaupt 
alle  Wahrheit  sehr  einfach  und  nur  der  eingewurzelte  Irrtum 
reclit  mannigfaltig  ist.  2) 

Auf  dem  von  Dörpfeld  gelegten  Grunde  baut  Direktor 

Baith,  Leipzig,  weiter. 3)  Über  Prov.- Schulrat  Landfermanns 
Zustimmung  vgl.  Freie  Schulgemeinde,  Vorwort  zur  1.  Auflage 
und  Anhang.  Dr.  Fr  ick,  der  Leiter  der  Franckeschen  Stiftungen 
in  Halle  bekennt,  wieviel  Anregung  Dörpfeld  ihm  für  die  tiefere 
Erhssung  des  Problems  und  den  einzig  möglichen  Weg  zu 

seiner  Lösung  gegeben  habe.  Er  gesteht  gerne,  daß  er  seine 

Pädagogik  zunächst  Volksschullehrern  verdankt  und  unter  diesen 
in  erster  Linie  Dörpfeld,  mit  dem  er  seit  seiner  Barmer  Gymnasial- 
lehrerzeit in  Freundschaft  verbunden  war.“^) 

Prof.  Waitz  sagt  in  seinen  »Grundzügen  der  Politik«  (1862): 
»Eruehung  und  Unterricht  haben  eine  Bedeutung  für  Familie, 

Brief  an  Diesterweg,  abgedruckt  bei  A.  Carnap,  S.  372. 

0 Vgl.  Carnap,  S.  374. 

')  Die  Reform  der  Gesellschaft  durch  Neubelebung  des  Gemeinde- 
wesi;ns  in  Staat,  Schule  und  Kirche.  Leipzig,  1886. 

0 A.  Carnap,  S.  308. 
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Staat  und  Kirche.  Die  Bestimmung  derselben  ganz  durch  den 
Staat  und  die  völlige  Freiheit  vom  Staat 

rcchtigt.  — Wenn  der  Staat  das  Bedürfnis  fühlt,  den  Unterricht 
ganz  in  die  Hand  zu  nehmen,  ist  es  regelmäßig  ein  Zeichen, 
daß  er  sich  von  seiner  natürlichen  Grundlage,  dem  Bewußtsei 
des  Volkes,  entfernt.  - Der  Staat  hat  das  Recht,  zu  federn  daß 
die  Erziehung  nicht  ganz  vernachlässigt  W'erde, 
ihm  geradezu  feindliche  Richtung  nehme  daß  sie  g««  sse  ^ 
seine  Aufgabe  notwendige  Resultate  erziele;  er  wird 
dafür  sor|en,  daß  besondere  Bedürfnisse  die 
auch  allgemein  die  nationale  Bildung,  Wissenschaft  und  Kunst 
gefördert  werde.«  Wie  sehr  Prof.  V o 1 k tn  a r S t o y , J e n a , mit 
Dörpfeld  übereinstimmt,  zeigt  der  2.  Teil  seiner  ; 

Methodologie  und  Literatur  der  Pädagogik,  wo  er  von  der 
praktischen  Pädagogik  handelt,  die  auch  dm  /l  “ 

einschließt : »Die  Schulverfassung  entspricht  f ^ f Lß  d i e 

Aufgabe,  wenn  sie  auf  dem  Grundsatz  aufgebaut  daß  d i 
Familien  als  die  natürlichsten  Träger  der  ersten 
und  heiligsten  Interessen  der  Erziehung  diejenigen  Kräfte  seien, 
aus  deren  geordnetem  Zusammenwirken  das  Schulregiment  hervor- 
gehen  rnülse  Die  Konstitution  einer  Schulverfassung  auf  den 
Lgegeb^nfn  Grundlagen  wird  vorerst  zu  der  Vereinigung  einer 
großen  Anzahl  von  Familien  in  Gemeinden,  Kreisen  und  Provinzen 
fnd  einer  dementsprechenden  Gliederung  der  Schulbehörden 
schreiten  und  in  dem  so  aufgerichteten 

LLnde  Einfluß  des  Staates  und  der 

kt  Allen  Sorgen  über  ungerechte  Verteilung  der  Anspruc 
wird  die  Spitze  genommen  durch  die 
die  selbstverständliche  Voraussetzung,  daß 

Familie  sondern  der  Gemeinde  einige  m bestimmte  Urenzei 
eingeschlossene  Rechte,  dann  aber  der  aus  vielen  Gemeinden  g - 
bildeten  und  durch  Vertreter  in 

Dörpfeld  gibt  Zillers  Vorwort  zu  den  »Grundgebrechen«  näheren 
AuShluß'  Bei  aller  Verschiedenheit  in  der  Au  fas^ng  der 
praktischen  Durchführbarkeit  H e r b a r 1 1 s c h e r 1 d e e " ^"d 
beide  zu  der  Lehre  des  Meisters:  Die  Erziehung  ut  Sache  e 
Familie.  Von  da  geht  sie  aus  und  dahin  kehrt  sie  größtenteils 


Stoy,  S.  265  ff. 
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zuiück.  1)  In  der  Grundlegung  zur  Lehre  vom  erziehenden  Unter- 
ricit,  2.  Auf!.  1884,  heißt  es:  Leider  ist  in  beiden  Teilen,  in 
den  Lehrern  wie  in  den  Familien,  das  Gefühl  der  Zusammen- 
ge  lörigkeit  durch  das  herrschende  Schulregiment  gar  sehr  ge- 
scl  wächt,  ja  bis  zu  einer  verschwindenden  Größe  herabgedrückt 
werden.  Während  das  Interesse  der  Familie  an  Instituten  und 
Pr  vatschulen  meist  rege  ist,  ist  es  für  Staats-  und  Gesellschafts- 
scl  ulen,  die  der  natürlichen  Abhängigkeit  von  der  Familie  ent- 
zo  >^en  sind,  äußerst  gering,  und  es  knüpft  sich  höchstens  an  aus- 
ge.:eichnete  Lehrerpersönlichkeiten.  Noch  weit  mehr  ist  den  öffent- 
lic  len  Lehrern  das  Gefühl  ihrer  wahren  Beziehung  zu  den  Familien 
als  den  natürlichen  Trägern  der  Schulinteressen  infolge  der  Schul- 
veifassung  und  des  Mangels  an  pädagogischer  Einsicht  abhanden 
gelcommen.  Auf  beiden  Seiten  sollte  aber  das  Bedürfnis  des 
Au stauschens  und  Ausgleichens  von  Meinungen,  Bedenken  und 
W inschen  lebendig  sein,  beide  Teile  sollten  regelmäßige  Gelegen- 
heiten begründen,  wo  sie  gegenseitig  von  ihrem  inneren  Leben 
Kenntnis  nehmen  und  ihre  Tätigkeit  und  ihre  Überzeugungen 
in  Übereinstimmung  bringen  könnten,  beide  Teile  sollten  mit- 
einander beraten  und  gemeinsame  Entschließungen  fassen.«  Im 
Anschluß  an  Stoy  hat  Prof.  Rein,  Jena,  Dörpfelds  Theorie 
dei  Schulverfassung  in  Einzelheiten  in  mannigfache  Beziehungen 
zuin  gegenwärtigen  Stande  der  Frage  gebracht.-)  Rein  versucht 
eine  scharfe  Abgrenzung  der  Rechte  der  Schulinteressenten.  Dem 
Staate  weist  er  die  Oberaufsicht  zu.  »Der  Staat  hat  zu  fordern, 
dal)  Erziehung  und  Unterricht  nicht  vernachlässigt  werden,  daß 
die  Schulen  keine  ihm  feindliche  Richtung  einschlagen,  daß  sie 
gewisse  für  seine  Aufgabe  notwendige  Ergebnisse  erzielen 
(M  nimalforderungen  für  einzelne  Schulgattungen).  Der  Staat 
richtet  pädagogische  Aufsichtsorgane  ein,  die  den  Schulverbänden 
helfend  und  unterstützend  zur  Seite  stehen.  Er  beruft  Schul- 
syroden  ein,  hat  das  Recht,  Privatschulen  aufzulösen.  In  Schul- 
voi stand  und  Schulsynode  muß  die  einheitliche  Zusammenfassung 
alhr  freien  Kräfte  gegeben  sein.  An  ihr  würden  die  besten 

Herbart  in  der  Enzyklopädie  der  Philosophie.  Vgl.  auch 
DiHering,  Die  Herbartsche  Pädagogik  vom  Standpunkte  moderner  Er- 
ziel lungsbestrebungen  gewürdigt. 

-)  Über  die  mannigfachen  Anregungen  des  älteren,  erfahrenen 
un  i weitblickenden  Freundes  und  Führers  während  Reins  Lehrertätig- 
keit an  der  Wupperfelder  Realschule,  vgl.  A Carnap,  S.  311.  ln  den 
70»  r Jahren  waren  dort  mehrere  Schüler  Zillers  als  Hilfslehrer  angestellt 
unc  an  seinen  Freund  Dörpfeld  empfohlen.  Vgl.  auch  das  Urteil  von 
Zillers  Schüler  Israel  (später  Seminardirektor  in  Schneeberg)  bei 
A.  Carnap,  S.  312. 
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Männer  und  Frauen  der  Nation  teilnehmen.  In  ihr  konnte  echte 
Schuipolitik  getrieben  werden,  unverzerrt  von  der  Einseitigkeit 
und  Herrschsucht  der  poiitischen  Parteien. 

Bezüglich  der  Stellung  der  Kirche  sagt 
Gemeinschaften  erkennen  die  voliständige  Selbständigkeit  der 
Schulgemeinde  an.  Sie  verzichten  auf  jedes  besondere  Rech , 
insbesondere  auf  das  Aufsichtsrecht  über  die  Schulen.  Ein  Ein- 
greifen in  Lehrplan  und  Methode  des  Religionsunterrichts  m de 
ichule  ist  den  Geistlichen  nicht  gestattet.  In  der  Schulsynode 
ist  ihnen  Gelegenheit  gegeben,  ihre  pädagogischen  Überzeugung 
in  bezug  auf  Lehrplan,  Lehrbücher  und  Lehrweisen  zur  Geltung 
zu  bringen.  Es  wird  eine  scharfe  Scheidung  der  inneren  und 
äußeren  Seite  des  Aufbaues  der  Schulverfassung  vorgenommen. 
Nach  der  Innenseite  steht  die  Schule  auf  dem  Boden  der  re  i- 
giösen  Gemeinschaft.  Es  ist  das  Recht  der  gewissenseinigen 
Elternschaft,  den  religiösen  Unterricht  ihrer  Kinder  selbst  zu  be- 
stimmen. Nach  außen  steht  die  Schule  auf  dem  Boden  der  • 
bürgerlichen  Gemeinde  und  des  Staates.  Diese  übernenmen  die 
Verwaltung  der  äußeren  Schulangelegenheiten  (Schulbauten,  Unter- 
haltung, Besoldung  usw.)>)  — Entscheidend  ist  für  Rem  im  engsten 
Anschfuß  an  Dörpfeld  bei  allem  Abwägen  der 
Auffassungen  stets  der  erziehungswissenschaftliche  Standpun  . 
ln  zahlreichen  Schriften  ist  Rein  unablässig  mr  eine  Schul- 
verfassung  im  Sinne  seines  Freundes  Dörpfeld  tätig.  Aus  ^'“m 
pädagoo-ischen  Universitätsseminar  sind  bereits  mehrere  Disser- 
tationen zur  Dörpfeldschen  Sch  ul  Verfassung  hervorgegangen: 

1 G i b s o n,  M a ry,  »Die  öffentliche  Verwaltung  des  Schul- 
wesen; in  England  und  Wales.  Historisch  und  kritisch  beleuchtet. 
*bt  nach  eiLr  Übersicht  über  die  Geschichte  des  englischen 

Schulwesens  eine  Anwendung 

auf  das  heimatliche  Schulwesen,  dessen  Grundzuge  mit  Dorpfelds 
Gedanken  in  mancher  Hinsicht  verwandt  sind.  ^ 

2.  Papamawros,  Michael,  versucht  eine  entsprechende 
Anwendung  auf  das  griechische  Schulwesen  m seiner  Dissertation. 
; Vorschläge  zu  einer  Reform  der  griechischen  Schul  Verfassung«. 

3.  Auf  der  Haar,  »Dörpfelds  Theorie  der  Schulverfassung, 
historisch  und  kritisch  beleuchtet  mit  Beziehung  auf  Gneist, 
Lorenz  v.  Stein  und  Natorpe  ist  im  HI.  Kapitel  erwähnt 

worden. 


Ik 


Vgl.  Rein,  Pädagogik  in  systematischer  Darstellung,  Bd.  II, 
255  ff. 
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Friedrich  Paulseni)  findet  warme  Worte  der  An- 
er'cenniing  und  Verehrung  für  Dörpfeld,  den  frei  gesinnten,  gut 
christlichen  und  vaterländischen  Mann,  der  unserem  Volke  auf 
dem  Gebiet  der  Erziehungs-  und  Schulverfassungsfragen  Führer 
of  ne  Parteischablone  sein  kann.  Organisation  des  Volkes  von 
imen  und  unten  herauf,  in  Gemeinde  und  Landschaft  bis  zum 
St  tatswesen  aufwärts  ist  ihm  die  natürliche  Form  des  öffentlichen 
Lebens.  Ökonomisch  und  sittlich  leistungsfähige  Familien  und 
tüchtige  Erziehungsschulen  verbürgen  ihm  allen  Fortschritt.  Es 
ist  ihm  nicht  zweifelhaft,  daß  die  Rechte  des  alten  kirchlichen 
Sehulregiments  in  Gestalt  der  geistlichen  Schulaufsicht  in  nicht 
laiger  Zeit  (geschrieben  1906,  Paulsen  1908  f)  verschwinden 
w(rden.  Sie  sind  mit  der  gesamten  Verfassung  des  modernen 
Sciulwesens  in  keiner  Weise  mehr  verträglich.  Vor  allem  wird 
di«:  Kreisschulinspektion  den  längst  zu  schwach  gewordenen 
Himden  der  Geistlichen  entfallen.  Als  Folge  dieser  Entwicklung 
sieht  er  die  Trennung  des  Unterrichtsministeriums  von  der  Leitung 
de-  staatlichen  Kirchenpolitik  voraus.  Bezüglich  des  Religions- 
unterrichts in  der  Schule  sagt  Paulsen:  Bedeutet  er  einen  Unter- 
richt, dessen  Aufgabe  es  ist,  die  Schülei-  von  der  Wahrheit  des 
kirchlichen  Bekenntnisses  zu  überzeugen,  so  ist  er  so  wenig  mit 
dein  Wesen  des  modernen  Staates  als  mit  der  neuen  Schul- 
veifassung  verträglich.  Der  Staat  als ‘solcher  hat  kein 
Bekenntnis.  Die  einzelnen  Untertanen  haben  Bekenntnisse. 
Ihnen  gegenüber  wird  sich  der  moderne  Staat  grundsätzlich  neu- 
tra  zu  verhalten  haben:  er  eignet  sich  keins  von  ihnen  an,  be- 
vorzugt keins,  läßt  aber  auchi  keins  in  seiner 
Schul  Verfassung  absichtlich  oder  ohne  Zutun 
si  :h  zurückgesetzt  fühlen,  er  läßt  sie  alle  zu. 
Die  Erziehungsberechtigten  allein  bestimmen  in 
Zikunft,  ob  und  an  welchem  Unterrichte  ihre 
Kinder  teilnehmen. 2) 

Im  Anschluß  an  Dörpfelds  soziale  Forderungen  hat  Paul 
N £ t o r p sich  mit  der  Schulverfassung  Dörpfelds  beschäftigt. 
FÜ!'  die  öffentliche  Erziehung  glaubt  Natorp  einen  »undogmatischen« 

Paulsen,  Das  deutsche  Bildungswesen.  — Zur  Ethik  und  Politik: 
An:  eige  der  Dörpfeld-Biographie  von  A.  Carnap. 

9 Paulsen  hat  sich  hier  Dörpfelds  weit  voraus  schauende  Auf- 
fassung gänzlich  zu  eigen  gemacht. 

9 Natorp,  Sozialpädagogik.  Zur  sittlichen  Bedeutung  des 
Religionsunterrichts  bei  Dörpfeld,  vgl.  S.  339.—  »Dörpfelds  Fundament- 
slück,  eine  Kritik«  in  der  Deutschen  Schule,  11,  9.  1898.  — Siehe  auch 
Osciiwind,  Die  philos.  Grundlagen  von  Natorps  Sozialpädagogik. 
Bas  der  Diss.  1919,  S.  150.  « 
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Unterricht  fordern  zu  müssen,  neben  dem,  solange  die  patria 
potestas  im  bisherigen  Sinne  der  Erziehung  gilt,  eine  ganz  private 
oder  korporative  religiöse  Unterweisung  im  Sinne  der  einzelnen 
Bekenntnisse  nicht  ausgeschlossen  werden  kann.  Weil  auf  dem 
Boden  des  Verständnisses  Gemeinsamkeit  mög- 
lich ist  und  immer  möglich  bleiben  wird,  auf 
dem  Boden  der  Überzeugung  zur  Zeit  ausge- 
schlossen ist,  so  müßte  das  schon  in  seinem  Sinne  entscheiden, 
weil  die  Gemeinsamkeit  eine  zu  wesentliche  Bedingung  nationaler 
Erziehung  ist,  um  je  wieder  aufgegeben  zu  werden,  selbst 
wenn  dadurch  eine  erträglichere  Lösung  der 
religiösen  Frage  ermöglicht  würde  (was  Natorp 
nicht  zugibt).  Dieses,  meint  Natorp  wiederum,  entscheidet  auch 
geo-en  Dörpfelds  Faniilienprinzip,  dessen  ernste  Schwierigkeiten 
de?  ehrliche  Mann  übrigens  selber  mehr  hervorgekehrt  als  ver- 
deckt hat.  9 — Natorp  vergißt  hier , daß  Dörpfeld  mit  voller 
Überzeugung  und  unter  bedächtiger,  allseitiger  und  verständnis- 
voller Würdigung  aller  nationalen  Momente  für  die  Anerkennung 
des  Familienprinzips  als  Lösung  des  Problems  eintritt.  »Die  Her- 
vorkehrung der  ernsten  Schwierigkeiten«  ist  absichtlich  und 
bewußt,  um  nach  Dörpfelds  Art,  die  doch  von  wissen- 
schaftlichem Ernst  ist,  mit  der  hergebrachten  hochkirch- 
lichen, aber  auch  mit  der  hochstaatlichen,  dieses  Mal  von  »simul- 
tanistisch-schwärmerischer  Seiten  kommenden  Auffassung  au 
dem  Boden  realer  Verhältn  i sse  gründlich  abzurechnen. 

Die  Theorie  der  Schul  Verfassung  ist  außer  von  der  Er- 
ziehungswissenschaft von  der  Ver  wal  tu  ngsrechts  lehre 
bearbeitet  worden.  Dörpfeld  führt  Rönne  als_  Rechtsgrundlage 
seiner  kritischen  Methode  an.  Die  einschlägigen  jurisiis^en 
Werke  beschränken  sich  jedoch  auf  eine  bloß  historische  Dar- 
stellung des  derzeitigen  Standes,  ohne  kritisch  dazu  Stellung  zu 
nehme?  und  ohne  auch  nur  die  Grenzlinien  zwischen  den  be- 
teiligten Erziehungspflichtigen  von  einem  höheren  Gesichtspunkte 

Vof’siLdpunkte  der  Schulpraxis  aus  sind 
von  Dörpfelds  engerem  Schüler-  und  Freundes- 
kreise zahlreiche  wertvolle  Beiträge  zur  Schul- 

1)  Vgl.  dazu  die  gegenteilige  Auffassung  Stoys,  Freie  Schul- 

gemeinde,_^^  Ausnahme  macht  in  neuerer  Zeit  L.  von  Stein,  Handbuch 
der  Verwaltungslehre:  2.  Teil.  Nach  ihm  kann  der  Staat  in  Bildungs- 
ano-elegenheiten  nicht  selbständig  schaffen,  nur  anregen  und  fordern. 
dÄ  BUdungswesen  ist  ein  selbständiger  Teil  der  Gesetzgebung  un 

Verwaltung. 
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vcrfassungs-Theorie  des  Meisters  geliefert 
w )rd  en. 

Der  Kreis  beschränkt  sich  naturgemäß  in  der  Hauptsache 
au‘  das  Gebiet  des  nordwestlichen  Deutschland,  wenngleich 
eifige  Kenner  und  Anhänger  der  Dörpfeld  sehen  Schulverfassung 
in  allen  Teilen  Deutschlands  an  der  Arbeit  sind,  den  tiefen,  in 
so::ialer  Hinsicht  unendlich  wertvollen  Gedanken  Dörpfelds  Ein- 
ga  lg  in  immer  weitere  Kreise  zu  verschaffen.  Unter  den  älteren 
Mitarbeitern  und  Gesinnungsgenossen  kommt  für  uns  Dietrich 
Horn  an  erster  Stelle  in  Betracht.^)  Er  hat  wertvolle  Be- 
merkungen zur  Schulpflege  wie  zur  rechten  Betätigung  der  Er- 
ziehungspflichtigen in  Haus  und  Schule  gemacht.  Horn  unter- 
sucht die  Gründe  für  die  derzeitige  vereinsamte  Stellung  der 
Scliule  im  Volksleben.  Er  findet  sie  im  staatsbürokratischen 
Regiment.  Die  Familie  ist  in  Sachen  der  Erziehungsschule 
gä  izlich  mundtot  gemacht.  Auch  ihm  ist  die  rechte  Volksschule 
di(  kleine,  normale  Schule  in  der  örtlich  bestimmten,  lebendigen 
Sc  lulgemeinde.  -)  Er  bekämpft  nachdrücklich  das  »vom  Ministerium 
de:  grünen  Tisches«  herab  befohlene  neuere  Erziehungs-  und 
Urterrichtsziel  der  Normallehrer  und  Normalschüler,  wie  überhaupt 
jedes  »nach  einem  und  demselben  Leisten  geschlagene  zeitgemäße 
Normalmenschentum«.  Horn  findet  die  zahlreich  ver- 
kn  ipften  Vorbedingungen  für  eine  gute  Erziehung  im  gesunden 
Fanilienleben.  Die  praktische  Ausführung  seiner  mit  Dörpfeld 
übereinstimmenden  Auffassung  einer  gesunden  Schulverfassung 
zeigt  er  uns  — wie  Dörpfeld  — an  des  Lehrers  Klingenburg 
Sc  lulgemeinde. 

Aus  dem  jüngeren  Freundeskreise  sind  die  Barmer  Rektoren 
Hofier,  Hindrichs  und  Vogelsang  zu  nennen.  Von 
allen  dreien  haben  wir  ein  Lebensbild  Dörpfelds.^)  J.  Tr ü per 
hal  als  Erster  und  mit  tiefem  Verständnis  den  sozialen  Gehalt 
dei  Dörpfeld  sehen  »Pädagogik  ini  großen  Stil«  betont  und  im 
Zusammenhang  mit  der  Schulverfassungsfrage  in  mehreren  gehalt- 
vo  len  Schriften  dargelegt.  Er  kennzeichnet  die  Bedeutung 
de:.  Familienprinzips  für  den  sozialerzieherischen  Organismus 

Dietrich  Horn,  Erinnerungen  für  seine  Kinder  und  Freunde 
von  seinem  Sohne  Fritz  Horn.  Daselbst  Verzeichnis  seiner  sämtlichen 
Sd  riften. 

‘)  Dietrich  Horn,  Kleine  Schulgemeinden  und  kleine  Schulen. 

Dietrich  Horn,  Klingenburg  und  seine  Schulgemeinde. 

*)  Siehe  Literaturverzeichnis,  desgl.  über  Dörpfelds  Schulverfassung 
in  A.  Grünwellers  Schriften  zur  Schulreform. 

Trüper,  Dörpfelds  soziale  Erziehung  in  Theorie  und  Praxis. 
Derselbe,  Die  Familienrechte.  Vgl.  Kap.  VII. 


79 


der  Schule  und  beleuchtet  im  Zusammenhang  damit  die  sozial- 
erzieherischen Aufgaben  der  Kirche  (Kap.  Vlll),  die  soziale  Frage 
des  Lehrerstandes  (VII)  und  die  des  gesamten  Volkslebens  (X). 

Unter  den  Vertretern  der  Kirche  ist  wie  kein  anderer 
Dörpfelds  Schwiegersohn,  D.  Dr.  von  Rohden,  in  des  Meisters 
Gedanken  eingedrungen  und  als  Herausgeber  von  Dörpfelds 
gesammelten  Schriften  wie  in  zahlreichen  kirchlichen  Aufsätzen 
unablässig  bemüht,  Dörpfelds  Gedanken  über  ein  in  Wahrheit 
gedeihliches  Zusammenwirken  einer  freien  Schule  neben  und 
mit  einer  freien  Kirche  in  kirchlichen  und  pädagogischen  Kreisen 
zu  verbreiten. 

Dörpfelds  Schulverfassungstheorie  bedeutet 
etwas  Neues,  Originales. 2)  Weil  er  gegen  die  Schul- 
politik der  Rechts-  und  Linksparteien  des  alten  preußischen  Staates 
Front  macht,  das  Gemeingefährliche  des  ewigen  Schulstreites  für 
Schule  und  Leben  scharf  beleuchtet,  sich  keiner  Partei  verschreibt, 
steht  er  lange  allein;  mißverstanden,  verachtet,  verkannt  von 
beiden  Seiten.  Weder  die  konservativen,  noch  die  fortschritt- 
lichen Führer  gaben  sich  Mühe,  seine  über  allem  Streit  stehende, 
auf  neutralem  Boden  aufbauende  Theorie  kennen  zu  lernen. 
Und  nun  gar  die  Schulgesetzgebung  des  Staatsregiments.  Dörpfeld 
weiß  zu  genau,  daß  unter  den  Verhältnissen  zu  seiner  Zeit  vor 
der  Hand  nichts  von  der  Seite  zu  erwarten  ist.  Wie  könnte 
auch  der  hergebrachte,  alles  umfassende,  systematisierende,  nor- 
malisierende Schulbürokratismus  sich  zu  Grundsätzen  gerechter 
Interessenvertretung  bekennen,  angefangen  gar  mit  der  nach  seiner 
Meinung  an  äußerster,  allerletzter  Stelle  stehenden  Familie,  die 
doch  eigentlich  zu  ihrem  Besten  überhaupt  aufhören  sollte, 
Schulinteressent  zu  sein.  Er  würde  sich  ja  selber  schaden, 
seiner  feststehenden  Auffassung  von  Volksfürsorge  und  Volks- 
wohlfahrt, seiner  »altbewährten«  Arbeitsmethode  untreu  werden. 
Und  nun  gar  die  Selbstverwaltung,  das  Mitbestimmen, 
Mitraten  und  -taten  zum  eigenen  und  der  Gemeinschaft  Wohl- 
ergehen. 3)  Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  eine  derartige  Schul- 

Über  von  Rohden,  Der  Religionsunterricht  im  neuen  Staats- 
wesen. Vgl.  Kap.  VIII.  , • 

■9  Von  Zeitschriften  und  Zeitungen  haben  sich  um  die  Verbreitung 
Dörpfeldscher  Schulverfassungsgedanken  besonders  verdient  gemacht 
das  Evgl.  Schulblatt,  von  Dörpfeld  begründet  und  zuletzt  heraus- 
gegeben von  C.  Achinger,  sowie  die  Deutsche  Lehrerzeitung,  von 
Zillessen  begründet  und  zurzeit  herausgegeben  von  A.  Grünweller. 

Vgl.  Friedrichs  des  Großen  Beamienstaat  mit  seinem  Leitspruch: 
Alles  für  das  Volk,  nichts  durch  das  Volk!  im  inneren  Zusammen- 
hang mit  Preußens  Zusammenbruch  bei  Jena  und  Auerstädt. 
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vei  fassung  von  einer  Staatsregierung,  die  bewußt  festhalten  wollte 
an  den  »segensreichen  Einrichtungen  gottgewollter  Abhängigkeit« 
de;  Individuums  von  der  allmächtigen  Staatsbürokratie  mit  der 
gewaltigen  Kirchenhierarchie,  niemals  zur  Grundlage  einer  Landes- 
scliulgesetzgebung  gemacht  werden  konnte.  Das  zeigt  ein  Blick 
in  die  Geschichte  der  Schulgesetzgebung  der  letzten  Jahrzehnte 
au'  das  klarste. 

Wir  sahen  bereits,  daß  das  auch  noch  in  der  Verfassungs- 
urmnde  von  1850  verheißene  und  von  der  preußischen  Unter- 
richtsverwaltung seit  100  Jahren  angestrebte  einheitliche  Volks- 
sdiulgesetz  trotz  zahlreicher  mehr  oder  minder  glücklicher  Ver- 
su:he  bis  auf  unsere  Tage  fehlt  (vgl.  Kap.  I,  Schluß).  Ernst- 
hafte Anstrengungen  machte  im  Jahre  1848  der  damalige  Kultus- 
m nister  Graf  von  Schwerin,  indem  er,  den  Verhältnissen  der 
Zeit  gehorchend,  in  Provinzial-  und  Kreiskonferenzen  unter  der 
M twirkung  von  Lehrerbeiräten  Bestimmungen  ausarbeiten  ließ, 
di;  z.  T.  in  die  vom  König  1848  erlassene  und  später  ab- 
geänderte Urkunde  vom  31.  Jan.  1830  übergingen.  Mit  dem 
Sciieitern  des  auf  Grund  weiterer  Konferenzbeschlüsse  aus- 
geirbeiteten  umfassenden  Schulgesetzes  von  1848/50  nahm 
M nister  von  Ladenberg  seinen  Abschied  mit  der  Erklärung,  daß 
seinem  redlichen  Bemühen  Schwierigkeiten  der  allerbedeutendsten 
Alt  entgegengetreten  seien.  Hauptsächlich  waren  es  die  Macht- 
proben zwischen  Kirche  und  Staat  auf  schulpolitischem  Gebiete, 
dio  — wie  wir  nach  Kenntnis  der  Sachlage  aus  Dörpfelds  Aus- 
fü  irungen  sagen  müssen  — es  nicht  zur  Gewinnung  eines 
neutralen  Bodens  der  Verständigung  kommen  lassen  konnten. 
Ni  ch  der  Zeit  der  Stiehl  sehen  Regulative  versuchte  von  Bethmann- 
Hollweg  1862  nochmals  einen  Schulgesetzentwurf,  der  nicht  ein- 
mi  1 bis  an  den  Landtag  gelangte.  Seit  der  Zeit  schwindet  die 
Hoffnung  auf  Durchbringung  eines  allgemeinen  Schulgesetzes 
immer  mehr.  Unter  von  Mühler  kommt  nur  das  Gesetz  über 
Witwen-  und  Waisenkassen  für  Elementarschul- 
lehrer zur  Verabschiedung  (1869).  Ähnlich  ergeht  es  dem 
freiheitlichen  Ministerium  Falk  (1872 — 79).  Es  gelingt,  das 

Sehulaufsichtsgesetz  von  1872  zustande  zu  bringen,  nach 
den  die  Schulaufsicht  (§  1)  im  Aufträge  des  Staates 
durch  Inspektoren  im  Haupt-  und  Nebenamt  ausgeübt  wird. 
§ 2 weist  die  Ernennung  der  Lokal-  und  Kreisschul- 
inspektoren und  die  Abgrenzung  ihrer  Aufsichtsbezirke  allein 
dem  Staate  zu.^)  Der  Staatsauftrag  ist  jederzeit  widerruflich. 

0 Bei  Dörpfeld  ist  er  in  der  Freien  Schulgemeinde  1863  noch 
Sc  lulgenossenschaftsangestellter.  Vgl.  dazu  auch  Grundgebrechen,  S.  87  ff. 
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§ 3.  Unberührt  bleibt  die  den  Gemeinden  und  deren 
Organen  zustehende  Teilnahme  an  der  Schulauf- 
sicht; sowie  der  Artikel  24,  Verfassungsurkunde  vom 
31.  Jan.  1850. 

Artikel  24:  1.  Bei  der  Einrichtung  der  öffentlichen  Volks- 
schulen sind  die  konfessionellen  Verhältnisse  mög- 
lichst zu  berücksichtigen.  2.  Den  religiösen  Unterricht 
in  den  Volksschulen  leiten  die  betreffenden  Religionsgesellschaften. 
3.  Die  Leitung  der  äußeren  Angelegenheiten  der 
Volksschule  steht  der  Gemeinde  zu.  Der  Staat  stellt  unter 
gesetzlich  geordneter  Beteiligung  der  Gemeinde  aus  der  Zahl  der 
Befähigten  die  Lehrer  an  den  öffentlichen  Volksschulen  an.^) 

Falks  Entwurf  eines  allgemeinen  Unterrichts- 
gesetzes (1877)  kam  aus  finanziellen  Gründen  nicht  zur 
weiteren  Beratung.  Man  war  des  »Kulturkampfes«  müde  ge- 
worden. Von  Goßler  nahm  bereits  vor  der  Durchberatung 
seines  auf  das  Volksschulwesen  beschränkten  Ent- 
wurfs seinen  Abschied.  Einen  auf  Volksschulwesen,  Privat- 
unterricht und  Lehrerbildung  sich  erstreckenden  Entwurf  mit  dem 
Konfessionalitätsprinzip  für  Errichtung  von  Volksschulen  und 
Lehrerbildungsanstalten  unter  Ersatz  der  kollegialen  Schul - 
abteilungen  durch  den  Regierungspräsidenten  und  Schaffung  von 
Kreisschulbehörden  (1891/92)  versuchte  unter  erbittertsten  Kämpfen 
der  Minister  Graf  Zedlitz -Trützschler  vergeblich  durchzubringen. 
Dörpfeld  nimmt  im  Fundanientstück  -)  grundsätzlich  Stellung  dazu, 
und  zwar  von  seinem  Standpunkte  der  Erziehungswissenschaft 
und  Sozialethik  aus.  Der  Entwurf  ist  das  Ergebnis  vorhandener 
Zwangsumstände.  Dazu  gehört  in  erster  Linie  das  verhaderte 
Verhältnis  der  staats-  und  kirchenpolitischen  Parteien.  ^)  Sie 
gruppieren  sich  bei  der  Schulgesetzfrage  stets  gegenüber,  also 
2:  2,  wobei  keine  stützkräftige  Mehrheit  herauskommt;  oder  3:1, 
und  das  ist  eine  vergewaltigte  Minderheitspartei.  — Das  tragische 
Stück  spielt  sich  nun  schon  seit  einem  Jahrhundert  ab.  Die 
Spielkosten  zahlen  in  der  Hauptsache  Schule  und  Lehrerstand.  Um 
nicht  in  der  Zwickmühle  der  Parteien  zerrieben  zu  werden,  muß 
also  der  Gesetzentwurf  zuerst  der  Kirche,  dann  dem  Staate  und 
schließlich  doch  auch  den  Schulbürokraten  und  überdies  den 

9 Vgl.  Anschütz,  Verfassungsurkunde,  Artikel  24,  S.431— 438  bezgl. 
Zukunftsrecht  und  geltendem  Recht. 

-)  Anhang  zur  heimatlichen  Schulgeschichte,  S.  55  ff. 

^)  Es  sind  ihrer  vier:  1.  Die  hochkirchlich -konservative  Partei, 

2.  die  kirchlich  unbestimmte  liberale  Partei,  3.  das  kircheneinige  Zen- 
trum, 4.  die  Staatsbeamtenschaft  mit  ihren  bürokratischen  Neigungen. 

Schmidt,  Dörpfelds  Schulverfassung.  6 
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Freunden  der  Selbstverwaltung  gerecht  werden.  Da  bleibt  für 
dk  Ansprüche  der  Familie  nicht  mehr  viel  übrig.  Erziehungs- 
wi;senschaft  und  Schulamt  kommen  gar  nicht  zur  Sprache. 

Der  Grundirrtum  ist  ständig  der,  und  alle 
Parteien  sind  sich  in  derMeinung  einig,  daßdie 
Regelung  des  Verhältnisses  zwischen  Staat  und 
Kirche  auf  dem  Schulgebiete  Kern  und  Stern  des 
ganzen  Schulverfassungsproblems  ausmache, 
urd  daß  sich  mitdieserReglung  allesübrigevon 
selbst  finde.  Dadurch  wird  das  zur  Nebensache  verdammt, 
was  naturgemäß  die  Hauptfrage  bilden  muß,  nämlich 
wie  vom  Standpunkt  der  Familie  als  Vollinteressent  an  der  Schule 
eine  gerechte  Interessenvertretung  gewährleistet  werden  kann.i) 

Das  Schmerzlichste  aber,  was  Dörpfeld  auch  hierbei  nicht 
unjrwähnt  lassen  darf,  ist  dies,  daß  der  Parteibann  auch 
große  Lehrerkreise  umschlungen  hält.  Sie  ver- 
zichten auf  selbständiges  Denken  in  der  hochwichtigen  Schul- 
vei  fassungsfrage  und  gehen  mit  der  verdrehten  Anschauung  von 
rechts  und  links  durch  dick  und  dünn,  anstatt  vom  für  sie 
nächstliegenden  Standpunkte  von  Schule  und 
Haus  zu  einer  Schulverfassung  zu  gelangen,  in  der  alle  Be- 
teiligten zu  ihrem  vollen  Rechte  kommen  und  die  Schule  un- 
beschädigt vom  Streit  der  Parteien  ihr  stilles  Werk  tun  kann. 
Es  müssen  die  Schlagwörter:  Hie  Staatsschule,  hie  Kirchenschule! 
en  llich  verstummen.  Jedem  muß  sein,  d.  h.  das  seiner 
Weltanschauung  entsprechende  Schulrecht  werden. 
Das  gewährt  in  wahrhaft  demokratischer  Freiheit  nur  die  Schul- 
veifassung,  durch  die  auf  der  realen  Grundlage  einer  mit- 
vei  antwortlich  wirkenden,  glaubens-  und  gewissenseinigen  Schul- 
gemeinde jedem  Erziehungsberechtigten  seine  Belange  ge- 
würdigt, geschützt  und  verwirklichungsmöglich  werden.  Sie 
gitt  dem  neutralen,  bloß  fördernden  modernen  Staat  ein 
ob  erstes  Prinzip,  nach  dem  die  Schulverfassungsfrage  für  alle  seine 
Staatsangehörigen  zur  vollen  Zufriedenheit  gelöst  wird.  So  nur 
kann  der  Schulfrieden  kommen,  dessen  die  Jugenderziehung  so 
dringend  bedarf.  Niemals  aber  durch  äußerliche  Anerkennung  des 
»S  aatsdienertums«  für  die  Lehrerschaft,  oder  durch  eine  einheit- 
liclie  Schulorganisation  in  Form  der  simultanen  Einheitsschule  als 
Staatsschulnorm,  oder  auch  durch  einen  nur  in  äußeren  Dingen 
vö  lig  gleichgestellten,  einheitlichen  Lehrerstand. 

Vgl.  auch  »Die  wichtigsten  Aufgaben  der  preußischen  Schul- 
po  itiki  von  Freiherrn  von  Zedlitz  und  Neukirch,  S.  3ff. 


überblick. 

Wir  haben  versucht,  in  den  Kapiteln  I und  II  eine  ge- 
schichtliche Übersicht  über  die  Entwicklung  der  Volksschule  und 
die  Ansätze  zur  Gewinnung  einer  zweckmäßigen  Schulverfassung 
zu  geben.  Als  den  Höhepunkt  in  der  Entwicklung 
und  Ausgestaltung  einer  gerechten,  gesunden, 
freien  und  friedlichen  Schulverfassung  erkannten 
wir  Dörpfelds  Schulverfassung  an. 

Im  2.  Teile  wurden  die  Wege  zur  Gewinnung  seiner  Schul- 
verfassung, ihr  Aufbau  an  der  Hand  der  bedeutendsten  Schul- 
verfassungsschriften sowie  die  Erprobung  der  Grundsätze  seiner 
Theorie  in  seiner  niederrheinischen  Heimat  dargelegt.  Kapitel 
III — V.  Das  VI.  Kapitel  brachte  Zustimmung  und  Weiterführung 
von  seiten  der  zeitgenössischen  und  nachfolgenden  Erziehungs- 
wissenschaft in  Theorie  und  Praxis,  sowie  anders  geartete  und 
zum  Teil  auch  gegensätzliche  Auffassungen,  wie  sie  sich  nament- 
lich in  der  preußischen  Schulgesetzgebung  seit  100  Jahren  bis  zu 
unseren  Tagen  der  gewaltigen,  folgenschweren  Umgestaltung  auf 
allen  Kultur-  und  Lebensgebieten,  nicht  zuletzt  auf  dem  der 
Schule  und  ihrer  Verfassung,  zum  großen  Leidwesen  für  die 
Erzielung  eines  rechten  Schulfriedens  kundtun. 

Damit  dürfte  aus  geschichtlicher  und  systematischer  Be- 
trachtung unser  Blick  für  die  großen  Aufgaben  der  Neugestaltung 
auf  dem  Gebiete  des  Volksschulwesens  kritisch  geschult  sein. 
Insbesondere  werden  uns  die  offenbaren  Schwierigkeiten  und 
Notstände  für  eine  Schulverfassung  in  der  Gegenwart  so  besser 
verständlich  sein.  ln  den  einfachen,  auf  innerer 
Wahrheit  beruhenden  allgemeinen  Grundsätzen 
der  Volksschulverfassungstheorie  Dörpfelds  ist 
uns  aber  zugleich  ein  Maßstab  zur  Beurteilung 
aller  Maßnahmen  geworden,  die  auf  dem  nun- 
mehr bekannten  Gebiet  der  Schulgesetzgebung 
zur  Lösung  des  Schulverfassungsproblems  ge- 
troffen werden  sollen.  Darüber  soll  der  4.  Teil  unserer 
Abhandlung  nähere  Ausführungen  bringen. 
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Siebentes  Kapitel. 

Sc  hwierigkeiten  und  N otstände  auf  dem  Gebiete 
der  Schulverfassung  in  der  Gegenwart. 

Demokratie,  recht  verstanden,  heißt  Duldung  und  nicht 
Unterdrückung  Andersdenkender.  Echte  Demokratie  be- 
deutet Freiheit  für  alle  im  Volk. 

Wilhelm  Rein,  Pädagogischer  Radikalismus. 

Der  Komet  des  unheilvollen  Weltkrieges  hatte  für  Deutsch- 
lar d einen  roten  Schweif:  Die  Revolution.  Sie  ist  nicht  plötz- 
lici  hereingebrochen.  Seit  Jahrzehnten  zeichnete  sie  sich  deut- 
licii  ab.  Wie  könnte  sonst  der  rasche  und  ungeheure  Zusammen- 
bn  ich  unserer  staatlichen  Ordnung  und  unserer  gesamten  äußeren 
uni  inneren  Lebensbedingungen  und  -Verhältnisse  erfolgt  sein 
uni  täglich  mehr  erfolgen.  Eine  langsame,  aber  sichere  Um- 
foimung  der  Geister  muß  vorausgegangen  sein.  Statt  des 
»C  >brigkeitsstaates«  haben  wir  den  Volksstaat.  Der  Zusammen- 
setzung seiner  Regierung  nach  hat  er  ein  demokratisches  Ge- 
präge. Hochhaltung  der  allgemeinen  Menschenrechte,  Wahrung 
de-  Volksrechte  ist  seine  Losung.  Überbot  man  sich  in  den 
Tagen  begeisternder,  williger  Zusammenfassung  aller  unserer 
inneren  und  äußeren  Volkskräfte  in  dem  vielleicht  bisweilen  allzu 
wortreichen  Jubel:  ^Vie  glänzend  bewährt  sich  die  deutsche 
Scaule!,  so  konnte  man  sich  angesiclits  der  mannigfaltigen, 
immer  schärfer  und  folgenschwerer  hei-vortretenden  Mißstände 
vcn  Eigennutz  und  Zuchtlosigkeit  nicht  genug  tun  in  der  viel 
gehörten  Klage:  Seht  die  Früchte  eurer  Schulerziehung!  Beide 
widersprechende  Urteile  zeugen  vom  weit  überschätzten  Einfluß 

der  Schule. 

Aber  es  ist  natürlich,  daß  am  Ende  eines  verlorenen  Krieges 
di<:  Leistungen  der  Schule  gewogen  werden.  Das  geschah  schon 
irr  letzten  Menschenalter  vor  dem  Kriege.  Das  Zeitalter  der 
sh  atsmonarchischen  Sozialreform  beschäftigte  sich  bereits  ein- 
gehend und  vielseitig  auch  mit  der  Schulreform.  Aus  dem  Geiste 
der  Zeit  wurde  der  Ruf  nach  der  reinen  Staatsschule  laut.  Man 
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forderte  ein  einheitliches , alle  sozialen  Schranken  und  kon- 
fessionellen Zersplitterungen  überwindendes  simultanes  Schul- 
wesen, die  allgemeine  Volksschule  mit  deutscher  National- 
erziehung, eine  Arbeitsschule  mit  Werkunterricht, 
mit  Volkswirtschaftslehre  und  Staatsbürgerkunde 
als  Unterrichtsgebieten.  Gegen  die  Individualpädagogik 
zog  die  Sozialpädagogik  zu  Felde.  M o ral pädagogi  k, 
experimentelle  Pädagogik,  Pädagogik  der  Tat:  alles 
das  wurde  in  rascher  Folge  und  wirrem  Durcheinander  als 
Tageslosung  ausgegeben.  Und  nicht  gänzlich  ohne  innere  Be- 
rechtigung. Aber  jedesmal  wurde  im  Widerstreit  der  päd- 

ggogischen  Ansichten  nur  von  einer  besonderen  Seite  her  an 
der  einen  oder  anderen  Stelle  der  wunde  Punkt  aufgezeigt,  auch 
wohl  gar  der  Hebel  zur  Besserung  angesetzt.  Daß  irgend  etwas 
fehle,  das  ahnten  die  meisten.  Viele  wußten  es  aus  bestimmten 
Einzelerfahrungen.  Entsprechend  dem  Geiste  des  Zeitalters  suchte 
man  Heilung  in  einer  Veränderung,  wenn  möglich  Verbesserung 
des  Materiellen,  in  der  Organisation.  So  auch  bei  der 
Schule.  Hier  in  erster  Linie.  Man  entsann  sich  der  befreienden 
Gedanken  aus  der  so  zeitverwandten  Geschichte  vor  100  Jahren. 
Hier  suchte  man  bewußt  anzuknüpfen.  So  würde  die  einheit- 
liche Schulorganisation  — die  Einheitsschule  i)  — als  das  All- 
heilmittel zu  einer  Volksgesundung  durch  Erziehung  im  Sinne 
der  ganz  großen  deutschen  Pädagogen  zum  Schlagwort  unserer 
Tage.  War  es  vor  100  Jahren  eine  besonderer  Methode,  die 
Pestalozzische  Lehrmethode,  auf  die  die  Staats-  und  Schul- 
reformer alle  Hoffnung  einer  besseren  Volkserziehung  und  -Zu- 
kunft setzten,  so  muß  jetzt  alles  Heil  aus  einer  Schulorgani- 
sation  geboren  werden.  Freilich  wurde  damals  auf  dem  Ge- 
biete  der  Nationalerziehung  Großes  vollbracht. 2)  Aber  war 
es  nicht  der  Geist  des  Meisters  in  der  Schweiz,  war  es  nicht 
die  Gesinnung  des  Waisenvaters  von  Stanz,  was  in  jenen 
Männern  wirkte,  und  darum  sie  so  Großes  vollbringen  ließ? 
Pestalozzis  tiefe  Liebe  und  herzliches  sich  in  unendlicher  Hingabe 
und  Selbstverleugnung  verzehrendes  Erbarmen:  Das  war  Kern 
und  Stern  seiner  »Anschauungs«methode  für  Volkserziehung. 

Zur  Literatur  der  Einheitsschule,  vgl.  Kap.  VIII. 

2)  Kant,  Über  Pädagogik,  S.  113.  »Nicht  eine  langsame  Reform, 
sondern  eine  schnelle  Revolution  kann  die  Schulverbesserung  bewirken. 
Und  dazu  gehört  nichts  weiter,  als  nur  eine  Schule,  die  nach  der 
echten  Methode  vom  Grunde  aus  neu  angeordnet,  von  aufgeklarten 
Männern  nicht  mit  lohnsüchtigem,  sondern  edelmütigem  Eifer  bearbeitet 

wird  . . . 
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In  diesem  Geiste  mußte  das  große  Werk  der  »Emporbildung 
der  inneren  Kräfte  der  Menschennatur«  gelingen.  Ihm  lag  die 
sieghafte  Revolution  der  Gesinnung  inmitten  einer 
Zeil  bedrohlichen  äußeren  und  inneren  Staatsbankerotts  zugrunde. 
Sie  ließ  Männer  von  der  Pestalozzi  innerlich  verwandten  Art 
des  tiefreligiösen  Nicolovius,  des  für  soziale  Gesundung  durch 
allgemeine,  freiheitliche  Volksbildung  erglühten  Süvern,  eines 
für  den  Gedanken  der  Menschenbildung  begeisterten  Geistes- 
aris okraten  W.  von  Humboldt  so  volkserzieherisch  Wertvolles 
voll  führen.  Welche  herrlichen  Ansätze  für  innere  Volkseinheit, 
für  Geschlossenheit  und  nationale  Wohlfahrt  waren  darin  ge- 
geben! Da  vollzog  sich  eine  Erziehung  des  Bürgers  zum 
Menschen  im  christlichen,  sozialen  Sinn,  und  eine  Erziehung  des 
Menschen  zum  Staatsbürger  im  vaterländisch  bestimmten,  mit- 
verpflichteten und  gleicherweise  mitberechteten  Wirken  zum 
Wehle  der  Gesamtheit. 

Wir  sind  auf  der  damals  betretenen  Bahn  nicht  fortgeschritten. 
Die  Notstände  unserer  Tage  beweisen  es.  Der  Glaube  an  das 
System  der  gottgewollten  Abhängigkeiten,  zu  dem  sich  trotz 
seit  er  schwach  übertünchten  inneren  Hohlheit  seitens  unserer 
bevorzugten  oberen  Stände  unsere  Erziehungsschule  bekannte, 
hat  sie  auf  die  sozialpädagogische  Stufe  des  18.  Jahrhunderts 
hin;er  Fichte-Humboldt  zurückgleiten  lassen.  Darum  audi  sind 
wir  ganz  innerlich  genommen  keine  Volkseinheit  geworden,  trotz 
all  der  verheißungsvollen  Ansätze  zur  Nationalerziehung  vor 
10(1  Jahren.^)  Wir  haben  »am  Volk«  erzogen.  Jetzt  gilt  es, 
in  erhöhtem  Maße  und  mit  neuen  Mitteln  und  auf  bisher  un- 
ber  utzten  Wegen  »zum  Volk«  zu  erziehen.  Die  größte  Schuld 
lie^t  natürlich  da,  wo  weiteste  V'^erpflichtung  und  höchste  Ver- 
ant^^ortung  liegen,  wo  amtliche  Befugnis  und  politische  Macht 
zur  Aussöhnung  der  vielfachen  Gegensätze  vorhanden  waren. 
Wenn  als  Frucht  der  Revolution  aus  einer  noch  zu  erfolgenden 
Revolution  der  Gesinnung  eine  Versöhnung  der  wider- 
streitenden  Parteiungen  von  Aristokratie  und  Demokratie,  von  Indi- 
vidualismus oder  auch  Kapitalismus  und  Sozialismus  zur  endlichen, 
einieitlichen  Auswirkung  aller  nationalen  Kräfte  reifen  wollte,  so 
wä'e  das  in  der  Tat  trotz  alles  Leidvollen  eine  segensreiche 
Volksrevolution  im  Sinne  der  Jesus  Christus-Gleichgesinntheit, 
die  sich  buchstäblich  und  tatsächlich  herabließ  zu  den  Niedrigen, 
iht  en  als  Brüdern  allezeit  und  ohne  Murren  hilfreiche  Hand 

P Gneisenau  1807:  Welche  unendlichen  Schätze  schlafen  in  einer 
Nation,  unentwickelt  und  unbenutzt! 
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reichte  und  die  Belange  des  ärmsten  Mitmenschen  als  die  eigenen 
zu  fördern  suchte.  Dieses  Christentum  hat  mit  Kirchentum  ganz 
und  gar  nichts  zu  schaffen.  Es  ist  eines  jeden  ureigene  Angelegen- 
heit. So  nur  kann  der  menschenhassende  Zeitgeist  durch  werk- 
tätige Liebe  überwunden  werden. p 

Dieser  Geist  christlicher,  vaterländischer,  wahrhaft  sozialer 
Gesinnung  muß*  im  Volke  erstehen.  Er  muß  im  einzelnen 
Menschen  neu  geboren  werden,  muß  alle  ergreifen,  denen  es 
Ernst  ist  um  Überwindung  der  verhängnisvollen  Mißstände  und 
inneren  Schwierigkeiten  im  Gemeinschaftsleben  des  Volkes.  Sonst 
nützen  alle  wohlgemeinten  sozialen  und  demokratischen  Reformen 
von  oben  her  gar  nichts.  Es  erhebt  sich  die  Frage:  Ist  diese 
innerliche  Reife,  die  uns  die  Grundbedingung  aller  erforder- 
lichen politischen  Reife  ist,  in  unserem  aus  tausend  Wunden 
innerer  und  äußerer  Art  blutenden  Volke  vorhanden?  Davon 
hängt  letzten  Endes  auch  das  Werden  einer  gesunden  und  freien 
Schulverfassung  ab.p  Hier  handelt  es  sich  darum,  bei  aller 
wünschenswerten  »Differenzierung«  ein  leitendes,  über  allem 
Partei-  und  Klassenkampf  liegendes  Prinzip  zur  allgemeinen,  rück- 
sichtslosen Anerkennung  zu  bringen,  das  auch  alles  auf  Grurid 
der  inneren  Überzeugung  geachtete,  neben  einander  Stehende 
miteinander  verbindet.  Dieses  höchste,  bestimmende  Prinzip, 
das  gerade  der  demokratische  Volksstaat  sich  bei  der  Um- 
gestaltung seiner  Schule  und  ihrer  Verfassung  zu  eigen  tnachen 
müßte,  ist  das  der  persönlichen  Gewissensfreiheit. 
In  seiner  Anerkennung  liegt  die  Möglichkeit  aller  wahren  Demo- 
kratisierung und  Sozialisierung  beschlossen,  in  seiner  Anwendung 

auch  ihre  Grenze.  .... 

Das  mögen  unsere  voraussetzenden  Erörterungen  rur  eine 

Beurteilung  der  besonderen  Schwierigkeiten  und  Notstände  auf 
dem  Gebiete  der  Volksschulverfassung  in  der  Gegenwart  sein. 
Sehen  wir  zu,  wie  sich  der  Kampf  um  die  Schule  inmitten  der 

begonnenen  Neuordnung  abspielt.  , , , ,• 

Die  Schulverfassungsreform  der  letzten  Jahrzehnte  war  ständig 
Gegenstand  der  heftigsten  Parteipolitik.  Wirtschaftliche  Belange 
und  bloße  Machtfragen  spielten  mit  hinein.  An  das  Zustande- 
kommen eines  allgemeinen  Schulgesetzes  war  nicht  zu  denken. 
Nach  der  jedesmaligen  Aufpeitschung  der  heftigsten  Parteileiden- 
schaften sanken  nach  dem  Verschwinden  des  Entwurfs  Volk  und 

P Vgl.  die  prophetischen  Worte  des  verstorben^  Juristen 
R Sohm  in  seiner  Kirchengeschichte  im  Grundriß,  § 53.  Die  Situation. 

p Vgl.  dazu  Gustav  Menzel,  Staatsumvvälzung  und  Volksbildung 

in  der  »Neuen  Erziehung  1919«,  Heft  1,  S.  4 ff. 
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Führer  schnell  in  die  allgemeine  Gleichgültigkeit  zurück.  In 
imme  r neuen  Ausführungen  sucht  Dörpfeld  darzulegen,  wie  groß 
das  Übel  ist,  das  dem  Volksschulwesen  durch  den  Parteikampf 
angetm  wird.  Im  Anhang  zur  »Leidensgeschichte  der  Volks- 
schule« spricht  er  über  die  politischen  Parteien  und 
die  Volksschule.  Er  vergleicht  die  beiden  zu  seiner  Zeit 
sich  jegenüberstehenden  Richtungen,  die  konservative  und  die 
liberale  Partei.  Der  Ringkampf  der  beiden  Parteien  stellt  die 
Natioi  gleichsam  vor  die  Wahl,  ob  sie  lieber  durch  die 
Fehle-  des  liberalen  Handelns,  oder  aber  durch  die  des  konser- 
vativen Versäumens  endlich  klug  werden  will.  Weil  jede  Partei 
durch  das  Mißtrauen  zu  sehr  in  eine  abwehrende,  verneinende 
Stellung  geraten  ist,  und  nun  vorwiegend  auf  diese  Abwehr  den 
Blick  richtet,  so  wird  die  Neuforschung  zur  Lösung 
des  Schulverfassungsproblems  zu  sehr  versäumt. 
Wahrscheinlich  liegt  in  diesem  Versäumnis  die 
schlimmste  Erschwerung  der  Verständigung,  i) 
Wegtn  des  fortwährenden  hitzigen  Parteikampfes  kommt  die 
Nation  aus  dem  Fieberzustand  nicht  heraus.  Ein  weiterer 
Fehler  im  dermaligen  parteipolitischen  Leben  liegt 
dari  1,  daß  die  Parteien  ihren  aufgestel  Iten  Pro- 
granmen keineswegs  immer  treu  bleiben.  Die  liberale 
Parte  müßte  sonst  ihre  liberale  Doktrin  auch  in  der  Praxis  mit 
liberaler  Gesinnung  üben.  Ein  Beispiel  sei  die  Forderung  der 
Simultanschule.  Vom  pädagogischen  Standpunkte  aus  betrachtet^) 
ist  d ese  Schulform  gewiß  kein  Muster,  und  vom  kirchlichen 
Stand Dunkte  aus  muß  sie  ebenfalls  zurückgewiesen  werden.  Allein 
solanj^e  die  Liberalen  die  paritätische  Schule  nur  für  sich  und 
ihre  Kinder  wünschen,  hat  vom  staatsrechtlichen  Standpunkte 
aus  niemand  das  Recht,  ihnen  das  zu  verdenken.  Wenn  aber 
der  pDÜtische  und  pädagogische  Liberalismus  auch  denen  diese 
Schuh  aufzw'ingen  will,  die  sie  nicht  wollen,  so  ist  das  ein 
Untre  jwerden  an  ihrem  Grundsatz  der  Liberalität.  Daß  anderer- 
seits iie  Konservativen  die  Konfessionsschule  als  obligatorische 
Verfai.sung  festzuhalten  streben,  also  diese  Frage  gleichfalls  als 
eine  Machtfrage  behandeln,  ist  schlechterdings  mit  Matth.  7,  12 
nicht  in  Einklang  zu  bringen. Hinzu  kommt,  daß  der  Ausdruck 
des  1 onservativen  Programms:  »Verbindung  von  Schule  und 
Kirch :«  ein  Zwiefaches  im  Auge  hat:  einmal  den  konfessionellen 


M Leidensgeschichte,  S.  262.  — -)  Vgl.  Kap.  IV  u.  VIII. 

')  Vgl.  auch  Erdmann,  Volksschule  am  Abgrund,  Kap.  IV:  Kon- 
fessioiis-  und  Simultanschule. 
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Charakter  der  Schule,  also  mehr  eine  Schuleinrichtungsfrage,  sodann 
aber  die  Beteiligung  der  Kirche  an  der  Schulverwaltung,  also 
eine  Schulverfassungsfrage.  Die  Geschichte  des  Schulkanip  es 
hat  erwiesen,  daß  es  neben  dem  konfessionellen  Charakter  diese 
mit  viel  Gebrechen  und  moralischen  Schulden  behaftete  her- 
gebrachte Aufsichtsordnung,  diese  staatlich-kirchliche  Scholarchie 
war,  die  das  konservative  Programm  fort  und  fort  konservieren 
wollte  Obwohl  die  konservativen  Wortführer  wußten,  daß 
gerade  diese  Form  der  Schulaufsicht,  das  Aufsichtsmonopol  der 
Geistlichen  den  eigentlichen  Klagepunkt  der  Lehrer  und  über- 
haupt den  Kern  der  sogenannten  Schulfrage  bildete,  ) wurde  in 
kirchlich-konservativen  Blättern  stets  nur  der  allgememe,  ver- 
schleiernde Ausdruck  »Verbindung  von  Schule  und  Kirche«  ge- 
braucht; mit  dem  gewünschten  Erfolg,  daß  der  eigentliche  Streit- 
punkt der  großen  Masse  der  Kirchenglieder  völlig  unbekannt 
blieb.  Horchte  doch  einmal  einer  auf,  so  wurde  er  durch  die 
üblichen  »Aufklärungen«  (über  den  Dünkel  der  Schulmeister  usw.) 
bald  beruhigt.  Kein  Wunder  also,  daß  die  kirchlich  ^^innten 
Laien  stets  Kopf  für  Kopf  mit  aller  Herzhaftigkeit  für  die  »Ver- 
bindung  von  Schule  und  Kirche«  oder  »für  die  Konfessions- 
schule« stimmten. 8)  Offenbar  ist  ein  solches  bewußtes  Verhüllen 
der  eigentlichen  Streitfrage  nichts  anderes  als  ein  absichtliches 
Täuschen.  Was  schlimmer  ist,  jene  linksseitige  Denkweise,  welche 
unter  der  Firma  der  Liberalität  um  gewisser  »guter  Zwecke« 
willen  jeweilig  illiberal  handeln  zu  dürfen  glaubt,  oder  diese 
konservative  Taktik,  welche  unter  dem  Namen  des  Christentums 
um  »gewisser  guter  Zwecke«  willen  sich  absichtliche 
erlauben  zu  dürfen  glaubt,^)  das  wollen  wir  hier  nicht  unter- 
suchen, sondern  nur  feststellen,  daß  das  eine  wie  das  andere  der 
betreffenden  Partei  nicht  zur  Ehre  gereicht.«)  — >Xhr  haben  die 
seit  jeher  geübte  Kampfesweise  der  Links-  und  Rechtsparteien 
an  einem  Schulbeispiel  der  auch  jetzt  noch  im  Vordergründe 
stehenden  Streitfrage  der  Konfessionahtat  bezw.  Simultanitat  der 
Volksschule  verständlich  zu  machen  gesucht.«) 


•0  Trf pe^r'"^SrFaÄ^^  S.  21 : Die  Frage  der  Konfessions- 

schulen ist  daher  eine  Frage  des  Einflusses  der  GeisÜichkeit  auf  die  Schule. 

Über  die  geistliche  Bevormundung,  vgl.  iruper,  S.  28. 

Trüper,  Familienrecht:  Wenn  man  den  irnmer  mächtige 

werdenden  ?Zug  nach  links«  im  Volksschullehrerstande  wie  in  den 
»unteren  Schichten«  der  Gesellschaft  begreifen  will,  anstatt  sich  darube 
zu  entrüsten,  findet  man  hier  eine  Erklärung. 

«)  Über  dlesr^gem^^  des  Schulreformproblems  vgl.  noch 
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Die  nachteiligen  Folgen  dieses  politischen  Parteiwesens  auf 
derr  Gebiete  der  Schulverfassung  fassen  wir  dahin  zusammen: 

1.  Der  Lehrerstand  wird  zu  sehr  in  die  Parteipolitik  und 
die  politische  Agitation  hineingezogen. 

2.  Durch  die  bezeichneten  Fehler  beider  Parteien  gerät  er 
in  eine  peinliche  Gewissensklemme. 

3.  Die  Pädagogik  wird  unfrei  — darum  auch  in  weiterer 
Fol^e  diskreditiert.  Hinsichtlich  der  Schulverfassung  mag  die 
Tatsiche  für  sich  sprechen,  daß  weder  von  liberaler  noch  von 
konservativer  Seite  eine  nennenswerte  Untersuchung  über  das 
hergebrachte  Schulaufsichtssystem  geliefert  worden  ist. 

4.  Das  pädagogische  Verdienst  wird  entwertet  und  das 
Strebertum  begünstigt.  Das  Vorwalten  der  Parteizwecke  bei  der 
Fraktionspolitik  bringt  es  mit  sich,  daß  zuoberst  auf  die  Korrekt- 
heit des  politischen  Bekenntnisses  und  dann  erst  auf  pädagogische 
Fähigkeiten  und  Verdienste  gesehen  wird. 

5.  Die  Fraktionspolitik  befördert  ein  übermäßiges  Zentrali- 
sieren in  der  Schulverwaltung  und  damit  die  Vielregiererei  und 
Uniiormierung  im  Schulwesen  und*  obendrein  das  administrative 
Schreibwerk. 

6.  Das  Schulwesen  wird  nicht  seiner  geistigen  Natur 
gern  iß  behandelt.  Durch  das  fortwährende  Hin-  und  Herzerren 
an  der  Schule  von  außerpädagogischen  Gesichtspunkten  aus  kann 
man  deshalb  nicht  zu  einer  ruhigen  Förderung  und  Entwicklung 
gela  igen. 

Werfen  wir  von  hier  aus  einen  Blick  auf  den  Parte i- 
kanipf  unserer  Gegenwart,  wie  er  sich  gewaltiger  denn 
je  ir  äußerst  erbittertem  Ringen  in  uns  und  um  uns  abspielt. 

Statt  der  6 größeren  Parteien  aus  der  Zeit  vor  dem  Kriege 
haben  wir  deren  nach  der  Revolution  sieben.  Hinter  den  schönen 
Gedinken  ihrer  Kundgebungen  stehen  teilweise  sorgfältig  ver- 
hüllle  Interessen.  Schon  aus  dem  Grunde  ist  es  notwendig,  daß 
wir  uns  ihre  Absichten  und  Ziele  genau  besehen.  Niedergelegt 
finden  wir  sie  in  den  Wahlaufrufen  vom  November -Dezember 
191!!.  Sie  enthalten  viel  Gemeinsames  in  ihren  Forderungen  auf 
den  drei  Hauptgebieten  des  Staatslebens,  der  Volkswirtschaft  und 
der  Kultur.  Wir  haben  hier  nur  das  letztere  Gebiet  zu  betrachten. 
Hierher  gehören  die  Fragen  des  nationalen  Gedankens,  der  Religion 
und  ihrer  beider  Beziehungen  zur  Schule. 

Döri  feld.  Zwei  Hauptfragen  aus  der  Lehre  von  der  Verwaltung  des 
Volk äschul Wesens,  S.  295  ff.  in  der  »Leidensgeschichte«. 

b Vgl.  Erdmann,  Kap.  II.  Der  Lehrertag  und  die  pädagogischen 
Demagogen. 
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Hinsichtlich  des  nationalen  Gedankens  er- 
klären sich  ausdrücklich  die  deutschnationale,  die  christliche  und 
die  deutsche  Volkspartei  dafür;  nur  die  kommunistische  dagegen. 
Mit  Bezug  aufReligion  sind  die  beiden  erstgenannten  für 
den  christlichen  Staat,  gegen  gewaltsame  Trennung  von 
Staat  und  Kirche,  für  konfessionellen  Religionsunterricht 
und  gegen  j ede  Zurücksetzung  der  Angehörigen  irgend 
eines  Bekenntnisses.  Die  deutsche  demokratische  Partei  ist  für 
Trennung  von  Staat  und  Kirche,  jedoch  für  Schutz 
der  kirchlichen  Interessen  sowie  Gleichstellung 
der  Angehörigen  der  verschiedenen  Bekenntnisse.  Die  beiden 
sozialdemokratischen  Parteien  gegen  Hergabe  von  öffent- 
lichen Mitteln  für  kirchliche  Zwecke.  Religion  ist 

P r i V a t sa  c h e.  . j- 

Hinsichtlich  der  Schulforderungen  müssen  wir  die 

einzelnen  Parteiprogramme  genauer  ansehen.  i) 

1.  Der  Wahlaufruf  der  deutschnationalen  Partei 

(Dez.  1918)  besagt  allgemein: 

»Auf  einer  von  nationalem  Geiste  erfüllten  Jugend,  die  sich 

frühzeitig  ihrer  Verantwortung  gegenüber  dem  Ernste  der  Zeit 
bewußt  wird,  ruht  die  Zukunft  unseres  Volkes.  Das  Streben 
und  die  Bedürfnisse  der  deutschen  Jugend  werden  bei  uns  ver- 
ständnisvolle Würdigung  und  Förderung  finden.« 

Aus  den  »Richtlinien  für  die  politische  Arbeit«  mögen  hier 
die  für  unsere  Abhandlung  wichtigsten  folgen  in  kurzen  Stich- 
worten: „ ^ 

Hinsichtlich  Volk  und  Staat:  Die  Ämter  in  Staat  und  Ge- 
meinde sind  nur  nach  Befähigung  zu  besetzen.  Die  Gemeinde- 
verfassung ist  freiheitlich  zu  gestalten.  Planmäßige  und  opferbereite 
Bevölkerungspolitik,  grundlegende  Beseitigung  der  Wohnungsnot. 
Bezüglich  der  religiösen  und  sittlichen  Mächte  des  Volks- 
lebens heißt  es:  Die  starke  Lebenskraft  des  Christentums  muß 
unserem  Staats-  und  Volksleben  erhalten  bleiben  und  es  durch- 
dringen. Sie  muß  durch  den  Religionsunterricht  dem  heran- 
wachsenden  Geschlecht  zugeführt  werden.  Für^  jede  religiöse 
Empfindung,  jede  kirchliche  Einrichtung  und  jede  Religions- 
gemeinschaft ist  Achtung  und  Schonung  zu  fordern.  Deutsche 
Sitte  muß  in  Ehe  und  Familie  kraftvoll  und  lebendig  bleiben.  — 
Für  das  geistige  Leben  muß  die  Schule  die  Charakter- 
bildung und  die  nationale  Erziehung  auf  religiöser  Grundlage 
in  den  Mittelpunkt  ihrer  Arbeit  stellen.  Die  Volksschulaufsicht  muß 


1)  Vgl.  Eltzbacher,  Die  neuen  Parteien  und  ihre  Programme,  S.  34  ff. 
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in  den  Händen  von  Schulfachkundigen  liegen.  Weitgehende 
Füriorge,  namentlich  für  die  Volksschule  als  Grundlage  der 
Bilcung  des  Volkes.  Der  Aufstieg  von  der  Volksschule  zur 
höheren  Schule  ist  auch  wirtschaftlich  zu  erleichtern.  — Hin- 
sich dich  der  Wirtschaft:  Die  Existenz  der  Beamten,  Geist- 
lich m,  Lehrer  und  Pensionäre  muß  rechtlich  und  wirtschaftlich 
sich  ;rgestellt  sein.  Das  Beamtenrecht  ist  in  neuem  Geiste  zu 
gest  ilten. 

2.  Die  christliche  Volkspartei  (Zentrum)  tritt  ein 
für  [Wahlaufruf  vom  November  1918):  Gleichberechtigten  Anteil 
aller  Volksschichten  an  den  öffentlichen  Angelegenheiten  und 
Ämtern,  ohne  Kastengeist  und  Klassenbevorzugung;  Fortführung 
der  Sozialpolitik,  gemeinnützige  Bodenpolitik,  Berücksichtigung 
des  Familienstandes  und  der  Familiengröße  bei  Ausmessung  der 
Steuerlasten.  Sie  bekennt  sich  rückhaltlos  zum  demokratischen 
Vollcsstaat  und  tritt  ein  für  Förderung  einer  auf  christlichen 
Lebmskräften  beruhenden  nationalen  Gesamtkultur.  Dazu  gehört 
Erh  iltung  und  Stärkung  des  christlichen  Familienideals,  einheit- 
liche deutsche  Volksbildung,  Erhaltung  der  konfessionellen  Volks- 
schi  le,  Wahrung  des  Rechts  der  Eltern  auf  die  Kinder,  Freiheit 
des  Unterrichts  und  der  Wissenschaft.  Freie  Entfaltung  und 
Whkungsmöglichkeit  für  jede  Begabung  durch  Beseitigung  eines 
übe  lebten  Berechtigungswesens  und  des  Kastengeistes  im  Schul- 
wes m.  Freie  Bahn  für  die  Mitarbeit  der  Frau.  Gewissensfreiheit. 
Freiheit  der  Religionsübung  und  der  Religionsgesellschaften.  Keine 
Zurücksetzung  um  des  Glaubensbekenntnisses  willen.  Verständnis- 
volhs  Zusammenarbeiten  von  Kirche  und  Staat.  Keine  gewaltsame 
Äncerung  der  staatlich -kirchlichen  Rechtsverhältnisse. 

3.  Die  deutscheVolkspartei  (Wahlaufruf  Dez.  1918) 
bekimnt  sich  zu  einer  nationalen  und  wahrhaft  demokratischen 
Pol  tik.  Weiteste  Selbstverwaltung  auf  demokratischer  Grundlage 
in  Gemeinde,  Kreis  und  Provinz.  Volle  Gleichberechtigung 
allei  auf  den  Gebieten  des  öffentlichen  Lebens  ohne  Rücksicht 
auf  Konfession,  Herkunft  und  bürgerliche  Stellung.  Beamten- 
reett.  Boden-  und  Wohnungsrecht.  Erhaltung  der  Verbindung 
von  Staat  und  Kirche.  Volle  Gewissensfreiheit.  Religionsunter- 
rich . in  der  Schule.  Kein  Gewissenszwang  für  Eltern  und  Lehrer. 
Die  geistliche  Schulaufsicht  ist  zu  beseitigen,  die  hauptamtliche 
Facliaufsicht  ist  allgemein  durchzuführen.  Die  allgemeine  und 
die  -achbildung  der  Lehrer  soll  gehoben,  und  alles  Berechtigungs- 
unwesen  soll  beseitigt  werden.  Gleichberechtigung  der  Frau  im 
öffeitlichen  Leben  und  bei  Ausübung  öffentlicher  Ämter.  Freiheit 
und  Vaterland! 
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4.  Die  deutsche  demokratische  Partei  (Wahl- 
aufruf Dez.  1918)  will  das  Schicksal  Deutschlands  weder  der 
Reaktion  noch  der  Sozialdemokratie  allein  überlassen.  Im 
deutschen  Volksstaat  soll  alle  öffentliche  Macht  allem  auf  dem 
Willen  des  souveränen  Volkes  beruhen.  Freie  und  sell^tandige 
Entwicklung  der  deutschen  Einzelstämme  in  ihrer  Eigenart. 
Völlige  Gleichheit  aller  Staatsbürger  vor  Gesetz  und  Verwaltung 
ohne  Rücksicht  auf  Stand,  Klasse  oder  Bekenntnis.  Freiheit  des 
Gewissens  und  der  Religionsübung.  Eine  Trpinung  von  St^t 
und  Kirche  ist  nur  denkbar  unter  voller  Wahrung  der 
und  unter  Sicherung  der  finanziellen  Selbständigkeit  der  Kirche. 
Den  Tüchtigen  dürfen  weder  Standesvorrechte  noch  Bürokratismus, 
weder  Geldmacht  noch  Klassenvorurteile  am  Aufstieg  hindern. 
Der  Staat  hat  allen  Befähigten  die  gleiche  Ausbildung  jeder  Art 
auf  Schule  und  Hochschule  zu  verbürgen.  Ausbau  des  be- 

amtenrechts.  . r.  * • 

5.  Die  sozialdemokratische  Partei 
Programm  1891)  ist  für  gleiche  Rechte  und  gleiche  Pflichten 
aller  ohne  Unterschied  des  Geschlechts  und  der  Abstammung. 
Selbstbestimmung  und  Selbstverwaltung  des  Volkes  in  Reich, 
Staat.  Provinz  und  Gemeinde.  Erklärung  der  Religion  zur 
Privatsache.  Abschaffung  aller  Aufwendungen  aus  öffentlichen 
Mitteln  zu  kirchlichen  und  religiösen  Zwecken.  Kirchliche  und 

- religiöse  Gemeinschaften  sind  als  private 

trachten,  die  ihre  Angelegenheiten  selbständig  ordnen.  Weltlich- 
keit der  Schule.  Obligatorischer  Besuch  der  öffentlichen  Volks- 
schule Unentgeltlichkeit  des  Unterrichts,  der  Lernmittel  und  der 
Verpflegung  in  den  öffentlichen  Volksschulen  fwie  /n  den 
höheren  Bildungsanstalten  für  diejenigen  Schüler  und  Schülerinnen, 
die  kraft  ihrer  Fähigkeit  zur  weiteren  Ausbildung  geeignet  er- 

6.  Die  unabhängige  sozialdemokratische 
Partei  vertritt  dieselben  Grundsätze  mit  Bezug  auf  Schule  und 

B'l‘‘“"®DSe^l^ommunistische  Partei  Deutschlands 
erklärt  sich  ausdrücklich  gegen  den  nationalen  Gedanken  und 
für  eine  Umgestaltung  des  Erziehungswesens  im  Sinne  der 

proletarischen  Revolution.^)  u 

Aus  diesen  kurzen  Gegenüberstellungen  ist  zu  ersehen,  in- 
wieweit die  Foiderungen  der  einzelnen  Parteien  Zusammengehen, 


1)  Vgl.  Vogler-Worpswede,  Siedlungswesen  und  Arbeitsschule. 
Hannover,  1919. 
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be:.w.  in  welchen  Punkten  sie  voneinander  abweichen.  Die 
we  testgehenden  Forderungen  werden  auf  dem  linken  Flügel  ge- 
stellt. Soweit  sie  vom  Standpunkt  der  Schulverfassung  Dörpfelds 

vor  Bedeutung  sind,  sollen  sie  kurz  erwähnt  werden. 

Zunächst  die  Frage,  ob  die  Familie  und  damit 
diif  häusliche  Erziehung  wie  bisher  bestehen 
oder  in  der  Form  abgeändert,  ja  gänzlich  be- 
seitigt werden  soll,  ist  weder  aus  Bebel,  »Die  Frau  und 
der  Sozialismus«,  noch  aus  Bellamys  »Rückblick«  und  »Gleich- 
heit« klar  zu  erkennen,  i)  Es  wird  aber  allgemein  auf  die  der- 
zeitige soziale  Schwierigkeit  und  wirtschaftliche  Unmöglichkeit 
einer  Erziehung  im  Elternhause  hingewiesen.  Bebel  denkt  an 
eine  Ausbildung,  die  vom  Elternhause  völlig  losgelöst  ist.  »Für 
alle  Kinder  (der  Proletarier)  wäre  die  öffentliche  Verpflegung 
und  auch  die  Bekleidung  eine  große  Wohltat;  sie  würden  in 
einem  Gemeinwesen,  das  durch  ordentliche  Verpflegung  und 
Bek  eidung  sie  erst  lehrte,  was  es  heißt,  Mensch  zu  sein,  schwerlich 
ein  ,Zuchthaus‘  erblicken.  In  besonderen  Anstalten  schlafen, 
essei,  trinken,  spielen  und  lernen  die  Kinder  gemeinsam. ')  Den 
Elte  n ist  Gelegenheit  gegeben,  ihre  Kindei  zu  bestimmten  Zeiten 
zu  ^ besuchen.  Außerdem  haben  die  Eltern  die  Ordnung  des 
Erzi  ehungswesens  in  der  Fland.  Sie  bestimmen  die  Maßregeln 
und  Einrichtungen  (Erziehungsausschüsse  aus  Männern  und  Frauen 
und  Berufserziehern).«  Weniger  weit  geht  Bellamy,  der  den 
Elte!  n doch  eine  Beteiligung  an  der  Erziehung  ihrer  Kinder  zu- 
billigt 3)  und  auch  an  einen  Fortbestand  der  Familie  denkt, 
wen  igl eich  die  verheiratete  Frau  unbehindert  als  gewerbliche 
Arba’terin  tätig  sein  soll."^)  Eduard  Bernstein  spricht  von 
einei  erzwungenen  Familienlosigkeit  der  Proletarier,  vor  allem  in 
der  Textilindustrie.  Ganz  sicher,  meint  er,  hat  das  Familien- 
lebei  auch  seine  Kehrseiten.  Wirtschaftlich  betrachtet  ist  es  ein 
Wähler  Abgrund  von  Arbeitsverschwendung.  Soweit  sich  in  der 
modernen  Gesellschaft  eine  Zersetzung  d(?r  Familien  feststellen 

laßt,  findet  sie  sich  am  ehesten  in  gewissen  Schichten  der  be- 
sitzenden Klassen.  — 

Vgl.  auch  das  Erfurter  Programm. 

) bei  erinnert  daran,  daß  die  bürgerliche  Qesellschaft  wenig 
rsa(he  hat,  sich  darüber  zu  entrüsten,  da  ja  sie  bereits  derartige  Er- 
ziehuigsheime,  fern  der  Familie,  eingerichtet  hat.  Vgl.  auch  Lietz- 
Wym  ken,  Landerziehungsheim  und  Freie  Schulgemeinde. 

) Vgl.  Bellamv,  Rückblick,  Kap.  25. 

y^'•.^9•?ichheit«.  Übersetzung  von  M.  Jakobi,  S.  447 ff.  Stuttgart. 

) Sozialistische  Monatshefte  1903,  Nr.  4. 
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Bezüglich  des  Verhältnisses  von  Staat  und  Kirche  ist  der 
Grundsatz  aufgestellt  worden,  daß  die  Kirche  nicht  als  ein  neben 
dem  Staate  stehendes  Institut  anerkannt  werden  kann.  Sie  ist 
als  private  Gemeinschaft  von  allen  Aufwendungen  aus  öffentlichen 
Mitteln  ausgeschlossen.  Ihre  Angelegenheiten  ordnet  sie  selb- 
ständig. Weltlichkeit  des  Unterrichts  will' sagen,  daß  die  Schule 
mit  der  Kirche,  mit  der  Religion  durchaus  nichts  zu  tun  hat. 
Religion  ist  Privatsache,  jeder  Mensch  hat  das  Recht  zu  glauben, 
was  er  will,  und  niemand  hat  das  Recht,  jemanden  in  seinem 
Glauben  zu  behelligen,  einzuschränken,  zu  benachteiligen;  wenn 
anders  nicht  gemeinschädliche  und  ungesetzliche  Fiandlungen 
daraus  zu  erwarten  sind.  Darum  auch  bleibt  es  den  Eltern  un- 
benommen, ihre  Kinder  in  der  Religion,  die  sie  selbst  haben, 
selbst  zu  unterrichten  oder  unterrichten  zu  lassen,  i)  — Die  Be- 
gründung auf  Unentgeltlichkeit  des  Unterrichts  und  der  Lern- 
mittel in  öffentlichen  Schulen,  auf  Fürsorge  für  leibliche  Pflege, 

ergibt  sich  aus  dem  Schulzwang  des  Staates.^) 

Tews  sagt:  »Die  Forderungen  des  sozialdemokratischen 

Programms  stimmen  zum  Teil  mit  den  Forderungen  anderer 
radikalen  und  fortschrittlichen  Parteien  und  mit  den  Forderungen 
der  deutschen  Volksschullehrerschaft  überein  be- 
züglich der  Weltlichkeit  der  Schule,  der  vollen  Unabhängigkeit 
der  Schule  von  der  Kirche,  der  gemeinsamen  Schule  für  alle 
Bekenntnisse.«  (Sozialdemokratie  und  öffentliches  Bildungs- 
wesen, S.  24.)  ' 

Der  deutsche  Lehrerverein  forderte  1906  (München)  Gleich- 
berechtigung der  Simultanschule  mit  der  Konfessionsschule.  Auf 
der  Kieler  Tagung  (1914)  wurde  im  Beschluß  zur  Einheitsschule 
neben  jeder  sozialen  Trennung  auch  die  nach  konfessionellen 
Rücksichten  verworfen.  Die  Schulforderungen  vom  17.  11.  1918 
verlangen  die  Beseitigung  jedes  Glaubens-  und  Gewissens- 
zwanges für  Lehrer  und  Schüler.  Die  »Ausführungen«  zu  diesen 
Forderungen  sagen:  Die  Einführung  in  das  Bekenntnis  einer 
bestimmten  Religionsgemeinschaft  ist  nicht  Aufgabe  der  Schule. 
Hinzu  kommt  die  Abschaffung  der  Sonderschule  (Vorschule). 
In  den  privaten  Lehr-  und  Erziehungsanstalten  können  Religions- 
unterricht und  Bekenntnisübung  völlig  frei  gepflegt  werden. 

Den  obigen  Forderungen  entsprechend -hat  die  Sozialdemo- 
kratie in  Gemeindekörperschaften  (Großberlin)  und  im  preußischen 
Abgeordnetenhause  (seit  1908  darin  6 , Sozialdemokraten)  ihre 

0 ln  den  »Verhandlungen«  zum  Erfurter  Programm. 

2)  Auch  Grünweller  gibt  die  Auffassung  wieder  im  »Schulkampf«, 
vgl.  dazu  seinen  Standpunkt  im  »Aufstieg  begabter  Volksschüler«,  S.  15. 
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Schulanträge  gestellt.^)  Wir  greifen  nur  die  wichtigsten  zum 
Veiständnis  der  gegenwärtigen  Lage  heraus.  Mai  1914  sprach 
der  damalige  sozialdemokratische  Schriftsteller  Haenisch  über  die 
Eir  heitsschule  mit  gemeinsamem  Unterbau  bis  zum  14.  Lebens- 
jahre, in  der  jedes  Talent  freie^  Bahn  finden  solle.  In  seiner 
Reie  vom  27.  2.  1917  findet  er  Worte  der  Anerkennung  für 
daj  bisher  auf  dem  Gebiete  des  Schulwesens  in  Preußen  Ge- 
leitete. Am  ausführlichsten  hat  er  sich  in  seiner  Rede  vom 
5.  5.  1918  über  sozialdemokratische  Schulpolitik  verbreitet.^) 
All.  die  Redner  der  übrigen  Parteien,  teils  weil  sie  abwesend 
waren,  oder  noch  kein  Material  gesammelt  hatten  oder  noch 
nicht  vorbereitet  waren,  streikten,  führte  Abgeordneter  Konrad 
Hienisch  in  sachlicher,  maßvoller  Rede  aus,  wie  das  preußische 
Vc  lksschulwesen  ganz  anders  noch  als  bisher  in  den  Dienst  der 
Vc  lkserziehung  gestellt  werden  müsse.  Manche  wertvolle  Be- 
zichungen  zu  unserer  Frage  der  Schulverfassung  wurden  darin 
dargelegt.  Die  Schule  soll  nicht  in  den  Dienst  einer  Partei, 
au:h  nicht  der  sozialdemokratischen  Partei  gestellt  werden.  Die 
Jugend  ist  zu  unreif,  aber  auch  zu  schade  dazu,  als  daß  sie  in 
dei  Parteikampf  politischer  und  religiöser  Art  hineingezogen 
wird.  Eine  ihr  aufgepfropfte  politische  und  religiöse  Meinung 
hä  t er  für  wertlos.  Das  Nachfolgen  der  Schule  hinter  den 
großen  gesellschaftlichen  Umwälzungen  soll  sich  nicht  auto- 
matisch, nicht  von  heute  auf  morgen  vollziehen.  In  den 
Spannungsverhältnissen  dieser  schulpolitisch  bewegten  Übergangs- 
ze  t sieht  er  den  Abbau  der  liberal- individualistischen  Zeit,  die 
in  mancher  Hinsicht  Wertvolles  geschaffen  hat,  aber  auch  eine 
einseitige  Überschätzung  des  reinen  Intellektualismus  und  eine 
Unterschätzung  des  Erziehungsmoments,  der  Willens-  und 
CI  arakterbildung  gebracht  hat.  Durch  die  zahlreichen  Ex- 
pe'imente  zur  Schulreform  ist  ein  Moment  der  Unruhe,  des  In- 
konsequenten, des  Halben  und  Unsicheren  in  unseren  gesamten 

9 Freilich  hat  die  dem  Gegenstand  und  seiner  Bedeutung  wenig 
gerecht  werdende  Redeweise  Adolph  Hoffnianns  wenig  Erfreuliches 
gezeitigt.  Vgl.  seine  Mitwirkung  bei  den  Nov.-Erlassen  des  neuen 
M nlsteriums  für  Wissenschaft,  Kunst  und  Volksbildung.  Vgl.  auch 
Sciulz,  Die  Schulreform  der  Sozialdemokratie,  3.  Kap.,  6.  Abschnitt: 
Scnule  und  Haus.  Das  kleinbürgerliche  Familienideal.  — Zur  Aus- 
iüirung  über  die  Ausschließung  der  Sozialdemokraten  aus  den  Schul- 
verständen  in  Preußen  vgl.  Dörpfeld,  Fundamentstück,  S.  137,  wo  er 
atsführt,  daß  von  der  Seite  vielleicht  mehr  für  die  Schule  getan 
w irde  als  viele  Konservative  und  Liberale  jetzt  tun. 

Haenisch,  Sozialdemokratische  Kultuipolitik.  Berlin,  1919.  Vgl. 
Hienisch,  Aus  dem  Neuen  Kultusministerium.  Neue  Rundschau,  Jahrg. 
Itl7,  Heft  1. 
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Schulbetrieb  hineingekommen.  Wir  brauchen  jetzt  einen  or- 
ganischen Neubau  von  der  Basis  der  Pyramide  bis  zur  Spitze 
(Einheitsschule).  Wertvoll  ist,  was  Haenisch  über  die  vertrauens- 
volle Verbindung  zwischen  Haus  und  Schule  sagt,  ^)  über  die 
Bedeutung  des  Freundschaftsverhältnisses  zwischen  Lehrer  und 
Schüler.  Eine  großzügige  Schulreform,  die  sich  auch  auf  die 
Schulverwaltung  erstreckt,^)  ist  die  beste  nationale  Kapitalsanlage. 
Diese  Schulreform  darf  niemals  die  Schule  einer 
politischen  Partei  ausliefern.  Sie  darf  auch  das 
historisch  Gewordene  nicht  gänzlich  außer  acht  lassen.  Das 
mögen  für  uns  Fingerzeige  sein,  die  begonnene  Schulreform 
recht  zu  verstehen  und  zu  beurteilen.  Denn  mit  dem  9.  11.  1918 
hat  die  Sozialdemokratie  Gelegenheit  bekommen,  ihre  Anschau- 
ungen über  Schule  und  Schulverfassung  in  weitem  Umfange  zur 
Anwendung  zu  bringen.  Das  neue  Ministerium  für  Wissen- 
schaft, Kunst  und  Volksbildung  mit  Adolph  Hoffmann  und 
Konrad  Haenisch  an  der  Spitze  hat  denn  auch  gleich  bestimmte 
Forderungen  in  den  »Richtlinien  für  die  Arbeit  des  Ministeriums« 
festgelegt.  Wir  haben  nur  die  Punkte  zu  berücksichtigen,  die 

ins  Gebiet  der  Schulverfassung  fallen: 

1.  DieTrennungvon  Kirche  undStaat  ist  grund- 
sätzlich ausgesprochen. 

2.  Religion  ist  nicht  mehr  Prüfungsfach.  Die 
Einführung  eines  konfessionslosen  Moralunterrichts 
wird  vorbereitet.  Kein  Lehrer  darf  mehr  zur  Erteilung  von  Re- 
ligionsunterricht und  kein  Schüler  mehr  zur  Teilnahme  daran 
gezwungen  werden. 

3.  Die  geistliche  Ortsschulaufsicht  ist  auf- 
gehoben. 

4.  Die  nebenamtliche  Kreisschulinspektion  durch  Geistliche 
ist  aufgehoben.  Sämtliche  Stellen  für  Kreisschulinspektoren 
sind  künftig  hauptamtlich.  Zur  Besetzung  sollen  bewährte 
Lehrer  auch  ohne  besondere  Examina  genommen 

werden. 

5.  Die  gemeinsame  Erziehung  von  Knaben  und 
Mädchen  ist  in  einzelnen  Fällen  schon  jetzt  erfolgt. 

1)  Haenisch,  Sozialdemokratische  Kulturpolitik,  S.  29.  Vgl.  auch 
Kap  IX.  — Die  sozialdemokratische  Verhetzung  der  Jugend  gegen 
ihre  Lehrer  (Prügelpädagogen)  hat  wenig  dazu  beigetragen.  Vgl.  noch 

dazu  Brandi,  Preuß.  Jahrbücher  Bd.  150,  Heft  1 »Die 
wichtigste  Schulreform  ist  die  Schulverwaltungsreform  und  darin  die 
Frage  der  Schulaufsicht«.  Ferner:  Reinhardt,  Die  Neugestaltung,  Kap. 
13:  Die  Schulbehörden. 

Schmidt,  Dörpfelds  Schulverfa$sung._ 
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6.  Lehrer  und  Schüler  erhalten  Selbstverwaltungs- 
au ssch  üsse. 

7.  Preußen  wird  den  Zusammentritt  einer  Reichsschul- 
konferenz beantragen. 

8.  Die  Einheitsschule  ist  gesichert.  Mit  dem  Abbau  der 
Standesschule  (Vorschule)  wird  sofort  begonnen.^) 

9.  Das  Rektorat  wird  seines  autokratischen  Charakters 
entkleidet  und  in  kollegialem  Sinne  ausgebaut. 

10.  Die  Schulbehörden  sind  angewiesen,  die 
E rörterungen  schul-  und  kulturpolitischer  Ge- 
gegenstände  im  Geiste  der  neuen  Zeit  unter  den 

Lehrerverbänden;auch  auf  amtlichen  Konferenzen 

anzuregen  und  zu  fördern. 

11.  Im  Kultusministerium  sitzen  als  An- 
gehörige der  Sozialdemokratie  2 Minister,  ein  Unter- 
sl  aatssekretär,  ein  Vortragender  Rat,  2)  2 Beiräte. 

12.  Die  Lehrer  senden  Vertreter  in  die  Re- 
gierung und  in  die  Schulverwaltung.  — Im  Min 
Erl.  vom  27.  9.  18  heißt  es: 

1.  Die  geistliche  Schulaufsicht  in  Preußen  ist 
vi)n  heute  ab  aufgehoben. 

2.  Die  bisherigen  Inhaber  bleiben  solange  im  Amte,  bis  ihre 
Befugnisse  durch  die  Kreisschulinspektoren  übernommen  sind. 

3.  Die  Übernahme  ist  unverzüglich  in  die  Wege  zu  leiten 
uid  muß  am  31.  12.  1918  abgeschlossen  sein. 

Aus  dem  Erlaß  vom  29.  9.  18  bezüglich  des  Religio  ns- 
Unterrichts  ist  die  Bestimmung  bedeutsam,  daß  kein  Schüler 
zur  Teilnahme  am  Religionsunterricht  gezwungen  werden  darf. 
Fiir  Schüler  unter  14  Jahren  entscheiden  die  Erziehungs- 
b irechtigten,  ob  sie  einen  Religionsunterricht  besuchen  sollten. 
Fiir  Schüler  über  14  Jahre  alt  gelten  die  allgemeinen  Be- 
st: mmungen  über  R e 1 i g i o n s m ü n d i g k e i t. 

Der  drohende  Kulturkampf,  der  infolge  dieser  überaus 
einschneidenden  Bestimmungen  auszubrechen  suchte,  veranlaßte 
den  Kultusminister  Haenisch,  unterm  28.  Dezember  zu  verfügen: 
da  gegen  den  Erlaß  über  den  Religionsunterricht  vom  29.  September 
Bedenken  geltend  gemacht  worden  sind,  ordne  ich  hiermit  an, 
da3  seine  Durchführung  überall  dort,  wo  sie  auf  ernste 
Schwierigkeiten  stößt,  bis  zur  Entscheidung  durch  die 
preußische  Nationalversammlung  zu  unterbleiben  hat.  Gleich 

\)  Durch  Min.  Erl.  für  Ostern  1919  Uine  Neuaufnahme  mehr 
zuhssig, 

•)  Der  sozialistische  Lehrer  G.  Menzel. 
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rücksichtslose  wie  die  vorstehenden  übereilten  Verfügungen  des 
inzwischen  von  seinem  Ministerposten  zurückgetretenen  Adolph 
Hoffmann  wurden  durch  den  ehemaligen  Leiter  der  freien  Schul- 
gemeinde Wickersdorf,  durch  Gustav  Wyneken,  betreffs  der 
Einsetzung  von  Schülerräten  und  Schulgemeinden  ver- 
anlaßt. 1)  Ein  heftiger  Kampf  von  seiten  der  Lehrer,  der  Eltern- 
schaft und  auch  zahlreicher  Schulgruppen  setzte  gegen  diese 
Verordnung  ein.  Erst  durch  Entfernung  der  radikalsten  Ver- 
treter aus  dem  Ministerium  ist  die  offen  zutage  tretende  Unsinnig- 
keit  einigermaßen  gehoben  worden.  Langsam  hat  unter  dem 
Einfluß  des  besonneneren,  gemäßigten  Flügels  der  Sozial- 
demokratie eine  mehr  sachliche  und  die  äußerste  Schärfe  ver- 
meidende Behandlung  der  überaus  großen  Schwierigkeiten 
und  Notstände  auf  dem  Gebiet  des  Schulwesens  und  seiner 

Verfassung  Platz  gegriffen. 

Gleichwohl  ist  alles  in  Fluß.  Wir  haben  gezeigt,  wie  poß 
die  Nöte  auf  unserem  Boden  sind.  Die  verschiedensten  Mächte 
ringen  zurzeit  um  die  Seele  unseres  Volkes  und  seiner  Jugend. 
Aus  den  dargelegten  Parteiaufrufen  der  jüngsten  Zeit  geht  hervor, 
wie  diese  Anschauungen  der  um  die  Schule  nach  wie  vor 
streitenden  Parteien  oft  zusammen-,  ja  ineinander  übergehen.  Es 
ist  der  Kampf  von  drei  verschiedenen  Weltanschauungen.  Ihre 
Träger  sind  die  beiden  alten  von  Dörpfeld  ausführlich  gekenn- 
zeichneten Parteien  sowie  der  gegenwärtig  gewaltig  in  den  Vorder- 
grund getretene  Sozialismus.  Die  drei  Erziehungsprinzipien, 
unter  denen  sie  in  die  Erscheinung  treten,  sind  für  den  liberalen 
Individualismus  das  Wissensprinzip,  für  den  christlichen  Posi- 
tivismus  das  Glaubensprinzip  und  für  den  diesseitig  ge- 
richteten Sozialismus  das  Stoffprinzip.  So  verstehen  wir  die 
Forderungen  der  Parteien  gemäß  ihrer  Weltanschauung:  Der 
Sozialismus  will  die  Arbeitsschule,  der  Liberalismus  die  Kultur- 
schule  und  die  christlichen  Parteien  die  Bekenntnisschule 
im  Sinne  der  bekennenden  Religionsgemeinschaft.  2) 

Wie  dieser  Kampf  der  Parteien  im  Schulkompromiß  der 
einschlägigen  Paragraphen  der  Reichsverfassung  zum  Austrag 

Vd  Kapitel  IX.  Dazu  Gaudig,  Deutsches  Volk,  deutsche 
9rhule  S 99  Zur  Selbstverwaltung  der  Schüler:  »Schon  das  Denken 
eines  Lehrlings  der  Pädagogik  dürfte  genügen,  um  den  Unsinn,  der 
sich  in  dem  Wort  ,Schulstaat‘  birgt,  zu  erkennen.  In  dem  Begriff 
Selbstverwaltung  Hegt  etwas  Wertvolles.  Nur  schade,  daß  dies  Un- 
o^nische  von  außen  her  (,Amerikanismus‘)  sich  in  das  deutsche 

padagog^che^Dejik^^^^  Der  Schulkampf:  H.  Konser- 

vatismus  und  Schule. 

1* 
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kommt,  und  inwieweit  in  den  Richtlinien  der  allgemeinen  Schul- 
veriassung  Ansätze  für  eine  gesetzliche  Anerkennung  der  Grund- 
sät :e  unserer  Dörpfeldschen  Schulverfassung  vorhanden  sind, 
wellen  wir  im  nächsten  Kapitel  darlegen. 


Achtes  Kapitel. 

Wachsende  Bedeutung  der  Dörpfeldschen 
Schulverfassung  für  die  Umgestaltung 

des  Schulwesens. 

Wir  lenken  immer  mehr  in  die  Dörpfeldschen  Bahnen. 

Bosse,  preuß.  Kultusminister  1892“99.^) 

Wie  stehen  inmitten  der  umfassendsten  und  bedeutungs- 
vollsten Umgestaltung  unseres  Schulwesens.  Was  ist  mehr 
zu  wünschen,  als  daß  sich  alle  beratenden  und  beschließenden 
Kö 'perschaften  unserer  demokratischen  Volksregierunng  der  Be- 
deitsamkeit  nnd  Verantwortlichkeit  tiefinnerlich  und  stetig  be- 
wußt sind.  Vor  allen  Dingen  ist  unumgänglich  notwendig,  aus 
allem  endlosen  und  verderblichen  Partei  streit  herauszukommen. 
Wertvolle  Ansätze  dazu  liegen  in  dem  bestimmten  Willen  zum 
Besseren  vor.  Das  ergibt  sich  aus  den  verschiedenen  Richt- 
linien, die  die  Parteiprogramme  zur  Schulreform  ent- 
hal  en.  Es  ist  erfreulicherweise  viel  Übereinstimmendes  in 
Gr  mdsätzlichem  wie  in  Einzelforderungen  vorhanden.  Das  gibt 
un‘  neue  Hoffnung,  daß  eine  befriedigende,  glückliche  Lösung 


0 Vgl.  A.  Carnap,  S.  414.  Aus  dem  amtlichen  Beileidschreiben 
der  edlen  Freunde  und  Förderer  von  Schule  und  Lehrerstand  Bosse 
unc  seines  Ministerialdirektors  Kuegler:  »Der  Verewigte  hat  mit  einer 
Hir gebung  und  Treue  für  die  Schule  gewirkt,  welche  bleibende 
uml  gesegnete  Früchte  für  sie  gezeitigt  hat.  Sein  Andenken 
wir  1 jederzeit  bei  der  Schulverwaltung  in  hohen  Ehren  gehalten  werden.« 
Vgl,  damit  die  bezeichnende,  mißachtende  Auslassung  des  hochkirch- 
lich sn  und  musterbürokratischen  Regulativvaters  Stiehl  über  den  als 
ein  iger  Volksschullehrer  zur  Schulkonferenz  1872  berufenen  Dörpfeld, 
die  er  bei  der  Vorstellung  »unserem«  Falk  gegenüber  tat:  »Dörpfeld 
habe  versucht,  etwas  Philosophie  in  die  Pädagogik  zu  bringen.«  Über 
Stit  hls  Bemerkungen  zu  den  »idealistischen  Projekten«  Dörpfelds  vgl. 
XXXll.  Einladungsschrift  des  Vereins  für  Herbartische  Pädagogik, 
S.  ^8  u.  Festnumnier  Evgl.  Schulblatt  1903,  Heft  8.  Über  Bosse  zur 
Sef  ulgesetzgebung  siehe  deutsche  Schule  1900,  Heft  2. 
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auch  hinsichtlich  unseres  Schulverfassungsproblems  gefunden 

werde 

Daß  unseres  Altmeisters  Schulverfassungsgedanken  gerade 
jetzt  an  Bedeutung  gewinnen,  ist  in  den  besonderen  staats- 
politischen Verhältnissen  begründet.  Wir  wollen  sie  an  Dörpfelds 
Grundsätzen  mit  Bezug  auf  die  gegenwärtige  Umgestaltung  auf- 
zufinden suchen.  1.  Dörpfelds  Theorie  der  Schulverfassung  ist 
das  Werk  eines  philosophisch  und  pädagogisch  tief  gegründeten, 
hervorragenden  Schulpraktikers,  der  aus  en  o eti 
der  Zeit  in  die  Zukunft  — gleich  Comenius,  Pestalozzi 
— hinein  baut.  Darum  gehört  ihm  die  Zukunft. 

2.  Dörpfelds  Schulverfassung  vertritt  die  ewigen 
Grundsätze  des  allgemeinen  Menschenrechts. 
Das  sind  dieselben,  die  der  demokratische  Staat  zu  den  seinigen 
macht:  Freiheit,  erhöhte  Bewußtheit  gleicher  Rechte  und  gemein- 
samer Pflichten  gegenüber  der  Volksgemeinschaft,  ^^gehende 
Selbstbestimmung  und  Selbstverwaltung.  Hinzu  tritt  das  bei 
Dörpfeld  außerordentlich  folgerichtig  und  zielsicher  wirkende 

soziale  Moment.  , 

3 Dörpfeld  schafft  in  seiner  Schulverfassung  die  gesunde 

Vorbedingung  für  eine  gedeihliche  Wirksamkeit  der  Schule, 
indem  er  sie  aus  dem  leidenschaftlichen  un 
1 ei d vollen  Partei  kam pf  herausbringt,  der  für  unser 
Volk  seit  alten  Zeiten  nur  zersetzend  gewirkt  hat.  Er  lost  sie 
aus  dem  gezwungenen  Dienstverhältnis  zu  Staat,  Kirche  und 
Gemeinde  und  stellt  sie  nach  den  gesunden  Forderungen  der 
Erziehungswissenschaft  und  Sozialethik  — nicht  der  Schul-  oder 
Kirchen-,  oder  Staatspolitik  - zunächst  einmal  ganz  sich 

4.  Dörpfeld  bindet  die  Schule  als  H ilf  sanstalt  der 
Familie  (des  Individuums)  — wie  es  auch  Kirche  und  Staat 
nur  sein  können  und  sollen  — an  die  Familiengenossenschaft.  ) 
Familie  und  Schule  stehen  sich  rein  äußerlich  und  innerlich 
hinsichtlich  ihrer  Erziehungspflichten  am  nächsten.  Daraus  geht 
das  Vorzugsrecht  der  Familie  an  dij  Schule  hervor. 
Ihr  Recht  in  Erziehungsangelegenheiten  steht  an  erster  Stelle, 
über  dem  des  Staates,  der  Kirche,  der  bürgerlichen  Gemeinde. 

5.  Dörpfeld  erkennt  richtig,  daß  nur  dadurch,  daß  die 
Familie  der  Vollinteressent  an  der  Schule  wird,  der  in  seinem 
Gesamtinteresse  die  Teilinteressen  der  übrigen  Interessenten  m 
sich  schließt,  also  des  Staates  hinsichtlich  der  Erziehung  zum 

')  Der  Staat  kann  untergehen,  die  Familie  nicht.  Freie  Schul- 
gemeinde,  S.  30. 
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guten  Staatsbürger,  der  Kirche  zum  religiös-sittlichen  Charakter 
und  tätigen  Kirchengliede,  der  bürgerlichen  Gemeinde  in  bezug 
au‘  volkswirtschaftliches  Verständnis  und  Mitarbeit,  die  Er- 
ziehung die  große  Volkssache  wird,  wie  es  die  »Seher« 
unter  den  Pädagogen  und  Volks-  und  Staatsmännern  seit  Jahr- 
hu  aderten  ersehnt  haben. 

6.  Dörpfelds  Schul  Verfassung  weckt  und  fördert  im  Volke 
du'ch  Verleihung  der  Selbstverwaltung  seiner  Angelegen- 
heiten  in  mitberatenden  und  mitbestimmenden 
Körperschaften  auf  allen  Stufen  der  Verwaltung  erst  rechtes 
Interesse  und  damit  tiefer  dringendes  Verständnis  für  das  wahre, 
üb^r  den  Tagesförderungen  und  Zeitströmungen  bleibende  Heil 
dei  Schule  und  ihrer  Wirksamkeit. 

7.  Dörpfeld  gibt  neben  der  Familie,  die  bisher  entmündigt 
Wer,  dem  von  Staat  und  Kirche  wie  die  Schulgemeinde  gleicher- 
weise zurückgesetzten  Schulamt  in  allen  Körperschaften 
(Schulausschüssen  usw.)  die  ihm  aus  fachwissenschaftlichen, 
sei  ultechnischen  und  sozialen  Gründen  gebührende  Vertretung 
uni  Beachtung. 

8.  Dörpfelds  Schulverfassung  bedeutet  in  ihrer  gesetzlichen 
Anwendung  einen  Aufschwung  für  das  gesamte  Volks- 
leben.  Sie  übt  und  kräftigt  die  volkswirtschaftlich,  staats- 
bürgerlich und  allgemein -menschlich  wertvollsten  Eigenschaften 
un  1 Fähigkeiten  im  Menschen.  An  die  Stelle  der  gegenseitigen 
Verhetzung  tritt  soziales  Mitfühlen,  Verstehen  und  Dulden  und 
Helfen.  Statt  des  gleichgültig  und  verdrossen  stimmenden  bloß 
Re; f iertwerdens  tritt  befreiendesMitverant Worten,  Eigen- 
sc  laffen  und  Selbst  verwalten  in  seine  Rechte  zum  Wohle 
des  Einzelnen  wie  der  Volksgemeinschaft. 

Darinnen  liegt  die  wachsende  Bedeutung  seiner  Schulverfassung 
für  die  gegenwärtige  Zeit.  Wir  müssen  jetzt  erkennen,  warum 
Dö'pfelds  Zeit  nicht  imstande  war,  sich  seine  Gedanken  anzu- 
eigien,  geschweige  denn,  sie  in  die  Tat  umzusetzen.  Um  so 
mehr  ist  unsere  gegenwärtige  Zeit  reif  dazu,  an  die 
Verwirklichung  derDörpfeldschen  Gedanken  zu 
gehen. 

Wir  erkennen  das  Reifsein  in  der  reformdringlichen  Not 
der  Zeit,  in  der  von  Dörpfelds  Grundgedanken  getragenen  staat- 
licl  en  Verfassung  und  in  der  schulpolilischen  Reife  der  zum 
Nejbau  berufenen  Vorkämpfer  aus  allen  Lagern  und  Ständen, 
vorzugsweise  aus  dem  der  Schulpraxis.  Wir  wollen  das  im 
einzelnen  nachzuweisen  suchen. 
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In  seiner  Programmrede  in  der  Landesversammlung  vom 
25.  März  1919  sagt  der  preußische  Ministerpräsident  H irisch 
zur  Neugestaltung  des  Schulv/esens;!)  »Die  öffentliche 
Schule  steht  über  den  politischen  Parteien  und 
Religionsbekenntnissen.«  Damit  ist  in  der  Tat  die 
goldene  Regel  gefunden,  die  den  W eg  zum  Schul- 
frieden zeigt.  , • j /- 

Ferner  ist  gegenwärtig  zum  ersten  Male  in  der  oe- 

schichte  der  preußischen  Volksschulgesetzgebung  das 
teiligte  Schulamt  so  ausgiebig  und  ausschlaggebend  durch 
seine  in  alle  verantwortlichen  Leitungs-  und  Aufsichtsstellen  zur 
Mitarbeit  berufenen  Vertreter  bei  den  allgemeinen  und  Ausschuß- 
beratungen zur  rückhaltlosen,  gewissensfreien,  bestimmenden 
Äußerung  in  Schulangelegenheiten  herangezogen  worden. 

Das  Schulprogramm  der  demokratischen,  nicht  sozialdemo- 
kratischen Koalitionsregierung  ist  kulturpolitisch  libe^l.  Es 
hat  für  das  Verhältnis  von  Staat  und  Kirche  andere  Grund- 
lagen als  die  zu  Dörpfelds  Zeit  waren.  Das  Verhältnis  beider 
Lebensformen  soll  neu  geordnet  werden.  Aber  nicht  durch  einen 
Kulturkampf,  sondern  auf  dem  Wege  gegenseitiger  Vereinbarung 
und  unter  Vermeidung  öffentlicher  und  persönlicher  Schädigungen 
mit  dem  Endziel  beiderseitiger  Selbständigkeit 
Darum  verspricht  es  auch,  daß  »in  allen  Schulen  Lehrern  und 
Schülern  der  Grundsatz  unbedingter  politischer 
und  religiöser  Duldsamkeit  gewährleistet  ist«. 
Daß  nach  solchen  Grundsätzen  gehandelt  wird,  dafür  müßte  die 
tatkräftige  Mitarbeit  des  Zentrums  einstehen.  ^ Leider  hat  die 
demokratische  Partei  erst  nachträglich , und  die  Rechtsparteien 
außer  dem  Zentrum  haben  überhaupt  keine  Neigung  verspürt 
zur  gerade  jetzt  unbedingt  notwendigen  Mitarbeit.  Daß  die  im 
ersten  Kompromiß  vorgesehene  Gleichberechtigung  der  religions- 
losen (weltlichen)  Schule  mit  noch  zwei  ebenso  armseligen 
Gründen  die  deutschnationalen  Gesinnungsgenossen  Dorpfelds 
zur  Enthaltung  von  aller  gerade  jetzt  im  Kampf  ums  Ganze  so 
notwendigen  Arbeit  für  die  Schulverfassung  Dörpfelds  »ge- 
zwungen« hat, 2)  zeugt  von  ihrem  geringen  Verständnis  einer  ge- 
rechten gesunden,  freien  und  friedlichen  Schulverfassung,  wie 
dem  ‘noch  geringeren  für  die  schiilpolitischen  Nöte  der  Zeit 

n Kölnische  Zeitung  Nr.  225.  , t .u  xr  n 1«; 

‘1  Vgl  Traubs  Erklärung.  Dazu  Evgl.-Luth.  Voiksblatt  Nr.  15, 

lahrg  1919.  Über  die  Möglichkeit  eines  geschlossenen  Zusammen- 
gehlns  der  Rechtsparteien  vgl.  O.  Kley,  Die  Schulreform  der  Zukunft 
und  A.  Grünweller,  Deutsche  Nationalschule. 
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ülterhaupt.  Hinsichtlich  d er  evangelischen  Landeskirche 
bleibt  zu  beachten,  daß  sie  ungleich  schwerer  durch  die  politische 
U nwälzung  getroffen  ist  als  die  katholische  Kirche.  .Damit  hängen 
die  zur  Zeit  gebotenen  Verfassungsänderungen  zusammen.  Nach 
VCegfall  des  landesherrlichen  Regiments  wird  eine  Umgestaltung 
dringend  notwendig.  Trennung  von  Staat  und  Kirche!  heißt  jetzt  die 
Lesung  weiter  Kreise.  Aber  auch  hier  zeigt  sich  der  Einigungs- 
gedanke mächtig.  Er  prägt  sich  aus  in  der  Forderung  einer  evangeli- 
sdien  V^ol  k s k i r c h e an  Stelle  der  behördlich  verwalteten  Landes- 
kiiche.^)  Soll  aber  die  im  Westen,  besonders  im  Rheinland 
heimische  freiere  Verfassung,  die  auch  auf  die  alten  Pro- 
vinzen Preußens  seit  einem  Menschenalter  ausgedehnt  ist,  sich 
frichtbar  erweisen,  so  muß  sie  weit  volkstümlicher  als 
bi!  her  w^erden,  um  Trägerin  eines  starken  kirchlichen  Lebens  zu 
se:n.  Genau  dasselbe  gilt  hinsichtlich  der  freien  Schulgemeinde 
und  ihres  Ausbaues.  Welche  segensvolle  Arbeit  hätte  hier  die 
Kirche  für  und  mit  der  Schule  längst  leisten  können! 

Hier  galt  es,  lebensvolle  Beziehungen  und  ein  lebendiges 
Incinandergreifen  und  Miteinanderwirken  zwischen  Kirchen-  und 
Sc  lulgemeinde  als  zweier  selbständiger  Verwaltungskörperschaften 
zu  erzielen.  Statt  dessen  hielt  man  an  der  geistlichen  Schul- 
au sicht  fest,  indem  man  sich  nicht  gegen  ihr  schädigendes  Fort- 
beäehen  wehrte.  Man  wollte  eben  »durch  die  geistliche  Schul- 
au sicht  den  christlichen  Einfluß  auf  die  Schule  mehren!«  Daß 
tmn  hier  zäh  an  einer  »inneren  Unwahrhaftigkeit«  festhielt,  das 
ha  so  viele  Lehrer  der  Kirche  entfremdet. 2) 

Die  langwierigen  Verhandlungen  der  deutschen  National- 
vei  Sammlung  haben  schließlich  zu  einem  Kompromiß  in  Schul- 
fra  jen  geführt.  Seine  Bestimmungen  sind  in  3.  Lesung  am 
31  Juli  1919  verabschiedet  worden.  An  diesem  Schul- 
kompromiß sind  zwei  Grundauffassungen  beteiligt.  Sie  werden 
von  entgegengesetzten  Seiten  durch  Zentrum  und  Sozialdemokratie 
vertreten.  Inwieweit  die  einschlägigen  Artikel  142 
bis  150  im  Abschnitt  4:  Bildung  und  Schule  — in 
ihren  Festsetzungen  ein  Einlenken  in  Dörpfelds 
Bshnen  bedeuten,  soll  im  folgenden  kurz  ausgeführt  werden. 


Vgl.  Aufrufe  der  Arbeitsgemeinschaft  für  eine  freie  Volkskirche.  t.'* 
Dam  Thieme-Rolffs,  Revolution  und  Kirche,  Kap.  8.  Die  Neugestaltung 
der  Kirchenverfassung.  D.  Zöllner,  Verfassungsreform  der  rhein.- 
we  dfäl.  Kirche. 

■)  Vgl.  dazu  noch  Dörpfeld  in  seinen  sämtlichen  Schriften:  »Daß 
eine  Reform  der  Schulaufsicht  ohne  Simultanisierung  möglich  ist,  ist 
vie  verschwiegen  worden.«  Leidensgeschichte,  S.  119. 


M 
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Allgemein  ist*  vorab  zu  sagen,  daß  die  Vereinbarungen  hinsicht- 
lich der  Fragen  der  Schulverfassung  (Verhältnis  der  Schule  zu 
Staat  und  Kirche)  als  auch  der  Schulorganisation  (Einheitsschule 
mit  Religionsunterricht  als  ordentlichem  Lehrfach)  und  auch  der 
Privatschulfrage  zur  Verständigung  geführt  haben. ^) 

Der  2.  Hauptteil  der  Verfassung  des  Deutschen  Reichs  vom 
11.8. 1919R.  G.  BI.  S.  1383  2)  handelt  von  den  G rundrechten 
und  Grundpflichten  der  Deutschen.  Artikel  119  (2- Ab- 
schnitt: Das  Gemeinschaftsleben)  lautet:  »Die  Ehe  steht  als 

Grundlage  des  Familienlebens  und  der  Erhaltung  und 

Vermehrung  der  Nation  unter  dem  besonderen  Schutz  der  Ver- 
fassung. Sie  beruht  auf  der  Gleichberechtigung  der 
b e i d e n G e s c h I e c h t e r . Die  Reinerhaltung,  Gesundung  und 
soziale  Förderung  der  Familie  ist  Aufgabe  des  Staates  und  der 
Gemeinden.  Kinderreiche  Familien  haben  Anspruch  auf  aus- 
gleichende Fürsorge.»)  Fr 

Artikel  120  spricht  des  weiteren  den  Eltern  die  Er- 
ziehung des  Nachwuchses  zur  leiblichen,  seelischen  und 
gesellschaftlichen  Tüchtigkeit  als  oberste  Pflicht  und  natürliches 
Recht  zu.  Damit  ist  die  Familie  vom  Staat  als  d e 
natürliche,  grundlegende  Erziehungs-  und  Bil- 
dungsanstalt  im  Sinne  Dörpfelds  anerkannt.  Den 
Eltern  gehören  die  Kinder  zuerst  an,  dann  erst  auch  dem  Staat 
und  den  übrigen  Erziehungsbeteiligten.  Dörpfelds  Familien- 
prinzip als  Grundlage  jeder  Erziehung  «"d  ßi  l- 
d u n g im  Sinne  einer  Nutzbarmachung  natürlicher  und  sittlicher 
Grundkräfte  ist  gewährleistet.  Artikel  120  besagt  noch,  daß  über 
die  Betätigung  der  obersten  Pflichten  und  Rechte  seitens  der 
Eltern  die  staatliche  Gemeinschaft  wacht. 

Der  Staat  will  ferner  nach  Artikel  122  gegenüber  einer 
Ausbeutung  der  Jugend,  sowie  einer  körperlichen,  geistigen  oder 
sittlichen  Verwahrlosung  mit  den  Gemeinden  die  er- 

fnrderlichen  Einrichtungen  treffen. 

Nach  Artikel  137  besteht  im  demokratischen 
Staatskirche.  Daher  fällt  auch  aller  Zwang  und  jede  Ein- 
schränkung hinsichtlich  der  Ausübung  der  Religionsfreiheit. 


n Vgl.  Kölnische  Volkszeitung  vom  19.  Juli  1819,  Morgen-  und 

Mittagsausgabe  mit  ausführlichen  Berichten.  inin 

Mittagsausgd  ^ Heyniann,  Berlin  1919. 

Über  Er^ziehungsbeihilfen,  Wohnungsfürsorge,  vgl.  Artikel  155 
recht  und  Kriegerheimstätten,  — die  Bodenreform. 
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Bürj [erliche  und  staatliche  Rechte  sind  unabhängig  vom  religiösen 
Bekenntnis  (Artikel  736).  Andererseits  genießen  nach  Artikel  135 
alle  Bewohner  des  Reiches  volle  Glaubens-  und 
Gctvissensfreiheit.  Eine  Vergewaltigung  von  seiten  des 
Staa  es  oder  irgend  welcher  anderer  Mächte  müßte  damit  aus- 
geschlossen sein. 

Das  ist  im  Sinne  einer  Verfassung,  die  auch  in  Erziehungs- 
und Bildungsangelegenheiten  die  Gewissensfreiheit  un- 
bedingt anerkennt.  Hier  ist  ein  über  allen  staats-,  kirchen-  und 
schi  Ipolitischen  Parteien  stehendes  höchstes  Prinzip  aus  der  all- 
gem  2inen  Menschennatur  zur  Anwendung  gebracht.  Gewissen  s- 
fre  heit,  Glaubens-  und  Denkfreiheit  — das  ist 
das  vornehmste  aller  Grundrechte  einer  jeden 
Reichs-  und  Gesellschaftsverfassung.  Es  ist  das 
her  vorragendste  allgemeine  Menschenrecht.  Jeder 
, Reli.rionsgesellschaft  (Artikel  137)  wie  auch  jeder  Schulgenossen- 
schaft von  gewissenseinigen  Erziehungsberechtigten  (Artikel  146) 
wirc  innerhalb  der  Schranken  des  für  alle  gleichmäßig  geltenden 
Ges« ‘tzes  Ordnung  und  Selbstverwaltung  ihrer  Angelegen- 
heit n zugestanden.  Für  das  Schulwesen  ist  nach  Artikel  144 
der  Gemeinden’)  eine  Beteiligung  an  Ver- 
waltung und  Aufsicht  vom  Staate  als  dem  Ober- 
aufsichtführenden zuerkannt.  Es  ist  im  Sinne  der 
Dör])feld  sehen  Schulverfassung,  daß  der  Staat  Schulausschüsse 
zu  Beratungen  einberuft,  ein  geordnetes  Ineinandergreifen  und 
Mite  nanderwirken  aller  am  Schulwesen  beteiligten  Stellen  und 
so  M'ne  einheitliche  Regelung  des  gesamten  öffentlichen  und 
pri Vi  ten  Landesbildungswesens  besorgt.  Durch  die  Beteiligung 
der  Gemeinden  an  Leitung  und  Aufsicht  wird  der  nötigen 
De2  entralisation  des  Schulwesens  im  Sinne  einer  gesunden 
Schl  Iverfassung  in  die  Hände  gearbeitet.  Was  fürs  Volk  durch 
das  Volk  geschehen  kann,  soll  zur  Aneiferung  der  Mitwirkung 
an  1er  Arbeit  der  Volksgemeinschaft  im  Gegensatz  zum  büro- 
kratischen Regiment  geschehen. 

Artikel  144  bestimmt  mit  Bezug  auf  die  Schulaufsicht, 
daß  diese  durch  hauptamtlich  tätige,  fachmännisch  vorgebildete 
Beamte  ausgeübt  wird.  Damit  ist  die  Schulaufsicht  durch  Ver- 
trete* eines  anderen,  des  geistlichen  Standes,  gegen  deren  Hand- 
habt ng  als  eine  durchaus  »unsittliche  Institution«  (vgl,  Dörpfelds 

Vgl.  Kap.  IX.  Preiiß,  Das  Recht  der  städtischen  Schulverwal- 
tung Warum  eine  von  Preuß  entworfene  Reichsverfassung  statt  der 
wah:  en  Elternschulgemeinde  die  bürgerliche  Gemeinde  dabei  im  Sinne 
hat,  trotz  Artikel  146,  Absatz  2,  geht  aus  Kap.  IX  deutlich  hervor. 
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Leidensgeschichte)  die  Lehrerschaft  seit  50  Jahren  kämpft,  gefallen ; 
und  zwar  auf  allen  Stufen  der  Schulverwaltung.  Es  werden  in 
Zukunft  im  Dienste  der  Volksschule  bewährte  und  wissenschaft- 
lich ’ geschulte  Männer  aus  den  eigenen  Standesreihen  m die 
Aufsicht  gelangen.  Damit  dürfte  eine  gedeihliche  Tätigkeit  im 
Sinne  ernster,  liebevoller  Schulpflege  gewährleistet  sein.  Selbst- 
verständlich kann  sie  wie  die  Schulleitung  ^)  von  Männern  wie 
von  Frauen  geführt  werden. 

Die  Lehrerbildung  (Artikel  143,  Abs.  2)  wird  nach 
Grundsätzen,  die  für  die  höhere  Bildung  all- 
gemein gelten,  für  das  Reich  einheitlich  geordnet.  Daß 
dieses  eine  Forderung  ist,  an  die  Dörpfeld  nicht  denken  konnte 
zu  seiner  Zeit,  wenigstens  nicht,  soweit  sie  sich  auf  den  Besuch 


0 Nach  Dörpfeld,  Kap.  IV  der  Freien  Schulgemeinde,  sind  Schul- 
leitung und  Schulaufsicht  (auch  über  die  Lehrer  der  Schule)  in  der 
Ortsschulgemeinde  verbunden.  Dörpfeld  mußte  froh  sein,  zu  seiner 
dem  Lehrerstande  die  Aufsicht  an  unterster  Stelle  zu  sichern. 
»Schulgehilfe*  ist  nicht  mehr.  Die  älteren  Lehrer  sind  nicht  nur  auf 
Landstellen.  Wir  können  es  dem  nach  Gewissensfreiheit  und  innerer 
Wahrheit  aufbauenden  Dörpfeld  glauben,  daß  er  den  Grundsatz  uer 
Selbständigkeit  des  Lehrers  und  der  Verhütung  eines  Zuviel  an  Auf- 
sicht höher  stellte  als  autoritatives  Rektorat.  Zur  Aufsichtsbefugnis  des 
Schulleiters  über  die  Lehrer  vgl.  Elberfelder  Beschlüsse.  Zur  kdlegialen 
Schulleitung  unter  einem  verantwortlichen  Leiter  vgl.  Hartnack, 
Entwurf  einer  koll.  Schulleitung,  Neue  Westdeutsche  L.  Ztg.  1909,  Nr.  6. 
Dazu  die  »Richtlinien  des  Preuß.  Lehrervereins  zur  Schulrefop*, 
Deutsche  Lehrerzeitung  1919,  Nr.  4.  »Die  Verwaltung  der  mehrklassigen 
Schulen  geschieht  durch  das  Kollegium  unter  dem  Vorsitz  eines  Leiters, 
der  als  Lehrer  an  der  Anstalt  tätig  ist«  Vgl.  dazu  Beschlüsse  des 
Rhein,  und  Westfäl.  Rektorenvereins:  Wahl  des  Schulleiters  durch  Selbst- 
verwaltungsorgane der  Schulunterhaltungspflichtigen  (Eltern- 
genossenschaft). Mitwirkung  der  Lehrerschaft  durch  ihre  Vertretimg 
in  der  Schulverwaltung.  Anstellung  auf  Lebenszeit  zur  Erhöhung  der 
Amtserfahrung,  der  Stetigkeit,  des  Vertrauensverhältnisses  in  der  Ver- 
bindung von  Schule  und  Haus.  Verbesserte  Dienstanweisung  mit 
Schulleitungsbefugnissen  Erweitertes  Konferenzrecht.  Gebüh- 
render Anteil  der  Kollegenschaft  an  Schulleitung  und  Verantwortung. 
— Vgl  noch  Schulforderungen  der  Lehrerinnen  auf  Schulleitung  in  der 
Deutschen  Lehrerzeitung  1919,  Nr.  20  und  die  Forderungen  des  Deut- 
schen Lehrervereins  auf  der  27.  Vertreterversammlung,  Absatz  8.  — 
Wir  treten  ein  (in  Fortführung  der  Dörpfeldschen  Grundgedanken 
in  die  geo^enwärtige  Zeit)  für  eine  verantwortliche  Ortsschul- 
leitung oline  Aufsichtsbefugnisse  über  die  persönlichen  Verhältnisse 
der  Lehrer.  Sie  ist  eingerichtet  nach  Dörpfelds  mitberatender  und  mit- 
bestimmender Selbstverwaltungskörperschaft.  Selbstverständlich  ist  auch 
hier  jedes  Sch ulpfaffentum  abzuweisen,  und  die  Elterngemeinschaft 
der  Schulgemeinde  hat  mindestens  soviel  Recht  zur  Mitwahl  des 
Lehrers  wie  des  Schulleiters  als  des  Mannes  ihres  Ver- 
trauens, wie  es  die  Lehrer  der  Schule  für  sich  beanspruchen. 
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eirer  höheren  deutschen  Schule  und  die  anschließende  päd- 
ag  )gische  Hochschulbildung  bezieht,  liegt  auf  der  Hand.  Gleich- 
w(  hl  ist  sie  ganz  im  Sinne  des  treuen  Vorkämpfers  und  Mit- 
he  fers  für  eine  vertiefte,  wissenschaftliche  Bildung.  Kaum  einer  der 
Zeitgenossen  hat  wie  er  (vgl.  Leidensgeschichte)  für  gründliche 
Reform  der  Berufsbildung  und  Ausbau  des  Studiums  der  Er- 
ziehungswissenschaft auf  den  Universitäten  geschrieben.  Den 
Ztsammenhang  zwischen  besserer  Berufsbildung,  vertiefter,  segens- 
rei:her  Berufsausübung  und  sozialer  Besserstellung  des  Lehrer- 
staades  hat  keiner  so  eindringlich  wie  er  seinen  Standesgenossen 
immer  wieder  dargelegt.  Es  liegt  im  Vergleich  zu  den  halben 
Mj  ßnahmen  der  früheren  Regierung  in  Gestalt  von  Kursen  und 
Zt  Satzprüfungen  usw.  in  dieser  Gewährung  langjähriger  Forderungen 
eire  Teilnahme  und  ein  Verständnis  für  die  wissenschaftlichen 
Berufsnöte  des  Volksschullehrerstandes,  die  Dörpfelds  Worte  in 
sei aem  Fundamentstück  über  das  Interesse  der  Sozial- 
de  nokratie  am  Volksschulwesen  (S.  63)  glänzend  gerechtfertigt  hat. 

Aus  dem  Schulzwang  (allgemeine  Schulpflicht)  für 
8 fahre  Volksschule  und  weitere  4J.ahre  Fortbildungs- 
schule (dieselbe  Forderung  Dörpfelds  im  Fundamentstück; 
»Eie  große  Jugendwüste«  vom  14.— 18.  Jahre)  folgt  mit  Not- 
wendigkeit die  Unentgeltlichkeit  des  Unterrichts  und  der  Lern- 
mi  tel ; wenngleich  gewichtige  erzieherische  Gesichtspunkte  gegen 
die  Lernmittelfreiheit  sprechen  mögen  (Schulinteresse  der  Familie). 

Artikel  146  verlangt  ein  organisch  ausgestaltetes 
öffentliches  Schulwesen.  Das  ist  die  Einheits- 
schule oder  besser  gesagt;  die  einheitliche  Schuleinrichtung 
des  gesamten  Schulwesens  von  der  Volksschule  bis  zur  Hoch- 
schule. Keine  Gleichheitsschule,  wie  so  viele,  selbst  Pädagogen 
von  Ruf,  glauben  machen  möchten,  sondern  ein  organisches 
Ge  Glieder.  Auch  keine  Gliederung  in  Kenntnisschule  (Volks-  • 
schale)  und  Erkenntnisschule  (höhere  Schule),  wie  der  Berliner 
Un  versitätsprofessor  für  Pädagogik,  F.  J.  Schmidt,  den  so  gerne 
gev 'ährten  Unterschied,  ja  Gegensatz  künstlich  neuerdings  kon- 
stri  iert.  Für  die  Aufnahme  in  eine  bestimmte  Schule  dieses 
organischen  Gesamtbaues  sind  nicht  wirtschaftliche  und  gesell- 
sch  iftliche  Stellung  und  nicht  das  Religionsbekenntnis  der  Eltern 
maßgebend,  sondern  nur  Anlage  und  Neigung.  2) 

')  Vgl.  meine  »Richtlinien  und  Vorschläge  für  die  Umgestaltung«, 
Del  tsche  Lehrerzeitung  1919,  Nr.  30. 

Selbstverständlich  ist  nicht  nur  spekulative  Begabung,  sondern 
vor  allen  Dingen  auch  Charaktertüchtigkeit  maßgebend.  Vgl.  dazu 
auf  er  Sickingers  grundlegenden  Schriften  zum  Mannheimer  Förder- 


109 


Diese  Einheitsschule  muß  entsprechend  dem  interkonfessio- 
nellen Charakter  des  Staates  interkonfessionell  sein.  Der 
Artikel  lautete  nach  den  beiden  ersten  Lesungen;  »Ob  Schulen 
innerhalb  der  Gemeinde  für  alle  Bekenntnisse  gemeinsam  oder 
nach  Bekenntnissen  getrennt  oder  bekenntnisfrei  (weltlich) 
sein  sollen,  entscheidet  der  Wille  der  Erziehungs- 
berechtigten, soweit  dies  mit  einem  geordneten  Schulbetrieb 
zu  vereinigen  ist.«  Damit  war  eine  grundsätzliche  Gleich- 
berechtigung der  drei  Möglichkeiten  anerkannt.  Es  war 
ein  offenes  und  klares  Bekenntnis  zum  Grundsatz  der  Gewissens- 
freiheit und  des  freien  Erzieherrechtes  der  Eltern.  Da  der  grund- 
sätzlich interkonfessionelle,  neutrale  Charakter  des  Staates  damit 
aber  hinreichend  bestimmt  und  geschützt  war,  so  hätte  es  bei 
dieser  Festsetzung  nach  dem  Grundsatz  der  Gewissensfreiheit 
sein  Bewenden  haben  können.  Statt  dessen  kam  unter  Hinzu- 
tritt der  Demokraten  zu  den  Sozialdemokraten  am  30.  Juli  1919 
ein  neues  Kompromiß  heraus.  Absatz  1 bleibt  bestehen  als  Be- 
kenntnis des  mit  Bezug  auf  Religion  und  Weltanschauung  neutralen 
Staates  zur  simultanen  Einheitsschule.  Absatz  2 dagegen  lautet; 
»Innerhalb  der  Gemeinden  sind  indes  (neben  oder  an  Stelle  der 
in  Absatz  1 genannten  Schulart)  auf  Antrag  von  Erziehungs- 
berechtigten Volksschulen  ihres  Bekenntnisses  oder  ihrer  Welt- 


klassensystem: Heinecker,  Das  Problem  der  Schulorganisation  auf  . 
Grund  der  Begabung  der  Kinder,  van  den  Weyenbergh,  Organisation 
des  Volksschulwesens  auf  differentiell -psychologischer  Grundlage  — 
Es  handelt  sich  hier  um  eine  Schuleinrichtungs-  und  nicht  um  eine 
Schulverfassungsfrage.  Darum  nur  die  geordnete,  wichtigste  Literatur 

(vgl.  auch  Lit.-Nachweis):  ^ „ 

A.  Allgemeines:  Reinhardt,  Neugestaltung;  Gottschalk,  america 

paedagogica  (in  »Deutsche  Schule«  1913,  Heft  3).  Hierl,  Entstehung 
der  neuen  Schule.  Gaudig,  Deutsches  Volk,  Deutsche  Schule. 

B Einheitsschule:  Fischer,  Der  Einheitsgedanke  in  der  Schul- 
organisation. Meyer,  Begriff  und  Wesen  der  Einheitsschule.  Kühn- 
hagen, Einheitsschule  im  ln-  und  Auslande.  Rein,  Nationale  Einheits- 
schule. Saupe,  Einheitsschule  unter  Berücksichtigung  des  Aufstiegs  der 

Beg^^en^^^.^j.^^.^^^^  Einheitsschule:  Schulz,  Schulreform  der 

Sozialdemokratie.  , , _ 

D Die  liberale  oder  simultane  Einheitsschule:  Tews, 

Deutsche  Einheitsschule.  Derselbe,  Ein  Volk,  eine  Schule.  — Gegen 
Tews:  F.  J.  Schmidt,  Problem  der  nationalen  Einheitsschule.  Cauer, 
Aufbau  oder  Zerstörung?  Siehoff,  Die  Einheitsschule. 

E Einheitsschule  auf  konfessioneller  Grundlage:  Grun- 
weller  Nationale  Einheitsschule  oder  deutsche  Nationalschule  (vom 
evangelischen  Standpunkt).  Kley,  Deutsche  Schulreform  der  Zukunft 
(vom  katholischen  Standpunkt).  Vgl.  noch  dazu  Dörpfelds  Schrift:  Der 
Mittelstand  und  die  Mittelschule  1853. 
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ai  schauung  einzurichten,  soweit  hierdurch  ein  geordneter  Schul- 
b<  trieb,  auch  im  Sinne  des  Absatz  1 (organischer  Aufbau  des 
g( samten,  einheitlichen  Schulwesens)  nicht  beeinträchtigt  wird. 
D^r  Wille  der  Erziehungsberechtigten  ist  möglichst  zu  berück- 
sichtigen. Das  Nähere  bestimmt  die  Landesgesetzgebung  nach 
dtn  Grundsätzen  eines  Reichsgesetzes.«  i)  Artikel  174;  »Bis  zum 
Ei  laß  des  in  Art.  146,  Abs.  2 vorgesehenen  Reichsgesetzes  bleibt 
es  bei  der  bestehenden  Rechtslage.  Das  Gesetz  hat  Gebiete  des 
Reichs,  in  denen  eine  nach  Bekenntnissen  nicht  getrennte  Schule 
gesetzlich  besteht,  besonders  zu  berücksichtigen.«  Das  bedeutet 
eilen  Sieg  des  »Kulturblocks«  der  Linken  über  das  alleinstehende, 
voa  allen  übrigen  Rechtsparteien  verlassene  Zentrum.  Von  einer 
Gleichberechtigung  aller  drei  Arten  von  Schulen  ist  nicht  mehr 
di(  Rede.  Die  Simultanschule  ist  Staatsschulnorm.  In  lebens- 
fähigen Gemeinden  kann  eine  gesinnungseinige, 
bekenntnistreue  Schulgemeinde  (Eltern Vereinigung) 
für  ihre  Kinder  ihre  Bekenntnisschule  fordern 
ur  d ein  richten.  Aber  sie  muß  gefordert  werden,  da  die 
Gemeinden  vom  Staat  ermächtigt  sind,  überall  die  reine  (simultane) 
Staatsschule  einzurichten.  Mehr  als  auf  katholischer  Seite  ist  mit 
dei  Abänderung  des  Kompromisses  auf  evangelischer  Seite  ver- 
loren. Hier  muß  jetzt  gezeigt  werden,  ob  nach  Entziehung  des 
»Schlumrnerkissens  der  konfessionellen  Zwangsschule«  mitsamt 
dei  geistlichen  Scnulaufsicht  Kirche  und  mit  ihr  bekenntniseinige 
Elternschaft  die  endlich  nötige  Einsicht  und  den  erforderlichen 
Eifer  zur  Erhaltung  bezw.  Neueinrichtung  von  evangelischen  Be- 
ker ntnisschulen  aufbringen.  — Vergleichen  wir  dazu  Dörpfelds 
Au  fassung.  Er  ist  für  seine  Person  ein  überzeugter  Anhänger 
der  Konfessionsschule  (vgl.  Kap.  IV).  Aber  sein  einzig  möglicher, 
objektiver  und  kritischer  Standpunkt  über  allem  Parteidogma  und 
-ha  1er  veranlaßt  ihn  im  Fundamentstück,  über  die  Ausführungen 
in  der  Freien  Schulgemeinde  weit  hinauszugehen.  Wenn  auch 
sch  veren  Herzens,  gibt  er  seinen  eigenen  Standpunkt  der  kon- 
fessionellen Schule  als  Normalschule  auf  und  gesteht  nach  dem 
vor  ihm  durchgeführten  Grundsatz  der  Gewissensfreiheit  und 
des  Familienrechts  neben  der  Bekenntnisschule  Andersgesinnten 
eim  ihrer  Weltanschauung  entsprechende  Schule  zu,  sei  es  nun  die 
interkonfessionelle  (simultane)  oder  religionslose  (weltliche)  Schule. 2) 
Del  n da  auch  ein  demokratisches  oder  gar  sozialdemokratisches 
Schulwesen  nicht  ohne  Moral  bestehen  kann  (vgl.  Reichsverfassung 

^)  Vgl.  dazu  Kap.  IX. 

■)  Vgl.  dazu  Kap.  IV.  Gewissensfreiheit,  bes.  S.  92  93  und  105 ff. 
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Art.  148),  so  steht  folgerichtig  auch  der  Einrichtung  weltlicher 
Schulen  nichts  im  Wege.  Nur  daß  kein  Zwang  herrsche!  Jede 
Zwangsschule  ist  ungerecht.  Sie  schlägt  dem 
Grundsatz  der  Gewissens  - und  Glaubensfreiheit 
ins  Gesicht.  Ob  es  nun  eine  konfessionelle  Zwangs-  d.  h. 
Staatsschule  wie  früher  oder  eine  simultane  Zwangsschule  als 
staatlich  bevorzugte  wie  heute  ist.  Aus  dem  hier  dargelegten 
Standpunkt^)  Dörpfelds  läßt  sich  unschwer  ableiten,  daß  »der 
Prediger  in  der  Wüste«  ganz  dem  Inhalt  des  Artikels  149  zu- 
stimmen würde:  »Der  Religionsunterricht  ist  ordentliches  Lehr- 
fach der  Schüler  mit  Ausnahme  der  bekenntnisfreien  (weltlichen) 
Schulen.«  ‘^)  Seine  Erteilung  wird  im  Rahmen  der  Gesetzgebung 
geregelt.  ^)  Es  wird  bestimmt  werden  müssen,  ob  dieser  Religions- 
unterricht in  konfessionellen  und  interkonfessionellen  Schulen 
durch  Lehrer  oder  durch  Geistliche  oder  mit  Bezug  auf  ge- 
schichtlichen und  dogmatischen  Unterricht  von  beiden  getrennt, 
ob  er  in  oder  außer  der -Schule  erteilt  wird.  Sache  der  be- 
ratenden und  beschließenden  Ausschüsse  wird  es  sein,  dafür  zu 
sorgen,  daß  unter  Religionsfreiheit  nicht  Freiheit  von  Religion, 
sondern  Freiheit  für  Religion  geschaffen  wird.  Hier  ist  eine 
innere  Beziehung  zwischen  Religionsgemein- 
schaft und  Schule  ausdrücklich  erwähnt.  Lehrer  und  Ver- 
treter der  Religionsgemeinschaft  (Kirche  usw.)  w'erden  vom  er- 
ziehungswissenschaftlichen wie  vom  kirchendogmatischen  Stand- 
punkte sowohl  bezüglich  des  Stoffes  wie  auch  hinsichtlich  des 
Methodischen  miteinander  zu  beraten  und  zu  beschließen  haben. 
Damit  kann  sich ‘eine  gegenseitige  Durchdringung 
und  bewußte  gleichwertige,  freie  Zusammen- 
arbeit von  Schulleuten  und  Kirchenlehrern  im 
Sinne  Dörpfelds  zum  Segen  der  christlichen 
Jugenderziehung  in  Schule  und  Kirche  vollziehen. ^) 

Siehe  auch  meine  »Richtlinien  und  Vorschläge  zur  Umgestaltung« 
mit  ihrer  Anwendung  der  Dörpfeldschen  Grundsätze  auf  die  gegen- 
wärtige Schullage. 

Zur  Beurteilung  dieser  Sachlage  ist  entgegen  den  landläufigen 
Mißverständnissen  aus  dem  »älteren«  Dörpfeld  der  für  ihn  bestimmende 
pädagogische  Gesichtspunkt  heranzuziehen. 

Vgl.  Kap.  IX  über  ein  Reichsschulgesetz.  Danach  wären  nicht 
nur  die  »Bekenntnis«schulen,  sondern  auch  die  interkonfessionellen 
(simultanen)  Schulen  als  Bekenntnisschulen  anzusehen.  Der  Aus- 
druck »bekenntnisfrei«  für  weltliche  Schule  ist  recht  schief  und  miß- 
verständlich. 

•‘)  Vgl.  dazu  die  vor  allen  anderen  sowohl  Kirche  wie  Schule  ge- 
recht werdenden  und  befreienden  Ausführungen  des  Herausgebers  der 
Dörpfeld-Schriften  D Dr.  von  Rohden,  Der  Religionsunterricht  im 
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Da  i nur  Lehrer  und  Lehrerinnen,  die  auf  dem  Boden  des  Be- 
ker ntnisses  der  betreffenden  Schulgemeinde  stehen,  diesen  Unter- 
richt erteilen,  sollte  ebenso  selbstverständlich  sein  wie  für  das 
Pr(digtamt  in  der  Kirche.  Auch  daß  die  Teilnahme  am  Reli- 
gionsunterricht gleicherweise  wie  an  kirchlichen  Feiern  usw.  der 
Wi  lenserklärung  desjenigen  überlassen  bleibt,  der  die  Ver- 
antvortung  über  religiöse  oder  nicht  religiöse  Unterweisung  der 
Kirder  trägt  und  deshalb  zu  bestimmen  hat,  ist  durchaus  im 
Sinne  Dörpfelds. 

Eine  in  der  Schulpraxis  schwierige  Gestaltung  wird  Artikel  148, 
Ab:;.  2 finden,  wonach  »beim  Unterricht  in  öffentlichen  Schulen 
Bec  acht  zu  nehmen  ist,  daß  die  Empfindungen  Andersdenkender 
niclit  verletzt  werden«.  Das  bezieht  sich  auf  die  Simultan- 
scl  ule  als  Staatsschulnorm.  Weit  besser  ist  da  die  ge- 
wissenseinige und  glaubenseinige  Schule  daran.  Hier  nur  kann 
aus  der  bekenntnisgemäßen  und  -überzeugten  Unterweisung  jene 
echte  tiefe  Achtung  der  Überzeugung  Andersdenkender  entstehen 
und  gepflegt  werden,  die  aus  dem  Verständnis  und  der  An- 
härglichkeit,  aus  der  innerlichen  Wertschätzung  seines  eigenen 
Belenntnisses  hervorgeht.  Da  steht  der  Lehrer  der  Simultan- 
sch  de  den  mancherlei  und  allerverschiedensten,  entgegengesetzten 
religiösen  Bekenntnissen  und  Weltanschauungen  seiner  Schüler 
unc  deren  Eltern  gegenüber  weit  unglücklicher  da.  Das  Be- 
dauerlichste aber  ist  uns  vom  erziehungswissenschaftlichen  Stand- 
pur  kte  aus,  daß  er  sich  als  Erzieherpersönlichkeit,  die  doch 
in  hrer  Lebens-  und  Weltanschauung  das  Beste  und  für  die  zu 
erziehende  Jugend  Wertvollste  hat,  nicht  voll  und  für  beide 
Tei  e befriedigend  auswirken  kann.  Gerade  hier  springt  der 
Umerschied,  ja  Gegensatz  zwischen  DörpfeldsAuffassung, 
da  5 für  den  religiös  völlig  neutralen  Staat  ohne 
Stiatskirche  völlige  G 1 e i c h b e r ec  h t i g u n g der 
drei  Arten  von  Schulen  die  Grundlage  einer  ge- 
rechten, gesunden,  freien  und  friedlichen  Schul- 
veTassung  ist  (vgl.  das  1.  Schulkompromiß)  und  dem 
gru  idsätzlichen  Bekenntnis  des  freien,  demokratischen  Staates  zur 
Simultanschule  als  der  Staatsschule  stark  in  die  Augen. 

Nach  Artikel  147  ist  Einrichtung  und  Bestand  vonPrivat- 
scliulen  »als  Ersatz  öffentlicher  Schulen«  gesichert.  Es  ist 

neu  m Staatswesen.  Christliche  Welt  1919,  Nr.  16.  Vgl.  ferner;  Revo- 
luti(  n und  Kirche,  Kap.  16.  Das  Recht  der  Eltern  auf  Reügionsunter- 
rich  in  der  Schule,  S.  325 ff.  Über  das  Verhältnis  von  Religion  und 
Moial  in  der  Schule  außer  Dörpfeld,  Fundamentstück,  S.  92ff.  noch 
Lic.  Kesseler,  Brauchen  wir  Religionsunterricht  und  welchen?  S.  6ff. 
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selbstverständlich,  daß  auch  die  Privatschulen  den  Landesgesetzen 
unterstehen  und  der  Genehmigung  des  Staates  bedürfen.  Eine 
Sonderung  der  Schüler  nach  den  Besitzverhältnissen  der  Eltern 
darf  auch  hier  nicht  gefördert  werden.  Absatz  2 handelt  von 
privaten  Volksschulen.  Sie  sind  in  zwei  Fällen  mög- 
lich: 1.  Wenn  für  eine  Minderheit  von  Erziehungberechtigten, 
deren  Wille  nach  Artikel  146,  Abs.  2 zu  berücksichtigen  ist, 
eine  öffentliche  Volksschule  ihres  Bekenntnisses  oder  ihrer  Welt- 
anschauung in  der  Gemeinde  nicht  besteht,  2.  wenn  die  Unter- 
richtsverwaltung ein  besonderes  pädagogisches  Interesse 
anerkennt.  Private  Vorschulen  sind  aufzuheben.  Für  private 
Schulen,  die  nicht  als  Ersatz  füröffentlicheSchulen 
dienen,  verbleibt  es  bei  dem  geltenden  Recht. 

Artikel  143,  Abs.  3 sagt  bezüglich  der  Lehrer:  Die  Lehrer 
an  öffentlichen  Schulen  haben  die  Rechte  und  Pflichten  der 
Staatsbeamten.  Bezüglich  der  Beamtenvertretungen  vgl.  Artikel  130. 
Über  Lehrerkammern  vgl.  Kap.  IX. 

Damit  haben  wir  die  Beziehungen  der  einschlägigen  Artikel 
für  die  Schule  aus  der  Reichsveifassung  mit  den  Grundsätzen 
der  Dörpfeld  sehen  Schulverfassung  dargelegt  und  den  Beweis 
erbracht,  daß  ein  Einlenken  unserer  Gegenwart  und 
ihrer  Schulgetzgebung  in  Dörpfeldsche  Bahnen 
tatsächlich  vorhanden  ist. 


Neuntes  Kapitel. 

Dörpfelds  Schulverfassung  als  schulrechtliche 
Grundlage  für  ein  Reichsschulgesetz. 

Der  Staat  erhält  die  Lebensordnung, 
die  Gesellschaft  erfüllt  sie. 

Willraann,  Didaktik  II,  506. 

Im  vorigen  Kapitel  legten  wir  die  Beziehungen  in  Kapitel  IV 
der  neuen  Reichsverfassung  zu  den  wichtigsten  Sätzen  von 
Dörpfelds  Schulverfassung  auseinander.  Erfreulicherweise  ließ 
sich  in  manchen  Grundgedanken  ein  verheißungsvolles  Einlenken 
in  Dörpfelds  Bahnen  feststellen.  Es  ist  uns,  wie  wenn  ein 
Hauch  des  seinerzeit  weit  vorausschauenden  Dörpfeld  sehen 
Geistes  auch  in  der  reinen  Staatschule  Leben  gewinnen  will.^) 

0 Pretzel  spricht  sich  in  der  »Deutschen  Schule«  in  der  Oktober- 
November  Nummer  1918  zu  Dörpfelds  25  jährigem  Todestage  näher 
darüber  aus. 

Schmidt,  Dörpfelds  Schulverfassung. 
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Daß  Dörpfelds  Theorie,  namentlich  in  Gestalt  der  »freien 
Sc'iulgemeinden  auf  dem  Boden  der  freien  Kirche  im  freien 
Shate«  aus  dem  Jahre  1863  in  einem  neuesten  Schulkompromiß, 
WC  das  auf  dem  Boden  dieser  Elternj^enossenschaft  stehende 
Zeitrum  in  letzter  Lesung  gegen  Sozialdemokratie  und  Demo- 
kratie allein  stehen  mußte,  in  seiner  Grundforderung  der  glaubens- 
unl  gewissenseinigen  Erziehungsschulgemeinde  sich  trotz  ver- 
heißungsvoller Ansätze  (vgl.  2.  Lesung  in  Kapitel  VIII)  nicht 
du  chsetzen  konnte,  hat  seine  besonderen  Gründe.  Unsere 
kri  ische  Beurteilung  konnte  an  ihrer  näheren  Darlegung  nicht 
voi  über  gehen,  i)  Daß  unsere  Gegenwart  der  reinen  Staatsschule 
im  Tier  mehr  zustrebt,  war  Dörpfeld  nicht  unbekannt.  Er  hat 
»die  Zeichen  der  Zeit«  im  sozialen  wie  im  kulturellen  Leben 
wir  auch  im  »Zug  des  Lehrerstandes«*)  genau  zu  deuten  ge- 
wußt. Aber  dem  an  Magers  Schweizer  Schulideal  gebildeten 
Scliulpolitiker  war  das  die  geringere  Schwierigkeit  für  die  Ver- 
wii  klichung  seiner  wahrhaft  gerechten,  gesunden,  freien  und  fried- 
lichen Schul  Verfassung,  wenn  anders  der  Staat  als  oberster 
Fö  derer  seines  Schulwesens  sich  als  ein  wahrhaft  demo- 
kn  tisch  er  erweisen  wollte.  Damit  wäre  für  dieausderNotund  dem 
Ge  ste  der  Zeit  hervorbrechende  Losung:  Mehr  Volk,  mehr  Volks- 
schule! die  einzig  rechte  Lösung  in  der  grundsätzlichen  Gleich- 
berechtigung gefunden.  Heißt  Demokratie  Volks  herrschaft,  und 
wurzelt  die  deutsche  Staatsidee  in  der  Gemeindefreiheit,  in  der 
V c Ik  s Versammlung  und  V ol  k s gesetzgebung,  so  muß  auch  des 
Vo  kes  Schule  so  aufgebaut  werden,  daß  sie  von  der  wärmenden 
und  ersprießlichen  Liebe  des  Volkes  getragen  wird.  Das  kann 
aber  nur  da  geschehen,  wo  das  Volk  ein  Recht  an  seine 
Scfule  hat.  Nun  gibt  es  keine  äußere  (in  der  Schulbezirks- 
abgrenzung) und  keine  innere  (in  der  Elterngemeinschaft  für  ihre 
Schulkinder)  nähere  und  in  sich  lebenskiäftigere  Beziehung  als 
die  zwischen  Schule  und  Haus,  zwischen  Schulerziehung  und 
Fanilienerziehung.  Daß  unsere  Zeit  nach  einer  vollkommeneren 
Gestaltung  dieser  vom  Standpunkt  des  Einzelwesens  (der  Familien- 
glifder)  als  auch  der  großen  Volksgemeinschaft  (Staat)  gleich 
wichtigen  Beziehungen  sucht,  ja  ringt,  liegt  offen  zutage.  Es  fragt 
siel  nur,  wo  diese  tragfähige  Schulgemeinde  gefunden  werden  soll? 

Vgl.  noch  die  Interpellationsrede  des  Abg.  D.  Mumm  vom 
11.  3.  19  nach  amtlichem  Stenogramm  in  der  D.  L.  Ztg.  1919,  Nr.  13 
über  das  derzeitige  Unvermögen  der  Kirche  mit  Bezug  auf  Religions- 
unt  :rricht  und  Religionslehrer. 

Vgl.  Leidensgeschichte  und  Fundamentstück. 

j Vgl.  Schremmer,  Die  Volksschule  in  der  Zeit  der  Volksherr- 
sch ift.  Desgl.  Haenisch,  Sozialdemokratische  Kulturpolitik,  S.  29ff. 
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Es  lassen  sich  drei  Auffassungen  gegenwärtig  unterscheiden. 
1.  Die  Sozialdemokratie  ist  sich  in  ihren  früheren  und  heutigen 
Führern  der  großen  Bedeutung  der  Familie  für  eine  gute  Er- 
ziehung ihrer  Kinder  wohl  bewußt.  Sie  weist  mit  Recht  darauf 
hin,  daß  die  Familie  im  Lauf  der  Entwicklung  unseres  Wirt- 
schaftslebens an  erzieherischer  Kraft  außerordentlich  verloren  hat, 
verlieren  mußte.  Daß  die  in  Jahrtausenden  vollzogene  Ent- 
wicklung der  Familie  zur  Ernährungs-,  Wohnungs-  und  Er- 
ziehungsgemeinschaft in  unserer  Zeit  der  Industrialisierung  mit 
ihren  modernen  Erwerbsbedingungen  sich  lockern  mußte,  ist 
jedem  klar.  Dieser  stetig  hetzende,  nach  materialistischer  Welt- 
anschauung nur  Arbeit,  Erwerb  kennende  Industrialismus  ist  der 
unheilvolle,  sichere  Zerstörer  der  Familie  als  der  Urzelle  des 
Staates.  Und  sein  Grundübel  ist  die  in  der  Fabrik  arbeitende 
Mutter.  Indem  die  Sozialdemokratie  die  Fabrikarbeiterin  als 
Notwendigkeit,  als  Schicksal  nimmt,  sucht  sie  nach  ihrer  Art  der 
Sozialisierung  wiederum  dem  Geiste  der  Zeit  und  der  Massen 
folgend  das  Heil  für  Eltern  und  Kinder  in  einer  Art  Staats- 
erziehung, durch  die  die  Familiengemeinschaft  so  gut  wie  be- 
seitigt ist.  Mit  der  Wegnahme  der  ursprünglichsten  und  tief- 
innerlichsten Familienpflichten  muß  naturgemäß  eine  Ver- 
kümmerung der  Familienrechte  Hand  in  Hand  gehen.  So  kann 
die  Sozialdemokratie  zur  Zeit  auf  Grund  ihrer  materialistischen 
Weltanschauung  weder  Verständnis  noch  Kraft  zur  Verwirk- 
lichung des  Dörpfeldschen  Grundgedankens  der  freien  Schul- 
gemeinde haben.  Daß  ihr  nur  von  der  Seite  des  jetzt  fanatisch 
bekämpften  Christentums  volles  Verständnis  kommen  kann,  liegt 
auf  der  Hand.  Sozialismus  und  Christentum  in 
ihrer  Vereinigung  geben  die  Grundlage  für  eine 
langersehnte  L e b e n s e r n e u e r u n g in  Gesellschaf  t 
und  Volkstum,  aber  vor  allem  inderjugend-  und 
Volkserziehung.  In  ihrer  Verwirklichung  liegen  ungeahnte 
Aussichten  zur  Vollendung  einer  inneren  Einheit  und  Freiheit 
im  einzelnen  wie  im  ganzen,  wie  wir  sie  in  ihrer  Fülle  noch 
nicht  auszudenken  vermögen.  Der  christliche  Obrigkeitsstaat  hat 
die  Durchdringung  der  beiden  zu  seinem  Fortbestand  notwendigen 
Prinzipien  nicht  vermocht.  In  der  Vollbringung  durch  den 
werdenden  Staat  liegt  alle  Aufwärtsentwicklung  beschlossen.  Sein 
Unvermögen  wird  unsäglich  folgenschweres  Abstürzen  bedeuten. 

Wie  gerne  möchten  wir  aus  der  Erkenntnis  der  Besten  ein 
günstiges  Anzeichen  für  ersteres  nehmen,  i)  und  wäre  es  auch 


1)  Einstweilen  ist  das  Ministerium  seiner  materialistisch-intel- 
lektualistischen  Grundauffassung  entsprechend  noch  ein  solches  für 

8* 
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nur  in  der  keimartig  aufgehenden  Erkenntnis  in  jener  Richtung, 
»daC  die  Etappen  unserer  Vorwärtsentwicklung  zu  neuem  Auf- 
stieg in  folgender  Ordnung:  Staatsreform,  Sozialreform,  Lebens- 
reform, Schulreform  zu  finden  sind«.i) 

Als  Kennzeichen  dafür,  daß  die  bestehende  Form  der  Schul- 
erzieiung  ihren  Höhepunkt  in  der  geschichtlichen  Entwicklung 
erreicht,  ja  überschritten  habe,  will  man  die  moderne  Jugend- 
bewegung mit  ihren  freien  Schulgemeinden  ansehen.  Tatsächlich 
berührt  sich  der  Leitgedanke  der  »freien  Schulgemeinde« 
Wy  lekens  stark  mit  der  vorhin  dargelegten  Unterschätzung 
der  Familie  als  Erziehungsfaktor  im  modernen  Leben.  Die  alte 
Zwe<  kschuie  wirkt  dem  Gemeinsinn  entgegen.  Soziale  Gesinnung 
ist  aber  nicht  mehr  bloß  private,  persönliche  Angelegenheit, 
sondern  eine  ständische,  umfassende,  öffentliche  Sache. 2)  Die 
Grür  de,  die  von  Gustav  Wyneken,  dem  vormaligen  Mitarbeiter 
Haerisch’  im  Ministerium,  gegen  die  Familie  als  nächste  und 
vyirk:amste  Erziehungsgemeinschaft  ins  Feld  geführt  werden, 
sind  ebensowenig  stichhaltig  wie  die  von  Bebel,  Bellamy  und 
Genossen  (vgl.  Kap.  VIII).  Aus  ihnen  den  Schluß  zu  ziehen, 
daß  iie  Internatserziehung  einer  freien  Schulgemeinde  das  allein 
seligi  nachende  Instrument  einer  über  alle  Haus-  und  Familien- 
erzieliung  hoch  erhabenen  Ausbildung  sei,  ist  denn  doch  sehr 
verteilt.  Nicht,  wie  Wyneken  es  will:  Die  Kinder  aus  den 
Familien  heraus,  sondern  mehr  praktische  Pädagogik 
in  die  Familie  hinein!  Das  ist  unsere  Losung. 

2.  Nach  der  Lage  der  Dinge  müssen  wir  uns  darüber  klar 
sein,  daß  ebenso  wie  die  sozialdemokratische  Auffassung  auch 
die  demokratische  im  Sinne  des  Verfassers  des  Entwurfs  der 
neuei  Reichsverfassung  (vgl.  Kap.  VIII)  der  tiefen  Bedeutung 

Wissenschaft,  Kunst  und  Volksbildung.  Vgl.  aber  Haenisch  im  Vor- 
wärts 1919,  Nr.  202.  Vom  deutschen  Geist  erhofft  er  »Gesundung 
unseres  armen  Volkes  aus  schwerem  Siechtum*. 

) Haenisch,  Kulturpolitik,  S.  31  u.  S.  8. 

) Ob  Wyneken  die  Bezeichnung  »freie  Schulgemeinde«  für  sein 
Landerziehungsheim  Wickersdorf  i.  Thüringen  von  Dörpfeld  über- 
nomn  en  hat,  — er  ist  des  Begründers  der  deutschen  Landerziehungs- 
heime, des  Lietz  Mitarbeiter  gewesen  — habe  ich  aus  den  mir  be- 
kannten Schriften  von  und  über  Wyneken  und  Lietz  nicht  auffinden 

können.  Siehe  die  angegebenen  Schriften  im  Literaturverzeichnis  unter 
II.  Pädagogik. 

■)  Weitzsch,  Zur  Sozialisierung  des  Geistes.  Volkshochschul- 
schrifi,  S.  68 f.  Dix,  Brauchen  wir  Elternschulen?  W.  Stern,  Ver- 
junguig.  M.  Lüserke,  Schulreform  und  Schulrevolution  in  der  »Hoch- 
^huk « 1919,  Nr.  16,  S.  422.  Über  den  Einfluß  der  Wynekenschen 
Gedanken  auf  Haenisch  vgl.  Kulturpolitik,  S.  26 ff. 
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der  Dörpfeld  sehen  Schulverfassungstheorie  nicht  gerecht  werden 
kann.  In  seinem  Artikel  im  »Tag«  vom  18.  1.  1919  weist 
Prof.  Faßbender  darauf  hin,  ^)  daß  der  von  dem  jüdischen  Demo- 
kraten Preuß  verfaßte  Entwurf-)  sogar  die  religiösen  Grundrechte 
des  deutschen  Volkes  antaste  (§  19,  abgeändert  in  Artikel  136 
der  Reichsverfassung).  Preuß  und  seiner  Partei  gilt  die  bürger- 
lich eGemeinde  als  die  rechte  und  einzige  Schul- 
gemeinde. Neben  ihr  kennt  er  keine  Schulgemeinde  Dörpfelds 
für  die  besonderen  inneren  Angelegenheiten  der  Schule,  oder  er 
erkennt  sie  nicht  an.  Daß  er  vom  Schulrecht  der  bürgerlichen 
Gemeinde  überzeugt  ist,  hat  er  in  seiner  Schrift:  Das  Recht 
der  städtischen  Schulverwaltung  in  Preußen 
vom  Jahre  1905  dem  damaligen  »Obrigkeitsstaate«  gegenüber  auf 
das  Entschiedenste  zum  Ausdruck  gebracht.  Preuß  erörtert  das 
Rechtsverhältnis  von  Staat  und  Gemeinde  (Stadtgemeinde)  auf 
dem  Gebiete  der  Schulverwaltung  unter  dem  Gesichtspunkte  des 
öffentlichen  Rechts  und  im  historischen  Zusammenhänge.  Er 
kommt  dabei  zu  folgenden  Ergebnissen:  Die  Organisation  des 
absoluten  Polizeistaates,  wie  sie  im  preußischen  Landrecht  kodi- 
fiziert war,  ist  seit  der  Städteordnung  von  1808  bezüglich  der 
Städte  durch  das  organisatorische  Rechtsprinzip  der  Selbst- 
verwaltung verdrängt  worden.  Dieses  hat  auch  das  städtische 
Schulwesen  in  sein  Bereich  gezogen ; insoweit  ist  also  sedes 
materiae  dafür  nicht  mehr  das  Landrecht,  sondern  zunächst  die 
Städteordnung  von  1808.  Nach  dem  Geist  wie  Wortlaut  dieses 
Gesetzes  wird  die  Verwaltung  sämtlicher  Schulen  in  äußeren  und 
inneren  Angelegenheiten  von  kommunalen  Organen  in  gleicher 
Weise  wie  alle  anderen  Zweige  der  Kommunalverwaltung  ge- 
führt, also  nach  den  Gesetzen  unter  der  Oberaufsicht  des  Staates, 
aber  im  Rahmen  kommunaler  Selbstverwaltung.  Nach  der  In- 
struktion von  1811  soll  die  städtische  Schuldeputation  die  einzige 
Behörde  für  die  äußeren  und  inneren  Angelegenheiten  sein.  Die 
wichtigsten  Bestimmungen  in  den  §§  86 — 88  des  Süvern  sehen 
Entwurfs  (vgl.  Kap.  II)  übergeht  Preuß.  ^)  Er  legt  dann  den 
Kampf  ums  Schulrecht  von  1854 — 1904  dar  mit  ihrem  Streit 
über  innere  und  äußere  Schulangelegenheiten.  Eine  Kompetenz- 
abgrenzung zwischen  Staat  und  Gem.einde  ist  notwendig.  Auch 
vom  Schulunterhaltungsgesetz  1906/08  erwartet  er  keine  wesent- 


*)  Kommunistischer  oder  christlicher  Sozialismus. 

^)  Vgl.  Giese,  Reichsverfassung  in  Heymanns  Gesetzessamm- 
lungen: Einleitung. 

0 Überden  »vormundschaftlichen«  kommunalen  Selbstverwaltungs- 
apparat der  Schule  vgl.  noch  Dörpfeld,  Fundamentstück,  S.  124fi 


118 


liehe  Änderung  der  Sachlage  in  Form  einer  reinlichen  Scheidung. 
»Es  entspricht  dem  heutigen,  noch  wenig  entwickelten  Stand- 
punlt  des  öffentlichen  Rechts,  daß  sich  seine  an  das  Vermögens- 
rechi  angrenzenden  Teile  einer  besseren  Ausgestaltung  und  eines 
höheren  Schutzes  erfreuen  als  die  rein  publizistischen.  Vor  den 
in  Geld  auszudrückenden  Werten  macht  die  Verwaltungswillkür 
Halt,  nicht  vor  ,bloß‘  idealen  Werten.  So  auch  im  Schulgebiet. 
Für  die  weit  höheren,  ideelleren  Bestandteile 
des  Schulwesens  (im  Vergleich  zur  Schul  Unterhaltung, 
Lehrirbesoldung)  hat  Preußen  in  einem  ganzen  Jahrhundert  kein 
Gese:z  und  keinen  Rechtsschutz  zustande  bringen  können.«  i) 
Nach  diesen  Auslassungen  hätten  wir  dem  »Vater«  der  Reichs- 
verfajsung  hinsichtlich  der  ideellen  Bewertung  einer  wahren 
Schulgemeinde  etwas  mehr  Zutrauen  wollen,  ln  den  einschlägigen 
Artikeln  seiner  Reichsverfassung  kommt  der  Ausdruck  Schul- 
gemt  inde  überhaupt  nicht  vor.  Wollte  er  vor  verwirrender 
Verv  echslung  mit  Wynekens  »freier  Schulgemeinde«  bewahren, 
oder  aber  kam  es  ihm  auf  eine  geflissentliche  »Einkapselung« 
an.  Doch  wollen  wir  Preuß  nicht  Unrecht  tun  und  glauben 
darum  bis  zum  Erlaß  eines  auch  von  ihm  sehnlichst  erwarteten 
Reiclisschulgesetzes, -)  daß  der  weit  demokratischer  gedachte  Auf- 


h Preuß  sagt:  »Auch  das  kommende  — er  schrieb  1905  — Schul- 
unter laltungsgesetz  wird  nicht  das  Gesetz  werden«.  Tatsächlich  hat 
gerace  dieses  Gesetz,  in  dem  man  das  Konfessionelle  mit  der  Unter- 
haltu  lg  zu  regeln  suchte,  der  Schulgemeinde  unserer  Heimat  ihr  Ende 
berei  et.  Es  legte  die  Schulunterhaltungspflicht  auf  die  bürgerliche 
Gemeinde  und  bestimmte  in  Abschnitt  24:  Die  bestehenden  besonderen 
Schulgemeinden  (Sozietäten)  sowie  diejenigen  Schulen,  welche  bisher 
als  selbständige  Rechtssubjekte  Träger  der  V'olksschullasten  waren, 
werd  ;n  — unbeschadet  des  Fortbestehens  dieser  Schulen  als  Lehr- 
ansta  ten  — aufgehoben.«  — Als  ob  mit  dem  Vermögensübergang 
auf  den  Schulverband  auch  alle  Schulgemeindeinteressen  ideeller  Art 
gesiciiert  und  verwirklicht  wären!  — Vgl.  noch  Peters,  Schulrecht, 
S.  59  Demgegenüber  Dörpfelds  Ausführungen  über  Kommunalprinzip 
und  Schulgemeinde  in  der  »Freien  Schulgemeinde«,  S.  153 — 155.  Als 
wese  itlichen  Grund  für  das  Nichtziistandekommen  des  allgemeinen 
Schulgesetzes  sagt  Preuß  (S.  90)  folgendes:  »Man  erhält  den  Eindruck, 
als  o ) jenem  spezifischen,  oben  absolutistischen,  unten  feudalistischen 
Preulientum  die  Institutionen  der  großen  Reforniära  (Stein-Hardenberg), 
unter  ihnen  besonders  das  Prinzip  der  Selbst\erwaltung  wie  Fremd- 
körper im  Fleische  säßen,  die  man  leider  nicht  mehr  entfernen  kann, 
die  man  aber  durch  Einkapselung  möglichst  unschädlich  zu  machen 
sucht  « 

Preuß,  S.  99.  Das  moderne  deutsche  Schulgesetz  der  Zukunft 
wird  ein  vom  Banne  des  preußischen  Staatsgeistes  befreites  Reichs- 
gesetz  im  Sinne  autonomer  Selbstverwaltung  sein.  Vgl.  noch  Günther, 
Die  staatsrechtliche  Stellung,  Kap.  IX.  Staatliche  und  kommunale 
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bau  des  Schulwesens  auf  dem  Grunde  einer  Selbstverwaltungs- 
körperschaft nach  Art  der  freien  Schulgemeinde  Dörpfelds  auch 
ihm  und  seinen  mitberatenden  und  mitbeschließenden  Gesinnungs- 
freunden noch  nahe  kommt  und  seiner  Verwirklichung  ent- 
gegen geht. 

3.  Es  ist  klar,  daß  alle  Reichsschulgesetze  nur 
Rahmengesetze  sein  dürfen,  innerhalb  deren  die  Freiheit 
der  einzelnen  Schulinteressenten  nicht  beeinträchtigt  werden  darf. 
Wie  eine  solche  Teilung  der  kommunalen  Befugnis  und  der 
staatlichen  Aufsicht  mit  der  Elterngenossenschaft  (Schulgemeinde) 
ausgeführt  werden  kann,  mag  eins  der  allerletzten  Volksschul- 
gesetze aus  der  Zeit  vor  dem  Kriege  dartun. 

Das  Lippesche  Volksschulgesetz  vom  11.  März 
1914  bestimmt  für  das  Landesschulwesen  unter  der  Oberaufsicht 
und  Leitung  des  Staates  (§  3)  in  Abschnitt  II-  die  Ein- 
richtung von  Schulgemeinden,  die  unabhängig 
sind  von  den  politischen  (Dorf-,  Stadt- und  Guts-) 
Gemeinden  und  deshalb  nicht  der  Gemeinde- 
verwaltung unterstehen.  Sie  haben  vielmehr  Selbst- 
verwaltung mit  einem  Selbstverwaltungsapparat ; Schulgemeinde- 
ausschuß (§  16)  und  Schulvorstand  (§  26)  zu  Absatz  1. 

Das  Schulgeld,  soweit  es  als  Unterhaltungsbeitrag  der  Gemeinde 
anzusehen  ist,  wird  alljährlich  unter  Zugrundelegung  der  Ein- 
schätzung zur  Einkommensteuer  veranlagt  und  zur  Landkasse 

erhoben. 

Der  wichtige  Abschnitt  111  handelt  von  den 
Schulgemeindeausschüssen.  § 16  bestimmt  die  Bildung 
eines  Schulgemeindeausschusses  durch  Schulgemeindewahl  auf 
6 Jahre  durch  wahlberechtigte  Mitglieder.  Aufstellung  der  Wähler- 
listen und  Leitung  der  Wahl  erfolgt  durch  den  Schulvorstand. 
Die  Anordnung  der  Wahl  geschieht  durch  die  Oberschulbehörde. 
8 20  enthält  Bestimmungen  über  Wahlablehnung,  § 21 
über  Z u w a h 1 , § 22  über  VC^ahl  des  V orsitzenden  durch 
den  Schulgemeindeausschuß.  §23:  Die  Versammlungen 
sind  auf  Antrag  des  Schulvorstandes  (Vs  Mitgliederzahl  genügt) 
öffentlich.  Dem  Vorsitzenden  als  Beauftragten  steht  Stimmrecht 
nicht  zu.  § 24:  Der  Schulgemeindeausschuß  be- 


Schulbehörden.  Plüschke,  Die  städtische  Schuldeputation  und  ihr  Ge- 
?rhäftskreis.  - Vierteljahrsschrift  für  kommunale  Schulverwaltung  von 
Wvchgram  1.  Jahrg.  1918.  Früchte  des  Weltkrieges,  Bd.  !.  Ver- 
Ser^ung 'und  Vereinfachung  der  Reichs-,  Staats-  und  öffentlichen 

\/prwaliunff  lll.  Teil»  6 und  IV.  Tcil^  4. 

1)  Meyersche  Sammlung  Lipp.  Landesgesetze,  Detmold  1914. 
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schließt  in  folgenden  Angelegenheiten:  1.  Festsetzung  des 
cranschlags  zur  Schulkasse,  2.  Abnahme  der  Schulrechnung, 
3.  Festsetzung  der  Schulsteuern.  § 25  handelt  von  den  Be- 
scl  hissen  des  Schulvorstandes,  die  der  Zustimmung  des  Schul- 
geineindeausschusses  bedürfen. 

Abschnitt  IV:  Von  den  Schulvorständen.  §26. 
Dl : Schulangelegenheiten  der  Schulgemeinde  werden  durch  einen 
Sdiulyorstand  besorgt,  der  die  Rechte  und  Interessen  der  Schul- 
geineinde  zu  vertreten  hat.  § 27:  Der  Schulvorstand  besteht  aus 
sta  idigen  und  gewählten  Mitgliedern.  § 28 : Ständige  Mitglieder 
sind  a)  Verwaltungsbeamter,  b)  der  Geistliche  der  Kirchen- 
gei tieinde,  c)  der  Lehrer  (Schulleiter),  d)  weitere  Vertreter  des 
Lehrkörpers  an  mehrklassigen  Schulen.  § 29:  Zahl  der  Mit- 
glieder beträgt  6.  § 30  handelt  von  der  Wählbarkeit  (30.  Lebens- 

jah-);  §31  vom  Amt  des  Schulvorstehers  als  eines  öffentlichen 
Eh-enamtes.  § 33.  Zum  Amt  des  Vorsitzenden  sind  Schul- 
leit jr  und  Lehrer  nicht  wählbar.  Die  §§  35  und  36  handeln 
üb(r  Sitzungen,  Gegenstände  der  Tagesordnung  und  Beschlüsse. 
§ 40.  Der  Schulvorstand  hat  für  das  Beste  der  Schule  zu  sorgen, 
ihr  Gedeihen  zu  fördern,  und  dahin  zu  wirken,  daß  das  Interesse 
für  die  Schule  in  der  Schulgemeinde  belebt  und  rege  erhalten 
bleibt.  Ihm  liegt  daher  die  Pflege  und  Aufsicht  des  gesamten 
äußeren  Schulbetriebes  ob,  sowohl  hinsichtlich  der  Lehrkräfte 
unc  Schüler  wie  auch  der  Schulräume,  der  Schulzeit,  sowie  der 
Lehr-  und  Lernmittel.  Er  hat  dafür  zu  sorgen,  daß  die  Gerecht- 
same der  Schule  gewahrt  bleiben.  Die  fachmännische  Aufsicht 
übe-  die  Lehrkräfte  und  den  Unterricht  gehört  nicht  zu  den 
Befi gnissen  des  Schulvorstandes.  §44.  Die  Kirchenbehörde 
kann  sich  nach  der  Art  der  Erteilung  des  Religionsunterrichts 
ei kundigen.  Bestimmte  Geistliche  können  dem  Unterrichte  mit 

dem  Rechte  der  Fragestellung  beiwohnen.  Über  etwaige  Aus- 
stellungen hat  sich  die  Kirchenbehörde  mit  der  Oberschulbehörde 
ins  Benehmen  zu  setzen. 

Abschnitt  V:  Von  den  Schulaufsichtsbehörden: 
Zu  'Creisschulinspektoren  werden  nur  theoretisch  und  praktisch 
im  /olksschuldienste  gebildete  Männer  ernannt.  Das  Bestehen 
einei  Prüfung  ist  ebensowenig  erforderlich  wie  bei  der  Berufung 
der  Lehrer  in  gehobene  Stellen  und  Schulleitung  (Abschnitt  VI). 

Die  vorstehenden  Ausführungen  decken  sich  im  großen  und 
^nzm  mit  der  glaubens-  und  gewissenseinigen  Schulgemeinde 
Dorjifelds.  Besonders  hervorgehoben  wird  im  Lippeschen  Gesetz, 
daß  die  Schulgemeinde  mit  bürgerlicher  Gemeinde  weder  in  ihrer 
raun  liehen  Begrenzung,  noch  in  ihrer  Selbstverwaltung  und 
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in  ihren  Obliegenheiten  zusammenfällt  (S.  3).  Der  weitere  Aufbau 
ergibt  sich  für  größere  Staatswesen  (etwa  Preußen)  nach  unserer 
Darlegung  in  Kapitel  IV.^) 

Konnte  man  soweit  bereits  im  alten  Staatwesen  vor  der 
Revolution  gelangen,  so  liegt  klar  auf  der  Hand,  daß  i m d e m o- 
kratischen  Volksstaate  in  Anbetracht  seiner 
Grundsätze,  wie  wir  sie  oben  dargelegt  haben, 
Dörpfelds  Sch  u 1 verfassu  ng  erst  recht  zurGrund- 
lage  eines  Reichsschulgesetzes  mit  nachfolgenden 
Landesschulgesetzen  gemacht  werden  kann. 

Für  ein  deutsches  Reichsschulgesetz  wären  dem 
Reiche  zuzuweisen:  Einheitliche  Festsetzung  der  Organisation 
der  allgemeinen  Bildungsanstalten  (Schulpflicht,  Versäumnisse,  Be- 
ginn des  Schuljahres  [nach  den  Sommerferien],  Lehrpläne,  Prüfungs- 
ordnungen), ferner  einheitliche  Bestimmungen  über  Lehrerbildung, 
einheitliches  Lehrerrecht,  Schulstatistik. 

Für  die  Einzelstaaten  käme  in  Betracht:  Schul- 
aufsicht, Überwachung  der  Ausführung  reichsschulgesetzlicher 
Bestimmungen,  Bestätigung  der  Lehrkräfte,  Disziplinargewalt, 
Prüfungswesen,  Ferienordnungen,  Schulbücher,  Schulsynoden, 
Festsetzung  der  Zuschüsse  zu  den  Schulunterhaltungskosten. 

Die  Staatsschule  ist  abzulehnen  ,^)  weil  sie  das  Interesse 
der  Gemeinden  an  ihren  Schulen  beeinträchtigt,  und  die  Schulen 
nur  unter  der  Selbstverwaltung  durch  ihre  Schulgemeinden  ge- 
deihen können.  Darum  auch  muß  im  Schulwesen  weitgehende 
Dezentralisation  Platz  greifen. 

Dem  Schulverbande  (der  bürgerlichen  Ge- 
meinde) gehören  Bestimmungen  und  Regelungen  aller 
äußeren  Angelegenheiten:  Schulbauten,  Schulunterhaltung,  Wohl- 
fahrtseinrichtungen. 

Der  Schulgemeinde  liegt  ob  das  innere  Wohl 
und  Wehe  der  Schule:  Bildung  von  Elternbeirat,  Lehrerwahl, 
Sittenaufsicht  usw.  (vgl.  Kapitel  IV). 

Die  bezüglichen  Hauptartikel  (Richtlinien) 
für  die  Sch  ulgesetzgebung  könnten  hinsicht- 

^)  Vgl.  dazu  auch  die  weit  übereinstimmenden  Schulforderungen 
des  Thüringer  Lehrerbundes  bei  Trüper,  Freie  Bildungsanstalten,  S.  97. 
Vgl.  auch  Richtlinien  und  Vorschläge,  Abschnitt  12. 

‘9  Dörpfeld,  Freie  Schulgemeinde,  S.  98:  Die  naturgemäßen, 
rechten  Hände  zur  Verwaltung  der  öffentlichen  Unterrichts-  und  Er- 
ziehungsangelegenheiten sind  nicht  die  des  Staates,  auch  nicht  die  der 
Kirche,  auch  nicht  der  bürgerlichen  . . . Geuossenschaft,  sondern  einzig 
und  allein  die  der  Familien  in  ihrem  Zusammenschlüsse  zu  korpo- 
rativen Schulgemeinden. 
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I ch  der  Erziehungsgenossenschaften  wie  folgt 
1 luten: 

§ 1.  Die  Sorge  für  die  allgemeine  Bildung  der  Jugend  ist 
Sache  der  Erziehungsgenossenschaften  (Schulgemeinden). 

§ 2.  Die  Erziehungsgenossenschaften  verwalten  ihre  An- 
gelegenheit selbst  unter  Aufsicht  des  Staates  als  oberster 
Stelle. 

§ 3.  Die  Selbstverwaltung  vollzieht  sich  im  Sinne  der  Inter- 
essenvertretung aller  beteiligten  Gemeinschaften. 

§ 4.  Die  Erziehungsgenossenschaften  gliedern  sich  in  Orts-, 
Kreis-,  Bezirks-  bezw.  Provinzial-  und  Landesschul- 
gemeinden. 

§ 5.  Die  Erziehungsgenossenschaft  ist  eine  glaubens-  und 
gewissenseinige  Selbstverwaltungskörperschaft. 

§ 6.  Über  die  weitere  Einrichtung  der  vom  Staate  anerkannten 
Erziehungsgenossenschaften  (Schulgemeinden),  sowie 
über  die  Rechtsverhältnisse  der  Unterrichtsbehörden, 
Schulanstalten  und  ihrer  Lehrer  werden  besondere  Ge- 
setze erlassen.  1) 

Wie  dem  Gesamtschulverband  (als  korporativem  Zu- 
Scmmenschluß  der  einzelnen  Schulbezirke  eines  größeren  Ganzen, 
z.  B.  einer  Stadt,  eines  Kreises)  die  Bestimmung  über  Schul- 
ui  iterhaltungsbeiträge,  Maßnahmen  zur  allgemeinen  Sittenaufsicht 
(E  ücher-,  Bilder-,  Lichtbilder-[Kino-] -Schund)  obliegen,  so  unter- 
st ihen  der  Gesamtschulgemeinde  die  inneren 
Schulangelegenheiten.  Zu  dem  Organ  für  die  Sittenaufsicht,  dem 
»Erziehungsrat«,  gehören  Eltern  als  Vertreter  der  Schul-, 
Krchen-  und  bürgerlichen  Gemeinde,  sowie  ein  Mitglied  des 
R chter-,  Ärzte-  und  des  freien  Künstlerstandes. 

Über  die  Bildung  eines  E 1 te  r n-  und  Lehrerrates  siehe 
vorher. 2)  Eine  alte  Forderung  der  Lehrerschaft  geht  dahin,  die 

_________  V# 

^)  Vgl.  dazu  noch  »Zwecke  und  Aufgaben  der  Reichsschulgesetz- 
grbung«  in  der  »Neuen  Erziehung«  1919,  Heft  3 4. 

Vgl.  dazu  noch  »Statut  für  die  städtische  Schuldeputation  und 
S<  hulkommissionen«  in  Kap.  V.  Ferner  »Schulbezirksbeiräte  und 
E ternrat  nebst  Schulkommissionen  als  Glieder  einer  neuen  Schul- 
oiganisation«  von  Rübenstrunk:  »Nur  die  an  der  Schule  durch  ihre 
K nder  beteiligte  Elternschaft  gehört  in  Beirat  und  Kommission.« 
Uaer  »Schulpflegschaften«  von  Eltern  und  Lehrern  vgl.  Gaudig, 
Diutsches  Volk,  - deutsche  Schule,  S.  104  05.  Über  die  Einrichtung 
ven  »Provinzialbeiräten«  vgl.  Gesetzentwurf  über  Einräumung  er- 
weiterter Selbständigkeitsrechte der  Provinzialverbände.  Deutsche 

Lrhrererzeitung  1919,  Nr.  30.  Über  Elternbeiräte  vgl.  noch  den  Min, 
E laß. 
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Wahrnehmung  ihrer  Lebensinteressen  durch 
erkannte  Körperschaft  ausgeübt  zu  wissen.  Diese  Körperschaft  ist 
die  Lehrer  kämm  er.  Sie  ist  bei  allen  Gesetzesvorschlagen, 
welche  Schule  und  Lehrerschaft  betreffen,  gutachtlich  zu  hören. 
Ihr  Wirkungskreis  erstreckt  sich  zweckmäßig  auf  einen  Regierungs- 
bezirk. Diese  Kammer  könnte  durch  Vorschläge  von  gesetz- 
lichen usw.  Maßnahmen  fördernd  und  befruchtend  auf  die  Selbst- 
verwaltungskörperschaften wie  auch  auf  die  Schulautsic  wir  en. 
Ihre  Zusammensetzung  erfolgt  nach  dem  demokratisch^ 
der  Verhältniswahl.  Minderheiten  müssen  unbedingt  gehört 

Aus^  unseren  systematischen  Darlegungen  (Teil  2,  Kapitel  IV, 
Teil  4,  Kapitel  VIII  und  IX)  ergeben  sich  auf  verschiedenen 
Wegen  die  Richtlinien  für  ein  kommendes  allgemeines  Schul- 
gesetz. Möge  es  auf  der  landschaftlich  erprobten  Grundlage  der 
ichulverfassungstheorie  unseres  Meisters  Dörpfeld  als  des  hervor- 
ragendsten Volksschulorganisators  seit  Suvern-Nicolovius  vor 
100  Jahren  zum  Wohle  unserer  Jugendbildimg  im  neuen  Volks- 
staate gelingen! 


Zehntes  Kapitel. 

Ahe  Wege  zu  neuem  Aufstieg. 

»Religion  und  Moralität  sind  die  unerläßlichen 
Stützen  der  öffentlichen  Wohlfahrt.  Der  ist  kein  Mann 
des  Vaterlandes,  der  diese  mächtigen  Pfeiler  der  mensch- 
lichen Glückseligkeit  untergräbt.  Jeder  wahre 
ehrt  und  liebt  sie  so  gewiß  wie  jeder 
Ihre  Beziehungen  zum  häuslichen  und  politischen  Gluck 

stid  uner^ßlich.  Ve  r n u n f t u n d E r f a h r u n g b e w e i s e n 

daß  Moralität  im  Volke  ohne.^eligiositat  nicht 
bestehen  kann.  Gerade  sie  sincT  es  aber,  die  einer 

Volksregierung  erst  Lebenskraft  geben  müssen.« 

George  Washington,  der  erste  demokratische 
Präsident  der  V.  St.  von  N.-A. 

Wenn  das  Ziel  aller  Erziehung  die  sittliche 
Persönlichkeit  ist.  so  muß  sie  auch  ihre  Voraussetzung 
sein  Auch  im  demokratischen  Volksstaate  soll  es  so  sein. 

erst’recht.  Nirgendwo  wird  soviel  Selbstbestimmung  und  Selbst- 

velall^ung  gewährt.  Aber  nirgendwo  ist  auch  soviel  bewußte 

O^Vgl.  damit  die  inzwischen  ergangenen  Verfügungen  nebst  Aus- 
führungsbestimmungen. 
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Selbstzucht  vonnöten  als  in  solchem  Staatswesen.  Vielmehr  als 
in  der  Autokratie  muß  hier  die  Selbstdisziplinierung  der  Bürger 
das  Ziel  der  öffentlichen  Erziehung  sein. 

Die  deutsche  Staatsdemokratie  will  zugleich  sozial  sein. 

Sie  stellt  infolgedessen  an  die  Moral  ihrer  Bürger  besonders 
k ohe  Ansprüche.  Im  alten  Obrigkeitsstaate  hatte  die  Pflege  dieser 
s ttlichen  Gesinnung  eine  wesentliche  Stütze  im  Gesinnungs- 
tnterricht,  in  dessen  Mittelpunkt  die  religiöse  Unterweisung  und 
Erziehung  stand.  Zwar  war  dieser  Staat  seit  1848  bereits  in 
cer  Theorie  religionslos.  In  der  Praxis  aber  zeigte  er  sich,  zu- 
rial  seit  Beendigung  des  Kulturkampfes,  entschieden  religions- 
f;  eundlich.  Indem  der  Staat  die  Kirchen  schützte,  erwartete  er 
von  diesen,  daß  sie  seine  Autorität  stützten.  In  dem  Sinne  ver- 
nahmen wir  gar  oft  das  Wort  vom  gegenseitigen  Schutz  von 
Thron  und  Altar. 

Mit  dem  Kampf  der  Sozialdemokratie  gegen  die  Kirchen 
und  die  im  Sinne  der  Kirchen  konfessionellen  Schulen  geht  der 
gegen  den  alten  Staat  Hand  in  Hand.  Verhinderten  doch  beide 
nach  der  Auffassung  der  Partei  als  »Verdummungsanstalten«  die 
Aufklärung  der  Volksmassen  über  ihre  eigenen  Belange. 

Der  Obrigkeitsstaat  ist  gestürzt.  Die  Republik  ist  an  seine 
S;elle  getreten.  Sie  erklärt,  daß  es  keine  Staatskirche  mehr  gibt. 

S.e  hat  die  interkonfessionelle  Schule  zur  Staatsschulnorm  ge- 
niacht.  Auch  in  ihr  wird  sie  nicht  ohne  religiöse  Unterweisung 
a iskommen,  ob  es  sich  nun  um  die  Erteilung  eines  gesonderten 
F eligionsunterrichts  oder  um  einen  gemeinsamen  religions- 
g^schichtlichen  Unterricht  handelt.  Daneben  wird  in  der  religions- 
Icsen  (weltlichen)  Schule,  dem  sozialistischen  Schulideal,  Unter- 
weisung und  Übung  in  moralischen  '"'ugenden  statthaben.  — 

Wir  wiesen  wiederholt  darauf  hin,  daß  Dörpfeld  eine  solche 
Eltwicklung  der  Dinge  nicht  fremd  geblieben  ist. i) 

Zu  seiner  Zeit  ist  die  konfessionelle  Volksschule  noch  die 
S aatsschule.  Auf  den  unten  angegebenen  Seiten  seines  »Fundament- 
stücks«  ist  nachzulesen,  wie  große  Mühe  er  sich  macht,  diesen 
durchaus  nicht  dem  Standpunkt  der  Gewissensfreiheit  und  des 
E ternrechtes  entsprechenden,  von  oben  herab  befohlenen  Zustand 
der  hergebrachten  Schulverfassung  nach  allen  Seiten  zu  be- 
leuchten. Das  macht  uns  den  mit  ganzer  Seele  und  auf  Grund  i 

seiner  persönlichen  Herzens-  und  Lebenerfahrung  mit  allen  Fasern  j 

seines  Gemütes  an  der  Bekenntnisschule  auf  dem  Boden  der  | 

giaubenseinigen  Kirchengemeinschaft  hängenden  Dörpfeld  so  groß  : 

«C 


V, 


Fundamentstück,  S.  99—104. 
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als  kritischen  Pädagogen  und  Schulverfassungssachverständigen, 
daß  er  nicht  stillschweigend  über  die  Mängel  im  Schul-  und 
Gemeindewesen  hinwegsieht,  die  sich  aus  der  Verbindung  der 
Schulbürokratie  mit  dem  »Kirchen-«  und  »Schulpfaffentum«  zur 
Unterdrückung  der  Gewissensfreiheit  und  des  Elternrechtes  der 
Staatsbürger  ergeben.  In  scharfer,  durchgreifender  Betrachtung 
bleibt  er  kritisch  und  kommt  zu  dem  Ergebnis: 

Nicht  die  konfessionelle  Schule  als  Normalschule  gewährt 
eine  gerechte,  gesunde,  freie  und  friedliche  Schul  Verfassung, 
sondern  nur  die  von  Staatswegen  ausgesprochene  völlige  Gleich- 
berechtigung. Hier  zeigt  sich  zugleich  d i e wahre,  befreiende 
Kraft  seines  über  allen  Parteiungen  stehenden 
obersten  Grundsatzes  der  Gewissensfreiheit  im 
Elternrecht.  Der  Staat,  welcher  Weltanschauung  und  welchen 
Charakters  hinsichtlich  seiner  Regierungsform  er  auch  sei,  ent- 
spricht am  vollkommensten  den  Ideen  des  Rechts  und  der  Billig- 
keit, der  diesen  obersten  und  durchgreifendsten,  jedem  das  Seine 
zubilligenden  Grundsatz  herrschend  sein  läßt.  Es  ist  wahr- 
haft demokratisch  und  freiheitlich  gedacht,  die 
Entscheidung  über  die  Schulform  dahin  zu  geben, 
wohin  sie  gehört:  in  die  Hände  der  am  nächsten 
Beteiligten,  der  erziehungspflichtigen  und  be- 
rechtigten Eltern  oder  deren  Stellvertreter.  Freilich 
liegt  darinnen  ein  großes  Zutrauen  des  Staates  in  die  rechtliche 
Würdigung  und  in  die  Mündigkeit  seitens  seiner  Bürger.  Diesen 
ist  die  Möglichkeit  gegeben,  für  sich  selber  und  ihre  Kinder 
ihre  Schule  zu  bauen,  zu  pflegen  und  zu  verwalten.  Das  ist 
die  ebenso  großartige  wie  einfache  Lösung  unseres  Schul- 
verfassungsproblems. Gleichsam  das  Ei  des  Kolumbus! 

Nun  wird  uns  auch  vom  so  gewonnenen  Standpunkte  als 
dem  rechten  Hochstande  zur  Beurteilung  jeder  kommenden 

Schulgesetzgebung  folgendes  recht  klar: 

1.  Welch  ein  großes  Unrecht  die  Entmündigung 
der  Familie  und  damit  desVolkes  auf  dem  Schul- 
gebiete war. 

2.  Warum  keine  Anteilnahme  am  Schulwesen 
sein  konnte  gerade  da,  wo  es  am  nötigsten  war,  in  der 

Familie. 

3.  Warum  so  viele  Staatsbürger  gerade  von 
hier  aus  an  derStaatsreligion  mitsamt  derStaats- 

T Vgl.  dazu  noch  Auf  der  Haars  Ausführungen  im  Anschluß  an 
Rein,  S.  27.  Gegen  diese  Auslegung  Dörpfelds  siehe  O.  Willmann, 

Aus  Hörsaal  und  Schulstube,  S.  352  ff. 
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moral  irre  werden  konnten,  die  ohne  Sinn  und  Ver- 
’iunft  auf  diesem  ureigensten,  empfindlichsten  Gebiete  der 
' dementarsten  Auffassung  von  Menschenrecht  und  Familienrecht 
md  persönlicher  Gewissens-  und  Glaubensfreiheit  geradezu  ins 
jesicht  schlugen. 

Das  kann  sich  auch  die  freie,  demokratische  Regierung  des 
etzigen  preußischen  Volksstaates  gesagt  sein  lassen;  Um  die 
'ückhaltlose  Anerkennung  dieses  ersten  und  alle  anderen  Menschen- 
Afie  Staatsbürgergrundrechte  einbeschließenden  Rechtes  der  Ge- 
A^issensfreiheit  kommt  sie  nicht  herum,  wenn  anders  sie  eine 
A^ahrhaft  gerechte,  Volksgesundung,  Freiheit  und  Frieden  schaffende 
^olksregierung  sein  will. 

Was  ist  mit  der  Anerkennung  des  Grundsatzes  unbedingter 
Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  gewonnen? 

Erstlich  scheidet  die  S c h u 1 v er  f a s su  n g s f r ag  e 
lus  den  Parte  i kam  pfen  des  Reichstages  und  der 
Landesversammlungeu  aus.  Oie  der  stillen  Schularbeit 
;o  verderblichen  Streitigkeiten  der  Parteipolitik  hören  auf.  Nicht 
Politiker,  sondern  Pädagogen  beraten  und  beschließen  mit  den 
Vertretern  aller  Schulinteressenten,  und  zwar  nicht  von  politischen, 
»ondern  von  erziehungswissenschaftlichen  Gesichtspunkten  aus 
iber  Wohl  und  Wehe  der  Erziehung  und  des  Unterrichts.  Es 
vird  nicht  mehr  mit  Unverstand  von  einem  bürokratischen, 
ielbstherrlichen  Schulregiment  von  oben  her  in  Familien-  und 
schulerziehungsangelegenheiten  hineinrogiert.  Alle,  ob  kirchlich 
)der  außerkirchlich,  ob  bekenntnistreu  oder  ohne  Religions- 
Dekenntnis,  ob  zur  Rechts-  oder  Linkspartei  gehörig,  alle  haben 
hr  Recht.  Sie  alle  wählen  ihre  Schule  für  ihre  Kinder.  Es 
ragen  die  die  Verantwortung,  die  sie  allein  im  Blick  auf  die 
zeitliche  und  ewige  Zukunft  ihrer  Kinder  tragen  können  — die 
iltern.  Die  sie  aber  auch  tragen  müssen,  denn  nicht  Staat, 
licht  Kirche,  nicht  bürgerliche  Gemeinde  brauchen  das  so  vor- 
zugsweise und  in  erster  Linie  als  die  Erziehungsberechtigten. 
IS  sind  ja  ihre  Kinder. 

9 G Trefflich  stimmen  dazu  Gaudi gs  Ausführungen  in  der  Schrift: 

Deutsches  Volk  — Deutsche  Schule!  S.  Itöff:  »Nach  unserer  An- 
;chauung  ist  das  religiöse  Lebensgebiet  von  unersetzlichem 
Vert  für  den  Aufbau  des  gesamten  Lebens.  Darum  darf  es 
lun  und  nimmermehr  ausgeschieden  werden.  Soll  ferner  der  Erziehung 
zu  persönlichem  Leben  ihre  Einheitlichkeit  bleiben,  so  darf  die  Schule 
licht  die  Erziehung  zu  religiösem  Leben  ausscheiden  aus  ihrem  Tätig- 
<eitskreis,  indem  sie  diesen  Teil  der  Erziehung  der  Kirche  überläßt, 
ider  den  Religionsunterricht  als  den  einzigen  Unterricht  nicht  der 
Klassengemeinschaft  erteilen  läßt  und  sich  so  um  die  Möglichkeit  eines 
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Damit  ist  ein  zweites  gewonnen:  Die  Mündigkeit 
der  Familien  ist  anerkannt  auf  dem  Erziehungs- 
gebiet. Damit  ist  Tor  und  Tür  geöffnet  für  freie  Entscheidung, 
Mitverantwortung,  Mitschaffen  und  Mitverwaltung  an  den  besten 
Erziehungsmöglichkeiten  für  die  Jugend,  die  Zukunft  des  Volkes. 

Drittens  ist  der  Staatsgrundsat  z der  Selbst- 
Verwaltung  auch  in  Erziehungs-  und  Schu 
angelegenheiten  ausgesprochen.  Es  ist  Raum  ge- 
schaffen für  die  Bildung  freier  Schulgemeinden.  Auf  dem 
Grunde  der  Gewissenseinigkeit  und  Übereinstimmung  m den 
Grundfragen  der  religiös-sittlichen  Überzeugung  oder  gar  der 
dogmatischen  Grundlehren  der  kirchlichen  (religiösen)  Gemein- 
schaft oder  doch  der  sittlichen  Weltanschauung  sind  die  Familien 
in  ihrer  anerkannten  Schulgemeinde  zusammengeschlossen. 
Selbständigkeit  und  Freiheit  ist  vom  Staate  als  oberster  gesetz- 
gebender Stelle  auch  für  die  bisher  leider  oft  vergewaltigten 
Minderheiten  gewährleistet.  Wir  sindüber zeugt,  daß  au 
diesem  Wege  der  Schulfrieden  kommen  kann.  Komrnen 
kann  weil  jetzt  erst  das  Schulverfassungsproblem  im  Sinne  der 
Gerechtigkeit  gelöst  ist:  Di  e S chule  gehört  der  Schul- 
gemeinde. Die  ist  nicht  gleichbedeutend  und  fallt  auch  nicht 

einheitlichen  Erziehungsideals  bringt.  Das  letztere  tut  die  Schule  durch 
die  Zerreißung  der  Klassengemeinschaft  um  so  mehr,  als  die  religiös 
Anschauung  fich  nicht  aus  den  übrigen  Anschauungen  herauslo  en 
läRt  sondern  nach  allen  Seiten  hin  bestimmend  einwirkt....  Eine 
.ScUrÄ.Tndfe^  d.  h.  ein  Religionsunterrkht.  bei  .dem  die 
Schule  sefbstherrlich  Inhalt  wie  Form  feststellt,  ist  barer  Unsinm  Also 
trmfpssionell  getrennte  Schulen?  In  unserer  Zeit,  m der  aller 
konfessioneller  Hader  geschwiegen  haf,  in  der  skh  die  Konfessiims- 
ansehörigen  so  einig  wußten,  wie  nie,  in  der  bei  dem  religiösen  Leben 
Z^ußen  Im  Felde  dk  großen  religiösen  Grundgedanken,  -gesmnungen 
S-Kfühle,  die  vor  fnd  über  aller  Trennung  hegen,  zutage  getreten 

‘’7‘^-^VemÄrzu);ä'c^i?td:(rest\'w^^^ 

Der  Wme  zum  konfessionellen  Frieden  wird  aber  empfindlich  beem- 

trächtot  wenn  die  Schule  im  Aufträge  des  Staates  das  Haus  “"S  die 
tracmigi,  we  ^ Kindes  zu  ringen.  Uber 

?!foeTah?  die  man  mU  der  religiösen  Einheitsschule  über 
5 i/inH  heraufbeschwört,  kann  man  natürlich  dort  nur 
schlecht  unterrichtet  sein,  wo  man  (wie  das  gern  g«chkht) 
Rohentitnis  der  Eltern  zusammen  mit  Vermögen,  Stand 
n^d  WohnnH-  der  Eltern  unter  die  .äußeren  Verhältnisse 

des  Lebens*  rechnet.«  — 
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;:usammen  mit  der  bürgerlichen  Gemeinde  als  Vertreterin  des 
I Staates  oder  mit  der  Kirchengemeinde.  Sie  wird  nicht 
verwaltet,  sondern  sie  verwaltet  ihre  Angelegenheiten  selbst. 
.Vlit  dieser  freien  Volksschule  neben  einer  freien  Volks- 
cirche  in  einem  freien  Volksstaate  ist  der  Stand  der  Schul- 
ungelegenheit erreicht,  den  die  vor  hundert  Jahren  geplante 
große  Staats-  und  Erziehungserneuerung  im  Sinne  hatte,  aber 
noch  nicht  durchführen  konnte.  Damit  eröffnen  sich  alte 
'Vege  zu  neuem  Aufstieg.  Das  höchste  Recht  am  Kinde 
ist  zugleich  Gewissenspflicht  geworden.^)  Da  wird  die  Bahn 
jrei  für  lebenschaffende  Auswirkung  Pestalozzischer  Ideen:  Nicht 
^ die  Methode,  nicht  die  Schulorganisation,  — die  Liebe  ist 

I das  A und  O,  ist  des  Gesetzes  Erfüllung.  Liebe  zum  Kinde 

lind  Liebe  zur  Angelegenheit  seiner  Bildung  und  Erziehung. 
iDa  wird  gleicherweise  wie  das  Haus  auch  unsere  Schule  immer 
iein  und  mehr  und  mehr  werden : eine  Heimat  der  Liebe. 
Vertrauen  ersteht,  wo  Mißtrauen  herrschte.  Vertrauen  des  Kindes  zu 
den  Erziehern,  2)  zur  Gesellschaft  und  Volksgemeinschaft;  Vertrauen 
der  Eltern  zum  Staat,  der  Familienrecht  und  Gewissensfreiheit 
löher  achtet  als  selbstherrliches  Schabionisieren,  Inspizieren  und 
Normalisieren.  Luthers  Ideal  von  der  Freiheit  des  Christen- 
nenschen  tritt  wiederum  hell  strahlend  in  die  sturmbewegte  Ge- 
genwart ein.  — Und  nicht  zuletzt  ist  die  Schulgemeinde  für  die 
Eltern  eine  Schule  der  steten  Übung  in  der  Selbstzucht,  der 
Selbsterziehung.  Wie  die  Familien,  so  ihre  Schulgemeinde,  so 
ihre  Schule.  In  der  vermehrten  Gelegenheit  zur  Erkenntnis  der 
nnigsten  Zusammenhänge  zwischen  Schule  und  Haus,  zwischen 
Pamilienerziehung  und  Schulzucht,  zwischen  der  Gewöhnung  an 
jute  Sitten  und  der  Erkenntnis  des  Moralischen  und  schließlich 
les  im  religiösen  Glauben  genährten  und  gekräfiigten  Willens 
mm  Vollbringen  des  Guten  ist  die  freie  Schulgemeinde  um 
dieser  ideellen  Werte  willen  die  höchste  Form  der  Schulvertretung 
and  -Verwaltung.  Weder,  Kommunal-  noch  Kirchengemeinde 
cönnen  das  jemals  sein.  Daß  letzere  es  nie  gewesen  ist,  steht 
’ür  uns  geschichtlich  fest.  Und  erstere  kann  es  nie  werden. 

Siehe  die  packenden  Ausführungen  bei  A.  Heinen,  Die  Familie. 
Ihr  Wesen,  ihre  Gefährdungen  und  ihre  Pflege,  bes.  S.  92  und  109 ff., 
Familienreform  und  Schulreform. 

Erfurter  Führerblätter  1918,  Nr.  8 9:  »Es  suchen  von  ganzer 
Seele  und  um  jeden  Preis  finden:  Vertrauen  der  Jugend,  das  ist 
der  Grundstein  der  neuen  Jugendbildung.« 

Im  Sinne  von  Dörpfelds  Ausführung  über  moralische  und  reli- 
giöse Erziehung  im  Fundamentstück,  S.  99 — 102. 
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Denn  sie  bildet  nicht  für  die  Schule  »das  eigene  Gedinge«, 
wie  Dörpfeld  sich  ausdrückt.  Das  kann  nur  die  Schulgemeinde 
des  Vollinteressenten,  der  Elternschaft.  So  wird  zum  Wo  hie  der 
Familiengesundung  und  damit  zur  Weckung,  Pflege  und  Kräfti- 
gung unserer  Volkskraft  die  freie  Schulgemeinde  eine  Erziehungs- 
schule  im  großen  für  die  Eltern  selbst.  Weder  Tariferhöhung 
noch  Preßfreiheit,  weder  Bodenreform  noch  Ratesystem,  nicht 
Demokratie  und  nicht  Republik,  nicht  Sozialismus  und  nicht 
Kommunismus  werden  uns  allein  an  sich  vorwärts  und  aufwärts 
bringen.  Volksgesundung  geschieht  durch  Erziehung. 
Heute  wie  vor  100  Jahren.  Und  die  freie  Schulgemeinde 
ist  die  natürlichste,  umfassendste,  höchste  Erziehungs- 
möglichkeit dazu.  Sie  wird  das  Größte  yollbrinpn,  indem 
sie  für  die  soziale  Frage  als  eine  Gewissensfrage,  die 
heute  aufs  Heißeste  im  lodernden  Feuer  glüht,  die  rechte 

Wann  wird  uns  die  wahre,  freie  Schulgemeinde. 


Trüoer,  Freie  Erziehungs-  und  Bildungsanstalten,  S.  95,  klagt: 
\Y/;o  cLlncrpich  könnte  ietzt  eine  Schrift  wirken,  die  kurz  und  bündig 
Dörpfelds  Schulforderungen  zusammenstellt.  Alle  Parteien  ^önnteri 
A iVir  Propramm  bereichern.  • . Für  meine  wiederholten  Mah- 

fuX  fand  K dem  Kriege  kein  Verständnis,  und  jeW  ist  es  fast 
zu  spät.«  — Möchte  es  auch  jetzt  noch  nicht  zu  spat  sein. 

Schmidt,  Dörpfelds  Schulverfassung. 
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Ausblick. 


Wir  haben  einen  weiten  Weg  zurückgelegt.  In  der  Ge- 
schichte unserer  Volkschule  und  ihrer  Verfassung  suchten  wir 
die  verschiedenen  Wege  zur  Lösung  des  Problems  einer  ge- 
lachten, gesunden,  freien  und  friedlichen  Schulverfassung  auf. 
Von  der  mittelalterlichen  Kirchenschule  sind  wir  zur  Stadt-  und 
Staatsschule  der  neueren  Zeit  und  von  da  zu  Dörpfelds  Familien- 
: chule  gekommen.  In  ihr  und  ihrer  freien  Schulgemeinde  sahen 
wir  den  Grundsatz  höchsten  Menschenrechtes,  den  der  Gewissens- 
ireiheit,  sich  vollwertig  auswirken.  In  dieser  letzten  und  höchsten, 
lebensvollsten  Schulform,  die  zugleich  die  natürlichste  und  inner- 
1 ich  einheitlichste  ist,  sehen  wir  das  Problem  der  Schulverfassung 
mter  genauester  Abwägung  und  Berücksichtigung  der  Belange, 
die  neben  der  Familie  als  dem  Vollinteressent  an  der  Schule  die 
1 ihrigen  Teilinteressenten  (bürgerliche-,  Bekenntnis-  oder  Welt- 
: inschauungsgemeinschaft  und  Staatsgenossenschaft)  haben,  zur 
Zufriedenheit  aller  und  befreit  vom  bisherigen  Parteikampf  gelöst. 
So  lautet  unsere  Antwort  auf  die  eingangs  gestellte 
l'rage:  Wem  gehört  die  Schule?  nunmehr:  Die  Schule 
gehört  der  Elternschaft,  der  Familie;  im  weiteren 
Sinne:  ihrer  Schulgemeinde. 

Wir  haben  damit  eine  gerechte,  gesunde,  freie  und  fried- 
iche  Schulverfassung  gefunden.  Sie  ist  demokratisch  und  sozial 
mgleich.  Darum  ist  sie  unserem  Staatswesen  angemessen.  Es 
st  Pflicht  eines  jeden  Volkserziehers,  Volksbeauftragten  und 
khulzgesetzgebers , sich  mit  dieser  Schulverfassung  bekannt  zu 
nachen,  nicht  sowohl  von  Partei  wegen  als  um  des  Gewissens 
4nd  um  der  Vertiefung  der  demokratischen  Staatsidee  willen. 
Damit  nicht  auch  der  in  naher  Zukunft  unternommene  letzte  ver- 
leißungsvolle  Versuch  eines  freien  Reichs-  und  Landesschul- 
^esetzes  gleich  allen  seinen  Vorgängern  mißglückt,  gilt  es  jetzt 
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für  alle,  die  unser  Volk  lieb  haben,  sich  restlos  einzusetzen  für 
die  Vollstreckung  des  Vermächtnisses  eines  Großen  unter  den 
Lehrern  unseres  Volkes.^)  Sein  Werk  der  gerechten,  gesunden, 
freien  und  friedlichen  Schulverfassung,  das  über  allem  Partei- 
zwist auf  den  ewiggültigen  Menscheitsprinzipien  der  Gewissens- 
freiheit und  des  Elternrechtes  steht,  sollte  uns  alle,  welcher  Partei 
und  welches  Glaubens  wir  sind,  an  unserem  Teile  und  nach 
unserem  besten  Wissen  und  Können  zu  Mitvollstreckern  seines 
Testaments  machen  zum  Heile  unseres  Volkes  und  zum  Segen 
seiner  Jugend  als  seiner  Zukunft  Blüte. 

Uns  allen  mag  des  f Abgeordneten  D.  Hackenberg,  des 
verständnisvollen  Freundes  und  Förderers  der  Volksschule  Ge- 
dächtniswort aus  der  Seele  gesprochen  sein: 

»Ein  Gewinn  fürs  Leben  wird  es  mir  bleiben,  ihm  wenig- 
stens einmal  ins  Auge  geschaut  und  die  Hand  gedrückt  zu  haben; 
und  an  meinem  geringen  Teile  mitzutun,  um  seinen 
großen  Ideen  zur  Verwirklichung  zu  verhelfen:  Das 
soll  hinfort  zu  meinen  Lebensaufgaben  gehören.« 


D Inwieweit  die  umfangreichen  Erörterungen  und  Teilergebnisse 
der  stattge^ndenen  Reichsschulkonferenz  den  Weg  dazu  gebahnt  haben, 
ist  einstweilen  noch  nicht  abzusehen. 
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lin 1918.  . . . .,. 

Berliner  Lehrerverein,  Kommunale  Schulpolitik.  Eine  Kritik  ihrer 

Leistungen.  Berlin  1911. 

Elberfelder  Beschlüsse.  Eine  zeitgemäße  Lösung  der  Probleme  Schul- 
leitung, Schulaufsicht  und  Lehrerlaufbahn.  3.  Aufl.  Elberfeld 

1908. 

Rübenstrunk,  Elternbeirat.  Schulbezirksräte  und  Schulkommissionen 
als  Glieder  der  neuen  Schulorganisation.  Elberfeld  1919. 

Statut  für  die  städtische  Schuldeputation  und  die  Schulkommissionen 
in  Barmen.  1908.  Mit  Nachtrag  1914. 

Schönneshöfer,  Geschichte  des  Bergischen  Landes.  Elberfeld  1895. 
Vogelsang,  Aus  der  Geschichte  und  über  die  Vorzüge  des  Barmer 
Volksschulwesens.  Barmen  1908. 

Katalog  der  Dörpfeld-Bibliothek.  Elberfeld  1898. 
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M{  ger,  Pädagogische  Revue.  Jahrgang  1840—52.^) 

Zahn,  Schulchronik.  1844—51. 

Diästerweg,  Rheinische  Blätter.  Jahrg.  1827,  1860,  1864. 

Eir  ladungsschriften  des  Vereins  für  Herbartische  Pädagogik  in  Rhein- 
land und  Westfalen  1891  — Gegenwart. 

Eir  ladungsschriften  des  Vereins  evgl.  Lehrer  und  Schulfreunde  für 
Rheinland  und  Westfalen  1900  — Gegenwart. 

Evangelisches  Schulblatt  begründet  von  F.  VC'.  Dörpfeld,  herausgegeb. 

von  C.  Achinger.  1857—1916. 

Deitsche  Lehrerzeitung.  Berlin.  Von  1900  — Gegenwart. 

Ne  je  Westdeutsche  Lehrerzeitung.  Elberfeld  1900  — Gegenwart. 

Pn  ußische  Lehrerzeitung.  Berlin  1900  — Gegenwart. 

Di<  deutsche  Schule.  Monatsschrift  des  deutschen  Lehrervereins. 

Di«  Hochschule,  Blätter  für  akademisches  Leben  und  studentische 
Arbeit.  1918  u.  1919. 

Di«  Neue  Erziehung.  Sozialistisch  - pädagogische  Zweiwochenschrift. 
Berlin  1919. 

III.  Theologie;' 

So  hm,  Kirchengeschichte  im  Grundriß.  13.  Aufl.  Leipzig  1902. 
Oöbel,  Geschichte  des  christlichen  Lebens  in  der  rheinisch -westfäli- 
schen Kirche.  3 Bde.  Coblenz  1852. 

De  mmer,  Geschichte  der  Reformation  am  Niederrhein.  Aachen  1885. 
Kr  afft,  Rückblick  auf  die  synodale  Geschichte  des  Bergischen  Landes. 
Barmen  1878. 

Th  imme-Rolffs,  Revolution  und  Kirche.  Zur  Neuordnung  des 
Kirchenwesens  im  deutschen  Volksstaat.  Berlin  1919. 
Kesseler,  Brauchen  wir  Religionsunterricht  und  welchen?  Leipzig  1919. 
vom  Rohden,  Der  Religionsunterricht  im  Neuen  Staatswesen.  Christ- 
liche Welt.  Nr.  16.  Marburg  1919. 

Lu  herisches  Jahrbuch  I:  Kirche  und  Schule  seit  dem  Umsturz. 
Dresden  1919. 

Vo  kskirchenflugschriften.  Elberfeld  1918/19. 

t 

IV.  Rechts-  und  Staatswissenschaften  (einschl.  Gesetzes- 
sammlungen): 

V.  Stein,  Lorenz,  Handbuch  der  Verwaltungslehre.  Stuttgart  1884/85. 
Sciwarzkopf,  Vereinfachung  und  Verbesserung  der  Reichs-,  Staats- 
und öffentlichen  Verwaltung.  I.  Bd.  Stuttgart  1919.| 

Peters,  Schulrecht.  Sonderdruck  aus  Stier- Somlo,  Handbuch  des 
kommunalen  Verfassungs-  und  Verwaltungsrechtes  in  Preußen. 
Preuß,  Das  Recht  der  städtischen  Schulverwaltung  in  Preußen. 
Berlin  1905. 

Gi  nther,  Die  staatsrechtliche  Stellung  des  Gemeindeschullehrers  in 
Preußen.  Diss.  Greifswald  1919. 

— Vierteljahrsschrift  für  kommunale  Schulverwaltung.  1.  Jahrg.  Leipzig 
1918. 

TI  iele,  Süverns  Unterrichtsgesetzentwurf  vomjahre  1819.  Leipzig  1913. 
Lijipesches  Volksschulgesetz  vom  11.  März  1914.  Detmold  1914. 


Die  zahlreichen  Artikel  der  hier  angeführten  Zeitschriftenjahr- 
gäige  sind  unterm  Texte  angegeben. 
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Die  Verfassung  des  Deutschen  Reiches  vom  11.  August  1919.  Text- 
ausgabe. Berlin  1919. 

Allgemeines  Landrecht  für  die  preußischen  Staaten.  2.  Bd.  Berlin  18j2. 
An  schütz.  Die  Verfassungsurkunde  für  den  preußischen  Staat  vom 
31.  Jan.  1850.  Kommentar:  1.  Bd.  Berlin  191^ 

V.  Brauchitsch,  Preußische  Verwaltungsgesetze.  7.  Bd.  Berlin  1908. 
von  Bremen,  Die  preußische  Volksschule.  Gesetze  und  Verord- 
nungen. Berlin  1905.  ^ «•  mno 

— Das  Schulunterhaltungsgesetz  vom  28.  Juli  1906.  Berlin  1908. 
Quehl,  Verordnungen  betr.  das  Volksschulwesen  im  Reg.  - Bezirk 

Düsseldorf.  Düsseldorf  1905.  j 

Scotti,  Sammlung  der  Gesetze  und  Verordnungen  in  den  ehema  igen 
Herzogtümern  Jülich,  Cleve  und  Berg.  3 Bde.  Düsseldorf 

1821  22. 
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Lebenslauf. 


Geboren  bin  ich,  Ernst  Wilhelm  Schmidt,  am  3.  Februar, 
U84  zu  Ruthenbeck,  Kreis  Mettmann.  Nach  5 jährigem 
SU  ch  der  Rektoratschule  zu  Cronenberg  war  ich  wiederum  5 Jahre 
lang  Zögling  des  Evangelischen  Lehrerseminars  mit  Präparanden- 
arstalt  zu  Mettmann.  Von  1904 — 1914  war  ich  an  verschiedenen 
Ljndschulen  (Schöller  und  Heiligenhaus)  und  an  städtischen 
Knaben-  und  Mädchenschulen  sowie  vertretungsweise — am 
L(  hrerinnenseminar  zu  Barmen  tätig.  Nach  mehrjähriger,  privater 
Vorbereitung  — ich  nahm  u.  a.  an  mehreren  Universitetsferien- 
ki  rsen  im  frz.  und  engl.  Sprachgebiet  teil  — legte  ich  die  Mittel- 
sciullehrerprüfung  und  die  Rektorprüfung  in  der  frz.,  engl. 'und 
lai.  Sprache  ab.  Mein  Studium  an  der  Universität  Münster  fand 
nach  Ablauf  des  1.  Semesters  eine  4jährige  Unterbrechung  durch 
m nne  Teilnahme  am  Kriege  als  Offizier  auf  der  Westfront.  Auf 
G und  des  am  Realgymnasium  zu  Schwelm  bestandenen  Maturum 
nahm  ich  meine  Studien  wieder  auf  und  studierte  in  Münster 
Philosophie  und  Pädagogik  sowie  deutsche  und  englische  Sprache 
ur  d Literatur. 

Ich  besuchte  u.  a.  Vorlesungen  und  Übungen  bei  den 
H irren  Professoren  Braun,  Brunswig,  Cauer,  Kabitz;  ferner  bei 
Piof.  Jostes,  Schwering,  Hoffmann,  Kluckhohn;  sowie  bei  den 
H irren  Prof.  Keller  und  Hase. 

Die  mündliche  Dr.- Prüfung  fand  am  17.  April  (in  Philo- 
sophie und  Pädagogik)  und  am  7.  Mai  1920  im  Deutschen  und 
Englischen)  statt. 


